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www.bramac.at 

Globale Entwicklungen zeigen, dass viele unserer 

Ressourcen nicht unbegrenzt zur Verfügung stehen.  

Umso wichtiger ist es, bei der Auswahl von Baumaterialien 

verstärkt auf ihre ökologische Verträglichkeit zu achten.  

Wer ökologisch und nachhaltig bauen will, baut beim Dach 

am besten auf Bramac Dachsteine.

 Dachsteine sparen CO2, weil nur der 

Zement-Anteil – 20% des gesamten Rohstoffs –  

gebrannt werden muss.

 Dachsteine sparen Energie, weil sie nur einige 

Stunden bei moderaten 60ºC getrocknet werden  

und danach einfach am Lager aushärten.

 Dachsteine schonen Wiesen und Wälder, weil sie 

weniger Stickoxide und Schwefeldioxide verursachen  

als andere beliebte Bedachungsmaterialien.

 Dachsteine verursachen eine geringere Feinstaub-

Belastung. Und je niedriger die Feinstaub-Konzentration, 

desto höher die Lebensqualität!

Womit decken wir unser Dach?
Eine Frage der Verantwortung.

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Kommunal: Kommentar

Helmut Mödlhammer
Präsident des Österreichischen 
Gemeindebundes
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Wir wollen uns weder vor
der enorm wachsenden 
Dynamik der 
Kinderbetreuung noch vor
dem Mega-Thema Pflege
drücken, aber Tatsache ist,
dass ohne neue Strukturen
diese Aufgaben die 
Gemeinden in den wirt-
schaftlichen Ruin treiben.

Der Österreichische Gemeinde-
tag in Graz war zweifellos wieder
die bedeutendste und größte
kommunale Veranstaltung Öster-
reichs. Mehr als 2000 Gemeinde-
politikerinnen und Gemeindepo-
litiker, Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sowie höchst prominen-
te Gäste kamen zusammen, um
einerseits die anstehenden 
Probleme und Aufgaben zu dis-
kutieren, aber auch sich über das
Erreichte zu freuen. Und trotz
der großen Sorgen der Gemein-
den werfen die Bürgermeister
nicht die Flinte ins Korn, sondern
stellen sich den gewaltigen 
Herausforderungen der Zukunft,
die sicher nicht einfach wird,
aber zu einem ganz großen Teil
von der Arbeit in den Gemeinden
geprägt wird. Neben den alltägli-
chen Anforderungen, wie es die
ständig wachsenden Aufgaben
bei gleich bleibenden oder sogar
weniger werdenden Mitteln sind,
wird es notwendig sein, dass wir
uns natürlich mit den Fragen der
Energie und Nachhaltigkeit be-
schäftigen, dass die Gemeinden
wieder einmal Vorreiter und Pio-
niere sind und dass unkonventio-
nelle Ideen nicht als Spinnerei
abgetan, sondern auch umge-
setzt werden. 

Darüber hinaus wird es unum-
gänglich sein, dass wir unsere
Strukturen durchleuchten, dass
wir den Bürgerinnen und Bür-
gern auch erklären müssen, dass
nicht alles und jedes von der Ge-
meinde erledigt werden kann,
sondern auch Eigenverantwor-
tung gefragt ist. Auch das Poten-
zial aus mehr Zusammenarbeit
ist sicher noch nicht ganz ausge-
schöpft. Das sind die Botschaf-
ten, die wir für die künftige Ar-
beit mitnehmen müssen. 

Aber es gab auch ganz konkrete
Ergebnisse dieses Gemeinde -
tages, der naturgemäß von den
wirtschaftlich schwierigen Um-
ständen der Kommunen begleitet
war. So sicherte der Finanzminis -
ter öffentlich zu, dass der bis
2014 ausverhandelte Finanzaus-
gleich auf Punkt und Beistrich

eingehalten wird. Das war nicht
selbstverständlich, weil immer
wieder darüber diskutiert wurde,
ob man nicht doch Einnahme-
quellen schaffen soll, die aus -
schließlich dem Bund zustehen
und die Länder und Gemeinden
leer ausgehen. Es ist uns schon
klar, dass der Bund mit seinen
Konjunkturpaketen im Vorjahr
die Krise ganz wesentlich ent-
schärft hat und Österreich heute
wesentlich besser dasteht als an-
dere Länder, aber die Gemeinden
sind nach wie vor die regionalen
Wirtschaftsmotoren, die ohne
große Bürokratie vor allem 
Arbeitsplätze der heimischen
Klein- und Mittelbetriebe si-
chern. Und deshalb muss es im
Interesse des Gesamtstaates sein,
dass diese Gemeinden nicht nur
bestens funktionierende Verwal-
tungs-, sondern lebendige Gestal-
tungsgemeinden sind. 

Umso notwendiger wird es sein,
dass man sie von Belastungen be-
freit, die sie nicht beeinflussen
können, aber zu einem großen
Teil finanzieren müssen. Wir wol-
len uns weder vor der enorm
wachsenden Dynamik der 
Kinderbetreuung noch vor dem
Mega-Thema Pflege drücken,
aber Tatsache ist, dass ohne neue
Strukturen diese Aufgaben die
Gemeinden in den wirtschaftli-
chen Ruin treiben. Umso wichti-
ger war gerade deshalb die
Ankündigung des Finanzminis -
ters, dass im großen Reform-
paket die Pflege ein wichtiger
Verhandlungsgegenstand sei.
Nun wissen wir auch, dass
Ankündigungen und Zusagen
noch nicht die Umsetzung sind,
aber Aussagen vor 2000 Kommu-
nal-Verantwortlichen wiegen
doch schwerer als populistische
Wahlkampfphrasen. Wenn nun
auch die Taten folgen, dann war
der Gemeindetag 2010 nicht nur
ein großes, schönes, sondern
auch erfolgreiches Ereignis, das
uns Mut für die Arbeit in den
Kommunen gibt.

Gestalten statt verwalten
Gemeindetag: Finanzausgleich hält, Pflege wird verhandelt
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Liebe Leserin, Liebe Leser! 

Der 57. Österreichische Ge-
meindetag in Graz ist gut zu En-
de gegangen und die zugehöri-
ge Kommunalmesse war ein
voller Erfolg. Mehr als 2.000
Bürgermeister und Kommunal-
politiker sowie höchste Reprä-
sentanten des Staates wie Bun-
despräsident, Vizekanzler und
Außenminister nutzten die
größte Kommunikationsplatt-
form der Kommunalpolitik und
der Kommunalwirtschaft in un-
serer Republik. Mehr als 140
Unternehmen, Organisationen
und Institutionen präsentierten
in Graz auf mehr als 6600 Qua-
dratmetern Ausstellungsfläche
ihre Angebote, Produkte und
Leistungen für Österreichs 
Gemeinden. 

Und Österreichs Kommunalpoli-
tiker demonstrierten auf dieser

der Wirtschaft, das hat sich wie-
der klar herausgestellt – und die
Kommunalmesse hat es erneut
geschafft dafür die richtigen 
Personen zusammenzubringen,
die richtige Umgebung zu bieten
und eine angenehme Atmosphä-
re zu schaffen. 

Die jüngste Ausgabe unseres
Fachmagazins, die mit einem
Gesamtumfang von 136 Seiten
wieder einen verlegerischen 
Höhepunkt darstellt, soll Öster-
reichs effizientesten Managern
im Öffentlichen Bereich weitere
Unterstützung für die täglichen
Herausforderungen bieten. 

Wirtschaftschau wieder ein-
drucksvoll, wie sie auf die aktu-
ellen Herausforderungen, die ih-
nen gestellt werden, hervorra-
gend reagieren. Die Messe wur-
de genutzt, um ganz konkrete
Lösungen auf tagespolitische
Aufgaben zu finden. Aussteller
wurden als Experten herangezo-
gen und Berufskollegen wurden
zu intellektuellen Sparringpart-
nern. Die Kommunen als die
größten öffentlichen Investoren
brauchen für die erfolgreiche
Bewältigung vielfältiger Aufga-
ben leistungsstarke Partner aus

Michael Zimper
Geschäftsführer
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Sowohl in Mödlhammers
Begrüßung als auch aus
den eröffnenden Worten
von Erwin Dirnberger und
Sigi Nagl sprach die Sorge
um die Zukunft der Ge-
meinden. Beide Präsidenten
sprachen aber auch von der
Kraft und dem Pioniergeist
der Gemeindemandatare,
die trotz aller Schwierigkei-
ten „den Kopf nicht hängen
lassen“. „Arbeiten wir ge-
meinsam, feiern wir ge-
meinsam, freuen wir uns
auf die kommenden beiden
Tage in Graz“, so Mödlham-
mer.
Der Gemeindebundpräsi-
dent wies vor allem auf tris -
te Finanzsituation in den
Gemeinden hin, die sich al-
lerdings zu entspannen
beinnt – von einem niedri-
gen Niveau aus. In dem Zu-
sammenhang konnte er sich
auch einen kleinen Seiten-
hieb auf den Grazer Bürger-
meister Sigi Nagl nicht ver-
kneifen: „Du beschwerst
dich ja immer darüber, wie
arm Graz ist – das sehen
wir eh, wie ,arm‘ das
blühende Graz ist. Und
überhaupt ist ja Graz die
größte Stadt Österreichs,

weil Wien ja auch Bundes-
land ist und deswegen nicht
gewertet wird.“
Neben dem praktisch voll-
zählig versammelten Bun-
desvorstand begrüßte Mödl-
hammer auch die Gemein-
dereferenten Kärntens, Jo-
sef Martinz, und Ober öster -
reichs, Sepp Stockinger, den
Zweiten Landtagspräsident
Niederösterreichs, Herbert
Nowohradsky, sowie Bundes-
rats präsident Martin Prein -
eder. Dies ist nur ein Aus-
zug der Fest gäste. Stellver-
tretend für die Ehrenmit-
glieder des Gemeindebun-
des seien an dieser Stelle
Ferdinand Reiter, der Doyen
der österreichischen Kom-
munalpolitik, und Hermann
Kröll, ehemals Präsident
des Steiermärkischen Ge-
meindebundes, genannt.
Nach Mödlhammer begrüß-
ten noch Erwin Dirnberger
und Sigi Nagl die Gäste.
Auch ihre Beiträge befass -
ten sich mit der Finanzlage
der Gemeinden und damit,
dass eine machtvolle Zu-
sammenkunft wie der Ge-
meindetag die beste Gele-
geheit sei, die „Köpfe nicht
hängen zu lassen“. 

Unter der denkmalgeschützten Dachkonstruktion der Halle B der
Grazer Messe fand vor 2043 – so die offizielle Zahl – Delegierten
aus praktisch allen österreichischen Gemeinden die Eröffnung des
57. Österreichischen Gemeindetages und der KOMMUNALMESSE
statt. In seinen Begrüßungsworten legte Helmut Mödlhammer
auch gleich die Marschrichtung vor: „Erhaltung der kommunalen
Finanzkraft.“ 

Eröffnung des 57. Österreichischen Gemeindetages und der KOMMUNALMESSE

Arbeiten wir gemeinsam, 
feiern wir gemeinsam ...

Aktion: KOMMUNAL unterstützt „Nachbar in Not“

Spendenfreudige Mandatare helfen den 
Flutopfern in Pakistan
Gelungener Start der Akti-
on „KOMMUNAL unter-
stützt ,Nachbar in Not“‘. 
Außenminister Michael
Spindelegger und KOMMU-
NAL-Chef Michael Zimper
spendeten für die Flutopfer
in Pakistan (Bild links). 
Weitere prominente Spen-
der waren Bundespräsident

Heinz Fischer, Vizekanzler
Josef Pröll sowie zahlreiche
Bürgermeisterinnen und
Bürgermeister.
Reißenden Absatz fanden
die T-Shirts mit den Auf-
schriften „Das letzte
Hemd“; sie waren nach
sechs Stunden alle 
verkauft, das letzte 

einem KOMMUNAL-
Mädchen vom Leib weg.
Und bevor Missverständ -
nisse aufkommen: Sie ist
sich umziehen gegangen.
Die Shirts mit der Aufschrift
„Wunder-Wuzzi“ waren am
zweiten Tag zu Mittag alle
weg. 
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Auch der Bundespräsident findet auf der KOMMUNALMESSE Inter-
essantes. Hier begutachtet der passionierte Wanderer Heinz 
Fischer Spezialschuhwerk von Rukapol für kommunale Bedienstete. Fast wäre das besondere Jubiläum

des Hubert Waibel im Trubel der
Feierlichkeiten untergegangen.
Der rüstige Vorarlberger erzählte
so nebenbei, dass er das erste Mal
1960 Gast bei einem Gemeinde-
tag war – damals noch als junger
Delegierter seiner Gemeinde. 
Gemeindebund-Chef Helmut
Mödlhammer ließ es sich darauf-
hin nicht nehmen, dem Gemein-
debund-Ehrenmitglied Waibel zu
gratulieren. Auf 50 Gemeindetage
kann nicht wirklich jemand
zurückblicken. Was der ehemali-
ge Chef des Vorarlberger Gemein-
deverbandes trocken mit den
Worten quittierte: „Was uns net
umbringt, macht uns nur härter.“

Jubiläum

Der goldene Hubert Waibel

Die Prominenz des Gemeindetages

Bundespräsident, Vizekanzler
und Außenminister

Im Dienste der Gemeinden

Geburtstagskinder

Auf Wiedersehen 2011 in Tirol

Drei Geburtstagskinder gab es am 8. und 9. September im Rahmen der 
Tagung des Bundesvorstandes auch zu feiern: Johann Urschler, Bür-
germeister von Großwilfersdorf (li.), Martin Ozimic (2. v. l.) vom Stei-
ermärkischen Gemeindebund und Otto Huslich (2. v. r.) , Bürgermeister
der Waldviertler Gemeinde Litschau, hier mit Gemeindebund-Chef
Helmut Mödlhammer (Mitte) und Steiermarks Erwin Dirnberger (re.).
Der gelernte Fermmeldemonteur Johann Urschler, Jahrgang 1946,lebt
seit 1978 in Großwilfersdorf und ist seit 1985 Gemeinderat, seit 1992
Bürgermeister und seit 1995 Gemeindebund-Obmann im Bezirk Fürsten-
feld. Martin Ozimic, Jahrgang 1967, folgte 2007 dem langjährigen Ge-
schäftsführer des Steiermärkischen Gemeindebundes, Klaus Wenger,
im Amt nach. Otto Huslich (1949), ist seit 20 Jahren Gemeinderat und
seit 16 Jahren Bürgermeister. Davor war Huslich in vielen Positionen
der Stadtgemeinde Litschau tätig.

Der Grazer Bürgermeister Sigi Nagl und Vizekanzler und Finanz -
minister Josef Pröll posieren mit den „Model-Kindern“ für die 
KOMMUNAL-Warntafeln für einen sicheren Schulweg.

Sein Ministerium hatte sogar einen eigenen Infostand auf der 
KOMMUNALMESSE: Außenminister Michael Spindelegger (2. v. l.),
hier mit seinem Mitarbeiter Harald Stranzl (li.) und Kommunal-
verlags-Chef Michael Zimper sowie der Messeverantwortlichen Jo-
hanna Mandorff, stellt den Besuchern der Messe seine Initiative
der „Europa-Gemeinderäte“ vor.

Der 58. Österreichische 
Gemeindetag wird am 
9. und 10. Juni 2011 in 
Kitzbühel in Tirol 
stattfinden.
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57. Österreichischer Gemeindetag und KOMMUNALMESSE in Graz

Ungebrochener 
Gestaltungswille auch in
einer schwierigen Zeit

Das Präsidium des 57. Österreichi-
schen Gemeindetages: Am Tisch Leo
Radakovits (Burgenland), Hans
Hingsamer (Oberösterreich), Hans
Ferlitsch (Kärnten), Alfred Riedl
(Niederösterreich), Robert Hink (Ge-
neralsekretär des Österreichischen
Gemeindebundes), Erwin Dirnberger
(Steiermark), Ernst Schmid (Burgen-
land), Rupert Dworak (Niederöster-
reich), Ernst Schöpf (Tirol) und Wil-
fried Berchtold (Vorarlberg). Am
Rednerpult Gemeindebund-Präsi-
dent Helmut Mödlhammer. Fo
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Der Gemeindetag stand unter
dem Motto „Energie und Nach-
haltigkeit“, aber naturgemäß
auch im Zeichen der schwieri-
gen finanziellen Situation der
Gemeinden, besonders der klei-
nen Gemeinden. Und er hat, wie
Gemeindebund-Präsident Hel-
mut Mödlhammer in seinem
Schlusswort betonte, eindrucks-
voll bewiesen, dass der Gestal-
tungswille der Kommunalpoliti-
ker auch in schwieriger Zeit un-
gebrochen ist.
Auch heuer haben zahlreiche

Ehrengäste die Einladung zur
größten kommunalpolitischen
Veranstaltung Österreichs ange-
nommen und damit, so Präsi-
dent Mödlhammer, „ihre Wert-
schätzung gegenüber den Ge-
meinden, vor allem aber ihre
Bereitschaft, sich unsere Argu-
mente anzuhören, gezeigt“. Er
konnte unter anderen Bundes -
präsident Dr. Heinz Fischer, 
Landeshauptmann Mag. Franz
Voves und LH-Stv. Hermann
Schützenhofer,  den Grazer Bür-
germeister Dr. Siegfried Nagl als
Vertreter des Städtebundes mit
Generalsekretär Dr. Thomas We-
ninger, den evangelischen Lan-
des-Superintendenten Hermann
Miklas, die Landesräte Dr. Josef
Stockinger (Oberösterreich) und
Dr. Josef Martinz (Kärnten),
zahlreiche Mandatare zu den
gesetzgebenden Körperschaften,
den Vorsitzenden der Gewerk-
schaft der Gemeindebedienste-
ten, Ing. Christian Meidlinger,
den Ehrenpräsidenten des Ge-

meindebundes, Ferdinand Reiter,
den Präsidenten des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes,
Roland Schäfer, sowie Delega-
tionen aus Nordrhein-Westfalen,
Bayern, Tschechien, Südtirol
und Lettland begrüßen.

Stagnierende Einnahmen,
steigende Ausgaben   

Der Präsident des Österreichi-
schen Gemeindebundes, Helmut
Mödlhammer, warnte, die Kom-
munen könnten aus finanziellen

Gründen von
Gestaltungs-
wieder zu Ver-
waltungsge-
meinden her-
absinken, denn
ihre finanzielle
Lage habe sich
dramatisch ver-
schlechtert. Ei-
nerseits seien
sie von der Kri-

se mit voller Härte getroffen
worden, die Einnahmen vor al-
lem aus den Ertragsanteilen sta-
gnieren oder sinken. Selbst

wenn es wirtschaftlich nur mehr
aufwärts gehen sollte – was
noch lange nicht sicher sei –,
werde es Jahre dauern, bis die
Gemeindeeinnahmen wieder
das frühere Niveau erreicht ha-
ben. Sicher aber werde die wirt-
schaftliche Erholung nicht geför-
dert, wenn die größten öffentli-
chen Investoren, die Gemeinden,
finanziell ausgehungert werden. 
Auf der anderen Seite seien die
Ausgaben der Gemeinden rasant
gestiegen, vor allem für Sozia-
les, Gesundheit und Pflege. Die
Gemeinden könnten diese Kos -
ten nicht beeinflussen, sie „zah-
len zu einem sehr großen Teil
die Zeche für Reformen, die uns
der Bund und die Länder be-
schert haben“.

Auch Gemeindehaushalte
müssen saniert werden

Immer mehr Gemeinden seien
nicht mehr in der Lage, ihren
Haushalt aus eigener Kraft aus-
zugleichen, und bei allen
schmelze die freie Finanzspritze,
die es den Bürgermeistern erst
ermöglicht, gestaltend zu wir-
ken.  Manche Kommunen seien
nicht mehr in der Lage, ihre
Straßen und Wege zu sanieren –
mit verheerenden Folgen für die
Wirtschaft – andere Bürgermeis -
ter sehen sich gezwungen,
schweren Herzens die Zuschüsse
für Vereine und Veranstaltungen
zu kürzen, was letztlich einen
Verlust an Gemeinschaft und 
Lebensqualität, an Heimat be-
deute.
Alles das müsse zu einer weite-
ren Abwanderung führen und
nage an den Existenzgrundlagen
des ländlichen Raumes. Ein-
dringlich mahnte Mödlhammer:
„Wenn wir uns hoffentlich  einig
sind, dass es im allgemeinen In-
teresse liegt, diesen ländlichen
Raum als Lebens-, Wirtschafts-
und Erholungsraum zu erhalten
und zu stärken, dann kann die
Konsequenz für unsere Partner
nur lauten: Lassen wir die klei-
nen und mittleren Gemeinden
im ländlichen Raum nicht im
Stich!“
Neben dem Bundeshaushalt und
den Länderbudgets müssten
auch die Gemeindehaushalte sa-
niert werden, betonte der Präsi-
dent des Gemeindebundes und
leitete daraus konkrete Forde-

Mehr als 2000 Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Gemeinde -

mandatare und Gemeindebedienstete füllten die imposante Grazer

Stadthalle und machten den 57. Österreichischen Gemeindetag zu 

einer Demonstration der Geschlossenheit über parteipolitische und 

regionale Grenzen hinweg. 

Die Wahrheit ist den Menschen zumutbar.
Das weiß keiner besser als ein Kommunal -
politiker, denn im überschaubaren Bereich
der Gemeinde ist es kaum möglich, den 
Bürgern etwas vorzumachen.

Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer

Bei allem Verständnis für die
Notwendigkeit, den Bundes-
haushalt und die Länderbud-
gets zu sanieren, halten wir
klipp und klar fest: Auch die
Gemeindehaushalte müssen
saniert werden!

derselbe
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sammenlegungen, weil sie, so
Mödlhammer, „den Menschen
Heimat nehmen, ohne tatsäch-
lich etwas zu bringen. Größer
heißt noch lange nicht billiger!
Manche, die Zusammenlegun-
gen fordern, sollten ernstlich
überlegen, ob nicht gerade das
kritiklose und rücksichtslose
Streben nach Größe eine der 
Ursachen für die Finanz- und
Wirtschaftskrise war.“ Bezogen
auf die Einwohnerzahl  kämen
die kleinen Gemeinden mit we-
niger Personal aus,  hätten einen
geringeren Verwaltungsaufwand
und investieren wesentlich mehr
als die größeren Städte.
Alles das sei selbstverständlich
überprüfbar. Denn, betonte
Mödlhammer, die Gemeinden
„haben gar nichts gegen das
Überprüfen“. Sie seien aller-
dings bereits die am stärksten
kontrollierte Gebietskörper-
schaft und wehren sich gegen
noch mehr Kontrollen, noch
mehr Bürokratie,  gegen An-
schläge auf die Gemeindeauto-

rungen ab. Ein Belastungsstopp
für die Gemeinden sei ein Gebot
der Stunde. An Einnahmen aus
Steuererhöhungen bzw. an neu-
en Steuern müssten auch die
Kommunen entsprechend betei-
ligt sein. Und wenn der Bund
seinen Voranschlag 2011 erst im
Dezember vorlege, müsse auch
den Gemeinden, die vorher
nicht wissen, was auf sie zukom-
me, erlaubt sein, ihre Voran-
schläge erst im Dezember oder
Jänner zu erstellen.

Kostenfallen Pflege und
Kinderbetreuung

Die dringendste Forderung aber
betreffe die Pflege und Betreu-
ung der älteren Mitbürger.
Sehr rasch müsse ein tragfähiges
System für eine nachhaltige Fi-
nanzierung erarbeitet werden.
Dabei sollte man die Bürger
nicht unterschätzen. Die Men-
schen seien gerade in diesem
Bereich sicher gerne bereit,
selbst einen finanziellen Beitrag
zu leisten, wenn ihnen dafür die
Sicherheit geboten wird, im Al-
ter bei Bedarf eine professionel-
le und vor allem auch men-
schenwürdige Pflege und Be-
treuung zu erhalten.
Rasant steigende Kosten gebe es
auch bei der Kinderbetreuung.
Präsident Mödlhammer meinte,
gerade in diesem Bereich seien
die Rahmenbedingungen und
die Bedürfnisse in der Stadt und
auf dem Land höchst unter-

schiedlich: „Man soll nicht alles
und jedes bis ins kleinste Detail
mit Gesetzen regeln. Unsere
Bürgermeister kennen die loka-
len Verhältnisse bestens. Wenn
man ihnen die nötigen Freiräu-
me und Gestaltungsmöglichkei-
ten lässt, dann können sie vieles
besser, menschlicher und noch
dazu billiger lösen als die 
schönsten Paragraphen.“

Größer ist noch lange
nicht billiger

Die Gemeinden und ganz beson-
ders die kleinen Gemeinden hät-
ten immer sehr sparsam gewirt-
schaftet und seien auch bereit,
weiterhin ihren Beitrag zu Ein -
sparungen der öffentlichen
Hand zu leisten. Das größte
Einsparungspotenzial – bis zu
100 Millionen Euro – liege in
der interkommunalen Zusam-
menarbeit. Es gebe hunderte
Beispiele für erfolgreiche Koope-
rationen, wobei das Kunststück
darin bestehe, Sparpotenziale
zu nutzen, 
ohne dass die
Bürgernähe,
das größte
Plus der Ge-
meinden, auf
der Strecke
bleibt. 
Entschieden
abgelehnt
werden er-
zwungene Ge-
meindezu-

Wir bekennen uns zu einer 
sachlichen und gründlichen 
Kontrolle der Gemeinde, 
warnen aber entschieden 
davor, die Kommunen zu 
Tode zu kontrollieren.

derselbe

11

Suchen nach dem Platz unter tosendem Applaus von mehr als 2000 Delegierten: Landeshauptmann Voves und Bundespräsident Fischer
nach links, Vizekanzler Pröll, Bürgermeister Nagl nach rechts. Interessanterweise schien es dabei eine Trennung nach Coleurs zu geben,
saßen doch Burgenlands ehemaliger Landtagspräsident Walter Prior ebenfalls links, während Niederösterreichs Landtagspräsindet Hans
Penz rechts Platz nahm. Aber aus protokollarisch versierten Kreisen war zu vernehmen: Alles Zufall.
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Kommunal: Gemeindetag12

nomie und damit letztlich gegen
ein verfassungsrechtlich mehr
als zweifelhaftes Vorgehen.

Nicht Privilegien, sondern
Gerechtigkeit

Der Gestaltungswillen der Kom-
munalpolitiker sei ungebrochen,
damit das aber in Zukunft so
bleibe, brauche man neben den
finanziellen Mitteln auch Män-
ner und Frauen, die bereit und
in der Lage sind, zu gestalten.
Ein Grund dafür, dass sich im-
mer weniger Kandidaten für das
Bürgermeisteramt finden, sei si-
cher die mangelnde soziale Ab-
sicherung. Hier bestehe dringen-

der Handlungsbedarf.  Mödl-
hammer: „Wir verlangen keine
Privilegien, sondern wir fordern
die Beseitigung von Diskriminie-
rungen. Wir fordern Gerechtig-
keit! Damit sich auch in Zukunft
die besten Köpfe und die fleißigs-
ten Hände auf kommunaler Ebe-
ne einbringen!“  

Städte fordern keine 
Eingemeindungen

Der Grazer Bürgermeister Mag.
Siegfried Nagl  übermittelte die
Grüße des Städtebundes sowie
dessen Präsidenten Bürgermeis -
ter Dr. Michael Häupl und un -
terstrich die gute Zusammenar-
beit zwischen den beiden kom-
munalen Interessenverbänden.
Es sei durch zahlreiche Studien
bewiesen, dass 80 Prozent der
öffentlichen Investitionen von
den Gemeinden getätigt wer-
den. Könnten sie nicht mehr in-
vestieren, sei der Wirtschaftsauf-
schwung gefährdet.
Die Städte, betonte der Grazer
Bürgermeister, fordern keine
„Eingemeindungen“, sondern
setzen auf Zusammenarbeit mit
den Umlandgemeinden. Die
kleinen Gemeinden seien für die
Menschen wichtig, die Zusam-
menarbeit könnte aber noch we-

sentlich ausgebaut werden.
Er schloss sich der Forderung
von Präsident Mödlhammer an,
dass an neuen Einnahmen alle
Gebietskörperschaften partizi-
pieren müssten, und erklärte,
bei den nächsten Finanzaus-
gleichsverhandlungen müssten
im Sinn der Gerechtigkeit die
Sorgen der kleinen Gemeinden
ernst genommen werden.  

Kooperation ist der 
richtige Weg

Es sei Aufgabe der europäi-
schen, der Bundes- und der Lan-
despolitik, Rahmenbedingungen
zu schaffen, um die kleinen Ge-

meinden zu erhalten,
erklärte Landes-
hauptmann Mag.
Franz Voves. Darüber
seien sich in der Stei-
ermark SP und VP ei-
nig. Er habe daher
bereits vor drei Jah-
ren gemeinsam mit
Landeshauptmann-
Stellvertreter Her-

mann Schützenhofer sechs Re-
gionalkonferenzen für Bürger-
meister durchgeführt, in der Fol-
ge seien auf freiwilliger Basis 80
Klein- und sieben Großregionen
eingerichtet worden.
Man werde die Abwanderung
nicht stoppen können, müsse
aber alles daran setzen, sie zu-
mindestens abzumildern. Ziel
müsse es sein, die Jugend in
ihren Heimatgemeinden zu hal-
ten; Voraussetzung dafür seien
natürlich entsprechende Arbeits-
plätze. 
Zum Thema Pflege meinte der
steiermärkische Landeshaupt-
mann, das Ziel „Alt werden in
Würde für alle“ werde ohne eine

neue Finanzierungshilfe nicht
zu erreichen sein.
Mehr denn je müsse die inter-
kommunale Zusammenarbeit
forciert werden, forderte Lan-
deshauptmann Voves. Es gebe
noch ein großes Potenzial für
Kooperationen, das könne er
auch als Bürger einer kleinen
Gemeinde im Grazer Umland
immer wieder feststellen. Voves:
„Kooperation ist der richtige
Weg, um das Herzstück der De-
mokratie und der Lebensqua-
lität, die Gemeinde, zu erhal-
ten!“

Ein Motto für die Zukunft

Bundespräsident Dr. Heinz Fi-
scher, der in seiner bisherigen
Amtszeit jeden Österreichischen
Gemeindetag besucht hat, mein-
te, dieser sei „immer wieder 
eine sympathische, bunte und
harmonische Veranstaltung“.
Mit dem Motto „Energie und
Nachhaltigkeit“ werde heuer ein
Thema angesprochen, das von
größter Bedeutung für die Zu-
kunft sei. Die Übernutzung der
Natur stelle die Menschheit vor
eine gewaltige Herausforde-
rung. Die Mitwirkung der Ge-
meinden sei dabei unbedingt
notwendig.
Viele österreichische Gemeinden
hätten diese Notwendigkeit er-
kannt und die Konsequenzen ge-
zogen, lobte der Bundespräsi-

Städtebund und 
Gemeindebund halten
zusammen! Dabei
wird es bleiben!

Bürgermeister 
Siegfried Nagl

Auch als Bürger einer 
kleinen Gemeinde im Grazer
Umland erlebe ich immer
wieder, dass es noch ein
großes Potenzial für 
Kooperationen gibt.

Steiermarks Landeshaupt-
mann Franz Voves

Präsident Mödlhammer bringt seine 
Forderungen so charmant, dass sich die
Miene des Finanzministers kaum 
verfinstert hat.

Bundespräsident Heinz Fischer
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Kommunal: Gemeindetag 13

dent und nannte als Beispiele
das burgenländische Güssing,
das echte Pionierarbeit leiste,
und jene drei Vorarlberger Kom-
munen, die kürzlich mit einem
europäischen Preis für Energie-
effizienz ausgezeichnet wurden.
Eine große Herausforderung
stelle auch das Defizit im Staats-
haushalt dar. Der Bundespräsi-
dent appellierte an alle Verant-
wortlichen, sich beim notwendi-
gen Mix von einnahmen- und
ausgabenseitigen Maßnahmen
nicht vom Gerechtigkeitssinn
der Menschen abzukoppeln. Das
Prinzip der sozialen Ausgewo-
genheit dürfe nicht aus den Au-
gen gelassen werden.
Die Justiz müsse beweisen, dass
rechtsstaatliche Prinzipien in
angemessener Zeit und ohne
Ansehen der Person durchge-
setzt werden. Er warne aber
auch davor, das Fehlverhalten
Einzelner zu generalisieren, wie
das oft geschehe. 

Was ausgemacht ist, 
muss gelten

„Auch ich stamme aus einer klei-
nen Gemeinde, die große Sor-
gen hat“, begann Vizekanzler Fi-
nanzminister Dr. Josef Pröll sein
Referat. Es stehe außer Frage,
dass Politik besonders authen-
tisch auf Gemeindeebene statt-
findet, sie sei „Schule der Demo-
kratie“. Es liege ihm am Herzen,
dass die Gemeinde Chancen für
die Zukunft hat. Dabei komme
es darauf an, nicht das Gegen-
einander der Gebietskörper-
schaften zu schüren, sondern
die Gemeinsamkeiten zu pfle-
gen.
2009 sei für die Bundesregie-
rung ein Bewährungsjahr gewe-
sen, ein Meilenstein. Die Aufga-
be sei gut bewältigt worden,
Österreich sei besser durch die
Krise gekommen als andere Län-
der. Er sei aber nicht so optimi-
stisch, dass die Krise bereits
vorüber sei. Pröll: „Wir haben
noch eine große nationale Kraft-
anstrengung vor uns.“
Entschieden verteidigte der Fi-
nanzminister die Verschiebung
des Budgetfahrplans. Einerseits
gehe es ihm um ein Gesamtpa-
ket einschließlich der Verwal-
tungsreform, andererseits gebe
es noch sehr widersprüchliche
Voraussagen über die Wirt-

schaftsentwicklung 2011. Er
wolle aber möglichst valide Da-
ten für die Budgeterstellung. Es
gehe keinesfalls darum, Wahlen
zu beeinflussen, aber umgekehrt
dürfe nicht eine solide Budget -
erstellung durch Wahlkämpfe
gefährdet werden.
Der Wunsch der Gemeinden, an
neuen Einnahmen zu partizipie-
ren, sei verständlich, er gebe
aber auch zu bedenken, dass die
kostspieligen Konjunkturpro-
gramme fast ausschließlich als

Bundesaufgabe gesehen wur-
den. Nun müsse es gelingen, das
Defizit und den gewaltig gestie-
genen Schuldenstand in den
Griff zu bekommen, denn
„Schulden fressen die Zukunft
auf“. Das erfordere einen Mix
aus einnahmen- und ausgaben-
seitigen Maßnahmen.
Es sei selbstverständlich, dass
die Gemeinden ebenso wie der
Bund und die Länder Freiraum
für Investitionen brauchen. Der
Finanzausgleich habe auch für
die kleineren Gemeinden Dyna-
mik gebracht, erklärte der Fi-
nanzminister und stellte klar:
„Ich habe nicht vor, am beste-

henden Finanzausgleich zu rüt-
teln. Was ausgemacht ist, muss
gelten!“
Zur politischen Kultur betonte
der Vizekanzler, die Eigenver-
antwortung müsse viel mehr in
den Vordergrund gestellt wer-
den. Es gelte, das Ehrenamt zu
fördern und zu stärken.
Eine große Herausforderung
stelle die Pflege dar, nachdem
Österreichs und Europas Gesell-
schaft immer mehr altere. Das
Thema müsse Eingang in einen
neuen Stabilitätspakt für Öster-
reich finden. Er, Pröll, biete Ver-
handlungen an, betone aber,
dass sich die Gemeinden sicher
auch in Zukunft einbringen wer-
den müssen.
Im Bildungsbereich sprach sich
der Vizekanzler für Entflechtun-
gen und klarere Zuständigkeiten
aus, es gehe nicht an, „dass die
einen bestellen, die anderen
zahlen“. Die Effizienz sei zu ver-
bessern, aber keinesfalls dürfe
Österreich in Bildungsregionen
zerfallen. Es müsse ein Schulsys -
tem mit bundesweit einheit -
lichen Standards geben. 
Abschließend gratulierte Pröll
zum Motto des Gemeindetags
„Energie und Nachhaltigkeit“.
Österreich sei auf diesem Gebiet

europaweit federführend. In der
Umwelttechnologie hätten hei-
mische Unternehmen eine
Führungsrolle übernommen. Es
gelte eben auch hier: „Nehmen
wir die Herausforderung als
Chance!“

Eine Ehrung, ein Danke
und eine Einladung

Auch das ist schon Tradition:
Am Ende des 57. Österreichi-
schen Gemeindetages stand eine
verdiente Ehrung. Präsident
Mödlhammer überreichte dem
langjährigen Präsidenten des
Oberösterreichischen Gemein-

Ich habe nicht vor, am 
laufenden Finanzausgleich
zu rütteln. Was ausgemacht
ist, das muss gelten!

Vizekanzler Finanzminister 
Josef Pröll
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Helmut Mödlhammer stellte
gleich zu Beginn fest, dass „an
sich die Lage bei den Ertragsan-
teilen nicht so schlecht ist“. Nach
den jüngsten Zahlen ist es im Be-
reich des Möglichen, dass die Ge-
meinden bei den Ertragsanteilen
ein leichtes Plus haben. Aber, so
schränkte Mödlhammer gleich
ein, „immer vorausgesetzt, dass

die Wirtschaft nicht einbricht“.
In diesem Zusammanhang stellte
Mödlhammer kurz die Lehner-
Studie vor, jenes Dokument, 
das diese Woche in Wien präsen-
tiert wurde und großes Auf -
sehen erregte. Thema der 
Studie  ist die Darstellung der 
„finanziellen  Verflechtungen 
und Transfers zwischen Ge -

Gemeindefinanzen dominierten Bundesvorstand

414 Millionen 
Defizit allein bei
Transferleistungen
Erster Fixpunkt jedes Österreichischen Gemeindetages

ist die Sitzung des Bundesvorstandes. In den Statuten

festgeschrieben, werden hier nicht nur die aktuellsten

politischen Stimmungen diskutiert, sondern wird auch

eine Resolution formuliert. Schon in früheren Jahren

war das Thema Finanzen vorherrschend, aber selten so

dominant wie heuer.

debundes, Franz Steininger, die
Ehrenmitgliedschaft und das Eh-
renzeichen des Österreichischen
Gemeindebundes.
Franz Steininger wurde 1973
erstmals in den Gemeinderat
seiner Heimatgemeinde Garsten
gewählt, er kann somit auf 37
Jahre in der Kommunalpolitik
zurückblicken. 26 Jahre war er
Bürgermeister, 19 Jahre gehörte
er dem Bundesvorstand des Ge-
meindebundes an, acht Jahre
stand er als Präsident an der
Spitze des Oberösterreichischen
Gemeindebundes. Präsident
Mödlhammer schlug in seiner
Laudatio einen Bogen zum be-
ruflichen Lebensweg Steinin-
gers, der 30 Jahre lang als Le-
bensmittelkontrollorgan wirkte:
„Das ist ein Beruf, für den man
neben dem entsprechenden
Fachwissen sehr viel Genauig-
keit, eine gute Portion Skepsis,
Fingerspitzengefühl und nicht
zuletzt Teamfähigkeit braucht.
Alles das hat Franz Steininger
auch in die Kommunalpolitik
und in die Interessenvertretung
eingebracht.“   
Der Präsident des Gemeinde-
bundes dankte allen, die den
Gemeindetag auch heuer wieder
zu einem großen Erfolg gemacht
haben, insbesondere dem Steier-
märkischen Gemeindebund mit
seinem Präsidenten LAbg. Erwin
Dirnberger und Landesge-
schäftsführer Dr. Martin Ozimic
sowie ihren Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, den Rednern
und den Ehrengästen, dem Ge-
neralsekretär Dr. Robert Hink
und seinem Team im Wiener
Büro, den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des KOMMUNAL,
„die wieder in unwahrscheinlich
kurzer Zeit eine bunte Sonder-
ausgabe herausgebracht haben“,
sowie den hunderten Helferin-
nen und Helfern vor und hinter
den Kulissen.
Und er schloss mit einer Einla-
dung: „Auf Wiedersehen in neun
Monaten, im Juni 2011, beim
58. Österreichischen Gemeinde-
tag im heiligen Land Tirol, im
wunderschönen Kitzbühel!“

Österreichs Gemeinden
haben in den vergangenen
Jahren einen maßgebli-
chen Beitrag zur Stabilität
des gesamtstaatlichen
Haushaltes erbracht. Bis
zum Jahr 2008 konnte der
Staat sogar mit Überschüs-
sen der Gemeinden (ohne
Wien) rechnen, in den Jah-
ren 2006 und 2007 beweg-
ten sich diese bei rund 200
Millionen Euro, 2008 be-
trugen diese nur mehr 67
Millionen Euro. Die Finan-
zierungssalden („Maas -
tricht-Salden“) der Ge-
meindebudgets haben sich
in den letzten Jahren so-
mit merklich verschlech-
tert, so dass nicht nur das
Stabilitätsziel von Null
Prozent Neuverschuldung
nicht mehr eingehalten

werden kann, sondern
auch immer mehr Gemein-
den ihren Haushalt trotz
vorsichtiger Budgetierung
und Sparsamkeit nicht
mehr ausgleichen können. 
Für die Gemeinden (ohne
Wien) brachte das Jahr
2009 nach den vorläufigen
Werten ein Defizit in Höhe
von rund 440 Millionen
Euro. Angesichts der sich
immer schneller öffnenden
Schere zwischen Einnah-
men und Ausgaben wird
den Gemeinden jeglicher
finanzieller Handlungs-
spielraum genommen. Die
dringend benötigte positi-
ve Entwicklung und Stabi-
lisierung der regionalen
Wirtschaft wird von einem
Investitionsstopp der Ge-
meinden ebenso getroffen

und zurückgeworfen wer-
den wie der österreichi-
sche Arbeitsmarkt. Die
österreichischen Gemein-
den appellieren daher an-
gesichts der dramatischen
Entwicklung an die Bun-
desregierung und die Bun-
desländer: 

Kommunale Einnahmensi-
tuation verbessern: Die Ge-
meinden müssen in einem
adäquaten Ausmaß an der
einnahmenseitigen ge-
samtstaatlichen Budget-
konsolidierung partizipie-
ren.

Kommunaler Belastungs-
stopp: Gemeinden werden
laufend mit kostenintensi-
ven Aufgaben belastet. An-
gesichts der bereits ausge-
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meinden und Bundesländern“. 
Kernaussage der Studie: 2002
gab es ein Missverhältnis der
Transfers zwischen Ländern und
Gemeinden zu Lasten der Kom-
munen. Damals haben die Ge-
meinden jährlich 63 Millionen
Euro mehr an die Länder über-
wiesen, als sie bekommen haben.
Dieser Negativsaldo hat sich zwi-
schen 2002 und 2008 versieben-
facht. Das heißt, dass die Ge-
meinden 2008 414 Millionen Eu-
ro mehr an die Bundesländer be-
ziehungsweise Landesfonds
überwiesen haben, als sie be-
kommen haben. Mödlhammer:
„Ein erschreckendes Ergbenis.“
Die zweite Studie von Prof. Dr.
Gerhard Lehner wurde am 

Donnerstag vorgestellt, sie han-
delt von den „finanziellen Pro -
blemen der kleineren Gemein-
den“. KOMMUNAL berichtet auf
den Folgeseiten und wird in der

Oktober-Ausgabe beide Studien
sowie die Rückschlüsse daraus
ausführlich vorstellen.
Für Diskussionen sorgten die an-
haltenden Gerüchte über die
Grundsteuer, wonach sogar eine
Verdoppelung dieser Massen -
steuer im Raum steht. Hauptar-
gument: „Die Bürger würde ein
derartiges ,über den Kamm sche-
ren‘ nicht verstehen.“ Das Ge-
meindebund-Präsidium beruhig-
te mit der Festestellung, dass die-
se Steuer nicht verdoppelt wür-
de. 
Was ebenfalls für Diskussionen
sorgte, war die demografische
Entwicklung. Nach Erhebungen
der Statistik Austria vom August
(Bericht darüber auf den Seiten
45 ff.) verlieren manche Regio-
nen – darunter das westliche
Kärnten – bis zu 20 Prozent der
Unter-20-Jährigen. Ein Umstand,
den Kärntens Gemeindebund-
Chef Hans Ferlitsch aufs Tapet
brachte. Er regte Initiativen an,
die dieser Entwicklung gegen-
steuern sollen. In der Diskussion
ergab sich dann, dass Österreich
beileibe kein Einzelfall dieser
Tendenz ist. Wie Helmut Mödl-
hammer berichtete, gibt es in
Ländern wie Spanien, Frankreich
oder auch der Schweiz bereits
Expertengruppen, die berechnen
sollen, „ab wann sich ein Sied-
lungsraum noch rechnet“.

Keine Angst, die Grundsteuer wird nicht 
verdoppelt.

Erwin Dirnberger, Alfred Riedl, Helmut
Mödlhammer, Robert Hink und Ernst Schmid
beruhigen alarmierte Delegierte. 

Der Bundesvorstand des Österreichischen Gemeindebundes tagt. Präsident Helmut Mödlham-
mer (vorne Mitte) referiert und gibt den Delegierten einen Überblick über die Aktivitäten. Ihm
zur Seite Vizepräsident Ernst Schmid und „General“ Robert Hink (links) sowie Vize präsident Al-
fred Riedl und (leider verdeckt) der „Hausherr“ des 57. Österreichischen Gemeindetages und Stei-
ermärkischer Gemeindebundpräsident Erwin Dirnberger.
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reizten Sparpotenziale kann
die freie Finanzspitze viel-
fach nur mit radikalen Kür-
zungen kommunaler Leistun-
gen erhalten werden. In vie-
len Bereichen der gesetzlich
übertragenen Aufgaben er-
möglichen die Gesetzgeber
allerdings keine Möglichkei-
ten des Sparens (zum Bei-
spiel Kinderbetreuung, Pfle-
ge, Soziales, Transfers). Die
Bundesregierung und die
Länder werden daher aufge-
rufen, sich zu einer fairen 
Lastenverteilung und einem
Belastungsstopp für die 
Gemeinden zu bekennen.

Fairness im Stabilitätspakt:
Eine ausgewogene Lasten-
verteilung verlangt auch
 einen fairen Stabilitätspakt
zwischen den Gebietskörper-

schaften: Ein neuer Stabili -
tätspakt darf den Gemeinden
nur zumutbare Ziele aufbür-
den. Aus gegenwärtiger wirt-
schaftlicher Sicht ist es un-
umgänglich, dass den Ge-
meinden (ohne Wien) die
Möglichkeit eines Negativ-
Saldos in Höhe von 0,3 Pro-
zent des Bruttoinlandspro-
duktes BIP eingeräumt wird. 

Ausgabenreform durch Auf-
gabenreform – Gesetzliche
Maßnahmen für mögliche
Sparpotenziale: Ohne eine
Änderung des gesetzlichen
Rahmens, der die Gemein-
den zu Ausgaben verpflich-
tet, sind den Gemeinden die
Hände zu einer nachhaltigen
ausgabenseitigen Stabilisie-
rung ihrer Budgets gebun-
den. Das setzt bei der Verwal-

tungsreform auch Mut zu
substanziellen Schritten vor-
aus, insbesondere sollten die
Gemeinden von jenen Aufga-
ben entlastet werden, bei de-
nen das überörtliche Interes-
se überwiegt – wie zum Bei-
spiel bei der Gesundheit oder
der Pflege.

Nachhaltige Finanzierung
der Pflege: Für eine nachhal-
tige Pflegefinanzierung muss
ein entsprechender Rechts-
rahmen geschaffen werden.
Dabei ist zu berücksichtigen,
dass die Gemeinden in die-
sem Bereich mit den größten
Kostensteigerungen – im
zweistelligen Prozentbereich
– zu kämpfen haben.  

Budgetvoranschläge 2011
hängen in der Luft: Ohne

konkrete Vorstellungen über
mögliche budgetstabilisie-
rende Maßnahmen und vali-
de Zahlen auf Einnahmen-
wie auf Ausgabenseite wird
es für viele Gemeinden nicht
möglich sein, für 2011 recht-
zeitig ein Budget vorzulegen.
Die Gemeinden müssen als
Partner des Stabilitätspaktes
in die Entwicklung budget-
konsolidierender Maßnah-
men eingebunden werden.
Sie appellieren an den Bund
und an die Länder, diese Ar-
beiten gemeinsam umge-
hend aufzunehmen, um den
Gemeinden rechtzeitig ein
Mindestmaß an finanzieller
Planungssicherheit zu ge-
währleisten.

Graz, am 8. September 2010
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Der alljährliche Gemeindetag ist
für die österreichischen Gemein-
den als größte kommunalpoliti-
sche Veranstaltung des Landes
nicht nur ein Sprachrohr für sei-
ne politischen Forderungen. Im

Vorfeld des Gemeindetages tritt
regelmäßig auch der Bundesvor-
stand des Österreichischen Ge-
meindebundes zusammen, um
die Forderungen zu koordinieren
und in eine Strategie einzubau-
en, die den Bestand, die Selbst-
verwaltung und die wirtschaft -
liche Zukunft der Gemeinden in
Österreich weiterentwickeln soll.
Maßstäbe dafür sind die Ge-
meindeautonomie und ein subsi-
diär gestaltetes Gemeinwesen,
das über die nationalen Grenzen
hinausgeht. Denn nicht nur in
den Ländern und auf nationaler
Ebene wird heutzutage Politik
mit unmittelbaren Einflüssen auf
die Arbeit der Gemeinden ge-
macht, sondern zunehmend
auch in Europa.
Der Gemeindebund vertritt die
Interessen und Anliegen der Ge-
meinden auf nationaler Ebene

vor allem gegenüber der Bun-
desregierung und dem Parla-
ment, auf europäischer Ebene
vor den diversen Einrichtungen
der Europäischen Union. Ziel
dabei ist es, die kommunalen 
Finanzressourcen nachhaltig zu
sichern und damit auch einen
Freiraum zu erhalten, der eine
kommunale Selbstverwaltung
erst ermöglicht.
Der alljährliche Gemeindetag ist
daher auch Zeitpunkt zur Stand -
ortbestimmung und Analyse, um
aus den bisherigen Schritten die
richtigen Schlüsse für eine le-
bendige Perspektive unserer Ge-
meinden zu ziehen. Eine solche
Standortbestimmung ist 
regelmäßig auch der Tätigkeits-
bericht des Generalsekretärs,
der eben nicht nur ein Band für
die Archive ist, sondern auch ei-
ne Grundlage für die Weiterver-
folgung von Themen und
zukünftigen Strategien darstellt.
Das schwerpunktmäßig geglie-
derte Heft in den Tagungsmap-
pen gibt einen Überblick über
die Tätigkeiten des Generalse-
kretariates des Österreichischen
Gemeindebundes seit dem Ge-
meindetag in Lech am Arlberg.
Die vergangenen 12 Monate
zeugen von enormen Anstren-
gungen unserer Gemeinden und
unserer gemeinsamen Interes-
sensvertretung, die als erstes
Ziel die Bekämpfung der Aus-
wirkungen der Finanz- und
Wirtschaftskrise verfolgten.

Kaum eine Periode in der jünge-
ren Vergangenheit war für die
österreichischen Gemeinden so
schwierig wie jene dieses Be-
richtes. Die Finanzlage der Kom-
munen hat sich in den Jahren
2009 und 2010 dramatisch ver-
schlechtert, einerseits bedingt
durch den drastischen Rückgang
der Bundesertragsanteile, ande-
rerseits durch die unaufhaltsa-
me Ausgabendynamik, die vor
allem die kleinen und länd -
lichen Gemeinden ohne Gegen-
maßnahmen in eine tödliche
Schere treiben. Ein Beweis für
diese Entwicklung ist das expo-
nentielle Ansteigen von im
Grunde gesunden Gemeinden,
die aber ihre Abgänge aus eige-
ner Kraft nicht mehr ausglei-
chen können.
Die schwierige finanzielle Situa-
tion der kleineren Gemeinden
lässt sich an der Entwicklung
der Budgetsalden und der Ver-
schuldung ablesen. Die Finan-
zierungssalden („Maastricht-Sal-
den“) der Gemeindebudgets ha-
ben sich in den letzten Jahren
merklich verschlechtert. Im Jah-
re 2002 betrug der Überschuss
in den Gemeinden bis 2500 Ein-
wohner noch 83,5 Millionen 
Euro, er sank bis 2008 auf 39,8
Millionen. Gemessen am Pro-
Kopf-Saldo ging er in diesen
kleinen Gemeinden von 38 auf
18 Euro zurück, in den Gemein-
den insgesamt (ohne Wien)
sank er im selben Zeitraum hin-
gegen nur von 33 auf 29 Euro.
Das bedeutet, dass sich die fi-
nanzielle Position der kleineren
Gemeinden viel stärker ver-
schlechtert hat als jene der Ge-
meinden insgesamt.
Obwohl sich die Ertragsanteile
kürzlich langsam wieder zu sta-
bilisieren scheinen, sind die Ge-
meinden vom Einnahmenstand
vergangener Jahre noch immer
weit entfernt. Die Gesamtein-
nahmen das Jahres 2008 wer-

Dr. Robert Hink ist 

Generalsekretär des

Österreichischen

Gemeindebundes

Robert Hink

Tätigkeitsbericht als Positionsbestimmung für die kleinen Gemeinden

Am 57. Österreichischen Gemeindetag haben die Bürgermeister und

Gemeindevertreter wie jedes Jahr die Weichen für die Zukunft gestellt.

Damit sie das aber tun können, müssen schon vorher finanzielle

 Spielräume vor allem für kleine Gemeinden eröffnet werden. 

Dafür kämpft das Generalsekretariat des Gemeindebundes das 

ganze Jahr über.

Gemeinden müssen sich 
finanzielle Freiräume erkämpfen

Nicht nur in den Ländern und auf nationaler 
Ebene wird heutzutage Politik mit unmittelba-
ren Einflüssen auf die Arbeit der Gemeinden 
gemacht, sondern zunehmend auch in Europa.
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form der kleinen Schritte könnte
die Arbeit dieser Gruppen auch
viel effektiver gestaltet werden,
da realistische Ergebnisse nicht
mit unmöglichen junktimiert
werden dürfen.
Die Tätigkeiten des Generalse-
kretariats im Hinblick auf die
kommunalen Finanzen haben in
den vergangenen Monaten na-
turgemäß einen sehr großen
Umfang eingenommen. Man-
ches ist schließlich gelungen,
wie die endlich umgesetzte Teil-
finanzierung des Bundes an der
Getränkesteuerrückzahlung an
den Handel im März 2010 zeigt.
Große Herausforderungen lie-
gen allerdings noch vor uns. Ge-
rade zum jetzigen Zeitpunkt lau-
fen im Bereich der Getränke-
steuerersatzlösung aus Mitteln
der Umsatzsteuer intensive
Bemühungen mit den Verhand-
lungspartnern Finanzministeri-
um und Städtebund, eine verfas-
sungskonforme Ersatzlösung so
zu gestalten, dass es für die Ge-
meinden weiterhin Einnahmen-
sicherheit aus dieser Quelle gibt.
Ohne diese Planungssicherheit
sind auch Budgets der Gemein-
den nicht machbar. Auch in die-
sem Bereich kam es für die Ge-
meinden zu einer Neuerung. Mit
dem Finanzinformationssystem
für Gemeinden konnte über 
Initiative des Gemeindebundes
ein bedeutender Schritt zur er-
leichterten Prognose der Er-
tragsanteile erzielt werden. Das
Instrument, das vom Öster-
reichischen Gemeindebund,
dem Bundesministerium für 
Finanzen und Kommunalnet
entwickelt und umgesetzt wur-
de, ermöglicht den Gemeinden,
die Ertragsanteile herunterge-
brochen auf die jeweilige Ge-
meinde für die Erstellung des
Voranschlages kostenlos abzu-
fragen. Dieses Instrument steht
und fällt jedoch mit den vom 

Finanzressort zur Verfügung ge-
stellten Daten. Es steht daher
nicht in unserer Macht, dieses
Prognosemodell vor der Konzep-

den frühestens 2012 wieder zu
erreichen sein. Die bekannten
Kostentreiber, vor allem im Sozi-
albereich, orientieren sich dabei
aber weiterhin nicht an den sin-
kenden Einnahmen, sondern
steigen hurtig weiter, wenn kei-
ne Gegenmaßnahmen ergriffen
werden. Auch zeigen die meis -
ten legistischen Maßnahmen
des Bundes und der Länder
primär den Trend, die Standards
nur noch höher zu schrauben,
aber kaum Kostenbewusstsein.
Unsere Interessensvertretung
bemühte sich daher auch stark
darum, die Kostenseite zu defi-
nieren und Möglichkeiten aufzu-
zeigen, diese in den Griff zu be-
kommen. Obwohl dies unter
dem Eindruck der laufenden
Verhandlungen um die bedarfs -
orientierte Mindestsicherung,
der Pflege oder bei Ausweitung
der Kinderbetreuung auch poli-
tisch eine Sisyphus-Arbeit war,
hat der Gemeindebund laufend
Sparpotenziale erhoben und in
die politische Diskussion einge-
bracht.
Diese politische Positionierung
musste mit gesteigerter Medien-
arbeit untermauert werden. Da-
bei konnte mit Studien und Be-
rechnungen immer wieder nach-
gewiesen werden, dass die Ge-
meinden generell die Sparmeis -
ter unter den Gebietskörper-
schaften sind. Vor allem die klei-
nen Kommunen arbeiten in der
Verwaltung nachgewiesener-
maßen überaus wirtschaftlich,
vielfach erheblich effizienter als
größere Städte. 
Dies ist nicht zuletzt auch ein
Ergebnis der fünften kommuna-
len Sommergespräche, die Ende
Juli 2010 in Bad Aussee stattge-
funden haben. 

Verwaltungsreform nach
Aufgabenreform

Die Gemeinden haben sich aus
diesem Grund auch aus den Ge-
sprächen um die Verwaltungs -
reform etwas mehr erwartet. Sie
haben sich zu notwendigen Re-
formen bekannt, wiesen jedoch
auch in den laufenden Arbeits-
gruppen darauf hin, dass einer
Reform der staatlichen Verwal-
tung die Diskussion über eine
Aufgabenreform vorangehen
muss. Nur wenn klar definiert
ist, welche Gebietskörperschaft

welche Leistungen zu erbringen
und zu finanzieren hat, kann 
eine Verwaltungsreform auch 
erfolgreich sein. 
Der Gemeindebund forderte da-
her, endlich mit den Doppelglei-
sigkeiten und Mehrfachzustän-
digkeiten Schluss zu machen, 
Finanzierungsströme für diese
Aufgaben müssen transparent
sein. Letztlich muss durch eine
Aufgabenreform das Ziel einer
klaren Kompetenzverteilung
zwischen den Gebietskörper-
schaften zu schaffen sein. Auch
wenn von einer Verwaltungs -
reform keine großen Würfe er-
wartet werden können, dürfen
die Teilergebnisse einzelner Ar-
beitsgruppen nicht schubladi-
siert werden. Im Sinne einer Re-

Zum jetzigen Zeitpunkt laufen im Bereich der Getränke-
steuerersatzlösung aus Mitteln der Umsatzsteuer inten-
sive Bemühungen mit den Verhandlungspartnern, da-
mit es für die Gemeinden weiterhin Einnahmensicher-
heit aus dieser Quelle gibt.

Letztlich muss durch eine Aufgabenreform
das Ziel einer klaren Kompetenzverteilung
zwischen den Gebietskörperschaften zu
schaffen sein. 
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tion des Bundesbudgets mit Da-
ten zu bestücken. Umso heißer
werden im kommenden Herbst
die Diskussionen um die Frage
sein, ob die Gemeinden seriöser-
weise ihre Budgets überhaupt
heuer beschließen werden kön-
nen.

Demografie: 
Abwärtsspirale droht

Neben diesen Themen war die
Vorbereitung der Evaluierung des
Finanzausgleichs ein wichtiger
Bestandteil der Arbeiten. Kern-
punkte sind dabei die noch im-
mer bestehende Benachteiligung
von Gemeinden mit geringerer
Einwohneranzahl durch den ab-
gestuften Bevölkerungsschlüssel

(aBS) und generell die Dynamik,
die sich aus der Einwohnerlastig-
keit der Verteilungsparameter des
FAG ergibt. Dies wird vor allem
für Abwanderungsgemeinden
oder solche mit Bevölkerungs -
stagnation deutlich.
Gerade die kleineren und mittle-
ren Gemeinden sind mit einer
Abwanderungstendenz in der
Bevölkerung konfrontiert, die
wiederum die Einnahmen aus
den Ertragsanteilen schmälert.
Diese Entwicklungen erschwe-
ren oder machen es für diese
kleineren Gemeinden sogar un-
möglich, eine ausreichende
kommunale Infrastruktur bereit-
zustellen, wodurch wiederum
die Abwanderung weiter geför-
dert wird. Diese kleineren Ge-
meinden befinden sich daher
(teils) in einer deutlichen Ab-
wärtsspirale (siehe auch Artikel
auf Seite 47 dieser Ausgabe).
Die Gemeinden bis 2500 Ein-
wohner verloren im Zeitraum
von 2001 bis 2008 33.000 Ein-
wohner. Das bedeutet einen
Ausfall an Ertragsanteilen von
etwa 23 Millionen Euro. Dazu
kommt, dass auch die Einnah-
men aus den gemeindeeigenen
Abgaben bei diesen Gemeinden
unter dem Durchschnitt liegen.
Das gilt insbesondere für die

Grundsteuer und die Kommu-
nalsteuer. Sie erhalten aus der
Grundsteuer 60 Euro pro Ein-
wohner, der Durchschnitt der
österreichischen Gemeinden
(ohne Wien) liegt bei 73 Euro
(2008). Aus der Kommunalsteu-
er erhalten die kleinen Gemein-
den 139 Euro pro Einwohner
(Durchschnitt der Gemeinden
ohne Wien 266 Euro).
Diese Gemeinden (müssen)
trachten, die Rahmenbedingun-
gen und die Lebensqualität für
die Bevölkerung, aber auch für
die Unternehmungen zu verbes-
sern, um Abwanderungstenden-
zen zu stoppen. Das gilt vor al-
lem für die kommunale Infra-
struktur, aber auch für die so ge-
nannten „weiche“ Strukturfakto-

ren (Freizeit-
einrichtungen,
kulturelles An-
gebot etc.). 
Schon mit der
Ausverhand-
lung des gelten-
den FAG wurde
zwar erreicht,

dass sich ab dem Jahre 2011 der
abgestufte Bevölkerungsschlüs-
sel weiter abflacht. Ab dem Jahre
2011 wird also der abgestufte
Bevölkerungsschlüssel gemäß 
§ 9 Abs. 10 FAG 2008 durch ein
Vervielfachen der jeweiligen Be-
völkerungszahl nicht wie bisher
mit dem Faktor 1½ sondern mit
dem rechnerischen Wert von et-
wa 1 3/5 ermittelt werden. Im
Ergebnis nach gewissen Kom-
pensationsmaßnahmen sollen
die Gemeinden ab dem Jahre
2011 um jährlich 103,1 Millio-
nen Euro mehr erhalten. 
Dieses Ergebnis darf jedoch
nicht das Fernziel verdecken, die
Ungerechtigkeit der Verteilung
durch den aBS letztlich aus der
Welt zu schaffen. Mittelfristig
sind Modifikationen in der Ver-
teilung der Ertragsanteile anzu-
streben, die die schwierige Si-
tuation der kleinen ländlichen
Gemeinden berücksichtigen, et-
wa die weitere Abflachung des
aBS. An sich ist wegen der zu

starken Koppelung des FAG-Gel-
des an die Bevölkerungszahl
schon die Entwicklung von ge-
eigneteren Parametern ein Ge-
bot der Stunde. Gegenwärtig
werden rund 70 Prozent der Er-
tragsanteile der Gemeinden
nach der Volkszahl bzw. dem ab-
gestuften Bevölkerungsschlüssel
auf die einzelnen Gemeinden
aufgeteilt. Es wäre zu überle-
gen, ob nicht zusätzliche Indika-
toren eingeführt werden sollten,
um diese Dominanz zu verrin-
gern. Es könnten etwa die (Sied-
lungs-)Fläche oder die Länge
des Gemeindestraßennetzes
herangezogen werden, weil ge-
rade kleinere Gemeinden oft
sehr flächengroß sind und ge-
genwärtig fast zehn Prozent ih-
rer Gesamtausgaben für den
Verkehrsbereich aufwenden
(müssen). In den Gemeinden
insgesamt liegt der Anteil der
Verkehrsausgaben nur bei 8½
Prozent.

Altersgruppen als neuer
Verteilungsparameter? 

Bei seinen Bürgermeisterreisen
in die EU-Hauptstädte hat der
Gemeindebund überdies eine
Differenzierung des Einwohner-
parameters kennengelernt. Es
ist daher auch durchaus zu
überlegen, ob nicht die Bevölke-
rung nach Altersgruppen stärker
in der Verteilung der Ertragsan-
teile differenziert werden sollte.
So ist etwa die Altersgruppe der
0 bis 15-Jährigen gerade für die
Ausgaben der Gemeinden im
Bereich der Kinderbetreuungs-
einrichtungen und der allge-
meinbildenden Pflichtschulen
eine wichtige Komponente der
Ausgaben, die mit einem zusätz-
lichen Indikator versehen wer-
den könnte. Das gleiche gilt für
die Gruppe der älteren Men-
schen (über 60-Jährigen), die
im Bereich der Pflege und der
Seniorenheime einen wichtigen
Ausgabenindikator bilden.
Diese Fragen werden den Öster-
reichischen Gemeindebund auch
in den kommenden Monaten
und Jahren intensiv beschäfti-
gen, da sie bei der im Paktum
vorgesehenen Evaluierung des
Finanzausgleichs ausführlich
diskutiert werden müssen, um
den kleinen Gemeinden das
Überleben zu ermöglichen. 

Gerade die kleineren und mittleren Gemeinden
sind mit einer Abwanderungstendenz in der
Bevölkerung konfrontiert, die wiederum die
Einnahmen aus den Ertragsanteilen schmälert.

Es ist auch durchaus zu überlegen, ob nicht
die Bevölkerung nach Altersgruppen 
stärker in der Verteilung der Ertragsanteile
differenziert werden sollte. 
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Eine kleine Runde von
Journalis ten und Fotografen
fand sich rund zwei Stunden vor
Beginn des Bundesvorstandes
im Hotel Weitzer. Ungeduldig
wartete man darauf, dass es
endlich begann. Was einen der
Delegierten zum Witzeln veran-
lasste, dass der „Daten-Drang“
ganz schön schlimm sei heute.

Gleich zweimal musste Helmut
Mödlhammer vor Lachen Pause
machen, als er die Delegierten
zum Abendessen ins Glocken-
spielhaus in der Grazer Altstadt
lud. Zum ersten Mal, als er den
Vorschlag machte, die Damen
könnten ja, während die Män-
ner in den Sitzungen seien, mit
den Kreditkarten eben der Män-
ner einkaufen gehen. 
Zum zweiten Mal, als er – quasi
als Begründung dieses Vor-
schlags – meinte, die anwesen-
den Herren müssten die Damen
eben besonders verwöhnen. 
Wo-rauf eine der Damen wissen
wollte, wie das denn genau aus-
sehe, dieses Verwöhnen. Der
Rest ging im Gelächter unter.
Rätselraten bei den Nicht-Stei-
rern verursachte die Speisekarte.
„Erdäpfelcremesuppe mit Kräu-
terseitlingen“ stand da zu lesen.
Was das denn sei, wollte einer
wissen. Blitzartig bekam er die

Auskunft, das seien Schwammerl
– und ein anderer ergänzte, das
habe aber nicht mit dem Seitin-
ger zu tun. Anmerkung: Der stei-
rische Agrar-Landesrat Johann
Seitinger eröffnete am Donnerstag
das Kulinarium.

KOMMUNAL Haus- und Hof-
Fotograf Raimund Boltz – eigent-
lich schon Pensionist – „schwirr-
te“ wie in seinen besten Tagen
zwischen den Tischen herum
und machte fleißig Fotos. Was
ein paar Bürgermeister zu launi-
gen Bemerkungen veranlass te,
wie gut doch so ein Pensionist
ausschaut, der „sei Lebtag nix

Steirische Schmankerl & Hoppalas

Die „lockeren Zungen“ haben auch in der Steiermark wieder zugeschlagen

Vom Daten-Drang der Journalisten, 
überarbeiteten Präsidenten 
und Kräuter-Seitlingen

Kein Gemeindetag ohne „Niederösterreicher-Runde“. Nach dem Empfang trafen sich spontan
die zahlreich angereisten Delegierten aus Niederösterreich, angeführt von Gemeindebund-
Vizepräsident und GVV-Chef Alfred Riedl (rechts hinten), zum gemütlichen Ausklang bei 
Chardonnay und Weißburgunder. Ort des Geschehens war am Eisernen Tor, früher auch 
„Ungartor“ genannt und 1860 abgetragen, mitten in Graz. Das Eiserne Tor überstand auch die-
se Probe.

◆ ◆ ◆

◆ ◆ ◆

gearbeitet hat und den ganzen
Tag in der Sonne liegt“. 
Das wiederum nahm ein 
Vorwitziger zum Anlass, in 
breitem Ober österreichisch 
zu sagen: „Weilst du leicht so 
ookämpft ausschaugst.“ 
Der Rest war Lachen.

Zu späterer Stunde kam es zu ei-
ner seltenen Begebenheit: Vor
dem Herrenklo bildete sich eine
Schlange, während das Damen-
WC leer war. In der Schlange
war auch der Autor dieser Zeilen
und kam so in den Genuss eines
Dialogs, der es in sich hatte:
„Geh, spielst du schon Golf –
oder hast du noch Sex?,“ häkerl-
te einer. Worauf der andere kon-
terte: „Brauchst da nur den Tiger
Woods anschauen. Solang er 14
Freundinnen g’hobt hat, hat er
gwonnen. Kaum wors damit aus,
hat er nix mehr g’rissn.“ 
Ein weiterer Kommentar ist
nicht nötig.

Wie in jedem Jahr hat KOMMUNAL auch 2010 die Ohren offen 

gehalten und aufgeschrieben, was so an verbalen Stilblüten, 

Ausrutschern und Hoppalas passiert ist. Und gerade Politiker, 

eignen sich für sowas hervorragend.

◆ ◆ ◆
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Rund 16 Milliarden Euro geben
die Gemeinden pro Jahr aus, da-
von rund zwei Milliarden für
neue Investitionen. Ein guter

Grund, warum sich die Wirt-
schaft in den letzten Jahren zu-
nehmend für die Gemeinden in-
teressiert. Folgerichtig war auch

die Kommunalmesse seit Mona-
ten ausgebucht. 
Was auch maßgeblich zum Erfolg
beigetragen hat, war die räum -
liche Nähe. Die Grazer Stadthalle,
wo der politische Part des Ge-
meindetages stattfand, war nicht
einmal hundert Meter entfernt.

Erfolgreichste Messe ever

Dass die momentane finanzielle
Lage der österreichischen Ge-
meinden eine prekäre ist, ist hin-
länglich bekannt. Aber die Kom-
munalmesse bewies, dass sich
daraus neue Chancen für die
Wirtschaft ergeben. 

Überschäumende Begeisterung
bei Ausstellern und Besuchern
Vor allem die ganz neuen Messeaussteller kamen in Graz ins Staunen.

Hunderte Menschen tummelten sich schon zwei Stunden vor der 

Eröffnung zwischen den Messeständen, alte Bekannte begrüßten 

einander und nahmen gleich die ersten Messestände in Augenschein.

Für die KOMMUNAL-Leser haben wir auf den folgenden acht Seiten 

einen Messerundgang zusammengestellt.

KOMMUNALMESSE 2010: Es war die Messe der kurzen Wege

Ebenfalls in bester Stimmung testete Gemeindebund-Vi-
zepräsident Ernst Schmid, im Zivilberuf Postangestell-
ter, ein Postauto. Mit dabei Post-Vorstandssprecher Her-
bert Götz und Helmut Mödlhammer.

Wem die Stunde schlägt. Robert Eisschiel (Akustik Linz), Günter Resl (Mattig
Schauer) und Gregor Netzthaler (Schauer & Sachs).
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Spendenfreudig  für
„Nachbar in Not“
gab sich auch Fi-
nanzminister Josef
Pröll, hier im Bild
mit Michael Zimper
und Erich Sternegg
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Rechts: Ernst Schmid, Helmut
Mödlhammer, der Vorstandsspre-
cher der E-Werke Wels, Erich Ron-
donell, und Robert Hink genossen
nach der Begrüßung in bayrischer
Manier Weißwürste und ein Glas
Bier. Ein Angebot, bei dem auch
Vizekanzler Josef Pröll nicht Nein
sagen konnte – Bild links.

140 Aussteller aus Bereichen wie
IT, Dienstleistungen, Gerätetech-
nik, Fuhrparkmanagement, Fi-
nanzierung, Elektrotechnik, In-
frastruktur, Bau und vielen mehr
überzeugten sich selbst vom ge-
steigerten Wissensdurst der kom-
munalen Entscheidungsträger.
„Die Aufgaben für uns Gemein-

den nehmen ständig zu. Jetzt
kommt es darauf an, wie wir die
Prozesse in der Gemeinde weiter
optimieren können. In der jetzi-
gen Situation muss ich mit den
besten und beständigsten Part-
nern arbeiten. Die Kommunal-
messe ist der ideale Ort, um sich
über Neuigkeiten aus der Kom-

munalwirtschaft zu in-
formieren“, so Bürger-
meister Roland Braimei-
er aus Markt Piesting.  
In den Gemeinden bre-
chen durch die Finanz-
nöte tatsächlich alte
Strukturen auf. Mit lau-
fend steigenden Ausga-
ben von derzeit über 16
Milliarden Euro sind die
österreichischen Kom-
munen noch immer
größter öffentlicher Auf-
traggeber. Doch sanken
im Vorjahr auf Grund der
Finanzkrise die Einnah-
men. Die Schere geht al-
so auseinander, und
Österreichs 2357 Ge-
meinden müssen sich

Die Kommunalmesse ist der ideale Ort, um
sich über Neuigkeiten aus der Kommunal-
wirtschaft zu informieren.

Bürgermeister Roland Braimeier aus Markt
Piesting, hier rechts mit Gemeindebund-General
Robert Hink (Mitte), war mit einer Delegation mit
Amtsleiter Franz Wöhrer (links) und seinen Spe-
zialisten wie dem Wasserwerkschef und dem Bau-
hofleiter angereist.

heute unter dem Kostendruck 
für jedes Produkt und für jede
Dienstleistung neu am Markt 
orientieren. Denn im Gegensatz
zu privaten Unternehmen müs-
sen Gemeinden laufend weiter
investieren. 
Dass die diesjährige Kommunal-
messe dadurch die erfolgreichste
seit Bestehen war, davon konnte
sich auch die politische Spitze
des Landes persönlich überzeu-
gen. Bundespräsident Heinz Fi-
scher, Vizekanzler Josef Pröll und
Außenminister Michael Spindel -
egger, der auf der Messe über 
seine Initiative „Europagemein-
deräte“ referierte, machten sich
selbst vor Ort ein Bild über das
Geschehen auf der Messe.

Die oberösterreichischen Kanalsanierungs-Spezialis -
ten von der Firma Rabmer sind auch alte Kommunal-
messe-Spezialisten. Nicht nur die Delegationen aus den
Gemeinden waren am Programm der Experten für gra-
benloses Bauen interessiert, auch Bundespräsident
Heinz Fischer kam auf einen Sprung vorbei – herzlich
empfangen von Konzernchefin Ulrike Rabmer-Koller.

Das erste Antreten bei der Kommunal-
messe war ein voller Erfolg – P&I-Ver-
kaufsleiter Martin Pitzl begrüßt Josef
Pröll auf seinem Stand.

Mit dem Erfolg dieser Messe – und das sage
ich ohne Selbstbeweihräucherung – haben
wir den Grundstein für weitere Auflagen der
größten Leistungsschau für Österreichs 
Gemeinden gelegt.

Michael Zimper, Geschäftsführer des Kommunal-
verlages und Veranstalter der Messe.
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Helmut Mödlhammer und Alfred Riedl holten sich bei Harald Proidl und dem
Team der E-Control Auskunft über Energiesparmöglichkeiten.

Stefan Leeder, Ernst Schmid, Helmut Mödlhammer und
Bgm. Matthias Gelbmann aus Andau überzeugten sich
von der innovativen Urnenlösung der Firma Grabkult.
Platzsparend und edel präsentierten sie sich auch auf der
Kommunalmesse.

Helmut Mödlhammer und Clemens Selmer von der Fir-
ma Selmer Objekteinrichtungen. Selmer wollte die Mes-
se-Sitzbank gleich zum Spezialpreis anbieten, Mödlham-
mer war jedoch nicht zum Einkaufen unterwegs. 

Helmut Mödlhammer und Alfred Riedl lassen sich von GreenCart-Geschäfts-
führer Harald Weidhofer die Vorteile und technischen Details dieser Spezi-
alfahrzeuge erklären.

Günther Fankhauser, Bürgermeister von Mayrhofen (li.),
stellte Gemeinderätin Bernadette Geisler aus seiner Ge-
meinde vor. Hier mit Ernst Schmid, Helmut Mödlham-
mer und Alfred Riedl.

Wenn alle Brunnen fließen. Florian Firtik und Michael
Gager vom Abdichtungsspezialisten Drizoro.
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Mit den riesigen Drainage-Rohren und Kanalsystemen war auch die Tiroler
Firma Bauernfeind einer der Besuchermagneten der Kommunalmesse.

Andrea und Wolfgang Pa-
schinger von der Arge
Kindergartenoffensive
„kigago!“ präsentierten
Josef Pröll (rechts) ihre
neuen Lösungen für Kin-
dergärten. 

Helmut Mödlhammer   Interessierte sich für Angebote der Firma Manpower

Die meisten Besucher des Spielgeräte-Anbieters Obra
wollten ja Prospekte, Beratung oder rechtliche Auskünf-
te, aber die beiden Kindermodels der KOMMUNAL-Ach-
tung-Kinder Tafeln waren aus dem Klettergerüst gar
nicht mehr weg zu krigen.

Ebenfalls zu den viel frequentierten Anbietern gehörte die Firma Sierzega.
Hier im Bild Robert Sierzega, der sich in den wenigen Verschnaufpausen ums
Handy kümmerte. Im Hintergrund sortiert Mitarbeiter Robert Gall die Un-
terlagen.
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Was macht ein Außenminis -
ter am Gemeindetag?
Diese Frage beantwortete

der Amtsinhaber gleich zu Be-
ginn seines Vortrages. „Man darf
nicht nur nach außen, man muss
auch nach innen schauen“, so
Spindelegger, der selbst Gemein-
derat in seiner Heimatgemeinde
Hinterbrühl (NÖ) war. 
Dass Herr und Frau Österreicher
besonders europaskeptisch sind,
ist bekannt. „Dabei sind viele
Probleme, auch solche, die auf
Gemeindeebene auftauchen, nur
auf europäischer Ebene zu lö-
sen“, stellte Gemeindebund-Prä-
sident Helmut Mödlhammer in
seinen Einleitungsworten klar.
Spindelegger berichtete von den
Erkenntnissen, die er bei seiner
„Dialogtour“ durch Österreich
gewonnen hat. „Die Bevölke-
rung will vor allem Informatio-
nen über Europa und die EU.
Aber nicht in Form von Prospek-
ten, sondern die Menschen wol-
len Fragen stellen können und
Antworten bekommen.“
„So wie es Jugend- oder Um-
weltgemeinderäte gibt, soll es
für EU-Themen ebenfalls einen
zuständigen Gemeinderat ge-
ben“, erläuterte Spindelegger
seine Initiative. Die neuen Euro-
pagemeinderäte sollen erste An-
sprechpartner in den Kommu-
nen sein, wenn Fragen zu Euro-
pa auftauchen.
Bereits jetzt gibt es österreich-
weit 155 Europagemeinderäte.
„Sie müssen nicht alle Fragen
beantworten können. Wichtiger
ist es, dass die Bürgerinnen und
Bürger eine Ansprechperson in
der Gemeinde haben, mit der sie
über ihre Fragen sprechen kön-
nen“, so der Außenminister. Als
Beispiel nannte er etwa die Fi-
nanzhilfe für Griechenland, zu
der es viele Fragen aus der Be-
völkerung gab. „Es ist uns da-
durch gelungen, viele Kritik -
punkte klarzustellen.“

Unterstützende 
Maßnahmen

Das Außenministerium stellt
den Europagemeinderäten ein
breites Angebot an unterstüt-
zenden Maßnahmen zur Verfü-
gung.
3 Unter der Telefonnummer

Am Stand der Familie und Beruf Ma-
nagement GmbH trafen die Audit-
Verantwortliche des Gemeindebun-
des, Anna Nödl-Ellenbogen, Helmut
Mödlhammer und Heike Trammer
zusammen. Sichtlich gut gelaunt
begannen sie den Gemeindetag und
die Kommnalmesse. Links: Michael
Schaller von dern Agentur für Nach-
haltigkeit.

Die Gemeindefinanzierer von der
Kommunalkredit sind auch schon
„alte Messehasen“. Seit der ersten
Auflage 1995 sind sie vertreten und
erwiesen sich wie immer als Anzie-
hungspunkt der Besucher. Helmut
Mödlhammer kam öfter vorbei, mit
seinen Präsidiumskollegen (oben)
ebenso wie mit Bundespräsident
Heinz Fischer (rechts), hier mit Kom-
munalkredit-Chef Alois Steinbichler.

Der Bundespräsident am gemeinsamen Stand von Erste Bank, Sparkassen, IMMORENT und Wie-
ner Städtischer Versicherung.
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Der  Außenminister appellierte an die Gemeindevertreter 

Spindelegger: Ansprechpartner
für Europafragen gesucht
Außenminister Michael Spindelegger stellte am KOMMUNALCORNER

seine Initiative „Europagemeinderäte“ vor und lud die Gemeinde -

vertreter ein, sich für dieses Amt zur Verfügung zu stellen.

0501150-3805 erhalten die Eu-
ropagemeinderäte schnell und
unbürokratisch Auskunft.
3 Über ein E-Mail-Kontaktsys -
tem können Fragen gestellt 
werden. Die Beantwortung 
erfolgt im Regelfall innerhalb
von 24 Stunden. Bereits jetzt
wurden hunderte von Fragen
beantwortet.
3 Es gibt maßgeschneiderte Se-
minare zu Europathemen. Der-
zeit wird vor allem die Zusam-
menarbeit mit den Kommunal -
akademien intensiviert.
3 Organisierte Reisen nach
Brüssel, Strassburg und Luxem-
burg sollen den Europagemein-
deräten die Möglichkeit geben,
sich selbst ein Bild von der Ar-

beit der europäischen Institutio-
nen zu machen.
3 Für Kommunen, die Veranstal-

tungen zu EU-Themen durch-
führen wollen, können Fach -
referenten organisiert werden.
3 Eine Wanderausstellung für
Schulen ermöglicht es den 
Gemeindevertretern, mit den

jüngs ten Gemeindebürgern in
Kontakt zu kommen, um mit 
ihnen über das Zukunftsthema
Europa zu diskutieren. 

Interaktiven Prozess 
starten

Spindelegger betonte, dass man
die Europagemeinderäte nicht
mit Informationen überschütten
will. „Wir wollen einen interak-
tiven Prozess in Gang bringen.
Schließlich wollen auch wir
mehr darüber erfahren, was die
Bürgerinnen und Bürger den-
ken.“ Jedes Jahr soll es ein Tref-
fen aller Europagemeinderäte in
Wien geben, bei dem über Er-
fahrungen diskutiert wird. 
Spindelegger schloss seine Aus-
führungen mit einem Appell:
„Ich würde mich freuen, wenn
wir nach diesem Gemeindetag
einen Schwall an neuen Europa-
gemeinderäten begrüßen 
könnten.“

Volles Haus gab es beim Auftritt von
Außenminister Michael Spindeleg-
ger, der seine Initiative der „Europa-
Gemeinderäte“ den Gemeindetags-
Delegierten vorstellte. 

Sie müssen nicht alle Fragen beantworten
können. Wichtiger ist es, dass die Bürgerin-
nen und Bürger eine Ansprechperson in der
Gemeinde haben ...

Außenminister Michael Spindelegger über die
Anforderungen an die neuen Gemeinderäte
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Eveline Fichtl von der Gewerkschaft der Gemeindebe-
diensteten im Gespräch mit Helmut Mödlhammer.

Gemeindebund-Generalsekretär Robert Hink, Alfred Riedl und Stefano Mas-
sera von der Erste Bank, an deren Stand Finanzierungsmöglichkeiten für Ge-
meinden genauer betrachtet werden konnten. 

Die Banker waren eine
gefragte Spezies auf
der Messe – kein Wun-
der bei der Finanzlage
der Gemeinden. Hier
beraten Helmut Mödl-
hammer und Alfred
Riedl mit Wolfgang
Figl von der Bank Aus-
tria, was die Zukunft
bringen wird.

Die rasenden kubota-Aufsitzmäher sorgten nicht nur
beim  Betrachten für Furore, der Transport quer durch die
Messe war auch sehenswert.

Josef Martinkowitsch und
Sabine Deopito begrüßten
Bundespräsident Heinz Fi-
scher auf dem Stand der
Münze Österreich. Der Prä-
sident ließ es sich nicht
nehmen, sich mit dem Vor-
schlaghammer seine eige-
ne Messe-Gedenkmünze
zu prägen.

In der Hauptstadt der Grünen Mark
sorgte „grüner Antrieb“ für Auf-
merksamkeit. Der Grazer Bürger-
meis  ter Sigi Nagl war so begeis tert,
dass er sofort eine Runde drehte
(links und unten). Sehr interessiert
zeigte sich auch Vizekanzler Pröll,
instruiert von Peter Groß von Uni-
ted Consulting (2. v. r.).
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Für die Besucher der Kommu-
nalmesse gab es bei der KOM-
MUNAL-„Schnitzeljagd“ wert-
volle Preise zu gewinnen – ein
Wellness-Wochenende und „Vor-
sicht Kinder“-Warnfiguren im
neuen Design. Zwei Tage lang
machten sich die begeisterten
Messebesucher auf die Jagd
nach acht Stempeln, die es an
verschiedenen Messeständen
abzuholen galt. Aus den zahlrei-
chen Teilnehmern haben Alex-
andra und Fabian – unsere Mo-
dels für die Warnfiguren – am
Freitag die drei Gewinner gezo-
gen. Der erste Preis ging ins Bur-
genland an Alexander Takacs
aus Unterwart, bei der Ziehung
des zweiten und dritten Preises
führte der Zufall Regie: Glücks-
fee Alexandra zog Mutter und
Tochter Hermine und Hermine
Johanna Ebner als Gewinnerin-
nen von drei „Vorsicht Kinder“-
Warnfiguren für Mattighofen.

Andreas Lindner und Harald Vogl von Stangl (Mitte) präsentierten Vizekanzler 
Josef Pröll und Bürgermeister Siegfried Nagl ihre Produkte.

And the winner is ...
Die KOMMUNAL-Schnitzeljagd

Der Stand mit dem Lichtbaum von KM-Konzept wirkte auf
die Besucher wie das „Licht auf die Motten“ – kaum ein
anderer Stand hatte mehr Frequenz.

„Eigentlich wollten wir am Donnerstag noch auf ein Bier
in die Stadt, aber wir waren wegen des Riesenandrangs
dann froh, einfach ins Bett fallen zu dürfen.“ KOMMU-
NAL-Chefredakteur Hans Braun war ob dieses Lobs von
Peter Fresner von der Firma Plantscape hochzufrieden.

Die Gemeindebund-Spitzen und Bundesratspräsident
Hans Preineder wurden am Hypo Investmentbank-Stand
von Johannes Kern (4. v. r.) bewirtet.

„Ihre Sorgen möchten wir haben“.
Helmut Mödlhammer und Alfred
Riedl wollten sie Richard Hugauf
von der Wiener Städtischen vergeb-
lich „umhängen“.

Hermine Ebner aus  Mattighofen in
Ober österreich war eine der Gewin-
ner der „Vorsicht Kinder“-Warnfigu-
ren „Alexandra“ und „Fabian“ – auf
unserem Bild mit den „Originalen“
und Kommunalverlags-Chef Micha-
el Zimper.

Der größte Messestand in Graz war
der Gemeinschaftsstand von „Digi-
tales Österreich“. Kein Wunder, dass
Außenminister Spindelegger, hier in
Begleitung von Robert Hink (re.)
dem Stand unter Christian Rupp ei-
nen Besuch anstattete.
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Das deutschnationale Lager war
immer sehr stark – auch schon
in der Ersten Republik. Von
1973 bis 1983 stellte die FPÖ
mit Alexander Götz sogar zehn
Jahre lang den Bürgermeis ter.
Andererseits sorgte in den ver-
gangenen zehn Jahren auch die
KPÖ für Schlagzeilen. Unter
ihrem Spitzenkandidaten Ernest
Kaltenegger erreichte sie bis zu
20 Prozent der Stimmen.
Graz war 1983 auch die erste
österreichische Großstadt, in der
die Grünen in den Gemeinderat
einzogen.

Graz ist Statutarstadt. Die Ge-
meinderatswahlen finden daher
nicht zeitgleich mit jenen in den
übrigen steirischen Gemeinden
statt.
Anfang 2008 fanden die bislang
letzten Gemeinderatswahlen
statt. Dabei konnte die ÖVP un-
ter Bürgermeister Siegfried Nagl
ihren ersten Platz verteidigen
und sogar noch ausbauen. Die
SPÖ und auch die KPÖ erlitten
schwere Verluste. Größter Wahl-
sieger waren die Grünen, die ih-
re Mandate verdoppeln konnten.
Auch die FPÖ gewann dazu. Im

Vorfeld der Wahl hatte es heftige
Diskussionen über islamfeindli-
che Äußerungen von FP-Spitzen-
kandidatin Susanne Winter ge-
geben. Das BZÖ zog erstmals in
den Gemeinderat ein.

Helmut Reindl

Die steirische  Landeshauptstadt Graz ist mit fast 300.000 Einwohnern

die zweitgrößte Stadt Österreichs. Die Grazer Kommunalpolitik weist 

einige traditionelle Besonderheiten auf. 

Graz ist unter anderem auch
berühmt für die roten Dächer 
seiner Altstadt.

Graz: Tausendjährige Geschichte der zweitgrößten Stadt Österreichs

Uhrturm, Murinsel, rote Dächer,
Kunsthaus und Universität

3 Spätes 10. Jahrhundert: Die
Burg auf dem Schlossberg 
entsteht 
3 1128: Graz wird erstmals 
urkundlich erwähnt. 
3 bis 1749: Graz bleibt Haupt-
stadt der innerösterreichischen
Länder (Steiermark, Kärnten,
Krain). 
3 1797: Französische Heere
rücken über die Steiermark
nach Wien vor. Sie besetzen
Graz, Bruck/Mur, Leoben und
andere Städte. 
3 1809: Nach den Bestimmun-
gen des Friedens von Wien
muss die Schlossbergfestung
bis auf den Glockenturm und
den Uhrtum zerstört werden.
Die Schlossbergfestung wurde
nie eingenommen. 
3 1906: Erste Grazer Messe. Sie
findet jedes Jahr im Frühjahr
und im Herbst statt. 
3 1938: Fast zwei Wochen 
bevor deutsche Truppen die
Grenze überschreiten, findet
die „Grazer Volkserhebung“
statt, eine Sympathiekund -
gebung für Hitler. Graz wird
zur „Stadt der Volkserhebung“.
3 1944: Erster schwerer 
Bombenangriff am 18. Februar.
3 1945: Sowjetische und später
auch britische Truppen ziehen
in Graz ein.
3 seit 1988: 17 Bezirke. 
3 1999: Die Grazer Altstadt
wird von der UNESCO zum
Weltkulturerbe erhoben. 
3 2003: Europas Kultur -
hauptstadt. 

Zeitleiste Graz
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Der größte Teil der heutigen
Steiermark war um die Zeit von
Christi Geburt Teil des kelti-
schen Königreichs Noricum, das
15 nach Christi Geburt unter die
Herrschaft der Römer kam.
Nach der Zerstörung des Römi-
schen Reiches und den Wirren
der Völkerwanderung wurde das
Land Teil des slawischen Fürs -
tentums Karantanien. Daran er-
innern auch heute noch manche
Ortsnamen. Auch Graz ist eine
slawische Gründung („gradec“
bedeutet auf Deutsch „kleine
Burg“).
In kirchlicher Hinsicht gehörte
das Gebiet der heutigen Steier-
mark zum Erzbistum Salzburg.
Von dort aus erfolgte auch die
Christianierung. Im 11. und 12.
Jahrhundert wurden zahlreiche
Klöster gegründet, darunter 
etwa Admont, St. Lambrecht,
Rein, Seckau und Vorau.
1056 wurde Otakar von Steyr
mit der Karantanischen Mark
beliehen. Es stammte aus dem
Geschlecht der Traungauer, die
ihren Sitz in Steyr hatten. So

wurde nach und nach der Name
Steiermark statt Karantaner-
mark üblich. 

Die Steiermark kommt zu
Österreich

1180 erfolgte unter Kaiser Fried-
rich Barbarossa die Erhebung
zum Herzogtum. Da Markgraf
Otakar IV. ohne männliche Er-
ben war, schloss er 1186 mit
dem mit den Traungauern ver-
wandten Babenberger Leopold
V. von Österreich einen Erbfolge-
vertrag, die Georgenberger
Handfeste. 
Als der letzte Traungauer 1192
starb, belehnte Kaiser Heinrich
VI. 1192 Leopold V. von Öster-
reich und dessen Sohn Friedrich
mit der Steiermark. Die Verbin-
dung Österreichs mit der Steier-
mark war der erste Schritt zur
Vereinigung der Ostalpenländer.
Nach dem Aussterben der 
Babenberger und der Niederlage
Ottokars Přemysl begann die
Herrschaft der Habsburger, die
bis 1918 dauern sollte.
Im 12. und 13. Jahrhundert
ließen sich immer mehr deut-
sche Siedler vor allem in der
Oststeiermark nieder. So kam es,
dass die slawische Bevölke-
rungsgruppe immer stärker
zurückgedrängt wurde und all-

mählich praktisch vollständig
verschwand.
Im Zuge von Erbteilungen ent-
stand im 14. Jahrhundert eine
steirische Linie der Habsburger.
Diese hatte ihren Sitz in Graz
und herrschte über die Steier-
mark, Kärnten, Krain, die Graf-
schaft Görz, die Stadt Triest und
die Windische Mark (Sloweni-

Neben Schilcher, Kernöl und 
Wäldern eines der Symbole für die
Steiermark – zumindest für die 
südliche: Der Klapotetz.

Die Steiermark ist flächen-

mäßig nach Niederöster-

reich das zweitgrößte 

Bundesland Österreichs.

Nach der Einwohnerzahl

liegt die Steiermark auf

Platz vier in der Rangliste

der österreichischen 

Bundesländer.

Die Steiermark: Grünes Herz Österreichs

„Hoch vom Dachstein an, wo der
Aar noch haust ...“

Die Verbindung Österreichs mit der
Steiermark war der erste Schritt zur
Vereinigung der Ostalpenländer.
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en). Für diese Gebiete bürgerte
sich die Bezeichnung Inneröster-
reich ein. 
Zur Vereinigung der habsburgi-
schen Länder kam es erst wieder
unter dem aus der steirischen 
Linie stammenden Friedrich III.
Der Kaiser – bekannt geworden
durch die Abkürzung AEIOU, die
er auf Gebäude anbringen ließ,
die unter seiner Herrschaft er-
richtet worden waren – regierte
einen großen Teil seiner langen
Herrschaftszeit von Graz aus. 

Türkensturm und
Reformation

Ab dem 15. Jahrhundert kam es
immer wieder zu Einfällen der
Türken. Zum Schutz der Bevöl-
kerung wurden Wehranlagen
ausgebaut, darunter etwa die
Riegersburg, die Feldmarschall
Montecuccoli als „stärkste Feste
der Christenheit“ bezeichnete.
Erst mit dem Sieg der Kaiserli-
chen in der Schlacht bei Mogers-
dorf 1663 und der Abwehr der
Türken 1683 vor Wien war die
Türkengefahr endgültig ge-
bannt.
Unter Maria Theresia wurde die
Verwaltung des Reiches in Wien
zentralisiert und die inneröster-
reichischen Behörden in Graz
aufgelöst. Bei der Volkszählung
nach Pfarren im Jahre 1770 wur-
den die Pfarren in Nummerie-
rungsabschnitte zerlegt und die
Häuser zum ersten Mal numme-
riert. Diese Einteilung in Werb-
bezirke geschah ursprünglich,
um die Aushebung von Soldaten
für das Heer zu erleichtern. Die
Werbbezirke bildeten dann die
Grundlage für die unter Kaiser
Joseph II. eingeführten Steuer-
gemeinden und die späteren Ka-
tastralgemeinden.
Im Jahre 1797 drangen die
Franzosen unter Napoleon in
der Steiermark ein. In Leoben
wurde ein Vorfriedensvertrag
geschlossen, dem dann kurz
darauf der Friede von Campo
Formio folgte. Nach der weite-
ren Niederlage der Österreicher
1809 mussten unter anderem
die Festungsanlagen auf dem
Grazer Schlossberg geschleift
werden.
Im 19. Jahrhundert erlebte die
Steiermark einen enormen wirt-
schaftlichen Aufschwung. Der
Wahlsteirer Erzherzog Johann

tat sich als Förderer von Wirt-
schaft, Wissenschaft und Kunst
hervor. Das Bergbaugebiet in
der Obersteiermark war eines
der Zentren der Industrialisie-
rung. Im Jahre 1844 wurde die
erste Eisenbahn, die Strecke
Mürzzuschlag–Graz, eröffnet.
1846 zählte die Steiermark rund
eine Million Einwohner, wovon
etwa 600.000 innerhalb der
heutigen Landesgrenzen lebten.
Die bäuerliche Bevölkerung
blieb aber weitgehend arm. Das
lässt sich auch heute noch aus
den Erzählungen Peter Roseg-
gers herauslesen.

Politische Wirren

Als Folge des Ersten Weltkriegs
fiel die Untersteiermark an den
SHS-Staat, das spä-
tere Jugoslawien.
Das heuti-
ge Bun-
des-

land Steiermark umfasst also
nur einen Teil des historischen
Herzogtums. Seit 1929 ist das
Dachsteinlied, das mit den Wor-
ten „Hoch vom Dachstein an …“
beginnt, offizielle Landeshymne
der Steiermark. Obwohl in der
ersten Strophe auf das ehemali-
ge Gebiet der Untersteiermark
Bezug genommen wird, wurde
der Text bislang nicht geändert.
Während der Ersten Republik ist
die Steiermark Ausgangspunkt
des „Pfimerpfutsches“: 
1931 versuchten die Heimweh-
ren unter Führung des Juden-
burger Rechtsanwalts einen
Putsch gegen die Regierung in
Wien, der aber rasch zusam-
menbrach.
Im Bürgerkrieg des Jahres 1934
kam es vor allem in den ober-
steirischen Industriegebieten zu
heftigen Kämpfen. Nach der
Niederschlagung des sozialde-
mokratischen Schutzbundes
wurde unter anderem der Le-
obener Arbeiterführer Koloman
Wallisch zum Tode verurteilt
und gehenkt.
Nach dem „Anschluss“ 1938
wurde das frühere Bundesland
Burgenland geteilt, und der süd-
liche Teil wurde an die Steier-
mark angegliedert. Dafür verlor
der nunmehrige Reichsgau 
Steiermark das Ausseerland, das
an Oberösterreich (Oberdonau)
fiel.
Im Mai 1945 wurde die Steier-
mark von den Sowjets besetzt,
kam dann aber bis 1955 unter
britische Verwaltung. 
1948 wurde der ÖVP-Politiker
Josef Krainer zum Landeshaupt-
mann gewählt. Er blieb 23 Jahre
in dieser Funktion und wurde zu
einer Symbolfigur des Wieder-
aufbaues der Steiermark.

Gemeinden

In der Steiermark gibt es derzeit
542 selbsständige Gemeinden
und 1593 Katastralgemeinden.
Derzeit wird über die von Lan-
deshauptmann Voves geforderte
Verwaltungsreform diskutiert.
Er möchte die Steiermark in sie-
ben Großregionen statt in Bezir-
ke gliedern. Auch eine Verklei-
nerung des Landtages wurde
von Voves angedacht. 

Helmut Reindl

„Das
Wappen
des Landes
Steiermark
ist in grünem
Schild der rot-
gehörnte und -ge-
waffnete silberne Panther, der aus
dem Rachen Flammen hervor-
stößt.“ So lautet die Beschreibung
des Landeswappens im Gesetzblatt
von 1950.

Josef Krainer blieb 23 Jahre Landeshaupt-
mann und wurde zu einer Symbolfigur
des Wiederaufbaues der Steiermark.
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Nach dem Ende des Zweiten
Weltkrieges zeigte sich, dass die
einzelnen Gemeinden nicht in
der Lage waren, sich gegenüber
übergeordneten Stellen zu be-
haupten. So entstand 1947 als
gesamtösterreichische Interes-
senvertretung der „Landgemein-
den“ der Österreichische Ge-
meindebund. Zum ersten Ob-
mann wurde der damalige stei-
rische Landesrat Josef Krainer –

er war auch Bürgermeister der
Gemeinde Gasselsdorf, heute
ein Ortsteil von Sulmeck- 
Greith –, gewählt. Auf seine 
Initiative wurde dann Anfang
1948 auch der Steiermärkische
Gemeindeverband (so die dama-
lige Bezeichnung) gegründet. 
Aufgebaut wurde die neue Inter-
essenvertretung von Landesge-
schäftsführer Albert Hammer,
der den Verband 30 Jahre leitete
und lange Jahre
auch General -
sekretär des
Österreichi-
schen Gemein-
debundes war. 
Bis Anfang der
90er-Jahre war
der jeweilige
Landeshauptmann auch Präsi-
dent des Steiermärkischen Ge-
meindebundes. Erst 1992 be-
fand Josef Krainer junior, dass
ein Bürgermeister an der Spitze
stehen sollte. So kam es zur
Wahl des Schladminger Bürger-
meisters Hermann Kröll. Er lei-
tete den Verband bis zum Jahre
2007. Seither steht der Bürger-
meister von St. Johann-Köp-
pling, Erwin Dirnberger, an der
Spitze des Steiermärkischen Ge-
meindebundes. 

Die Meilensteine

3 1948: Gründung der „Steiri-
schen Gemeindenachrichten“,
die mittlerweile in ihrem 63.
Jahrgang erscheinen.
3 1950: Aktion zur verbilligten

Errichtung „gemeindeöffent -
licher Fernsprechstellen“, die

bis in die 80er-Jahre lief und
alle steirischen Gemeinden
mit Telefonen versorgte.
3 1950: Gründung der Steuer-

prüfstelle des Steiermärki-
schen Gemeindebundes. Diese
führte zu einer gesteigerten
Abgabenmoral der Bevölke-
rung und in der Folge zu be-

deutenden Mehreinnahmen.
3 1950 wurde die Gemeindever-

waltungsschule gegründet. Bis
2005 wurden die Lehrgänge
in Semriach abgehalten, auf
Grund von Umstrukturierun-
gen und leichterer Erreichbar-
keit finden sie seither im „Ho-
tel Novapark“ in Graz statt.
Seit der Gründung wurden be-
reits mehr als 14.000 steiri-
sche Gemeindebedienstete
ausgebildet.
3 1969: Erstmaliges Erscheinen

des Fachorgans „Die gastliche
Gemeinde“, das über Aktuel-
les im immer wichtiger wer-
denden Tourismusgewerbe in-
formierte.
3 1973 erschien der Kommentar

zur Gemeindeordnung, ein
Handbuch mit mehr als 900
Seiten. 1983 wird eine überar-
beite Fassung herausgegeben.

Der erste Aufruf zum Beitritt in den Steiermärkischen Ge-
meindeverband war nicht sehr erfolgreich. Der Erfolg
kam erst nach persönlicher Kontaktaufnahme mit den
Gemeinden. 1953 waren bereits 841 von 884 Gemeinden
Mitglieder des Verbands.

Josef Krainer senior. Der Landes-
hauptmann war auch Bürgermeis -
ter der Gemeinde Gasselsdorf, heu-
te ein Ortsteil von Sulmeck-Greith.

Die Geschichte des Steiermärkischen und des Österreichischen 

Gemeindebundes sind eng miteinander verwoben. Bei der Gründung

beider Organisationen war der legendäre Josef Krainer senior 

federführend.

Am Anfang stand der
alte Josef Krainer

Die Geschichte des Steiermärkischen Gemeindebundes

Seit der Gründung der Gemeindeverwal-
tungsschule im Jahre 1950 wurden bereits
mehr als 14.000 steirische Gemeinde -
bedienstete ausgebildet.
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3 1974 fand im Rahmen der
Grazer Frühjahrsmesse der
erste Bürgermeister-Messetag,
ein Informationstag für Ge-
meindevertreter, statt
3 1977 wurde die Steuerprüf-

stelle um eine Steuerbera-

tungsstelle erweitert. Diese
wurde notwendig, weil die
vier Jahre zuvor erfolgte Ein-
führung der Mehrwertsteuer
viele Fragen aufwarf. Gleich-
zeitig wurde auch eine Bera-
tung für Versicherungsangele-
genheiten ins Leben gerufen.
3 Seit 1979 gibt es eine partner-

schaftliche Verbindung zum
Städte- und Gemeindebund

Nordrhein-Westfalen, in ge-
genseitigen Delegationsbesu-
chen finden wertvolle Fachge-
spräche zu verschiedensten
Themen statt.
3 1986: Novelle der steirischen

Landesverfassung und Auf-
nahme des Steiermärkischen
Gemeindebundes in die Ver-
fassung. Seither ist der Ge-
meindebund in Landtagsaus-
schüssen vertreten und kann
direkt in den Gesetzwerdungs-
prozess eingreifen.
3 1991 erfolgte gemeinsam mit

dem Land Steiermark die
Gründung der Steirischen Ge-
meindeverwaltungsakademie.
Sie bietet als Ergänzung zur
Basisausbildung an der Ge-
meindeverwaltungsschule
Fachveranstaltungen zu Wirt-
schaft und Verwaltung. Seit
Gründung haben 793 Semina-
re mit einer Gesamtteilneh-
merzahl von 15.352 Personen
stattgefunden.
3 1993: Alle steirischen Ge-

meinden mit Ausnahme der
Landeshauptstadt Graz sind
Mitglieder des Steiermärki-
schen Gemeindebundes – das
sind heute 541 steirische Ge-
meinden. 
3 1996 wurde mit der Landesre-

gierung ein Konsulationsme-
chanismus vereinbart, um
eine vermehrte Berücksichti-
gung kommunaler Anliegen
auf Landesebene zu erreichen.
Erst zwei Jahre später wurde
ein derartiger Mechanismus
auch bundesweit beschlossen.

Dr. Martin Ozimic

Das Präsidium des
Steiermärkischen 
Gemeindebundes

Der Landesgeschäftsführer

Präsident 
Bgm. Erwin Dirnberger, 
St. Johann-Köppling

Vizepräsident
Bgm. Reinhard Reisinger, 
Spital am Semmering

Vizepräsident
Bgm. Christoph Stark, 
Gleisdorf

1951 fand erstmals ein Österreichischer Gemeindetag in Graz statt.

Dr. Albert Hammer war sowohl Lan-
desgeschäftsführer des Steiermärki-
schen Gemeindebundes als auch Ge-
neralsekretär des Österreichischen
Gemeindebundes.
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nen und dem oftmals problema-
tisierten Thema über Jugendli-
che im öffentlichen Raum in den
Gemeinden an. Diese themati-
sche Auseinandersetzung über
gesellschaftspolitische Themen

ist vorprogrammiert und wird
über den Projektzeitraum von
den MitarbeiterInnen der Offe-
nen Jugendarbeit vor Ort weiter
begleitet! Die Jugendlichen sind
in den Prozess von Anfang an
aktiv eingebunden, ein Ergebnis
des Prozesses stellt das sichtbare
Kunstwerk in der Gemeinde dar.
Mit diesem Ergebnis, dem

Zentrale Grundhaltungen von
Offener Jugendarbeit sind Frei-
willigkeit, Niederschwelligkeit
und Beteiligungsmöglichkeiten,
um Jugendlichen ein optimal
begleitetes Experimentierfeld 
ihrer Lebensentwürfe bieten zu
können.

Jugendbeteiligung über
Kunst im öffentlichen Raum

Kunst, Soziokulturarbeit und 
jugendkulturelle Ausdrucksfor-
men sind die grundlegenden
Elemente des Projekts Freizei-
chen, das im Jahre 2008 in Ko-
operation mit dem Kunstverein
ROTOR initiiert wurde, um sich
gemeinsam mit Jugendlichen
auf unterschiedliche Weise mit
der Situation in ihren Gemein-
den und dem dort befindlichen
öffentlichen Raum auseinander-
zusetzen. Das Projektvorhaben
basiert auf einer engen Zusam-
menarbeit von bildenden Künst-
lerInnen und Jugendlichen, die
sich intensiv auf die Lebenswel-
ten von Jugendlichen einließen
und als beständiges Zeichen die-
ser Auseinandersetzung Kunst-
werke im öffentlichen Raum
hinterlassen. 

Intervention und Diskurs 

Diese künstlerischen Interven-
tionen regen zum Diskurs unter
den GemeindebürgerInnen, po-
litischen EntscheidungsträgerIn-

Offene Jugendarbeit begleitet Jugendliche beim Hinein-

wachsen in die Gesellschaft, zeigt Handlungsmöglichkeiten

auf und schafft Zugänge zur gesellschaftlichen Teilhabe.

Dabei bedient sich Offene Jugendarbeit verschiedenster

Methoden und Angebote.

Steiermark spezial: Die Methode der steirischen „Offenen Jugendarbeit“

Künstlerische Interventionen –
jugendliche Lebenswelten

Florian Arlt

„Es war lustig und ich hab viel Spaß dabei ge-
habt, unsere ,Platzerl‘ herzuzeigen und dann
auf einer Plakatwand wiederzufinden. Auch
die alten Leute haben gemeint, dass das cool
ausschaut. Irgendwie hab ich Lust bekommen,
selber solche Sachen zu machen.“

Marcella Angelis, 15 Jahre, Mürzzuschlag

„Am Anfang habe ich mir nichts dar-
unter vorstellen können, aber als wir
dann die Filme gedreht haben, hab’
ich gemerkt, wie schwer das ist, so zu
sein wie man ist. Es ist lustig, sich
selbst auf einer Leinwand zu sehen
und zu wissen, wie das in diesem Mo-
ment war. Hat echt Spaß gemacht!“

Philip Reisinger, 15 Jahre,
Mürzzuschlag
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Kunstwerk, identifizieren sich
die Jugendlichen und können
mit Stolz verkünden: Seht her,
bei der Entstehung dieses Kunst-
werks war ich dabei, mein Le-
bensraum interessiert mich und
ich gestalte ihn mit! 

Vor Ort und im Ort

Die KünstlerInnen griffen mit
den Jugendlichen vor Ort rele-
vante Themen auf, die in Bezug
zu den Kernthemen der Offenen
Jugendarbeit stehen, wie Betei-
ligung, Bildung, Mitsprache und
gesellschaftspolitisches Enga -
gement. Fünf Einrichtungen der
Offenen Jugendarbeit in fünf
unterschiedlichen Orten der
Steiermark wurden aufgrund
ihres großen Interesses an
Kunst im öffentlichen Raum für
das Projekt nominiert. In Ab-
stimmung mit den Jugendlichen
und der Offenen Jugendarbeit
vor Ort erfolgte die Auswahl der
internationalen KünstlerInnen,
die mit ihnen vor Ort arbeiten
sollen. Kriterien bei der Künstle-
rInnenauswahl waren deren in-
haltlichen Zugänge sowie die
Erfahrungen in der Arbeit mit
Jugendlichen und die Zugänge
zu Kunst im öffentlichen Raum.
Bei dieser Zusammenarbeit mit
den Jugendlichen, den Jugend-
arbeiterInnen und den Gemein-
de entstanden 2008 und 2009
mehrere Kunstprojekten im 
öffentlichen Raum. Die jungen
Leute bekamen nicht nur Ein-
blick in zeitgenössisches Kunst-
schaffen, sondern beteiligten
sich begeistert und aktiv an der
Konzeption und Umsetzung und
konnten ihr Wissen als Exper-
tInnen in Bezug auf ihr Umfeld
und ihren Wohnort in die künst-
lerische Produktion einbringen.
Bis zum Frühling 2009 wurden
die künstlerischen Interventio-

nen gemeinsam mit allen Betei-
ligten eröffnet und präsentiert.
Eine mittelfristige Sicherung
der Kunstwerke in den verschie-
denen Orten (mindestens drei
Jahre) ist intendiert, um der
Kunst zu erlauben, ihre Wir-
kung zu entfalten. Die Kunst-
werke erfreuen sich bei einem
breiten Publikum großen 
Interesses.

Das Beispiel in 
Mürzzuschlag

Zeitgenössische Kunst und öf-
fentlicher Raum? Wie kann man
diese Dinge miteinander verbin-
den?
Das Projekt Freizeichen gab den
Jugendlichen in der Stadt die
Möglichkeit, ihren Lebensraum
abseits von Schule und Arbeits-
platz aus einer anderen Perspek-
tive zu betrachten und gemein-
sam mit der Künstlerin Sofie
Thorsen, ihre „Spots“ auf eine
etwas andere Art und Weise zu

präsentieren. Dabei selbst im
„Rampenlicht“ zu stehen und
Teil eines für alle zugänglichen
Kunstwerks in der Stadt zu sein,
war für die Stadt und die Ju-
gendlichen ein einzigartiges Er-
lebnis.
Für die Stadt Mürzzuschlag und
alle Einwohner war und ist es 
eine Bereicherung. Durch dieses
Projekt wurde die junge Genera-
tion in einem positiven Licht
wahrgenommen. Das vielzitierte
„schlechte Image“ von Jugend -
lichen wurde augenscheinlich
Lügen gestraft.

Freizeichen geht in die
zweite Runde

2008 begann das Projekt Frei-
zeichen in Zusammenarbeit mit

Die Vorbereitungen für die nächsten Kunstwerke in den steirischen Gemeinden laufen schon.
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„Wir freuen uns sehr, dass dieses Projekt umge-
setzt werden konnte, weil dieses, und das passt
gut zum Titel der Erzherzog-Johann-Ausstellung
im Schloss Stainz, „modellhaft“ ist für die Form
der Offenen Jugendarbeit, wie wir diese im
jung.kultur.haus FRIDA in Stainz betrieben ha-
ben. Eine Giraffe, ein Tier, das in der Weststeier-
mark nicht beheimatet ist und für dieses Gebäu-
de auch noch viel zu groß scheint, irritiert, regt
auf, befremdet, wirft Fragen auf ...
,Modellhaft‘ werden wir durch künstlerische 
Interventionen herausgefordert über Gewohntes,
Vertrautes, Traditionelles nachzudenken. Da-
durch verändert sich unser Blick auf die Dinge
und Zusammenhänge – neue Zugänge und Mög-
lichkeiten entstehen – Fremdes wird in unsere
Lebenswelt integriert.“

Christine Steirer, Holger Unterweger:
jung.kultur.haus FRIDA – Stainz

In Knittelfeld ist das Projekt sehr gut angekommen. Unsere Ju-
gendlichen haben mit Begeisterung mitgemacht. Die Ortswahl
für die Präsentierung hat Freude, Verwunderung und Diskussi-
on in der Bevölkerung hervorgerufen, die alle als positiv zu be-
trachten sind. Gesamtbeurteilung: Für unsere Stadt sehr gut.
Wir würden ein solches Projekt, vorbehaltlich der Zustimmung
durch unser Jugendreferat und der Jugend selbst, wiederum
durchführen.

Siegi Schafarik, Bürgermeister in Knittelfeld
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gend- und Soziokulturarbeit in
ganz Österreich herumgereicht.
Freizeichen folgt einfach dem
Credo von Isa Rosenberger, die
bei ihren auf Zusammenarbeit
basierenden Projekten von „tem-
porären Allianzen“ spricht, die
sie mit Menschen aus unter-
schiedlichen sozialen Gruppen
eingeht, wobei die Menschen als
ExpertInnen in ihren jeweiligen
Feldern und Lebenswelten ver-
standen und geschätzt werden. 
Auch 2010 wird sich das Projekt
Freizeichen auf unterschiedliche
Weise mit der Situation von Ju-
gendlichen in fünf weiteren Or-
ten der Steiermark in eine ju-
gendkulturelle Auseinanderset-
zung mit dem öffentlichen
Raum begeben und abermals
mit Interventionen für ordent -
liche Überraschungen sorgen.  
Diese fünf Freizeichen-Orte sind
Admont, Judenburg, Köflach,
Mureck und Gratwein. Die bis
jetzt gelungenen Umsetzungen
und die Weiterführung des Pro-
jekts Freizeichen ist natürlich
nur durch die finanzielle Unter-
stützung der FördergeberInnen
möglich, die sich in ihrer weit-
sichtigen Förderpolitik wieder-
findet. Die Förderung von ju-
gendkulturellen Ausdrucksfor-
men, das „Sichtbar“-Machen
von jugendlichen Lebenswelten
und die Beteiligung von jungen
Menschen an Prozessen in ihren
Kommunen sind wichtige und
zukunftsträchtige Schritte für ei-
ne innovative Jugendarbeit und
Jugendpolitik in der Steiermark.
Weiter so.

Reaktionen

„Wenn wir da sind“ war mehr
als nur ein Kunstprojekt mit Ju-
gendlichen. Aktiv Kunst zu ge-
stalten war für alle ein einzigar-
tiges Erlebnis. Sofie Thorsen hat
die Kids dazu animiert, von der
Rolle des  Betrachters in die des
Darstellers zu schlüpfen und
gleichzeitig wurden sie zum In-
halt des Kunstwerks. Aus diesem
Prozess heraus entstand ein
Kurzfilm, ein „reversed Graffiti“
und eine Plakatserie die nicht
permanent sind, aber auf diese
Art und Weise Platz für Neues
schafft und somit der Inspiration
und Kreativität der jungen Ge-
neration genug Freiraum gibt,
um sich zu entfalten. Alles in al-

lem eine wertvolle Erfahrung,
Kunst zu erleben ...

Tina  Prochazka: JugendKultur-
zentrum HOT – Mürzzuschlag

Da wir in diesem Jahr im Ju-
gendnetzwerk Knittelfeld den
Schwerpunkt „Jugendkultur“
gesetzt haben, sind wir überaus
erfreut, einen Projektpartner ge-
funden zu haben, welcher sich
auf das Thema „Kunst“ speziali-
siert hat. Freizeichen bot den
Jugendlichen die Möglichkeit,
ihre Stadt mitzugestalten und
ein Zeichen zu setzen. Nicht zu-
letzt war die gute Zusammenar-
beit mit der Stadtgemeinde
dafür verantwortlich, dass die
jungen Menschen, die am Pro-
jekt teilgenommen haben, moti-
viert sind an weiteren Projekten
in ihrer Stadt mitzuwirken.

Jennifer Hausberger, Jugendnetz-
werk zone4u – Knittelfeld

Große Beteiligung der Jugendlichen in Mürzzuschlag bei
der Gestaltung ihrer ÖBB-Unterführung.

In der Gemeinde Stainz durchstieß
das Projekt Freizeichen die Decke
und begeisterte den Bürgermeister
genauso wie die Jugendlichen.
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3Moira Zoitl | Jugendzentrum Aus-
seeerland, Stadtgemeinde Bad Aus-
see
3 ŠKART | Jugendzentrum Coyoba,
Stadtgemeinde Fürstenfeld 
3 RAM | zone4you – Jugendnetz-
werk der Stadtgemeinde Knittelfeld 
3 Sofie Thorsen | JugendKulturZen-
trum HOT, Stadtgemeinde Mürzzu-
schlag 
3 Helmut Dick | jung.kultur. haus
FRIDA, Stadtgemeinde Stainz

und mit der Unterstützung von: 

ROTOR, Steirischer Dachverband
der Offenen Jugendarbeit, Landes
Jugend Referat Steiermark, Institut
Kunst im öffentlichen Raum, Kultur-
Kontakt Austria, Österreichische
Post AG, ÖBB Immobilien, Stadtge-
meinde Bad Aussee, Stadtgemeinde
Fürstenfeld, Stadtgemeinde Knittel-
feld, Stadtgemeinde Mürzzuschlag,
Marktgemeinde Stainz und den vie-
len Jugendlichen vor Ort. 

http://freizeichen.mur.at

KünstlerInnen, Orte &
die Offene Jugendarbeit

dem Kunstverein ROTOR und
dem Steirischen Dachverband
der Offenen Jugendarbeit zwi-
schen KünstlerInnen und Ju-
gendlichen in Bad Aussee, Fürs -
tenfeld, Knittelfeld, Mürzzu-
schlag und Stainz im Kontext 
ihrer Lebenswelten. 
Das Echo seitens der jungen
Leute, der KünstlerInnen, der in-
volvierten Jugend-(Kultur)-Zen-
tren und der Gemeinden war
überwältigend. Die Konzeption
des Projekts wird mittlerweile
im Bereich der innovativen Ju-

„Die erfolgreiche Umsetzung des Projekts Frei-
zeichen unter Anleitung der Künstlergruppe
Skart motiviert uns, künftig in dieser Richtung
weiterzumachen: denn die Resonanz der teilneh-
menden Jugendlichen und der Bevölkerung auf
die 12-teilige Intervention in der Altstadt war
einstimmig positiv. Für die nächsten Jahre wird
ein Stück „Jugendliche Lebenswelt“ die Gebäude
von Fürstenfeld schmücken und sichtbar blei-
ben. Vor allem dem Künstler Dragan Protić ist an
dieser Stelle großer Dank auszusprechen, der
mit sehr viel Engagement die Workshops durch-
führte und die Jugendlichen begeistert hat.“

Doris Setznagel, Jugendarbeit der Stadt Fürstenfeld
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Verwaltungsreform: Kanzler Faymann gegen Prammer

Synergien nutzen statt Ver-
waltungsebenen abschaf-
fen, so „pfiff“ Kanzler Wer-
ner Faymann laut einem Be-
richt in der „Presse“ Ende
August Nationalratspräsi-
dentin Barbara Prammer
zurück. Diese war vorher
mit dem Vorschlag, im Rah-

men einer Staatsreform die
BH abzuschaffen, an die 
Öffentlichkeit getreten.
„Die Diskussion müsse et-
was mehr in die Tiefe ge-
führt werden“, wie der
Kanzler anmerkte.
Laut dem Bericht kündigte
Vizekanzler Josef Pröll Ge-
spräche mit den Ländern
an, wobei er aber den von
ihm ins Spiel gebrachten Ti-
tel ad acta legte. Kein Kon-
klave mehr, er wolle sich
zusammensetzen und re-
den.

Bezirksbehörden bleiben

Die östereichische Frührent-
ner-Flut will Wirtschafts-
bund-Chef Christoph Leitl
mit einem neuen Anreiz-
Sys tem bekämpfen. Wer
freiwillig trotz gesetzlichem
Ruhestandsanspruch länger
arbeitet, soll 25 Prozent 
seines Ruhestandsbezugs
gleich bekommen. Weitere
25 Prozent soll der Arbeit-
geber bekommen. Und die
Versicherungsanstalt würde
sich dadurch 50 Prozent der
Pension sparen, eine „Win-
win-Win“-Situation.

Pensionen: Neues Modell

Anreize für 
späteren AntrittLaut Daten des Hauptver-

bandes der Sozialversiche-
rungen steigen die Kosten
für die öffentlichen Spitäler
auf fast 11,4 Milliarden 
Euro. Gegenüber 2009 
bedeutet das ein Plus von
vier Prozent, in den vergan-
genen drei Jahren betrug
die Kostensteigerung 
16 Prozent (1,6 Milliarden 
Euro).
Angesichts dieser Zahlen
schlug  Hauptverbands-Chef

Hans-Jörg Schelling Alarm.
Die Kosten im Spitalsbe-
reich wachsen deutlich stär-
ker als die Wirtschaft, im
Zuge der Krise würden „die
Finanzierungsprobleme ex-
plodieren“.
Schelling plädierte dafür,
das „Überangebot an Spi-
talsbetten abzubauen“, um
im Gegenzug Pflegeeinrich-
tungen und die Betreuung
durch die niedergelassene 
Ärzte auszubauen.

Spitäler: Dramatischer Anstieg der Kosten

Aufwand steigt auf 11,4 Milliarden

Das zähe Anspringen der
Konjunktur, die explodie-
renden Ausgaben für Ge-
sundheit und Soziales, die
quälende Ungewissheit über
den Umfang und die Aus-
wirkung der drohenden
Sparpakete: Für viele Bür-
germeisterInnen steht die
Haushaltsplanung 2011 un-
ter keinem guten Stern.
In besonders dramatischen
Fällen geistert durch die
Medien immer wieder der
Begriff der „Konkursreife“
der Gemeinden, womit sich
die Frage stellt, ob eine Ge-
meinde überhaupt in Kon-

kurs gehen kann, wie der
Jurist Dr. Martin Huber vom
Salzburger Gemeindever-
band auf der Plattform
Kommunalnet.at kürzlich
vermerkte. Rechtlich gese-
hen gibt es darauf in der
herrschenden Rechtslehre
eine klare Antwort: Ja, auch
Gemeinden sind als juristi-
sche Person und Privat -
rechtsträger i. S. des Art. 116
Abs. 2 B-VG bei Zahlungs-
unfähigkeit konkursfähig –
zumindest theoretisch und
mit Einschränkungen. An-
ders als beispielsweise in
den USA sind Gemeinde-

konkurse in Österreich aber
kein Thema. 
Faktisch hat in der Zweiten
Republik noch nie eine Ge-
meinde den Gang zum Kon-
kursrichter antreten müs-
sen, da der Haushaltsaus-
gleich und damit auch die
Zahlungsfähigkeit durch Be-
darfszuweisungen und an-
dere öffentliche Mittel si-

chergestellt wurde. Hinzu
kommt, dass die Exekuti-
onsordnung (EO) bei einem
allfälligen Zugriff auf das
Vermögen einer Gemeinde
erhebliche Beschränkungen
im Zusammenhang mit den
von der Gemeinde zu wah-
renden öffentlichen Interes-
sen vorgesehen hat. Mehr
auf www.kommunalnet.at

Kanzler Werner Faymann ist 
gegen eine Schließung von 
Bezirksbehörden. Beobachtet
wird er von NR-Präsidentin Bar-
bara Prammer.

Die klare Antwort ist Ja!
Worst Case: Können Gemeinden in Konkurs gehen?

Gemeinden sind konkursfähig, obwohl in der Zweiten Republik noch
nie eine Gemeinde den Gang zum Konkursrichter antreten musste.
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Peinliches Ergebnis einer
Karmasin-Umfrage im Auf-
trag der „Initiative Men-
schenrecht“. 60 Prozent wis-
sen nichts von einem „Men-
schenrecht auf Asyl“, 24
Prozent halten dieses Recht
auch nicht für wichtig. Das
bedeutet, dass Österreicher
die Menschenrechte an sich
für wichtig halten, außer
bei Minderheiten.

Menschenrechte

Österreich und das
Florianiprinzip



Zu einem Gedankenaus-
tausch trafen der Vorsitzen-
de der LH-Konferenz Erwin
Pröll und die Präsidenten
der Landesverbände des
Gemeindebundes kürzlich
zusammen. Diskutiert wur-
den aktuelle gemeinsame
Themen und Anliegen. Pröll
warnte dabei vor einer Aus-
höhlung des Föderalismus.
„Seit kurzem bitten wir je-
des Halbjahr den aktuellen
Vorsitzenden der LH-Konfe-
renz um einen gemeinsa-
men Termin mit dem Präsi-
dium des Gemeindebundes,
um gemeinsame Themen
zur erörtern“, erklärte Ge-
meindebund-Chef Mödl-
hammer das Treffen. „Im
ersten Halbjahr haben wir
mit dem Vorarlberger LH
Sausgruber konferiert, jetzt
freuen wir uns darüber,
dass auch Erwin Pröll Zeit
hat, um über die Sorgen
und Nöte der Gemeinden
mit uns zu diskutieren“, so
Mödlhammer. Dies sei bei

weitem keine Selbstver-
ständlichkeit, umso mehr
wisse man die Anerken-
nung der Länder zu schät-
zen.
Auf der Agenda standen –
wenig überraschend – die
dramatischen Finanzsorgen
der Gemeinden. Sowohl
Pröll als auch Mödlhammer
warnten freilich vor dem
Aufschnüren des Finanz-
ausgleichs. „Würden wir
das tun, dann wäre danach
die Finanzlage der Länder
und Gemeinden noch
schlechter“, so Pröll und
Mödlhammer unisono.
Einigkeit bestand auch dar-
über, dass man für die Fi-
nanzierung der Pflege im
Herbst noch neue Wege fin-
den müsse. „Weder die Ge-
meinden, noch die Länder
alleine können diese enor-
men Lasten tragen“, so Er-
win Pröll. 
Im Hinblick auf die Forde-
rung der Gemeinden, künf-
tig wieder selbst Radarkon-

trollen durchführen zu las-
sen, stießen die Gemeinde-
vertreter auch bei Erwin
Pröll auf offene Ohren. „Ich
werde das in einer der
nächsten LH-Konferenzen
ansprechen“, versprach er.
„Der Wunsch, dass jeder
Straßenerhalter auf seinen
Straßen auch selbst Kon-
trollen durchführen will, ist
verständlich. Mehr über
dieses Treffen auf
www.gemeindebund.at
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Als einen „zumindest mini-
mal fairen und transparen-
ten Weg“ bezeichnet der
Gemeindebund das Abkom-
men, das jüngst zwischen
dem Land Tirol und der
Post AG vereinbart wurde.
„Sowohl die betroffenen
Gemeinden, als auch die
Bundesländer haben ein
Anrecht darauf, dass die
Post AG alle Zahlen und
Fakten auf den Tisch legt,
die im Rahmen einer beab-
sichtigten Postamtsschlie -
ßung zu berücksichtigen
sind. Dies sollte eigentlich
eine Selbstverständlichkeit
sein, in vielen Fällen gab es
in der Vergangenheit aber

massive Beschwerden der
Gemeinden“, verlautet aus
dem Gemeindebund. Und
es wurde der Post AG 
empfohlen, diesen Weg bzw.
dieses Abkommen allen
Bundesländern für ihre 
Gemeinden anzubieten, so
Präsident Mödlhammer.

Bei der Korruptionsstaats-
anwaltschaft (KStA) wird
nicht nur gegen Ex-BZÖ-
Obmann Stefan Petzner er-
mittelt. Derzeit führt die
KStA  wegen „möglichen
politischen Missbrauchs von

amtlichen Informations -
broschüren auch Verfahren
gegen Verantwortliche der
ÖVP und SPÖ“, wie Behör-
densprecher Friedrich 
König laut „SN“ Ende 
August betonte.

Korruption: Ermittlungen bei SPÖ, ÖVP, BZÖ

Parteienfinanzen unter der Lupe

Bis zum Winter könnte es
laut einem Bericht in der
„Krone“ bis zu 400.000 Ar-
beitslose geben (derzeit
sind es rund 270.000). Die-
se Zahl nannten Wifo-Chef
Karl Aiginger und Wirt-
schaftskammer-Präsident
Christoph Leitl beim Euro -
päischen Forum in Alpbach.
Mit ein Grund für den 
Anstieg ist die Tatsache,
dass die Gemeinden kräftig
sparen und vor allem Bau-
aufträge massiv zurück-
schrauben.
Als rasch wirksame Gegen-
maßnahmen unterstützen
die Experten einen alte For-
derungen des Gemeinde-
bundes nach einer Nauauf-
lage der Förderung für eine
thermische Sanierung. Leitl:
„Die 100 Millionen aus dem
Vorjahr waren in kürzester
Zeit aufgebraucht. Da sieht
man, wie die Leute auf An-
reize reagiren“ – und forder-
ten ein neues Programm mit
300 Millionen.

Geldnot: Mehr Arbeitslose

400.000 ohne Job
befürchtet

Gemeindebund: Abkommen in allen Bundesländern

Post muss künftig die Tiroler
Gemeinden beraten

Eine starke Achse zwischen Ländern
und Gemeinden

Gemeindebund-Präsidium: Tagung mit Vorsitzendem der Landeshauptleute

Gemeindebund-Vizepräsident Alfred Riedl, Landeshauptmann Erwin Pröll, Gemeindebund-Chef
Helmut Mödlhammer, Gemeindebund-„General“ Robert Hink und Vizepräsident Ernst Schmid.
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elle Sicherungen aus, der
Schwund ist nicht nennens-
wert“, freut sich die Bürgermeis -
terin. Und die Einwohner von
Ottensheim können so unkom-
pliziert ein Fahrrad nehmen,
wenn sie eines brauchen. Einzig
„wenn jemand damit einkaufen
fährt und vom Geschäft heraus-
kommt, kann es passieren, dass
das Fahrrad schon jemand ande-
res genommen hat“, so Böker,
aber das sei in Ottensheim eher
Grund zum Schmunzeln als 
zum Ärger. Ebenso engagiert ist
die Marktgemeinde, ihre Ein-
wohner mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln nach Linz zu bewe-
gen. Der Bürgerservice vergibt
Tageskarten, eine Art Schnup-
perticket, zu geringem Preis,
und jeder kann sich dafür 
anmelden und so Kosten und
Mühe sparen, wenn er eine 
weitere Fahrt vor sich hat. 

Unsicherheit macht Sicher

Innovativ zeigt sich auch der
Ortskern der Gemeinde. Am ge-
samten historischen Marktplatz

dürfen sich Fußgänger, Autofah-
rer und Radfahrer gleichberech-
tigt bewegen. „Es gibt nur eine
Regel, und die heißt Tempo 20“,
beschreibt Böcker. Mit verschie-
denen Oberflächenbelagen sind
wichtige Bereiche gekennzeich-
net. Das Prinzip „Unsicherheit
macht Sicher“ hat im Ortskern
eine fließende Aufteilung des
Raumes mit sich gebracht. Nicht
einmal Gehsteige sind nötig.
Seit dem Jahr 2000 gab es noch
keinen Unfall, wie Böcker be-
richtete. 
Eine Schnecke als Logo hat sich
eine der ältesten Städte Öster-
reichs, Enns, zum Zeichen ge-
macht. Als erstes österreichi-
sches Mitglied der weltweiten
Vereinigung „Cittàslow“ genießt
der historische Ort Ansehen 
weit über seine Grenzen hinaus.
„Wir wollen in unserer Zen-
trumszone genussvoll 20 km/h
fahren. Alles wird langsamer,
und dann passiert auch weniger,
weil die Menschen wieder Zeit
zum Schauen haben“, beschreibt
Dr. Gabi Pils das Projekt. Durch
die Umstellung konnte der ge-
samte Ortskern vitalisiert wer-
den, und „es haben sich 42 neue,
kleine, feine Betriebe in der Zen-
trumszone angesiedelt“, so Pils.
Zusätzlich stehen Gratisfahrrä-
der zur Verfügung, es gibt Eltern-
haltestellen vor Schulen sowie
einen Shuttlebus in das Indus -
triegebiet Ennshafen und über
die Donau wurde eine spezielle
Radfähre eingerichtet. Ebenfalls
anders wird in Enns Silvester ze-
lebriert. Feuerwerke und Krawall
wurden abgesagt, stattdessen
gibt es Genuss und Ruhe. Die
komplette Neugestaltung der
Zentrumszone wird am 1. Okto-
ber feierlich eröffnet werden. 
Die Gemeinde Munderfing mit
Bürgermeister Martin Voggen-
berger stellte ebenfalls ihren
Weg in die Zukunft vor. Das Mot-
to des Ortes „mit Erfahrung der

Bei den Dialogen wurden viele
Fragen beantwortet, verschiede-
ne Modelle wurden anhand von
Beispielen vorgestellt und die
Vernetzung und Information der
Teilnehmer in den Vordergrund
gestellt. Die Maßnahmen, die
Gemeinden zum Thema Klima-
schutz treffen können, sind um-
fangreich, ebenso die verschie-
denen Förderprogramme und
Möglichkeiten. Ein großes The-
ma ist zur Zeit die Elektromobi-
lität. Die Umstellung benötigt In-
frastrukturveränderungen und
eine neue Handhabung für jegli-
che Fahrzeugnutzer. In Gemein-
den besonders groß geschrieben
ist aber immer noch das Fahrrad.
Bei den Kommunal-Dialogen
wurden die Gemeinden Enns,
Ottensheim und Munderfing als
Modelle von den jeweiligen Ver-
antwortlichen vorgestellt. 

Fundräder aktiviert

Ein, wie Bürgermeisterin Ulrike
Böker (Ottensheim) erklärte,
„liebevolles“ Projekt hat die
Marktgemeinde in den vergan-
genen Jahren umgesetzt. Es
wurden Fundräder für die Allge-
meinheit aktiviert und zur freien
Verwendung im Ortsgebiet be-
reitgestellt. Mit speziellen Far-
ben gekennzeichnet, sind bereits
17 Stück davon in Gebrauch.
„Wir kommen sogar ohne spezi-

Die klima:aktiv Tour wurde in Linz um die Kommunal-Dialoge erweitert

Ideen- und Informationstausch
auf hohem Niveau in Linz
Themen wie Elektromobilität, Fuhrparkumstellung oder Verkehr ver-

meiden durch neue Datenwege sind derzeit in aller Munde. Doch wie

können Gemeinden diese vielen Neuerungen effizient und zukunftsori-

entiert umsetzen? Die Kommunal-Dialoge, die im Rahmen der klima:

aktiv Tour des Lebensministeriums veranstaltete wurden, brachten

Bürgermeister, Gemeindevertreter und Experten aus Wirtschaft und

Politik an einem Tisch.
Das Prinzip „Unsicherheit macht Sicher“ hat
im Ortskern eine fließende Aufteilung des
Raumes mit sich gebracht. Nicht einmal 
Gehsteige sind nötig. Seit dem Jahr 2000 gab
es noch keinen Unfall.

Uli Böker, Bürgermeisterin von Ottensheim
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Alten die Zukunft gestalten“. Ei-
ne Person im Gemeindedienst
wurde eigens mit dem Projekt
„Fahrrad“ beauftragt, einmal die
Woche gibt es ein Genussradln
für die Munderfinger. Ein spezi-
elles Energiekonzept soll die
stark befahrene Hauptstraße
„freundlicher“ werden lassen. 

Jeder Tisch mit neuen Infos

Die Kommunal-Dialoge ent-
wickelten sich zur einer Art
Ideen- und Informationstausch-
börse auf hohem Niveau. Die
Vertreter der einzelnen Arbeits-
bereiche, die an verschiedenen
Tischen zugeordnet waren, in-
formierten die rund 50 Teilneh-
mer mit neuesten Tatsachen.
Auf zahlreiche Fragen der Ge-
meindevertreter konnten Umset-
zungsmöglichkeiten erörtert
werden. Das ging sehr ins Detail.
Die Besucher konnten ihre Anlie-
gen gezielt darbringen und di-
rekt erörtern. Am Tisch für Rad-
verkehr stand beispielsweise
Christian Huemer, Radverkehrs-
koordinator für das Land Ober -

österreich, Rede und Antwort.
Fragen wie, „Wie kann ich unse-
ren Gemeinderadweg mit dem
des Nachbarortes verbinden und
dabei Kosten sparen oder Förde-
rungen bekommen“, wurden ge-
stellt, oder „Wir sind zwei Ge-
meinden und wollen unseren
Fuhrpark und Bauhof zusam-
menfassen, welche strukturellen
Überlegungen im Bezug auf die
gleichzeitige Fuhrparkumstel-
lung sollten dabei berücksichtigt

werden?“ Aber auch neue Mög-
lichkeiten wurden präsentiert,
wie die Telekom Austria zeigte.
Durch die Möglichkeit der Video-
konferenz kann Zeit und Weg
gespart werden, um wichtige
Termine weltweit wahrzuneh-
men. 
„Im Bereich der E-Mobilität ist
das Ministerium bereits seit dem
Jahr 1998 unterwegs“, wie Peter
Wiederkehr vom Lebensministe-
rium erläuterte. Im Punkt Leis -
tungsfähigkeit der E-Mobile sei
seit damals einiges passiert.
Auch die Batteriekosten sollen
sich in Zukunft reduzieren, und
Ladestationen bei Supermärkten
seien ebenfalls denkbar. 
Der öffentliche Verkehr ohne
Fahrplanbindung ist, wie sich
zeigte, in vielen Gemeinden
schon längst eine Tatsache und
für die Zukunft ein wichtiges
Modell. Gerade für ältere Bürge-
rInnen sei diese Variante optimal,
um ihre Wege zu erledigen. Die
Gemeinden stellen dazu ein
Fahrzeug mit Chauffeur zur Ver-
fügung. Es gibt aber auch Varian-
ten mit freiwilligen Lenkern. Für
die Zukunft unausweichlich, so
zeigte sich deutlich, ist die Ver-
wendung des Fahrrades auch im
Alltagsverkehr. Längst sind die
Zeiten vorbei, wo dem Velo das
„arme Leut“-Image anhaftete.
Die Elektro-Variante soll zudem
auch das Fahren für ältere Men-
schen attraktiver machen. Eben-
so wichtig ist der sichere Rad-
weg. 

Ehrungen vom Minister

Umweltminister Niki Berlako-
vich, LHStv. Franz Hiesl und der
Präsident des Oberösterreichi-
schen Gemeindebundes, Johann
Hingsamer, standen den Besu-
chern in einem eigenen Dialog-
forum zur Verfügung. Danach
wurde die öffentliche klima: 
aktiv Tour besucht. Es standen
E-Mobile, E-Fahrräder und 
E-Mopeds zur Ansicht und für
eine Probefahrt bereit. Umwelt-
minister Niki Berlakovich ehrte
die Gemeinden Enns, Mattig -
hofen und Bad Goisern für ihr
Engagement punkto Klimaschutz. 

Oberösterreichs Landeshauptmann-Stellvertreter Hans Hiesl, Umweltminister Niki Berlakovich
und Oberösterreichs Gemeindebund-Präsident Johann Hingsamer standen dem Kommunal Dia-
loge-Publikum Rede und Antwort.

Im Landhaus Linz trafen Gemeindevertreter auf Informationsträger aus Politik und Wirtschaft.
Nachhaltigkeitsthemen  wurden mit Experten erarbeitet. 

Diaologe-Moderatorin Daniela Zimper im Gespräch mit
Clemens Piffle, der die Gemeinden über Fuhrparkum-
stellungen informierte. 

Information

Nähere Informationen über
die Kommunal-Dialoge: 
www.kommunalverlag.at
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Die aktuellen Vereinfachungen im Vergabewesen müssen bleibenDie aktuellen Vereinfachungen im Vergabewesen müssen bleiben

Fehlt in Österreich der Mut zur
Vereinfachung des Dickichts?
Fehlt in Österreich der Mut zur
Vereinfachung des Dickichts?

Ziehen Sie eine Nummer!

Das österreichische Bundeskanzleramt
macht entgegen laufender Initiativen
etwa von Frankreich oder Deutschland
seine Zustimmung für eine Beibehaltung
der Schwellenwerte-Verordnung von den
anstehenden Äußerungen der Europäischen
Kommission abhängig.
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Um im Interesse der österreichi-
schen Gemeinden als Auftragge-
ber und der klein- und mittel-
ständischen Wirtschaft als Auf-
tragnehmer eine Verlängerung
der Schwellenwerte-Verordnung
über das Jahr 2010 hinaus zu
erreichen, hat der Österreichi-
sche Gemeindebund in den letz-
ten Monaten eine Reihe von In-
itiativen gesetzt, Argumente
und Materialien für die anderen
Mitstreiter, namentlich sind hier
neben Ländern und Gemeinden
das Wirtschaftsministerium und
die Wirtschaftskammern anzu-
führen, aufbereitet, Medien -
arbeit geleistet und auch dem
Bundeskanzler bereits vor eini-
gen Wochen gemeinsam mit
dem Städtebund ein entspre-
chendes Schreiben zugestellt.
Ausgangspunkt der am 30. April
2009 in Kraft getretenen
Schwellenwerte-Verordnung
2009, welche noch für bis Ende
dieses Jahres eingeleitete Verga-
beverfahren die Wertobergren-
zen gemäß Bundesvergabege-
setz 2006 (BVergG) erweitert
und somit einige öffentliche Ver-
gabeverfahren im Unterschwel-
lenbereich vereinfacht, war die
Notwendigkeit der Setzung kon-
junktureller Maßnahmen in der
Wirtschaftskrise. Der Europäi-
sche Rat hat im Dezember 2008
befürwortet, dass „in den Jahren
2009 und 2010 die beschleunig-
ten Verfahren der Richtlinien
über das öffentliche Beschaf-
fungswesen angewandt werden,
was durch den außergewöhnli-
chen Charakter der gegenwärti-

gen Wirtschaftslage gerechtfer-
tigt ist, um die Dauer des Aus-
schreibungsprozesses bei den
gebräuchlichsten Verfahren für
Großprojekte der öffentlichen
Hand von 87 auf 30 Tage zu ver-
kürzen.“ 
Durch die Schwellenwerte-Ver-
ordnung konnten die öster-
reichischen Gemeinden ab dem
30. April 2009 Direktvergaben
(freihändige Vergabe unter einer
in der Praxis üblichen vorheri-
gen Einholung von drei oder
mehr unverbindlichen Ver-
gleichsangeboten) in Höhe von
bis zu 100.000 Euro (davor
40.000 Euro) durchführen. Da-
durch konnten nicht nur Perso-
nal- und externer Beratungsauf-
wand durch weniger aufwändi-
ge Vergabeverfahren reduziert
werden, sondern auch die Dauer
der Vergabeprozesse. Durch die
Möglichkeit, Projekte rasch um-
zusetzen, konnten die öster-
reichischen Gemeinden auch in
den Jahren 2009 und 2010
wichtige Impulse für die Kon-
junktur und den Arbeitsmarkt
setzen.

Die Rechtsnormen und 
ihre finanziellen Folgen

Dass es sich hierbei um eine
komplexe Materie handelt, zeigt
nicht nur das über 350 Paragra-
fen schwere Bundesvergabege-
setz, dem die Gemeinden gemäß
§ 3 als öffentliche Auftraggeber
wie auch die anderen Gebiets-
körperschaften und Gemeinde-
verbände unterworfen sind, son-
dern auch die Tatsache dass dem
Vergabewesen im Rahmen der

Ende Dezember läuft die Schwellenwerte-Verordnung

planmäßig aus. Damit fallen nicht nur die höheren Gren-

zen für Direktvergaben, sondern auch die Richtlinien der

beschleunigten Verfahren. Leider sieht es so aus, als ob

auch die Vergabe-Verfahren mit 31. Dezember 2010 wie-

der entschleunigt werden. Ein Plädoyer für ein bisschen

mehr Mut auch auf Bundesebene.

Konrad Gschwandtner

Kommunal: Recht & Verwaltung
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aktuellen Verwaltungsreform im
ersten Halbjahr 2010 eine eige-
ne Arbeitsgruppe zugedacht
wurde. Ansätze für eine Reduk -
tion der gesetzlichen Vorgaben

oder auch Verwaltungsvereinfa-
chungen im Unterschwellenbe-
reich oder generell bei der Be-
kanntmachung von Vorhaben
waren erkennbar. Auf die Forde-
rung der Vertreter von Ländern
und Gemeinden nach einer un-
befristeten Verlängerung der
Schwellenwerte-VO wurde vom
Vertreter des Bundeskanzleram-
tes wieder einmal auf noch aus-
stehende Entscheidungen der EU
verwiesen. Es bleibt zu hoffen,
dass dieser Arbeitsgruppe das
Schicksal vorangegangener Ver-
waltungsreformen erspart bleibt
und wirkliche Vereinfachungen
und Einsparungen erzielt wer-
den können. In diesem Zusam-
menhang sei auch der im Juli
2010 von der Bundesregierung
beschlossene Aktionsplan für
nachhaltige öffentliche Beschaf-
fung erwähnt, welcher nicht nur
dem Umwelt- und Klimaschutz,
sondern auch der Förderung von
Innovationen im Beschaffungs-
bzw. Vergabebereich dienen soll.
Die Schwellenwerte-Verordnung
ist eine wichtige und nötige Ver-
waltungsvereinfachung, denn
mit der Komplexität des Verga-
berechts sind sowohl für die öf-
fentlichen Auftraggeber als auch
die Unternehmen enorme Kos -
ten verbunden. Denn nicht nur
das Bundesvergabegesetz, son-
dern auch die jeweiligen Verga-
benachprüfungsgesetze der Län-
der, diverse EU-Richtlinien oder
auch das GPA-Abkommen der
WTO bilden die Rechtsgrundlage
des Vergabewesens.
Abgeleitet von den 19 Milliar-
den Euro an Kosten für öffent -
liche Vergabeverfahren in
Deutschland, dürften auch in
Österreich jährlich an die zwei
Milliarden an Vergabekosten für
die Verwaltung und die Unter-
nehmen anfallen.

Die große Menge an Vergabever-
fahren (in Deutschland sind es
jährlich rund 2,4 Millionen Ver-
fahren im Ober- und Unter-
schwellenbereich) ist hauptsäch-

lich verantwort-
lich für die
enormen Kos -
ten.
Die größten
Kos tentreiber,
bedingt durch
die unüber-
sichtliche
Rechtsmaterie

des Vergabewesens, welche zu
einem enormen Zeit- und Perso-
nalaufwand sowie hohen exter-
nen Beratungskosten führt, sind
die aufwändige Aufbereitung der
Vergabeunterlagen und die Prü-
fung und Auswahl der Angebote
durch eigene Mitarbeiter oder
externe Berater.

Entscheidung vertagt

Das für die Entscheidung zu-
ständige Bundeskanzleramt hat
bisher bei den jüngsten Initiati-
ven jeweils auf die obige Befür-
wortung der EU hingewiesen
und die Begründung, dass die
Schwellenwerte-Verordnung ja
aufgrund der wirtschaftlichen

Ausnahmesituation und der dar-
aus resultierenden innergemein-
schaftlichen Strategie ins Leben
gerufen wurde, angeführt. Ob
die Folgen der Wirtschaftskrise
und die Notwendigkeit, mit kon-
junkturfördernden Maßnahmen
dagegen anzukämpfen, mit 31.
Dezember dieses Jahres zu Ende
sind, darf infrage gestellt wer-
den. Jedenfalls würden die posi-
tiven Erfahrungen eine Verlän-
gerung dieser Verwaltungsver-
einfachung und Investitionsbele-
bungsmaßnahme über 2010
hinaus rechtfertigen. Einer Stu-
die im Auftrag des deutschen
Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie im Jahr
2008 zufolge erzeugt die Verga-
be öffentlicher Aufträge in

Deutschland jährliche Prozess -
kosten oder Vollziehungskosten
in Höhe  von 19 Milliarden Euro
– davon geht knapp die Hälfte
zu Lasten der öffentlichen Auf-
traggeber, also zu einem großen
Teil zu Lasten der Kommunen.
Die eingangs erwähnte deutsche
Studie sieht die größten Reform-
potenziale des Vergabewesens in
einer Verschlankung und Verein-
heitlichung der rechtlichen
Grundlagen, in einem Überden-
ken der Notwendigkeit der Ver-
fahrensanwendung insbesonde-
re bei geringen Auftragswerten
und der elektronischen Optimie-
rung von Verfahren etwa hin-
sichtlich von Bekanntmachun-
gen und Übermittlungen sowie
der Bearbeitung selbst. Bei einer
sowohl organisatorisch als auch
legistisch durchgeführten Re-
form sehen die Autoren der Stu-
die (u. a. das Institut für Mittel-
standsforschung Bonn) in
Deutschland ein jährliches Ein -
sparungspotenzial von drei 
Milliarden Euro

Transparenz und freier
Wettbewerb

Den Befürchtungen, dass Trans-
parenz und freier Wettbewerb
durch Direktvergaben oder Ver-
fahren ohne vorherige Bekannt-
machung gefährdet sind, muss
entgegengehalten werden, dass
eine verpflichtende EU-weite
Ausschreibung sowie betreffen-
de Meldepflichten an die Euro -
päische Union lediglich für 
den Oberschwellenbereich, also
für Vergaben im Liefer- und
Dienstleistungsbereich begin-
nend ab einer Höhe von derzeit
137.000 bzw. 211.000 Euro und
für Bauaufträge ab 5,278 Millio-
nen Euro, vorgesehen sind.
Diesbezüglich können daher kei-
ne Bedenken bestehen. Auch
kann es sich kein Bürgermeister
leisten, Aufträge nicht an den
Best- bzw. Billigstbieter (diese
Entscheidung ist durch den Auf-
traggeber zu treffen, wobei im
Falle einer verpflichtenden Aus-
schreibung derartige Zuschlags-
kriterien und ihre Gewichtung
dem Bieter bekanntzugeben
sind) zu vergeben, da insbeson-
dere in kleineren und mittleren
Gemeinden, in welchen zum
Großteil im Unterschwellenbe-
reich beschafft wird, die Anzahl

Konrad Gschwandt-

ner, Bakk. BA, ist

Betriebswirt im

Österreichischen

Gemeindebund

Durch die Möglichkeit, Projekte rasch umzu-
setzen, konnten die österreichischen Ge-
meinden auch in den Jahren 2009 und 2010
wichtige Impulse für die Konjunktur und
den Arbeitsmarkt setzen.

Die Frage im Zusammenhang mit einer Verlän-
gerung der Schwellenwerte-Verordnung sollte
eigentlich die sein, ob die öffentliche Verwal-
tung auf eine solche Verwaltungsvereinfa-
chung und Kostenreduktion verzichten kann.
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der betreffenden Fälle über-
schaubar und für die Gemeinde-
mandatare nachvollziehbar ist.
In den übrigen Vergabeverfah-
ren besteht für die unterlegenen
Bieter einer Ausschreibung dann
sowieso die Rechtsschutzmög-
lichkeit, innerhalb der sieben-
bzw. 14-tägigen Frist den Unab-
hängigen Verwaltungssenat an-
zurufen. Ein weiterer Ansatz-
punkt bezüglich Transparenz
findet sich wie schon erwähnt
im Bereich des E-Government.
Es gibt neben dem offiziellen
Portal http://ted.europa.eu der
EU (eine Erweiterung des Amts-
blattes der Europäischen Union)
bereits eine Reihe von Web-Por-
talen, die Datensammlungen
über öffentliche Ausschreibun-
gen anbieten. Die größte private
Plattform im deutschsprachigen
Raum ist www.infodienst-
ausschreibungen.at. Abschlie -
ßend sei auch auf die man -
cherorts geäußerte Beschwerde,
dass bei öffentlichen Ausschrei-
bungen die lokalen Unterneh-
men bevorzugt werden würden,
darauf verwiesen, dass ein loka-
ler Arbeitsplatz genauso wert-
voll ist wie der in einem Groß-
betrieb 200 Kilometer weit weg
und dass die öffentlichen Auf-
traggeber, wie auch die Unter-
nehmen wissen, wie die klassi-
schen Strategien zur Einbindung
der regionalen Wirtschaft (etwa
gewerbeweise Vergaben, Auftei-
lung des Auftrags in kleine
Stücke wie zunächst den Lkw
und danach die Schneefräse
oder eine sehr konkrete Formu-
lierung von Zuschlagskriterien
wie örtliche Verfügbarkeit oder
lokale Kenntnis) funktionieren.
Die Frage im Zusammenhang
mit einer Verlängerung der
Schwellenwerte-Verordnung
sollte eigentlich die sein, ob die
öffentliche Verwaltung auf eine
solche Verwaltungsvereinfa-
chung und Kostenreduktion ver-
zichten kann.

Fazit

Es gibt mittlerweile eine Reihe
von Initiativen, etwa jene von
Deutschland oder Frankreich,
die sich für eine Vereinfachung
des Regelungsdickichts im Ver-
gaberecht und die Beibehaltung
von Schwellenwerten stark ma-
chen. Das österreichische Bun-

Überlegungen und Gründe für
eine Beibehaltung der aktuellen
Schwellenwerte und für weitere
Vereinfachungen im Vergabe-
recht:
3 Das Wirtschaftsministerium

spricht in einem offiziellen
Schreiben von Vorzieheffekten
in Höhe von rund 400 Millio-
nen Euro, die sich durch die
Erhöhung der Schwellenwerte
ergeben haben. Speziell in der
klein- und mittelständischen
Wirtschaft konnten die Investi-
tionen der österreichischen
Gemeinden, die mit einem In-
vestitionsvolumen von über
zwei Milliarden Euro gemein-
sam mit dem Bund der größte
öffentliche Investor in unse-
rem Land sind, erfolgreich re-
gionale Arbeitsplätze und
Standorte sichern.
3 In einer jüngst durchgeführten

Bürgermeisterbefragung spra-
chen sich 82 Prozent der Be-
fragten für eine Beibehaltung
der derzeitigen Schwellenwer-
te-Verordnung aus. Bereits
mehrere Bundesländer haben
diesbezügliche Beschlüsse ge-
fasst und sich ebenso an den
hierbei legistisch zuständigen
Bundeskanzler gewandt wie
auch der sachlich zuständige
Wirtschaftsminister.
3 Durch die Beibehaltung der

Schwellenwerte-Verordnung
können im größeren Ausmaß
wichtige kommunale Projekte
weiterhin zügig umgesetzt und
langwierige Vergabeverfahren
vermieden werden. Auch die
Möglichkeit, vom Vorteil eines
niedrigen Tagespreises  Ge-
brauch zu machen, ist durch
die höheren Schwellenwerte

bei Direktvergaben gegeben.
3 Keine Konkurrenz für die Bun-

desbeschaffungsgesellschaft:
Gerade im Bereich der nieder-
schwelligen Bauaufträge
nimmt die BBG keinen Scha-
den durch eine Verlängerung
der höheren Schwellenwerte.
Vielfach sind kleine Bauaufträ-
ge gar kein Bestandteil des
BBG-Portfolios. Auch bisher ist
es zu keinen Einbrüchen im
BBG-Geschäft gekommen. 
3 Auch die Wirtschaft selbst,

welche die andere Hälfte der
Verwaltungslasten im öffentli-
chen Vergabeprozess zu tragen
hat und der Adressat der EU-
Doktrin des freien Wettbe-
werbs ist, spricht sich unmiss -
verständlich für eine Verlänge-
rung der Schwellenwerte-Ver-
ordnung aus. Wirtschaftskam-
merpräsident Leitl hat jüngst
in einem Schreiben an den Ge-
meindebund seine und die
volle Unterstützung aller Lan-
deskammern zugesagt.
3 Ein Großteil jener EU-Mit-

gliedstaaten, die im vergan -
genen Jahr ihre Vergabe-
schwellenwerte erhöht haben,
tat dies permanent und ohne
Befristung.
3 In einer Reduktion der Büro-

kratie im Vergabeverfahren et-
wa mittels direkter Auftrags-
vergaben liegt enormes Ein -
sparungspotenzial für die Ver-
waltung. Wissenschaftlichen
Studien zufolge können rund
20 Prozent der momentanen
Gesamtprozesskosten öffentli-
cher Vergaben durch ineinan-
der greifende legistische und
organisatorische Maßnahmen
eingespart werden.

deskanzleramt hingegen macht
derzeit, trotz der breiten Unter-
stützung für eine Beibehaltung
der Schwellenwerte-Verord-
nung, seine Zustimmung von
den anstehenden Äußerungen
der Europäischen Kommission
abhängig. Leider scheint hier,
abgesehen von der Unterstüt-
zung des Wirtschaftsministeri-

ums, auf Bundesebene noch et-
was der Mut für ein geschlosse-
nes Auftreten Österreichs zu
fehlen. Der Österreichische Ge-
meindebund wird jedenfalls
weiter dafür arbeiten, dass ein
solches möglich wird und letzt-
lich die gegenwärtigen Verwal-
tungsvereinfachungen bleiben
und weitere folgen werden.

Argumente für die Vereinfachung
Überlegungen
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Das Generalthema dieser Kommu-
nalen Sommergespräche war die
Frage „Haben die Kleinen noch ei-
ne Chance?“ Was ist Ihre Meinung
dazu?
Ja, ich glaube, dass die Kleinen
eine Chance haben. Wenn mich
jemand fragt, woher ich komme,

dann sage ich: „Ich bin aus Att-
nang-Puchheim.“ Die Menschen
definieren sich also über ihre
Heimatgemeinde und nicht über

die Region oder gar den Bezirk –
der steht nur auf dem Autokenn-
zeichen. Dieses Heimatgefühl
soll man den Menschen nicht
wegnehmen. 
In meinem Heimatbezirk haben
Umlandgemeinden um einen
zentralen Ort ein gemeinsames
Gemeindeamt, das sich im Zen-
tralort befindet. In Mondsee ist
beispielsweise das Gemeinde-
amt im Schloss angesiedelt. Das
Gemeindeamt für die Umland-
gemeinden befindet sich dage-
gen im Ort. Auch in Oberndorf
bei Schwanenstadt haben die
Umlandgemeinden ein gemein-
sames Gemeindeamt, aber
trotzdem ist jede Gemeinde
selbstständig. Derartige Koope-
rationen halte ich für ausge-
sprochen sinnvoll. Ich sehe kei-

nen Bedarf für eine große Welle
an Gemeindezusammenlegun-
gen.

Wie kann man Gemeinden für eine
stärkere Zusammenarbeit motivie-
ren?
Die Gemeinden sind für die
Bundesregierung und für mich
im Speziellen ein wichtiger Part-
ner bei der Umsetzung zahlrei-
cher Aufgaben. Ob es die Initia-
tiven im Bereich des e-Govern-
ments, die Durchführung von
Präventionsmaßnahmen gegen
Kriminalität, die Umsetzung ei-
ner sachlichen und lösungsori-
entierten Integrationsarbeit
oder das Engagement im Kata-
strophenschutz waren, sind die
Gemeinden immer ein starker
und verlässlicher Partner. Dafür
möchte ich mich an dieser Stelle
bei den Gemeinden recht herz-
lich bedanken. Die konkrete Zu-
sammenarbeit hängt natürlich
immer sehr von den handelnden
Personen ab. Wenn Bürgermeis-
ter starke Persönlichkeiten sind,
kann Derartiges leichter durch-
gesetzt werden. 

Gemeindeministerin Maria Fekter im KOMMUNAL-Interview

„Gemeinde ist Heimat, der Bezirk
steht nur am Autokennzeichen“
Innenministerin Dr. Maria Fekter war der Top-Gast der Kommunalen

Sommergespräche 2010. Bei der Gelegenheit nahm sich die „Gemein-

deministerin“ auch Zeit für ein Gespräch mit KOMMUNAL. Dabei ging

es auch um eher heikle Themen wie das Abtreten von Kompentenzen.

Der Bedarf an Pflegedienstleistungen wird in
den nächsten Jahren stark zunehmen. Die 
Finanzierung kann nicht allein den Gemein-
den aufgebürdet werden. 

... über die Themen der Verwaltungsreform
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Stichwort Zusammenarbeit Ge-
meinde und Polizei: Sind Sie der
Meinung, dass der Einsatz der  
SOKO-Ost  beispielsweise auch für
einzelne Gemeinden von Bedeu-
tung ist?
Die kriminellen Banden sind
heutzutage sowohl national als
auch international vernetzt.  Da-
her ist es auch unser Ziel, Täter
nicht nur unmittelbar festzuneh-
men und Diebesgut sicherzustel-
len, sondern zusätzlich detail-
lierte Informationen über Täter-
gruppen zu sammeln, um punkt-
genau, im richtigen Moment,
einschreiten zu können. Da-
durch sind wir in der Lage, Kon-
zepte zu entwickeln, die mithel-
fen, Straftaten weitestgehend zu
verhindern. Ich denke dabei an
Präventionsmaßnahmen, die die
Gemeindebürgerinnen und Ge-
meindebürger setzen können
und die es den Tätern sehr er-
schweren, wenn nicht unmög-
lich machen, zum Erfolg zu
kommen. Wenn die Gemeinden
und die Polizei bei der Umset-
zung der Präventionsmaßnah-
men gegen die Kriminalität wei-
ter so gut zusammenarbeiten,
dann bin ich sicher, dass wir
mein Ziel bald erreicht haben:
Österreich das sicherste Land
der Welt mit der höchsten Le-
bensqualität.

Hier in Bad Aussee gab es viele
Diskussionen über die Notwendig-
keit einer neuen Aufgabenvertei-
lung und die Schaffung schlanker

Strukturen. Was ist in diese Rich-
tung angedacht?
Diese Diskussionen sind ja
nichts Neues. Wenn jemand von
Verwaltungsreform spricht,
meint er nach dem Florianiprin-
zip immer, dass andere sparen
sollen. Ich glaube, dass man das
mit einer Aufgabenanalyse sys-
tematisch angehen sollte. Präsi-
dent Mödlhammer hat vorge-
schlagen, man solle sich anse-
hen, welche Gebietskörperschaft
welche Aufgaben am besten er-
ledigen kann. Dazu solle sie die
nötige Autonomie und genug
Geld erhalten. 
Bei den Schulen beispielsweise
muss man feststellen, was die
Länder autonom machen kön-
nen und was vom Bund vorge-
ben werden muss. 
Auch beim Gesundheitssystem
kann man prüfen, ob die derzei-
tige Aufgabenverteilung ideal
ist. 
Agenden, die sehr nahe an den
Menschen sind – etwa Kinder-
gärten oder Pflege –, sollten wie
auch schon bisher vor Ort erle-
digt werden. Die Kompetenzen
für die Kindergärten könnten
ohne Weiteres den Kommunen
übergeben werden. 
Ich verstehe, dass es den Bürger-
meistern zuwider ist, dass sie
immer als Bittsteller auftreten –
egal ob es um Ertragsanteile,
Bedarfszuweisungen oder Co-
 Finanzierungen geht. Das ist un-
gerecht, denn es ist ja nicht so,
dass ich als Ministerin mein

Geld verschenke oder dass Lan-
deshauptleute etwas verschen-
ken, sondern wir vergeben Steu-
ergeld, das die Bürger abgege-
ben haben. Das sollten sich die
Politiker auf den höheren Ebe-
nen vor Augen halten und nicht
wie ein Firmgöd auftreten. 

Das Abtreten von Kompetenzen
wäre natürlich auch ein Abtreten
von Macht. Daher befürchten vie-
le, dass das politisch nicht durch-
setzbar ist. Wie sehr wirkt sich das
auf die Debatte über die Aufgaben-
verteilung aus?
Das Abtreten von Macht ist dann
umso leichter, wenn die Proble-
me größer werden. Der Druck
der leeren Kassen kann dazu
führen, dass die Reformwillig-
keit steigt. Als Politiker muss
man sich bewusst sein, dass
Macht bedeutet, dass man Ge-
staltungsmöglichkeiten hat. Es
ist aber nicht immer sinnvoll,
die gesamte Macht zu bündeln,
denn dann besteht die Gefahr,
dass sich die betreffende Instanz
um wesentliche Dinge nicht
mehr kümmern kann. 
Aber man kann das Thema na-

Es ist nicht immer sinnvoll, die gesamte Macht
zu bündeln, denn dann besteht die Gefahr,
dass sich die betreffende Instanz um wesent -
liche Dinge nicht mehr kümmern kann.

... über eine mögliche Aufgabenverteilung

Bei den Kommunalen Sommergesprächen 2010 plauderte Ministerin Maria Fekter über die schwierige Lage der Gemeinden, über ihre 
Definition von Heimat, über eine Aufgabenverteilung und über vieles mehr.
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türlich nicht nur unter dem
Machtaspekt sehen. Wichtig ist
auch der Ausgleich zwischen
den Gemeinden und eine ge-
rechte Verteilung. Österreichs
Gemeinden haben sehr unter-
schiedliche finanzielle Möglich-
keiten, und es erscheint mir ge-
rechtfertigt, hier einen Aus-
gleich zu schaffen. 

Ein Beispiel?
Das Geld aus Verkehrsstrafen
wird von der Bundespolizei ein-
gehoben. Wem das Geld dann
zufließt, hängt davon ab, wel-
ches Gesetz angewandt wurde –
also ob es das Kraftfahrgesetz,
die Straßenverkehrsordnung
oder etwa das Tiertransportge-
setz war. Da kommt es in der
Verteilung der Geldmittel zu
sehr eigentümlichen Konstruk-
tionen. Das Geld bekommt we-
der die Polizei noch die Behörde,
die den größten Aufwand hat. In
sehr vielen Bereichen wird eine
Regelung aus den Jahr 1920 an-
gewandt. Demnach kommt das
Geld dem Standortbezirk zugu-
te. Wenn etwa auf einer Auto-
bahn kontrolliert wird, dann er-
hält der Bezirk in dem die Kon-
trolle stattgefunden hat, das
Geld. Das ist der Grund, warum
in letzter Zeit Kontrollplätze wie
die Schwammerln aus dem Bo-
den geschossen sind. Hier sollte
es einen Ausgleich zwischen den
Bezirken geben. Ich habe daher
einen Brief an Landeshaupt-
mann Pröll als Vorsitzenden der
Landeshauptleutekonferenz ge-
schrieben, um eine gerechtere
Verteilung zu erreichen.

Es wird ja immer wieder der Ruf
nach mehr Eigeninitiative und
mehr Möglichkeiten zur Selbstver-
waltung laut. Das bringt zwar viel-
leicht ein höheres Risiko, weil
man weniger Kontrollmöglichkei-
ten hat, aber auch mehr Effizienz
mit sich. 
Ich sehe die Kontrollmöglichkei-
ten nicht geschwächt. Es ist

nicht immer effizient, wenn ope-
rative Durchführung und die
Kontrolle in einer Hand liegen.

Ich denke da 
z. B. an die
Nachmittagsbe-
treuung in den
Schulen. Da-
durch, dass Kin-
der verpflichtet
werden, den
Nachmittag in
der Schule zu
verbringen,

werden viele hervorragende pri-
vate Initiativen abgewürgt. Ich
halte es nicht für sinnvoll, wenn
die öffentliche Hand hier als
Zwangsbeglücker auftritt. 

In den Gesprächen hier merkt
man, dass es den Willen gibt, et-
was Neues zu lernen. Die Gesprä-
che waren sehr intensiv.

Früher war mehr Geld zum Ver-
teilen vorhanden. Das Diktat der
leeren Kassen fördert die Verän-
derungsbereitschaft.

Die Mitgliedschaft in der EU führt
dazu, dass große öffentliche Auf-
träge europaweit ausgeschrieben
werden müssen. Der Bund hat 
daher kaum Möglichkeiten, Maß-
nahmen zur Belebung der Wirt-
schaft zu setzen.
Das sehe ich nicht ganz so. Wir
haben zwei Konjunkturpakte ge-
schnürt und damit 3,8 Milliar-
den Euro in das Land gepumpt.
Das hat dazu geführt, dass die
Bevölkerung die Krise kaum ge-
spürt hat. Weder der Konsum,
noch der Tourismus sind einge-
brochen. 

Gemeindeministerin Maria Fekter im Gespräch mit KOMMUNAL-Geschäftsführer Michael Zimper.

Dadurch, dass Kinder verpflichtet werden, 
den Nachmittag in der Schule zu verbringen,
werden viele hervorragende private Initiativen
abgewürgt. 

... über die öffentliche Hand als „Zwangsbeglücker“
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Bis 2050 werden es mehr als neun Millionen Österreicher sein

Ballungszentren boomen weiter,
Landgemeinden darben weiter
Kein sehr rosiges Bild

zeichneten Verteter der

Statistik Austria und der

ÖROK ( Österreichische

Raumordnungskonferenz),

des Bundeskanzleramtes

und der Länder Anfang 

August von den Entwick-

lungschancen der kleinen

Gemeinden. KOMMUNAL

war bei der Präsentation.

Drei Punkte bestimmten die Prä-
sentation der Migrations- und
Bevölkerungsentwicklungs-Sta-
tistiken: Die kommenden 40
Jahre sehen ein – vornehmlich
migrationsbedingtes – Wachs-
tum der österreichischen Bevöl-
kerung auf mehr als neun Mil-
lionen, das sich aber – wande-
rungbedingt – nur sehr ungleich
gestalten wird. Vor allem Städte
und städtische Ballungsgebiete
werden weiter an Bevölkerung
zulegen. Diesem Trend – der
sich weltweit feststellen lässt –
folgend, werden Österreichs
ländliche Gebiete weiter unter
Abwanderung und Überalterung
zu leiden haben. 
Der dritte Faktor, der für die Ge-
meinden in dem Zusammen-
hang bedeutsam ist, ist die
schlechte wirtschaftliche Perfor-
mance der ohnehin schon ge-
schwächten Gebiete. Die Mur-
Mürz-Furche beispielsweise lei-
det schon jetzt darunter, dass
die Kaufkraft hier geringer ist
als in den Ballungsräumen. Nun

Hans Braun

Bevölkerungsveränderung insgesamt 2009 - 2050 (in Prozent)

Quelle:Statistik Austria
Bevölkerungsprognose ÖROK, Juni 2010

kommt noch Abwanderung dazu
und Überalterung, und der Teu-
felskreis ist perfekt.
Die Empfehlung von Wolf Huber
von der Abteilung Raumord-
nung und Regionalpolitik im
Bundeskanzleramt, „die Bürger-
meister sollen den Zuwanderern
den roten Teppich auszurollen“,
mag zwar nett gemeint sein,
krankt aber an einer entschei-
denden Stelle: Die meisten Ge-
meinden haben keinen roten
Teppich mehr, da sie für die Er-
ledigung anderer Aufgaben

schon an der Grenze der Belast-
barkeit sind. Zudem wird fast je-
de Förderung oder Subvention
der (kommunalen) öffentlichen
Hand von den Medien mit 
Ar gusaugen beobachtet und 
kritisiert. 

Unbestreitbar und, fast möchte
man angesichts der präsentier-
ten Fakten sagen unfehlbar, folg-
te dann im Laufe der Präsentati-
on ein Vorschlag, der in der Ver-
gangenheit schon des Öfteren
auftauchte: „Rückbau der kom-
munalen Infrastruktur.“ 
Das bedeutet, dass die Gemein-
den, die an Bevölkerungs-
schwund leiden, doch bitte ihre
„aufgeblähte Infrastruktur“ auf
ein leistbares Maß rückbauen.
Als Beispiel folgte zielsicher die
steirische Stadt Eisenerz, die
derzeit sehr geordnet und vor-
bildlich von einer 10.000 Ein-
wohner auf eine rund 4000 Ein-
wohner große Kommune
zurückgebaut wird.
Hier öffnet sich nicht nur ein
zweiter Teufelskreis (so ein
Rückbau ist sicher nicht billig),
es geht hier auch um eine
Grundsatzentscheidung, die 
völlig ausgeklammert wird:
Was geschieht, wenn die Land-
flucht ungehemmt weitergeht? 
Verschwinden die verlassenen
kleinen Dörfer und Gemeinden
einfach von der Landkarte, soll-

Die relativ stärksten Zuwächse sind im nördli-
chen und südlichen Wiener Umland zu erwarten:
2030 werden diese beiden Regionen um 
21 Prozent mehr Einwohner zählen als derzeit.
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te man sie nicht gleich schlei-
fen? 
Was geschieht mit dem Kultur-
land, bleibt es sich selbst über-
lassen? Entwickelt es sich wie-
der zu einem Urwald, wie es
den Meldungen einiger Zeitun-
gen nach in der Steiermark
schon beginnt? Und mit den Ge-
meinden werden auch die klei-
nen Bauern und Betriebe ver-
schwinden.
Sicher, der Gemeindebund sitzt
mit in der ÖROK-Kommission
und wird versuchen, das
Schlimmste zu verhindern, aber
diese Entwicklung überfordert
die Kräfte der Gemeinden. Hier
sind die Länder und der Bund
am Zug. 
Aber zurück zu den Fakten.

Und das sind die Fakten
der Präsentation

Die relativ stärksten Zuwächse
sind, wie die Konrad Pesendor-
fer und Alexander Hanika von
der Statistik Austria ausführten,
im nördlichen und südlichen
Wiener Umland zu erwarten:
2030 werden diese beiden 
Regionen um 21 Prozent mehr
Einwohner zählen als derzeit. 
Der Suburbanisierungsprozess
Wiens reicht bis in das nördliche
Burgenland, wo die Bevölke-
rungszahl bis 2030 um 14 Pro-
zent zunehmen wird. Wien
selbst wächst im Vergleich dazu
bloß um 13 Prozent. In der Bun-
deshauptstadt werden zwar Ge-
burtenbilanz und Wanderungs-
saldo gegenüber dem Ausland
positiv sein, die Stadt hat aber
gegenüber ihrem Umland deut-

liche Binnenwanderungsverlus -
te zu verzeichnen. Auch für die
steirischen Landeshauptstadt
Graz und ihr Umland wird für
die nächsten 20 Jahre ein star-
kes Bevölkerungswachstum von
15 Prozent prognostiziert. Wei-
tere Regionen mit Bevölkerungs-
gewinnen bis 2030 von über
zehn Prozent sind voraussicht-
lich die Region Rheintal‐ 
Bodensee in Vorarlberg,
Linz‐Wels in Oberösterreich, 
Innsbruck (Tirol) und Sankt 
Pölten (Niederösterreich).
Sowohl der Westen als auch der
Osten der Obersteiermark wer-
den auch künftig relativ stark an
Bevölkerung verlieren: Gebur-
tendefizite und Binnenwande-
rungsverluste führen zu einem
Rückgang von bis zu acht Pro-
zent bis 2030. In Ober‐ und Un-
terkärnten sind die Bevölke-
rungsverluste bis 2030 mit fünf

Bevölkerungsentwicklung bis 2050 nach Altersgruppen (in Prozent)

Bevölkerungswachstum in den Regionen
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Prozent relativ betrachtet etwas
geringer als in der Obersteier-
mark. Im Salzburger Lungau so-
wie in Osttirol geht die Bevölke-
rungszahl bis 2030 um vier Pro-
zent zurück.
Der Ausblick auf das Jahr 2050
(siehe Karte auf Seite 16) zeigt
im Wesentlichen eine Fortset-
zung dieser Trends: Das Wiener
Umland wird um über ein Drit-
tel mehr Menschen zählen als
heute, während sich in der
Obersteiermark, in Ober‐ und
Unterkärnten sowie in Osttirol
und im Lungau die Bevölke-
rungsrückgänge fortsetzen wer-
den.

Wachstum nur durch 
Wanderung erreichbar

Eine Besonderheit der Prognose
ist die Feststellung, dass auf-
grund des geringen Geburten -

niveaus die in-
ternationale
Zuwanderung
der Motor des
Bevölkerungs-
wachstums ist.
Wanderungs-
gewinne (Sal-
do aus interna-

tionaler Zu‐ und Abwanderung)
lagen im Durchschnitt der ver-
gangenen Jahre bei jährlich
rund 37.000 Menschen. 
Die Prognose schreibt diesen

Trend auch für die kommenden
Jahrzehnte fort und ermittelt,
unter der Annahme weiterhin
geringer durchschnittlicher Kin-
derzahlen und steigender Le-
benserwartung, einen Anstieg
der Bevölkerungszahl Öster-
reichs von 8,355.000 Personen
(Stand 1. Jänner 2009) auf
9,034.000 im Jahr 2030 (plus
acht Prozent) und auf 9,460.000
im Jahr 2050 (plus 13 Prozent).
Im Bundesländervergleich ist
das größte Bevölkerungswachs-
tum bis 2050 in Wien (plus 22
Prozent) und Niederösterreich
(plus 21 Prozent) zu erwarten.
Kärnten wird mittelfristig sta-
gnieren und bis 2050 mit leich-
ten Bevölkerungsverlusten zu
rechnen haben (minus ein Pro-
zent). Die künftigen Entwicklun-
gen des Burgenlandes (plus 14
Prozent) sowie von Vorarlberg
(plus 14 Prozent) und Tirol
(plus 12 Prozent) entsprechen
dem Bundestrend, das Bevölke-
rungswachstum Salzburgs (plus
sieben Prozent), Oberösterreichs
(plus neun Prozent) und der
Steiermark (plus fünf Prozent)
fällt hingegen unterdurch-
schnittlich aus.

Alle Unterlagen, Zahlen,
Daten, Karten, Tabellen
und Grafiken sind auf den
Homepages
www.statistik.gv.at oder
www.oerok.gv.at zum 
Download bereitgestellt.

Information

Für die steirische Landeshauptstadt 
Graz und ihr Umland wird für die nächs -
ten 20 Jahre ein starkes Bevölkerungs-
wachstum von 15 Prozent prognostiziert.

Was geschieht, wenn die Landflucht
ungehemmt weitergeht? Ver-
schwinden die verlassenen kleinen
Dörfer und Gemeinden einfach von
der Landkarte, sollte man sie nicht
gleich schleifen? 
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Die konkrete Verteilung der BZ-
Mittel durch die jeweiligen Lan-
desregierungen erfolgt sehr un-
terschiedlich; im ersten Teil
wurden die Modelle in Nieder -
österreich, Salzburg und Steier-
mark dargestellt. Im folgenden
Beitrag wird ein kurzer
Überblick über die Verteilungs-
mechanismen in Kärnten,
Oberösterreich und Vorarlberg
gegeben.

Kärntens Weg zu mehr
Verteilungsgerechtigkeit
Neben dem Salzburger Modell
der Verteilung von Bedarfszu-
weisungsmitteln, das sich durch
eine hohe Transparenz und
Planbarkeit auszeichnet, ist un-
bestritten das „Modell Kärnten“
eines derjenigen, die sich von
dem in den anderen Bundeslän-
dern durch ein sehr hohes Maß
an Innovation hervorheben. Gut
52,5 Millionen Euro werden im
Zeitraum 2010 bis 2012 nach ei-
nem neuen Objektivierungsmo-
dell verteilt, welches im wesent-
lichen folgende Verteilungs-
schritte vorsieht:

1. Abgestufter Sockelbetrag
Im ersten Schritt wird durch den
„abgestuften Sockelbetrag“ auf
die Kärntner Gemeinden ein
Pauschalbetrag zw. 100.000 und
200.000 Euro in fünf Katego -
rien, die sich nach der Einwoh -
nerdichte (EW/km2) bestimmen,
verteilt.

2. Ausgleich für zentralörtliche
Aufgaben
Unter zentralörtlichen Aufgaben
werden kommunale (Dienst-)
Leistungen verstanden, die auch
von den Einwohnern anderer
Gemeinden genutzt werden; die
Bezirkshauptstädte und die in
fünf Kategorien nach der Ein-
wohnerzahl eingeteilten „Unter-
zentren“ erhalten einen abge-
stuften Fixbetrag.

3. Finanzkraftausgleich
Durch diesen Verteilungsschritt
erfolgt ein Ausgleich für die Ge-
meinden mit unterdurchschnitt-
licher Finanzkraft.

4. Umlagenausgleich
Bei überdurchschnittlicher Um-
lagenbelastung durch gesetzlich
festgelegte Transferzahlungen
(Sozialhilfe, Krankenanstalten,

Landesumlage etc.) erhalten die
Gemeinden einen zusätzlichen
Ausgleich.

5. Anreize für sparsame Gemein-
den, Finanzierung überdurch-
schnittlicher Strukturkosten
Durch diese Schritte werden An-
reize für sparsame Gemeinden
gesetzt; eine große Rolle neh-
men die Kosten für Personal,
Volksschulen und Kindergärten
ein, bei denen einen Vergleich
zum Kärntner Durchschnitt er-
folgt – Gemeinden, bei den die
Kosten überdurchschnittlich
ausfallen, müssen bei den Be-
darfszuweisungen einen „Ma-
lus“ hinnehmen.

6. Mindestbetrag und Ober -
grenzen
Hier wird im wesentlichen der
Verteilung der BZ-Mittel eine
Mindest- und Höchstgrenze zu-
gewiesen, für deren Höhe die
Gemeinden in drei Kategorien
unterteilt werden.

Oberösterreich: Großer
Wert auf Kooperationen

Grundsätzlich haben in allen
Bundesländern die Mittel für die
Abgangsdeckung bei den Haus-
haltsausgleichgemeinden zuge-
nommen. In Oberösterreich, wo
mehr als 300 Gemeinden vor al-
lem auf Grund des Einbruchs bei
den Ertragsanteilen aus eigener
Kraft 2010 keinen ausgegliche-
nen Haushalt mehr schaffen
konnten, ist die Situation beson-
ders dramatisch, weshalb es bei
der Finanzierung von Baupro-
jekten (mit Ausnahme von „Ge-
fahr in Verzug“), für die derzeit
kein Finanzierungsplan vorliegt,
zur Zeit heißt „Bitte warten“.
Nichts desto weniger sehen auch
die Bestimmungen und Erlässe
über die „Beantragung, Ge-
währung und Flüssigmachung
von Bedarfszuweisungsmitteln“

Martin Huber

Die Verteilung der Bedarfszuweisungen im Österreichvergleich – Teil II

Die Bedarfszuweisungen (teilweise auch als „Gemeindeausgleichsmit-

tel“ bezeichnet) sind in einer Zeit der zunehmenden Finanznot kommu-

naler Haushalte ein wichtiges und zentrales Mittel, um die finanzielle

Leistungs- und Handlungsfähigkeit der Städte und Gemeinden aufrecht

zu erhalten. 

Das letzte Netz: Die Länder
verteilen Gemeindegeld

Neben dem Salzburger Modell  ist 
unbestritten das „Modell Kärnten“ eines 
derjenigen, die sich von dem in den 
anderen Bundesländern durch ein sehr 
hohes Maß an Innovation hervorheben.

In Oberösterreich sehen die Bestimmungen
und Erlässe ein ausgeklügeltes System vor,
bei dem beispielsweise auf die Erreichung
der Kyotoziele ebenso Wert gelegt wird wie
auf die Barrierefreiheit öffentlicher 
Gemeindegebäude.
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ein ausgeklügeltes System vor,
bei dem beispielsweise auf die
Erreichung der Kyotoziele eben-
so Wert gelegt wird wie auf die
Barrierefreiheit öffentlicher Ge-
meindegebäude.
Besonderer Wert wird in Ober -
österreich in den einschlägigen
Richtlinien vor allem auch auf
die möglichst effiziente und
wirtschaftliche Umsetzung von
kommunalen Projekten gelegt –
dies geht so weit, dass die Ge-
meinden bei Hochbauvorhaben
oberhalb eines Kostenrahmens
von 500.000 Euro auch zur Opti-
mierung der Finanzierung unter
verstärkter Nutzung des Vorsteu-
erabzuges verpflichtet sind. Ein
weiterer Schwerpunkt liegt auch
bei Kooperationen; im Zuge der
Projektplanung und Realisierung
werden durch die Nutzung von
Infrastrukturdaten die Möglich-
keiten von Gemeindekooperatio-
nen geprüft und erhalten bei der
Förderzusage auch eine deutlich
höhere Priorität. Oberösterreichs
Gemeinden können hier auch
zahlreiche Projekte verweisen,
die Vorbildcharakter für ganz
Österreich haben.

Bedarfszuweisungen in
Vorarlberg

Die Verteilung der Bedarfszu-
weisungen in Vorarlberg erfolgt
in der Form, dass 27 Prozent der
gesamten Mittel derzeit als
schlüsselmäßige Bedarfszuwei-
sungen ausbezahlt und an die 
finanzschwachen Gemeinden
verteilt werden. Diese Bedarfs-
zuweisungen sind nicht an be-
stimmte Vorhaben gebunden,
sondern dienen zur finanziellen
Stärkung der Gemeinden, deren
Finanzbedarf die Finanzkraft
übersteigt. Die Unterschiedsbe-
träge werden nach bestimmten
Größengruppen gewichtet, an
anspruchsberechtigte Gemein-
den bis zu 1000 Einwohner wird
in jedem Fall eine Bedarfszuwei-
sung in der Höhe von mindes -
tens 25.000 Euro gewährt.
Die noch verbleibenden 73 Pro-
zent werden für Investitionsvor-
haben als sogenannte „Besonde-
re Bedarfszuweisungen“ laut
den Richtlinien der Vorarlberger
Landesregierung sowie zu sons -
tigen Bedürfnissen oder Leistun-
gen der Gemeinden verteilt, 
deren es immer mehr gibt. Bei-

spielhaft seien angeführt Perso-
nalkosten für Kindergärten in 
finanzschwachen Gemeinden,
Tarifabsenkung in Kinderbetreu-
ungseinrichtungen, Schneeräu-
mung auf Güterwegen, über-
durchschnittliche Spitalsbeiträ-
ge von Kleingemeinden, Zins -
aufwandsersätze für die Vor -
finanzierung der Bundesmittel
zu Interessentengewässern, Ge-
meindeanteil an der Finanzie-
rung des Verkehrsverbundes, 
50 Prozent des Finanzierungs-
aufwandes des Strukturfonds
(Infrastrukturvorhaben der Ge-
meinden), Beiträge zu flussbau-
lichen Projekten der Gemein-
den, Härtefälle und anderes.
Insgesamt bestehen derzeit über
40 verschiedenen Maßnahmen
und Vorhaben der Gemeinden,

Dr. Martin Huber

ist Landesgeschäfts -

führer des Salzbur-

ger Gemeindebun-

des und lehrt am

Technikum Kärnten

die mit BZ-Mittel unterstützt
werden. Dabei erfolgt die Aus-
zahlung der Mittel jeweils in Ab-
stimmung zwischen Land und
Gemeindeverband. Ein wesent -
liches „Schwergewicht“ bilden
aber bei der Förderung nach wie
vor die „Klassiker“ bei den kom-
munalen Investitionsvorhaben:
der Neubau, die Erweiterung
und Sanierung von Pflichtschu-
len, von Gemeindeamtsgebäu-
den, Friedhöfen Gehsteigen,
Kultursälen, Bau-, Abfall- und
Wertstoffhöfen, Pflegeheimen
und so weiter. Der Fördersatz ist
je nach Vorhabenshöhe unter-
schiedlich gestaffelt und beträgt
zwischen 40 Prozent (Pflegehei-
me) und zehn Prozent (Kultur-
säle) und kann durch Zuschläge

auf Basis der Gemeindegröße
und der Finanzkraftquote auch
höher ausfallen. Fördervorhaben
unterhalb einer bestimmten
Mindestgröße werden nicht 
finanziert.

Resümee

Der Mechanismus der Bedarfs-
zuweisungen stellt gerade in 
einer Zeit knapper werdender
Haushaltsmittel das mächtigste
und wirkungsvollste Instrument
der Haushaltskonsolidierung,
aber auch der Investitionsförde-
rung dar. De facto handelt es
sich um Gemeindegeld, das aber
von den Ländern auf Grund 
ihres erheblichen finanzverfas-
sungsrechtlichen Spielraums
nach sehr unterschiedlichen Kri-
terien auf die Gemeinden ver-
teilt wird. Dem Gebot der Trans-
parenz, Planbarkeit und Vertei-
lungsgerechtigkeit sind einzelne
Bundesländer in besonders bei-
spielhafter Form gefolgt – genau
diese Kriterien sind es auch, die
von allen Städten und Gemein-
den zu Recht erwartet werden
und den Qualitätsmaßstab bei
der Mittelverteilung in ganz
Österreich bilden.

Insgesamt bestehen in Vorarlberg derzeit
über 40 verschiedene Maßnahmen und 
Vorhaben der Gemeinden, die mit BZ-Mittel
unterstützt werden. Dabei erfolgt die Auszah-
lung der Mittel jeweils in Abstimmung 
zwischen Land und Gemeindeverband.
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Nach langer Wartezeit hat EU-
Außenministerin Catherine
Ashton am 7. September die Ein-
setzung von 27 neuen EU-Bot-
schaftern bekanntgegeben. Ab
Jänner 2011 vertreten sie den
„Europäischen Auswärtigen
Dienst“ (EAD). Den renommier-

ten Posten des höchsten EU-Ver-
treters in Japan hat der öster-
reichische EU-Botschafter Hans
Dietmar Schweisgut erhalten.
Die Ernennung des Spitzendi-
plomaten, der sich auch für den
Posten in China beworben ha-
ben soll, war seit einiger Zeit er-
wartet worden. Der 59-jährige
Diplomat mit exzellentem Ruf
war vor seiner Berufung nach
Brüssel bereits österreichischer
Botschafter in Tokio und Peking.

„Wir hatten Glück mit der Qua-
lität der Kandidaten“, sagte EU-
Außenministerin Catherine
Ashton. Sie habe sich bemüht,
die Stellen möglichst geogra-
fisch und nach Geschlecht aus-
gewogen zu besetzen. Für
Schlüsse auf die endgültige Zu-
sammensetzung des EAD dürfe
aber noch nicht von der ersten
Besetzungsrunde ausgegangen
werden, meinte die Britin. Unter
den bisher vergebenen Jobs fin-
den sich nur vier Vertreter neuer
Mitgliedstaaten und sieben
Frauen.
Bevor der EAD seine Arbeit auf-
nehmen kann, braucht Ashton
noch die Zustimmung des EU-
Parlaments für den Haushalt
und das Personalstatut des neu-
en Dienstes. 
Schweisgut hatte vor seinen Pos -
ten in Tokio und Peking bei der
UNO in New York und als Sekti-
onsleiter für EU- und internatio-
nale Angelegenheiten im Fi-
nanzministerium gearbeitet. Er
ist mit einer Japanerin verheira-
tet und hat einen Sohn.
In Wien wird unterdessen be-
reits ein Nachfolger für Schweis-
gut in Brüssel gesucht. Es soll
ein Spitzendiplomat mit aus-
führlicher EU-Erfahrung sein. 
http://europa.eu

Die Open Days werden jedes
Jahr vom Ausschuss der Re-
gionen der Europäischen

Union (AdR) und der Europäi-
schen Kommission veranstaltet
und finden heuer bereits zum
achten Mal statt. Die Veranstal-
tung bietet den Städten, Regio-
nen und Bundesländern die
Möglichkeit, innovative Projekte
im Bereich der Regionalentwick-
lung zu präsentieren und mit eu-
ropäischen Nachbarn zu disku-
tieren, die häufig mit ähnlichen
Problemen konfrontiert sind.
Die anstehende Reform der EU-
Regionalförderungen nach 2013
und die Bedeutung der „Europa
2020“-Strategie für die lokale
Ebene stehen im Mittelpunkt
der diesjährigen Open Days. Be-
sonderes Augenmerk wird auch
auf die interregionale Zusam-
menarbeit und die Rolle von
„Public-Private-Partnerships“ bei
der Entwicklung einer nachhal-
tigen Wirtschaft gelegt. Darüber
hinaus werden führende Wis-
senschafter und Experten in der
„Open-Days-Universität“ die
Herausforderungen der Regio-
nal- und Stadtentwicklung unter
wissenschaftlichen Gesichts-
punkten analysieren. 

Ein Blick auf die Zahlen beweist,
dass es sich bei den Open Days
um eine der größten EU-Veran-
staltungen überhaupt handelt:
Bei den 130 Seminaren und
Workshops werden insgesamt
rund 6000 Teilnehmer aus ganz
Europa erwartet. 240 Regionen
und Städte sowie 30 Verbände
und Unternehmen beteiligen sich
an der Konferenz und möchten
sich so in Brüssel präsentieren.
Die europäische Woche der
Städte und Regionen endet aber
natürlich nicht an der Brüsseler
Stadtgrenze: Europaweit wer-
den 260 Diskussionsrunden,
Workshops und Ausstellungen
unter dem Motto „Europa in un-
serer Region“ beziehungsweise
„Europa in unserer Stadt“ veran-
staltet, um die Menschen vor

Um das Engagement der Bürger-
meister für Europa zu würdigen,
haben sich Gemeindebund,
Städtebund und die österreichi-
schen Mitglieder des Ausschus-
ses der Regionen auf die Suche
nach „Österreichs EU-Bürger-
meister/in 2011“ gemacht. 
Nahezu 170 Bürgermeister, das
sind sieben Prozent aller öster-

reichischen Ortschefs, haben
sich um den neuen EU-Titel be-
worben, der nach Redaktions-
schluss dieser Kommunal-Aus-
gabe am 20. September in Salz-
burg durch EU-Kommissar Dr.
Johannes Hahn vergeben wur-
de. Weitere Informationen und
Videos im Internet unter
www.cor.europa.eu/austria

Die anstehende Reform der EU-Regio-
nalförderungen nach 2013 und die
Bedeutung der „Europa 2020“-Strate-
gie für die lokale Ebene stehen im
Mittelpunkt der Open Days 2010.

EU- Außenministerin Ashton besetzt Posten

Österreich kürte EU-Bürgermeister/in des
Jahres 2011

Österreicher Schweisgut
vertritt die EU in Japan

Die Wahl ist geschlagen:

Hans Dietmar Schweisgut geht für
die EU nach Japan.
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Diese Seite ist gestaltet und
autorisiert durch:

Rue Belliard 101, 
B-1040 Brüssel
Tel.: 0032/2/282 2211
Fax: 0032/2/ 282 2325
Web: www.cor.europa.eu

Infos aus erster Hand

Mitglied Landesrat Dr. Josef
Martinz dem Thema „Der Mehr-
wert der europäischen Regional-
politik am Beispiel Kärntens“. In
St. Pölten steht am 5. Oktober
eine Konferenz zur Entwicklung
von Nachhaltigkeitsstrategien
für regionale Unternehmen auf
dem Programm, während das
Tiroler Europe Direct-Büro am

6. und 7. Oktober zum Tag der
offenen Tür einlädt. Am 12. Ok-
tober findet in Wien ein Work -
shop über die Zukunft der Stadt-
politik im Rahmen der Europa
2020-Strategie statt, während
am 21. Oktober in Graz eine
Diskussion im Rahmen des Eu-
ropäischen Jahres der Armuts-
bekämpfung abgehalten wird.

Weitere Informationen zu den
OPEN DAYS finden Sie auf
www.opendays.europa.eu
alle Termine in Österreich auf
www.cor.europa.eu/austria

Brüssel steht Anfang Oktober im Zeichen der „Open Days 2010“

Eine Woche Erfolgsbilanz der 
Gemeinden, Städte und Regionen
Die europäische Woche der Regionen und Städte (Open Days) steht

heuer unter dem Motto „Europa 2020: Wettbewerbsfähigkeit, Ko -

operation und Zusammenhalt für alle Regionen“. Von 4. bis 7. Oktober

werden Kommunal- und Landespolitiker, Experten und Wissenschafter

aus ganz Europa in Brüssel eine Erfolgsbilanz der EU-Regionalförde -

rungen präsentieren. 

EU-Kommissionspräsident José Manuel Barroso eröffnet vor hunderten Delegierten aus ganz
Europa die Open Days 2009, Europäisches Parlament, Brüssel.

Open Days: Der Ausschuss der Re-
gionen als Treffpunkt für Politiker,
Fachleute, Wissenschafter und Un-
ternehmen aus den Städten und Re-
gionen Europas.

Ort zu erreichen. Der Ausschuss
der Regionen setzt alle Kraft
daran, die Bürgernähe der EU
zu verbessern.

Die Open Days in 
Österreich

Aus Österreich werden Kärnten,
Niederösterreich, die Steier-
mark, Tirol und Wien auch heu-
er wieder mit dabei sein.
Neben den Expertenseminaren
in Brüssel setzen die fünf teil-
nehmenden österreichischen
Bundesländer Europa auch zu-
hause auf die Tagesordnung:
Ende September widmete sich
eine Podiumsdiskussion in Kla-
genfurt unter Leitung von AdR-
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Die Experten und Praktiker der
Gruppe für den nachhaltigen
Tourismus, in welcher auch der
Autor selbst seit Anfang 2005
mitarbeitet, gibt regelmäßig
Empfehlungen zur nachhaltige-
ren Gestaltung des europäischen
Tourismus ab. 
Für Praktiker in den Gemeinden,
Tourismusbüros und Tourismus-

betrieben von Bedeutung sind
aber weniger die Kommissions-
mitteilungen als vielmehr die
handfesten Ergebnisse. Dazu
zählt sicherlich der derzeit dis-
kutierte Entwurf einer Indikato-
renliste zur Bewertung nachhal-
tiger Tourismusziele in der EU,
welche es europäischen Touris-
musgemeinden ermöglichen soll,
ihre Bemühungen für mehr
Nachhaltigkeit, Umwelt- und Kli-

maschutz zu bewerten und die
Ergebnisse in einen europäi-
schen Kontext zu stellen. Derzeit
umfasst die Liste der Nachhaltig-
keitsindikatoren 20 Kategorien
mit je drei bis acht Datensätzen
(Erhebungen). Erhoben werden
unter anderem Gästeaufkommen
und Wertschöpfung, Performance
der Tourismusbetriebe, Gästezu-
friedenheit, Auswirkungen des
Tourismus auf das Gemeindele-
ben, Qualität und Quantität der
auf den Tourismus zurückzu-
führenden Arbeitsplätze, Barrie-
refreiheit, Umwelt- und Klima-
schutzmaßnahmen etc. Aber
auch wichtige Informationen,
die ausschließlich über zusätzli-
che Befragungen, wie Gästebe-
fragung, betriebliche Erhebun-
gen, Umfragen bei  Einheimi-
schen und Beschäftigten, zu be-
kommen sind, fließen in das Be-
wertungssystem ein. Letztlich er-

Ludwig Muxel

Neue Entwicklungen im europäischen Tourismus

Nachhaltigkeit weiterhin ganz
vorne auf der Agenda
Die von der EU-Kommission eingerichtete Gruppe für den nachhaltigen

Tourismus war federführend an der Gestaltung der 2007 erschienenen

Kommissionsmitteilung „Agenda für einen nachhaltigen und wettbe-

werbsfähigen europäischen Tourismus“ beteiligt. Die Gruppe wurde

auch bei den Arbeiten zur jüngsten Mitteilung „Ein neuer politischer

Rahmen für den europäischen Tourismus“ konsultiert.
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unter auch dem niederöster-
reichischen Pielachtal, unter-
nommen. Die Ergebnisse die-
ses Tests werden für den
Herbst erwartet Diese Pilot-
gruppe setzte sich aus Gewin-
nern des EDEN-Preises zusam-
men, welcher von der Europäi-
schen Kommission seit 2007 an
besonders nachhaltige Touris-
musziele in Europa vergeben
wird. EDEN steht für „Europe-
an Destination of 
ExcelleNce“ und widmet sich
jährlich einem bestimmten
Tourismusthema. Für Öster-
reich wurde 2007 das
Pielachtal als bestes nachhalti-
ges Reiseziel im ländlichen
Raum ausgezeichnet; es folg-
ten das Steirische Vulkanland
(2008), der Biosphärenpark
Großes Walsertal (2009) und
die Wohlfühlregion Oberes 
Innviertel „Seelentium“ (2010).

gibt sich ein interessanter Mix
aus objektiven und subjektiven
Daten, die gemeinsam Auf-
schluss über die „Nachhaltigkeit“
oder besser „nachhaltige Ent-
wicklung“ eines Tourismusortes
geben sollen. 

Da zahlreiche der abgefragten
Daten, wie Anzahl der Zweit-
wohnsitze, Betten- und Gäste-
zahl oder CO2-Einsparungen
durch Klimamaßnahmen in den
Gemeinden verwaltet werden,
bedarf ein Test dieser Indikato-

ren einer gemeinsamen Anstren-
gung von Gemeinde, Tourismus-
verantwortlichen und ortsansäs-
sigen Betrieben. Die Ergebnisse
sollten für alle Beteiligten von
Interesse sein, einerseits da ein
einheitlicher Indikatorenkatalog

den Erfolg einer
Destination über
die Jahre hinweg
aufzeigt, anderer-
seits würde ein
Benchmark mit an-
deren Tourismus-
destinationen in Eu-
ropa erleichtert, da
Testergebnisse ei-
ner breiten Öffent-

lichkeit kommuniziert werden
könnten.  
Im Sommer 2010 wurde durch
die Europäische Kommission ein
Pilotversuch und praktischer
Test der Indikatoren in 16 eu-
ropäischen Destinationen, dar-

Ludwig Muxel ist

Bürgermeister von

Lech am Arlberg

und Vorsitzender

des Gemeinde-

bund-Ausschusses

Tourismus

Für die Liste der Nachhaltigkeitsindikatoren
werden unter anderem Faktoren wie Gästezu-
friedenheit, Auswirkungen des Tourismus auf
das Gemeindeleben, Qualität und Quantität
der auf den Tourismus zurückzuführenden 
Arbeitsplätze etc. erhoben.
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In den vergangenen Jahren ist der
Reformbedarf im österreichischen
Schulsystem permanent gestie-
gen. Grund dafür sind die teilwei-
se dramatisch veränderten fami-
liären, sozialen und gesellschaftli-
chen Rahmenbedingungen, aber
auch die gestiegenen Anforderun-
gen der Berufs- und Arbeitswelt
an die Absolventinnen und Absol-
venten unserer Schulen. 
Als Wissenschaftsministerin ist
mir die Weiterentwicklung des ge-
samten Bildungssystems ein zen-
trales Anliegen: vom Kindergar-
ten über die Schule bis hin zum
tertiären Bereich und der Erwach-
senenbildung. Wir müssen die
vorhandene Neugier sowie Talen-
te und Begabungen frühzeitig er-
kennen und sie entsprechend för-
dern. Denn: Bildung ist für unser
Land die wohl wichtigste Res -
source!
Gefordert ist ein Gesamtreform-
paket, das sämtliche Bereiche der
Bildungslandschaft umfasst, alle
Betroffenen einbindet und den
Anforderungen des 21. Jahrhun-
derts gerecht wird. Dabei gibt es
unterschiedliche Reformebenen:
Schulverwaltung, Dienstrecht und
selbstverständlich pädagogische
Inhalte zählen zu den Kernberei-
chen für ein stimmiges Gesamt-

konzept. Von mindestens ebenso
großer Bedeutung ist aber die
Ausbildung unserer Pädagogin-
nen und Pädagogen. Neben Eltern
und Familien sind Kindergarten-
pädagoginnen und Kindergarten-
pädagogen, Sozialpädagoginnen
und Sozialpädagogen sowie Leh-
rerinnen und Lehrer die wichtigs -
ten Bezugspersonen von Kindern.
Es liegt in ihrem Verantwortungs-
bereich, Schülerinnen und
Schüler zu begleiten, zu motivie-
ren und Wissen zu vermitteln. 
Auf Basis des Regierungsüberein-
kommens hat eine aus nationalen
und internationalen Fachleuten
zusammengesetzte Expertengrup-
pe im vergangenen Jahr die
Grundlagen für eine Neuausrich-
tung der Ausbildung aller
Pädagoginnen und Pädagogen er-
arbeitet. Der Endbericht wurde
im Frühjahr 2010 der Öffentlich-
keit präsentiert. Die vorgegebenen
Aufgabenstellungen für die Exper-
tengruppe von Seiten der zustän-
digen Bundesministerien – Wis-
senschaft und Forschung sowie
Unterricht, Kunst & Kultur – ha-

LehrerInnenbildung NEU – Die Zukunft der pädagogischen Berufe

Es geht nicht um Interessen,
sondern um das Wohl der Kinder

ben sich unter anderem mit der
Ausbildung der Lehrerinnen und
Lehrer, Aufnahmeverfahren als
Orientierungshilfen und zur Qua-
litätssicherung, verstärkter
Durchlässigkeit, dem Bolognasys -
tem sowie mit Ausbildungswegen
für Personen mit anderen Erst-
ausbildungen und späterem be-
ruflichen Lehrinteresse befasst. 
Neben sämtlichen inhaltlichen
Eckpunkten ist der gesamte Be-
reich der „LehrerInnenbildung
NEU“ auch mit der demographi-
schen Entwicklung konfrontiert.
Zwischen 2012 und 2025 wird
die Hälfte aller Lehrerinnen und
Lehrer in Pension gehen, das sind
ca. 60.000 Personen. Auch vor
diesem Hintergrund muss die
Ausbildung aller Pädagoginnen
und Pädagogen auf neue Beine
gestellt werden. 
Der vorliegende Endbericht zur
„LehrerInnenbildung NEU – Die
Zukunft der pädagogischen Beru-
fe“ bietet eine gute Basis für die
weiteren notwendigen Gespräche
zur Realisierung dieser zentralen
Vorhaben. Zahlreiche Herausfor-
derungen zur Erarbeitung einer
neu ausgerichteten Ausbildung al-
ler Pädagoginnen und Pädagogen
liegen vor uns, doch ist aus mei-
ner Sicht mit den vorliegenden
Empfehlungen eine solide und
gute Basis gelegt, auf der wir gut
aufbauen und die notwendigen
bildungspolitischen Schritte set-
zen können. Jetzt müssen wir die
Möglichkeit zur Neugestaltung
der Ausbildung für diese verant-
wortungsvolle Berufsgruppe nut-
zen! Das sollte allen beteiligten
Personengruppen bewusst sein;
denn es geht nicht um partielle
Interessen, sondern um das Wohl
und um die Zukunft unserer Kin-
der. 
Dr. Beatrix Karl, Wissenschafts-
und Forschungsministerin 

Der Endbericht zur Zukunft

der pädagogischen Berufe

in Österreich liegt vor. Nun

müssen wir die Möglich-

keit zur Neugestaltung der

Ausbildung für diese ver-

antwortungsvolle Berufs-

gruppe nutzen.

Dr. Beatrix Karl, Wissenschafts- und Forschungsministerin.



Stellen Sie sich vor, es ist das
Jahr 2013, Sie kommen auf das
Land, in eine wunderschöne Ge-
gend, mit Wäldern, Seen und
Bergen, alles was den Städter
schon heute fasziniert. Aber die
Wirtschaft liegt darnieder, die
wenigen Betriebe, die dort noch
ausgeharrt haben, sind in die
Ballungszentren abgezogen, die
Bevölkerung  entbehrt  den Ge-
nuss der elektronischen Unter-
haltungsindustrie, die die Ein-
wohner  in den Städten  mit
HDTV, 3D-Video und Video on
Demand (VoD) verwöhnt. Tele-
working, sonst überall gang und
gäbe, ist hier nicht möglich: die
Menschen pendeln weiter in die
nächste Stadt, oder sie  sind
schon längst dorthin übersiedelt.

Die Abwanderung hat bedenkli-
che Ausmaße angenommen, das
alte  Sprichwort „Stadtluft macht
frei“  hat einen bedrohlichen
Charakter bekommen.

Mit einem Wort:  Die  bereits
heute gefürchtete Zweiklas -
sengesellschaft, „Digitale 
Kluft“, auch „Digital Divide“  
genannt, ist Wirklichkeit 
geworden.
Niemand will diese Entwick-
lung. Wie könnte es 2013 
soweit gekommen sein? 

Kehren wir zurück in die Gegen-
wart. 
Schon heute sind die Gemein-
den im ländlichen Raum unter-
versorgt, wie eine von einem
Mobilnetzbetreiber in Auftrag
gegebene Studie beweist und
worüber die Medien in den letz-
ten Tagen mit dem Aufmacher
„Internet in den Dörfern zu
langsam“ berichteten. 
Heute wissen wir, dass sich  das
Datenvolumen im Internet alle
eineinhalb Jahre verdoppelt,
und dieser Trend  hält für die
nächsten Jahre weiter  an. Wir
wissen, dass asymmetrische Net-
ze, also Internetanschlüsse  (wie
ADSL und auch VDSL), bei de-
nen mehr heruntergeladen als
weggeschickt werden kann,
nicht mehr ausreichen. Bereits
heute, 2010, ist anerkannter-
maßen  die Technik, die schnel-
les und ultraschnelles Internet
ermöglicht, die Glasfasertechno-
logie.
Heute werden aber  die Breit-
bandnetze weiter mit Technolo-
gien ausgebaut, die nicht nach-
haltig die Zukunftsanforderun-
gen erfüllen können:
Die DSL-Technologien stoßen
bald an ihre Grenze und deren

Breitband: Schnelles Internet für die Menschen auf dem Land

Der einzige Weg, die Bevölkerung in den Landemeinden zu halten,

scheint in der Bereitstellung der passenden Infrastruktur zu liegen. 

Dazu gehört auch die Herausforderung „Breitband-Anbindung“. 

KOMMUNAL zeigt auf, dass es Möglichkeiten gibt, wie die Gemeinden

„das Breitband“ selbst in die Hand nehmen können.

Gemeinden müssen ihre Zukunft
selbst in die Hand nehmen

Heinz Pabisch

Die Abwanderung hat bedenkliche Ausmaße
angenommen; das alte  Wort „Stadtluft
macht frei“  hat einen bedrohlichen 
Charakter bekommen.

Wir wissen, dass asymmetrische Netze, also Internetanschlüsse (wie ADSL und auch VDSL), bei denen mehr heruntergeladen als wegge-
schickt werden kann, nicht mehr ausreichen. Bereits heute, 2010, ist anerkanntermaßen die Technik, die schnelles und ultraschnelles
Internet ermöglicht, die Glasfasertechnologie.
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Reichweiten sind außerdem be-
grenzt: keine gute Vorausset-
zung für das ländliche Gebiet,
wo die Bauernhöfe weit vom
Dorfzentrum entfernt liegen
(oder meint da vielleicht je-
mand, dass ein Bauer kein
schnelles Internet benötigt?
Auch solche Argumente werden
manchmal auf den Weg ge-
schickt). Die mobilen Netze wer-
den weiter ausgebaut und mit

ihnen hohe Bandbreiten ver-
sprochen. Aber auch diese Lö-
sungen können den zukünftigen
Bedarf nicht abdecken.
Was ist gemeint, wenn wir von
zukünftigem Bandbreitenbedarf
sprechen? Eine Antwort steht im
österreichische Regierungspro-
gramm 2008 bis 2013: „Bis
2013 soll die Versorgung der Be-
völkerung mit Zugängen von zu-
mindest 25 Mbit/s erreicht
sein.“  Die Europäische Kommis-
sion gibt in ihrer Leitinitiative
„Digitale Agenda für Europa“
(ein Teil der „Strategie für Euro-
pa 2020“) eine weitere Antwort:
bis 2020 soll 50 Prozent der Be-
völkerung einen Internetzugang
mit über 100 Mbit/s besitzen.
All diese definierten Geschwin-
digkeiten können nur mit der
Glasfasertechnologie erreicht
werden, und zwar mit einem
Netz, das die Glasfaser bis in das
Haus oder bis in die Wohnung
bringt; man spricht von „Fiber
to the Home“, von FTTH.

Die Glasfaser-Ausbaupläne
der Netzbetreiber

Die Festnetzbetreiber kündigen
zwar heute den Ausbau von
Glasfasernetzen an und begin-
nen mit deren Umsetzung, aber,
was auch verständlich ist, mit
dem Zusatz, dass dieser Ausbau
auch wirtschaftlich sein muss,
und diese Wirtschaftlichkeit
wird fast nur erreicht, wenn
man sich auf die Ballungsräume
beschränkt.
Die Mobilnetzbetreiber werden
auch auf dem Land ihre Breit-

bandnetze bauen, aber, wie
schon gesagt, die erreichbaren
Geschwindigkeiten können ei-
nen künftigen Bedarf nicht ab-
decken. Es  soll damit nicht ge-
sagt sein, dass die zukünftigen
mobilen Breitbanddienste un-
wichtig wären: ganz im Gegen-
teil, immer werden die mobilen
Datendienste ihre Bedeutung
für alle Kunden, die mobil un-
terwegs sind, behalten: aber 

ultraschnelles
Internet wird
nicht möglich
sein. 
Wie kann aber
das eingangs
geschilderte
Horrorszenari-
um vermieden

werden? Wo doch der Glasfaser-
ausbau nur in den Ballungsräu-
men stattfinden wird und mobi-
les Breitband für Unternehmen
und private Haushalte nicht aus-
reichend ist?
Die einzige Antwort ist: die Ge-
meinden müssen ihre Zukunft
selbst in die Hand nehmen, nie-
mand anderer wird ihnen hel-
fen, sie müssen die Glasfaserzu-
gangsnetze selbst bauen.
Es ist das Gebot der Stunde, den
Glasfaserausbau im ländlichen
Raum genauso als Infrastruktur
zu behandeln wie den Bau von
Straßen, Abwassereinrichtun-
gen, Straßenbeleuchtung, Fern-
wärme.
Die Gemeinden haben langjähri-
ge Erfahrung mit diesen  Bau-
maßnahmen. Die Bürgermeister
und ihre Gemeinden müssen
den Ausbau der Glasfaserinfra-
struktur selbst durchführen.
Aber als Einwand wird gebracht,

dass solche Vorhaben technolo-
gisch viel zu kompliziert und
nicht finanzierbar seien. 
Die technische Machbarkeit ist
gegeben, wenn man einige  
Voraussetzungen beachtet:
Der Ausbau und der darauf fol-
gende Betrieb des Netzes soll
sich nur auf die Glasfaserinfra-

struktur beschränken, es sollen
keine Dienste von den Gemein-
den selbst angeboten werden.
Die Dienste (Telefon, Hochge-
schwindigkeitsinternet, Fernse-
hen und viele andere) sollen
von den Diensteanbietern, den
Service-Betreibern, entwickelt
und angeboten werden. Der
Wettbewerb spielt sich zwischen
den Service-Providern ab, ja er
wird durch die Trennung von In-
frastruktur und Diensten gerade
gefördert: Jeder Provider hat
über das Glasfaserzugangsnetz
Verbindung zu jedem Kunden,
jeder Kunde kann jeden Dienst
von jedem Anbieter subskribie-
ren und ist nicht mehr, so wie
heute, an einen Anbieter gebun-
den. Eine Ausnahme von dieser
strengen Trennung zwischen  In-
frastruktur und Diensteangebot
könnte ein kommunales Ge-
meindeinformationssystem sein,
das von den Gemeinden, zuge-
schnitten auf die regionalen Be-
dürfnisse, als  gemeindeeigener

Die Gemeinden haben langjährige Erfahrung
mit diesen  Baumaßnahmen. Die Bürgermeis -
ter und ihre Gemeinden müssen den Ausbau
der Glasfaserinfrastruktur selbst durchführen.

Wenn eine Gemeinde oder ein Gemeindever-
bund ein eigenes Glasfasernetz baut, kann
der Nutzen für die Gemeinde oder die Region
und die dort wohnende Bevölkerung nicht
hoch genug bewertet werden.

Die technische Machbarkeit ist gegeben, wenn man ei-
nige  Voraussetzungen beachtet: Der Ausbau und der dar-
auffolgende Betrieb des Netzes  soll sich nur auf die Glas-
faserinfrastruktur beschränken, es sollen keine Dienste
von den Gemeinden selbst angeboten werden.
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Dienst angeboten wird.
Dieses Geschäftskonzept ist für
Gemeinden, Gemeindeverbände
oder  deren Versorgungsunter-
nehmen das einzig realistische
Modell, da es im Hinblick auf
Regulierung und Wettbewerb
nicht anfechtbar ist. Dieses 
Konzept heißt Open Access 
Network – OAN. 

Es wird auch behauptet, dass
ein kommunaler Glasfaseraus-
bau kommerziell nicht durch-
führbar  sei, aber
3 die Gemeinde kann, wie bei

der Kanalisation, lange Ab-
schreibdauern anwenden: bei
der Leerverrohrung 40 Jahre,
bei den Glasfaserkabeln 25
Jahre.  
3 Nationale und internationale

Förderprogramme können bei
diesen Vorhaben helfen.
3 Synergieeffekte können durch

Grabungsarbeiten gemeinsam
mit anderen Bauvorhaben, z. B.
mit Fernwärme oder Kanal -
errichtungen, erzielt werden.
3 Die  alleinige Errichtung des

Glasfasernetzes, auch ohne
gemeinsame Grabungsarbei-
ten, kann im ländlichen  Sied-

Dipl.-Ing. Heinz 

Pabisch ist Vize -

präsident von CMG-

AE und Leiter der

CMG-AE Arbeits-

gruppe OAN

www.cmg-ae.at

lungsraum mit Kosten unter
2000 Euro pro Kundenan-
schluss  realisiert  werden.

Einige Beispiele in Österreich
haben bewiesen, dass der be-
schriebene Weg gangbar ist: ein
Beispiel ist das Glasfasernetz
Lainsitztal im Waldviertel. 
Wenn eine Gemeinde oder ein
Gemeindeverbund ein eigenes
Glasfasernetz baut, kann der
Nutzen für die Gemeinde oder
die Region und der dort woh-
nenden Bevölkerung nicht hoch
genug bewertet werden: 
Es kann nicht nur das zu Beginn
geschilderte Horrorszenarium
vermieden werden, sondern
auch das Wirtschaftswachstum
wird gefördert und die Produkti-
vität wird erhöht. Diese Tatsa-
che wird  von mehreren Studien
untermauert,  die eine  Korrela-
tion zwischen Glasfaserausbau
und Produktivität  nachweisen.
Die Attraktivität des Standortes
wird gesteigert, der Abwande-
rung wird Einhalt geboten und
die Ansiedlung von Unterneh-
men und Privaten führt zu Me hr -
einnahmen für die Gemeinde.
Die Versorgung mit ultraschnel-

lem Internet lässt die  Immobili-
enpreise steigen. Die Breitband-
kunden sind nicht mehr von 
einem Anbieter abhängig und
können ihre Dienste frei  aus-
wählen. 
Die Beherbergungs- und Hotel-
betriebe  können ihren Gästen
schnelles Internet anbieten. Die
privaten Haushalte genießen
HDTV, 3D-TV und Spiele in
höchster grafischer Auflösung.
Das flächendeckende gemeinde-
eigene Glasfasernetz bietet das
Rückgrat für Steuersysteme, wie
Pumpensteuerung, Smart Mete-
ring  und für innovative,  intelli-
gente Expertensysteme, die der
Reduktion von Energiever-
brauch und CO2 dienen.   

Stellen Sie sich vor, 
es ist 2013

Sie kommen auf das Land: Sie
finden in guter Luft, bei den
Seen und Wäldern eine wirt-
schaftlich blühende Region, die-
selben elektronischen Vorausset-
zungen wie in der Stadt, ultra-
schnelles Internet vor und be-
gegnen einer Bevölkerung mit
hohem Selbstwertgefühl.

Termin

IT- und Telekom Symposium 2010

Im Rahmen des IT- und Telekom Symposium 2010 am
21. Oktober 2010 in Wien findet  die Sondertagung

FTTH  OAN

(„Fiber to the House“ und „Open Access Network“) 
Beispiele aus der Praxis statt

Anmeldung  & Rückfragen: 
Irmgard Kollmann, CMG-AE, 
c/o Confero, 
E-Mail: irmgard.kollmann@cmg-ae.at , 
Tel: +43-1-7189476-33, 
Mobile +43-664-5567501
Web: www.cmg-ae.at
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Bei einem Vortrag  über Glasfa-
sertechnologie wurde mir als
Bürgermeister klar, dass die Da-
tenübertragung der Zukunft im
Wesentlichen über Glasfaserlei-
tungen stattfinden wird. Zeit-
gleich waren wir mitten in der
Planungsphase einer Abwasse-
rentsorgungsanlage für unsere
größte Katastralgemeinde. Also
nützen wir doch die günstige Ge-
legenheit des gemeinsamen Ver-
legens von Kanal und Glasfaser-
leitungen! Der Gemeinderat hat
diesen neuen Technologieschritt
auch einstimmig beschlossen. Fi-
ber to the Home (FTTH) für alle
220 Haushalte die an die Kläran-
lage angeschlossen werden. Ge-
nau heißt das, ein Glasfaser-
Leerrohrsystem wird bis zu je-
dem Wohn- und Betriebsgrund-
stück gebaut; von der Grund-
grenze bis ins Haus muss der
Bürger sich dann das zur Verfü-
gung gestellte Rohr selbst ins
Haus verlegen. Die Faser wird im
Auftrag der Gemeinde bis in die
Wohnung oder das Büro gebla-
sen. Der Netzaufbau erfolgt
Sternförmig, wobei jede Faser im
Gemeindegebiet ihren Anfang
am Gemeindeamt hat. Dort be-
findet sich auch die Backbone-
Anbindung. Jedem Kunden ste-
hen zu Beginn bereits 100
Mbit/s an Bandbreite zur Verfü-
gung, wobei wir mittlerweile be-
reits Anschlüsse mit bis zu einem
Gbit/s anbieten können. Proble-
me hatten wir zunächst bei der
Anbindung nach Außen, wegen
der verhältnismäßig hohen Ko-

sten eines Backbone-Anschlusses
für relativ wenig Teilnehmer.
Darum haben wir selbst eine
rund acht Kilometer lange Glas-
faserleitung nach Groß Schönau
errichtet, um gemeinsam bessere
Voraussetzungen gegenüber den
Backbone-Mietleitungs-Anbie-
tern zu schaffen. Die Marktge-
meinde Groß Schönau hat näm-
lich genau die gleiche Entschei-
dung wie St. Martin getroffen
und den Ausbau der Breit-
bandinfrastruktur selbst in die
Hand genommen. Seit diesem
Zusammenschluss gehen wir ei-
nen gemeinsamen Weg in Sa-
chen Breitbandnetz für unsere
Bürger und Betriebe. Die Ge-
meinde St. Martin verwendet
auch bereits im Abwasserentsor-
gungsbereich Glasfasertechnik
für die Pumpen- und Kläranla-
gensteuerung. Derzeit bauen wir
gerade die Abwasserentsor-
gungsanlage für die Katastralge-
meinde Langfeld. Hier kommt
ein Druckleitungskanalsystem
mit genereller Steuerung und
Überwachung über unser Glasfa-
sernetz zur Anwendung. Für die-
ses Ausbauprojekt haben wir ne-
ben der herkömmlichen Förde-
rung für Kanalbau eine 25pro-
zentige Förderzusage seitens des
Bundes für den Ausbau der Glas-
faserinfrastruktur erhalten. In
unserer dritten Katastralgemein-
de Harmanschlag wurde bereits
vor einigen Jahren der Kanalbau

fertig gestellt; somit ist hier ein
günstiges Mitverlegen nicht
mehr möglich. Aber gerade Har-
manschlag weist eine sehr
schlechte Breitbandversorgung
auf. Um dennoch die Gleichstel-
lung aller Bürger zu erreichen,
entwickelten wir ein kostengün-
stiges Konzept für eine Neugra-
bung. Dieses Projekt haben wir
ebenfalls bei der  FFG einge-
reicht und sogar eine 50prozen-
tige Förderzusage erhalten! In
Harmanschlag werden künftig
106 Häuser versorgt. Preisanbot:
170.000 Euro netto, mit samt
der Faser in jedem Haushalt. 

Der Aufbau und Betrieb 
eines Glasfasernetzes …

Nach anfänglichen Schwierigkei-
ten mit den angebotenen Dien-
sten und Providern, haben wir
den Aufbau des Netzbetriebes
ebenfalls selbst in die Hand ge-
nommen. Es gibt grundsätzlich
zwei verschiedene Konzepte für
einen FTTH-Betrieb. Jeder An-
bieter baut seine eigene Faser zu
jedem Gebäude selbst und ver-
sorgt damit alleine seinen Kun-
den mit Internet und VOIP und
IPTV. Sollte in diesem Gebäude
ein weiterer Service-Anbieter
Kunden bedienen wollen, muss
er zwangsläufig eine eigene
Glasfaserzuleitung errichten.
Dies ist das Model der großen
Telekommunikationsunterneh-
men in Österreich, aber auch de-
rer in anderen Teilen von Euro-
pa. Fakt ist jedoch, dass mit die-
sem System der ländliche Raum
wohl nie versorgt wird, da die
Kosten einfach zu hoch sind.
Man baut zu einer Garage für
drei Autos von unterschiedlichen
Herstellern auch nicht drei Zu-
fahrtsstrassen – oder? 
Darum ist bei uns die Gemeinde
der Errichter und Eigentümer
der „Dark Fiber“. Eine Betreiber-
firma sorgt für die nötigen Aktiv-

Das „Dark Fiber“-Netzwerk in St. Martin im Waldviertel

Das schnelle Kabel ist die 
Zukunft des ländlichen Raums
Lieber Leser, stellen sie sich vor, wir schreiben das Jahr 2013. Denn

dann ist die Marktgemeinde St. Martin mit Glasfaser versorgt. 96 Pro-

zent der Haushalte wird es möglich sein, mit Glasfaser das Internet,

Voice over IP und Fernsehen zu empfangen. 

Peter Höbarth ist

Bürgermeister der

Marktgemeinde 

St. Martin im 

Waldviertel

bgm.gemeinde@

st-martin.gv.at]

Peter Höbarth Man baut zu einer Garage für drei Autos von
unterschiedlichen Herstellern auch nicht
drei Zufahrtsstrassen – oder?
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Im August hat sich die heimische Tele-
kombranche zum 11. Salzburger Telekom-
forum in der Festspielstadt versammelt.
Die zweitägige Veranstaltung stand ganz
im Zeichen des „Ausbaus von Hochge-
schwindigkeitsinfrastruk-
tur“, bei der sowohl die eu-
ropäische sowie die öster-
reichische Sicht der Dinge
in Sachen Next Generation
Networks behandelt wurde.
Eine Elefantenrunde mit
Festnetz- und Mobilfunk-
CEOs, Telekomregulator,
Ministerialvertreter und
Gemeindebund diskutier-
ten dabei über unterschied-
liche Möglichkeiten, Öster-
reich im Infrastrukturaus-
bau voranzubringen – eine
lebhafte Debatte mit unterschiedlichen In-
teressen der Akteure, die kaum auf einen
gemeinsamen Nenner zu bringen sind. 
Für den Vizepräsidenten des Österreichi-
schen Gemeindebundes Mag. Alfred
Riedl, der auch Teil der Elefantenrunde
beim 11. Forum Telekom war, stellt sich
die Situation folgendermaßen dar:

„Was bleibt von der Breitband-Milliarde in
Europa für den Ausbau des ländlichen
Raums in Österreich? Bescheidene 30 Mil-
lionen Eler-Mittel können das Versagen des
Marktes mit Sicherheit nicht ausgleichen.

Darüber hinaus wurde deutlich
gemacht, dass diese Mittel auch
wirklich für den Ausbau des
ländlichen Raumes zur Verfü-
gung stehen müssen, weil in
den Debatten natürlich auch
die zweite wichtige Investition –
NGA-Netze – eine besondere
Anstrengung erfordern, aber in
diesem Fall auch in urbanen
Regionen hochgerüstet wird
und in diesem Bereich der
Markt sehr gut funktioniert
und steuert. Für mich unter-
scheidet auch die Diskussion

der Fachwelt, wie tief in die Region ist eine
kabelgebundene Infrastruktur notwendig?
Gleiche Voraussetzungen auch für künftige
mächtige Datenmengen wird es wohl nur
geben, wenn FTTH auch im ländlichen
Raum Standard wird. Einmal mehr wird
deutlich, dass die Gunstlagen die Ungunst-
lagen unterstützen müssen.“

Vizepräsident Riedl beim 11. Forum Telekom

Was bleibt vom Breitbandausbau im 
ländlichen Raum?

Gemeindebund-Vizeprä-
sident Alfred Riedl.

komponenten und betreibt das
Netz. Jeder Provider kann unse-
re gemeindeeigenen Glasfaser-
leitungen für den Transport sei-
ner Angebote und Anwendun-
gen zu jedem Kunden zu defi-
nierten Bedingungen benutzen.
Dieses Konzept heißt „Open
Acess Network“ und wird bereits
erfolgreich in Schweden, Sin-
gapur und vielen anderen Teilen
der Welt verwendet. 

Was man so alles mit 
einem OAN anfangen kann

Vom heutigen Tag weg zu spre-
chen, stehen wir noch in den An-
fängen, was alles auf dem FTTH-
Sektor möglich werden wird. Bei
uns kann man derzeit mit High
Speed die Möglichkeiten des In-
ternet nutzen, Telefonieren und
Fernsehen. Über die angeschlos-
senen Fernseher haben unsere
Bürger allerdings bereits jetzt
die Möglichkeit, neben her-
kömmlichen Fernsehprogram-
men auch Inhalte aus der Region
zu empfangen. Videos und Bil-
der aus unserer Gemeinde, mo-
natlich Beiträge von Veranstal-
tungen, die lokale Wettervor-
schau, Radioprogramme und ei-
niges mehr. Wir arbeiten mo-
mentan noch an einem eigenen
Gemeindeinformationssystem
für unsere Bürger und sind Pilot-
partner für das EU Projekt „Wide
Open“. Dabei soll für ältere Men-
schen der Fernseher zentraler
Kommunikationspunkt werden.
Über dieses Medium sollen ein-
fache Internet-Anwendungen er-
möglicht und per Videotelefonie
über den Fernseher der sozialen
Kontakt zu ihren Nachbarn und
Freunden aufrecht gehalten wer-
den können - speziell für Men-
schen die nicht mehr so gehtüch-
tig sind.  E –health  wird in der
USA bereits stark verwendet. Eu-
ropa wird aus sozialen und wirt-

schaftlichen Gründen auch hier
nachziehen müssen. 
In  unserer Gemeinde werden
gerade 19  Wohnungen auf Basis
betreutes Wohnen errichtet.
Auch hier werden wir natürlich
Glasfasertechnik anwenden.  Das
Austrian Institut of Technolgie in
Seibersdorf forscht an Anwen-
dungen im Gesundheitssektor -
wir werden als Pilotanwender
fungieren können.
Eine Softwarefirma aus Wiener
Neudorf hat vor kurzem am Ge-
meindeamt vorgesprochen, um
externe Programmierer bei uns
zu etablieren. Bei dieser Tätig-
keit sind die meisten Arbeiten
online über zentrale Server zu
erledigen – das geht über das
OAN von St. Martin aus schnel-
ler und daher billiger als über
die Breitbandanbindung am Sitz
dieser Firma in Wiener Neudorf!

Entwicklungsfragen …  

Den Glasfasernetzausbau in den
Dörfern kann kein kommerziell
geführtes Telekommunikations-

unternehmen erledigen! Rund
20 Jahre sind zur Refinanzie-
rung notwendig und in dieser
Zeitspanne ist kein Cash Flow zu
erzielen. 
Die Gemeinden sind bereits seit
langer Zeit die Errichter und Be-
treiber kommunaler Infrastruk-
turen;  Trinkwasser, Abwasser,
Strassen, Wege, Beleuchtung…
Jetzt zählt die zukunftstaugliche
Breitbandversorgung der Bevöl-
kerung und der Betriebe bei uns
im ländlichen Raum eben ein-
fach auch in den Bereich der
kommunalen Infrastruktur … 

Und warum brauchen wir
das … 

Unsere Gemeinde lebte 50 Jahre
am eisernen Vorhang.  Die sich
daraus ergebenden Auswirkun-
gen  haben wir erfahren müssen. 
Sollten sie ähnliche Erfahrungen
in Zukunft auch kennen lernen
wollen, dann verzichten und ver-
bieten Sie unbedingt, die Glasfa-
sertechnologie in ihrer Gemein-
de einzuführen! 

Die ganze Infrastruktur fällt schon in xden kommunalen
Bereich, also gehört die Glasfaserversorgung auch in die-
se Struktur. 
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Die „E-Gov.City“ präsentierte sich erfolgreich auf der Kommunalmesse 2010

Bei dir daham in der Gemeinde

Sämtliche Behördengänge kön-
nen durch modernste E-Govern-
ment-Services, beispielsweise
mittels Bürgerkartenfunktion
am Mobiltelefon, mühelos von
zu Hause aus erledigt werden.
Die Handy-Signatur stellt zu-
sätzlich zur elektronischen Sig-
natur mittels Bürgerkarte und e-
card eine weitere Alternative für
mobile NutzerInnen von Amts-
wegen dar. So können BürgerIn-
nen unter anderem Kinderbe-
treuungsgeld, Studienbeihilfe,
einen Strafregisterauszug, einen
Sozialversicherungsauszug, die
Meldebestätigung und eine Ge-
werbeanmeldung online ein-
fach, schnell und sicher vom So-

fa aus beantragen.
Das Ziel der Kommunalmesse
sowie der Plattform „Digitales
Österreich“ war es, BürgerInnen
mit den neuesten bürgernahen
E-Governement-Services ver-
traut zu machen, um in der eige-
nen Gemeinde den Zugang zu
diesen Services auf Bundes-,
Landes- und Gemeindeebene zu
gewährleisten. 

Vizekanzler und Finanzminister
DI Josef Pröll und Außenminis -
ter Dr. Michael Spindelegger
ließen es sich nicht entgehen,
auf der „E-Gov.City“ mit sämtli-
chen Partnern der Plattform „Di-
gitales Österreich“ über die in-
novativen und effizienten E-Go-
vernment-Services zu plaudern.
Auch zahlreiche ranghohe Politi-
kerInnen, BürgermeisterInnen
und Gemeindebedienstete ver-
sammelten sich beim „Digitales
Österreich“-Stand und infor-
mierten sich über die neuesten
E-Government-Lösungen. 
Zu den hochkarätigen Gästen,
die sich über die aktuellen Servi-
ces und Applikationen erkundig-
ten, zählten unter anderem
Mag. Michael Zimper, Geschäfts-
führer des Kommunalverlags,
Martin Preineder, Präsident des
österreichischen Bundesrates,
LAbg. Bgm. Mag. Alfred Riedl,
Vizepräsident des Österreichi-
schen Gemeindebundes, Hofrat
i. R. Dr. Robert Hink, Generalse-

Allein die Möglichkeit, zeit- und kostenaufwendige Amtswege zu ver-

meiden und diese bequem und sicher auf elektronischem Wege durch-

zuführen, führt bei den BürgerInnen zu einer vermehrten Nutzung der

E-Government-Angebote. 

Alt-Bürgermeister Arno Abler, Kufstein, war begeistert von den neuen E-Gov. Apps und testete eifrig mit CEO Oliver Bernecker, exthex

Das Ziel der Kommunalmesse sowie der
Plattform „Digitales Österreich“ war es,
K0mmunen mit den neuesten bürger -
nahen E-Governement-Services vertraut
zu machen.
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kretär der Österreichischen Ge-
meindebundes, Bgm. Helmut
Mödlhammer, Präsident des
Österreichischen Gemeindebun-
des, und Bgm. Ernst Schmid, 
Vizepräsident des Österreichi-
schen Gemeindebundes.

E-Government-Applikatio-
nen für iPhone und iPad

Die Stadt Graz startete im Som-
mer mit den ersten E-Govern-
ment-Applikationen für iPhone
und iPad. Auch die Amtssignatur
für Android-Handys wurde prä-
sentiert. 

„Digitales Österreich“–
Explorer 

Durch die Installation des „Digi-
tales Österreich“-Explorers von
Microsoft haben die BenutzerIn-
nen über eine integrierte Tool-
bar direkten Zugriff auf die
wichtigsten Verwaltungsportale
Österreichs. Regelmäßige Upda-
tes werden automatisch in die
Toolbar eingespeist, so dass im-
mer die aktuellsten Informatio-
nen zur Verfügung stehen.

SCOTTY, der ÖBB-Routen-
planer im „Digitales 
Österreich“-Design
Mit dem neuen Routenplaner
„SCOTTY“ in HELP.gv.at können
BürgerInnen und Unternehmen
einfach und schnell die optimale
öffentliche Verkehrsanbindung
zu den nächstgelegenen Service-
stellen von Bund, Ländern und
Gemeinden ermitteln. Denn
„SCOTTY“ greift auf Fahrpläne

aller öffentlichen Verkehrsunter-
nehmen in Österreich zurück.
Dieses Tool steht allen Kommu-
nen kostenlos zur Verfügung.
Durch den Beitritt der ÖBB in
die E-Service-Allianz der Platt-
form „Digitales Österreich“ er-
folgt in Zukunft auch eine ver-

stärkte Zusammenarbeit im Be-
reich E-Infrastruktur.

Elektronische Zustellung
durch den Zustelldienst
meinbrief.at
Die E-Zustellung für Privatper-
sonen und Unternehmen stellt
einen essentiellen Bestandteil 
einer modernen Verwaltung dar
und ermöglicht einen zeit- und
kostensparenden Zugriff auf
 zugestellte elektronische Doku-
mente. Ein wesentlicher Vorteil
einer solchen E-Zustellung
durch einen elektronischen Zu-
stelldienst liegt darin, dass die
BürgerInnen lediglich einen
elektronischen Postkasten ha-
ben, in dem sie dann die Zustell-
stücke entgegennehmen kön-
nen. Damit kann der Kosten-
und Zeitaufwand sowohl für die
Behörden als auch für die Bür-
gerInnen erheblich reduziert
werden.

Kommunal: E-Government

Christian Rupp, Sprecher der Platt-
form Digitales Österreich im Bun-
deskanzleramt (ganz rechts), be-
grüßt Michael Zimper, Martin Prein -
eder, Alfred Riedl, Robert Hink,
Helmut Mödlhammer und Ernst
Schmid.

Die Plattform „Digitales Österreich“ zeigte mit Partnern die neueste E-Government-Entwick -
lungen.

Außenminister Spindelegger im Gespräch mit Christian
Rupp, Digitales Österreich, und Robert Hink, Gemeinde-
bund.
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Vizekanzler Pröll im Erfahrungsaustausch mit Johannes
Rund und Peter Reichstädter vom HELP.gv.at-Team im
Bundeskanzleramt.

Ein wesentlicher Vorteil ei-
ner Zustellung durch einen
elektronischen Zustelldienst
liegt darin, dass die Bürge-
rInnen lediglich einen elek-
tronischen Postkasten ha-
ben, in dem sie dann die Zu-
stellstücke entgegenneh-
men können.
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2010 fanden bundesweit insge-
samt fast 300 Kontrollen statt.
Allein 2010 wurden bisher 87
Kontrollen in 101 Bezirken und
Städten durchgeführt. Das In-
nenministerium hat seit Einrich-
tung der Kontrollgruppe rund
21.000 Verständigungen zur
Überprüfung des Bezugs von
Grundversorgungsleistungen an
die zuständigen Behörden in
den Bundesländern übermittelt.
Aufgrund dieser Informationen
wurde österreichweit in unge-
fähr 50 Prozent der Fälle die
Grundversorgung reduziert oder
eingestellt. 
Um den rechtmäßigen Bezug
der Grundversorgungsleistung
noch zielgerichteter prüfen zu

können und ei-
nen effizienten
fremdenpolizei-
lichen Vollzug
sicherzustellen,
wurde mit 
1. Juli 2010 die
SOKO-Grund-
versorgungs -

controlling (SOKO-GVS) einge-
richtet. Diese SOKO arbeitet eng
mit den zuständigen Landes-
behörden zusammen. Die Teams
bestehen aus Spezialisten der
Fremdenpolizei, Juristen, Poli-
zeibeamten und Mitarbeitern
der Asylabteilung. Ihre Aufgabe
ist es, Privatquartiere zu kon-
trollieren, in denen Grundver-
sorgte aufhältig sind, die Vor-
aussetzungen der Grundversor-
gung zu prüfen sowie allenfalls
fremdenpolizeiliche Maßnah-
men zu setzen. Derzeit befinden
sich 19.130 Personen in Grund-
versorgung – das sind so wenige
Menschen wie noch nie. Der
Bund bezahlt jährlich rund 100
Millionen Euro für die Grund-
versorgung. Die Kontrollen brin-
gen Einsparungen von 17,5 Mil-
lionen pro Jahr beziehungsweise
48.000 Euro pro Tag.

Weniger Asylanträge

Die Zahl der Asylanträge in
Österreich ist rückläufig.
Während vergleichsweise in Bel-
gien (+38 Prozent) und in
Deutschland (+25 Prozent) mas-
sive Anstiege der Asylanträge
verzeichnet werden, gab es in
Österreich im ersten Halbjahr
2010 um 32 Prozent weniger An-
träge als im Vergleichszeitraum
2009. 
Das geordnete Fremdenrecht
wirkt: Auch die Anzahl der tat-
verdächtigen Asylwerber ist im
ersten Halbjahr 2010 um 16 Pro-
zent zurückgegangen.
„Mein Ziel ist klar: Österreich –
das sicherste Land der Welt mit
der höchsten Lebensqualität“,
sagt Innenministerin Maria Fek-
ter. „Ein geordnetes Fremden-
recht, raschere Verfahren, effizi-
entere Außerlandesbringungen
und ein Masterplan gegen Ein-
bruchskriminalität sind die Eck-
pfeiler dafür.“
Mehr auf www.bmi.gv.at

Fremdenwesen – Maßnahmen gegen Asylmissbrauch

Kontrollen bringen Einsparungen
von 48.000 Euro pro Tag
Innenministerin Dr. Maria Fekter stockte die Fremdenpolizei bundes-

weit um 50 Mitarbeiter auf. Darüber hinaus werden 500 Polizistinnen

und Polizisten verstärkt für Kontrollen im Fremdenbereich eingesetzt.

„Mein Ziel sind lückenlose Kon-
trollen, rasche Rückreisen und
die enge Abstimmung mit den
Asylbehörden“, sagte Innenmi-
nisterin Maria Fekter über die
Maßnahmen zur Aufstockung
der Fremdenpolizei. Sobald ein
Asylantrag negativ ist, muss die
Fremdenpolizei die Ausreise ein-
leiten. „Wir erhöhen damit den
Kontrolldruck auf Illegale. Wer
sich nicht in Österreich aufhal-
ten darf, muss ausreisen“, sagt
die Innenministerin. 
Hilfs- und schutzbedürftigen
Fremden wird in Österreich
„vorübergehende Grundversor-
gung“ gewährt. Dazu zählen ins-
besondere Asylwerberinnen und
-werber, Asylberechtigte
während der ersten vier Monate
nach Asylgewährung, und „ande-
re aus rechtlichen und faktischen
Gründen nicht abschiebbare
Fremde ohne Aufenthaltsrecht“.
Anfang 2007 befanden sich
österreichweit rund 28.000 Per-
sonen in der Grundversorgung. 

Kontrolle der 
Grundversorgung 

Im Innenministerium wurde im
März 2007 eine Kontrollgruppe
eingerichtet, die gemeinsam mit
den Ländern die Rechtmäßigkeit
des Bezugs von Grundversor-
gungsleistungen prüft. Bis Juli

Wir erhöhen damit den Kontrolldruck
auf Illegale. Wer sich nicht in Öster-
reich aufhalten darf, muss ausreisen.

Innenministerin Maria Fekter über die
Personalaufstockung 

Das geordnete Fremdenrecht wirkt: Auch die Anzahl der
tatverdächtigen Asylwerber ist im ersten Halbjahr 2010
um 16 Prozent zurückgegangen.
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Welche Bedeutung haben die Mo-
dellregionen im Hinblick auf Ihre
Vision der Ener-
gieautarkie für
Österreich?
Wir haben der-
zeit einen Er-
neuerbaren-An-
teil von rund 29
Prozent am Ge-
samtenergieverbrauch. Öster-
reich ist in der glücklichen Lage,
über enorme Ressourcen an Bio-
masse, Wasser-, Wind- und Son-
nenkraft sowie über hervorra-
gendes Know-how in der Um-
welttechnik zu verfügen. Das

müssen wir noch stärker zum
Einsatz bringen. Regionen spie-
len dabei eine ganz zentrale Rol-
le. Derzeit sind Wasserkraft und
Biomasse die wichtigsten erneu-
erbaren Energieträger. Wind-
kraft und Solarenergie haben
derzeit noch einen geringen An-
teil. 
Bei der Windkraft werden die
neuen Einspeisetarife durch das
Ökostromgesetz Zuwächse brin-
gen, und für den Ausbau der So-
larkraft gibt es ebenfalls massive
Förderungen. In der „Energie-
strategie Österreich“ wurden da-
zu Maßnahmen für einen opti-
malen Energiemix aus den er-
neuerbaren Energien erarbeitet.

Was bringen die Modellregionen
den Gemeinden wirtschaftlich?
Die Umweltwirtschaft ist heute
einer der großen Jobmotoren
Österreichs – bereits jeder 20.
Arbeitsplatz ist ein Green Job.
Wir investieren allein 2010 ins-
gesamt 760 Millionen Euro in
Green Jobs und leisten damit
dem Klimaschutz und einem
nachhaltigen Wirtschaftssystem
enorm Vorschub. 
Bis Ende 2010 werden hunderte
neue Green Jobs entstehen und
der Umwelt- und Klimaschutz
wird damit noch stärker in der
Wirtschaft verankert. Dieses gut
und krisensicher investierte
Geld heißt auch: neues Wachs-

tum für Österreich und neue
Perspektiven für die Menschen
in unserem Land. Besonders für
strukturschwache Gemeinden
und Regionen ist dieses Konzept
der Energieunabhängigkeit ein
absoluter Gewinn.

Wie sind Ihre Erwartungen für die
aktuelle Ausschreibung der Klima-
und Energiemodellregionen?
Berlakovich: Ich bin zuversicht-
lich, dass sich wie beim ersten
Mal entsprechend viele und en-
gagierte Regionen beteiligen.
Die Förderung ist ein wichtiger
Impuls, und mein Ziel ist, mög-
lichst viele Regionen dazu zu
motivieren, diesen Weg zu be-
schreiten. 
Sie profitieren von den Chancen
und Vorteilen für Wertschöp-
fung, Green Jobs und Lebens-
qualität und tragen maßgeblich
zur Erreichung unserer Klima-
und Energieziele bei.

Umweltminister Niki Berlakovich über die Klima- und Energiemodellregionen

„Positive Vorbildwirkung, die
noch nicht abschätzbar ist“
Im Interview berichtet Umweltminister Niki Berlakovich über die 

Vorteile, die Gemeinden haben, wenn sie Klima- und Energiemodell -

regionen werden.

Umweltminister Niki Berlakovich: „Wir brauchen aktive Regionen, die ihre Erfahrungen aus den
Gemeinden bündeln und in einem Gesamtkonzept zum Einsatz bringen, das unser Energiesystem
revolutioniert.“

Die Dynamik hinter den geförderten Klima-
und Energiemodellregionen ist enorm, denn
in den beteiligten Gemeinden leben
hunderttausende Menschen. 
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Energieautarkie ermöglichen. 
Als besonders relevant werden
in diesem Zusammenhang ein
kontinuierliches, qualifiziertes

Energieautarkie ist das Bestre-
ben einer Gemeinde oder einer
Region, die Energieversorgung
in den Bereichen Wärme, Strom
und Verkehr von fossiler Energie
und von Energieimporten weit-
gehend unabhängig zu machen. 
Das wichtigste Ergebnis aus Dis-
kussionen mit Vorreitergemein-
den wie Güssing, Mureck, Bruck
an der Leitha u. a. lautet: Ener-
gieautarkie ist schon heute weit-
gehend umsetzbar! Sowohl im
Bereich der Wärmeerzeugung,
als auch im Strombereich ist
durch eine Kombination von 
Effizienzmaßnahmen sowie 
einem optimierten Mix aus 
erneuerbaren Energien die 
regionale Eigenversorgung zu-
mindest annähernd möglich.
Mit der Umsetzung der „Zehn
Schritte in die Energieautarkie“
kann jede Gemeinde dieses Ziel
anstreben.
Die größte Hürde für Ener-
gieautarkie stellt die Mobilität
dar. Hier ist es zwar einzelnen
Vorreitergemeinden wie Mureck
oder Güssing gelungen, Bio -
treibstoff in großem Umfang zu
erzeugen. Aufgrund begrenzter
Ressourcen ist dieses Modell je-
doch nicht einfach auf weitere
österreichische Gemeinden
übertragbar. Im Mobilitätssektor
sind daher besondere Anstren-
gungen in Richtung Verkehrs-
vermeidung bzw. Umstieg von
Pkw auf öffentlichen Verkehr
etc. nötig. Letztlich wird wohl
erst die flächendeckende Ein-
führung von Elektromobilität
auch im Verkehrsbereich 

Modellregionen zeigen vor, wie es geht

Energieautarkie für Österreichs
Gemeinden in zehn Schritten
Durch die Ausschöpfung der lokalen energetischen Ressourcen 

verbinden Gemeinden und Regionen die Ziele Klimaschutz, höhere 

Versorgungssicherheit sowie regionale Wertschöpfung. Die Vision

dafür: Energieautarkie.

Coaching der Gemeinden durch
Energie- und Klimaschutzpro-
gramme wie z. B. das von kli-
ma:aktiv unterstützte Gemein-
deprogramm e5 angesehen. 
Relevant sind auch Förderungen
wie z. B. solche im Rahmen der
Modellregionen des Klima- und
Energiefonds.

Energieautarkie Vorbilder
aus Ost und West

Wer sind die Vorbilder in Sachen
Energieautarkie? Neben be-
kannten Namen wie  Güssing
gibt es weitere Gemeinden und
Städte quer durch Österreich,
die dieses Ziel schon erreicht ha-
ben bzw. ihm sehr nahe sind. Im
Westen Österreichs sticht die
kleine Vorarlberger Gemeinde
Langenegg mit ihren etwa 1.000
Einwohnern heraus. Langenegg
ist eine Pioniergemeinde, die
sich schon in den 90er Jahren
intensiv mit dem Thema Ener-
gieeffizienz auseinander gesetzt

Der zukunftsorientierte Umgang mit 
Energie verlangt den Blick
über die bestehenden
Grenzen – sowohl über die
Gemeindegrenzen in die
Region als auch über die
Grenzen der Gegenwart in
die Zukunft hinein! 
Daher freue ich mich auf
die gegenseitige Inspirati-
on der acht Gemeinden in
der Energiemodellregion
Vorderbregenzerwald, die
uns zu neuen Projekten be-

flügeln wird. Ziel unserer Energiepolitik
soll sein, vom Energiewelt-
markt unabhängig zu wer-
den – durch Maßnahmen
in den Bereichen Mobi-
lität, Wissensvermittlung,
Energieeffizienz oder Bio-
massenutzung. Eine wich-
tige Stütze auf diesem Weg
ist uns das e5-Programm
für energieeffiziente Ge-
meinden, welches ich je-
der Gemeinde nur wärms -

tens empfehlen kann.

„Ziel ist es, vom Energieweltmarkt 
unabhängig zu werden“

Langeggs Bürgermeister Georg Mossbrugger:

Bgm. Georg Moosbrugger

Die Umweltwirtschaft ist heute einer der
großen Jobmotoren Österreichs – bereits 
jeder 20. Arbeitsplatz ist ein Green Job.

Niki Berlakovich, Umweltminister
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1. Integration des Energieautarkie-/Klimaschutzge-
dankens: Gestalten Sie ein Energieleitbild Ihrer Gemein-
de/Region, finden Sie einen Energie-/Klimaschutzbeauf-
tragten und starten Sie Projektgruppen, die sich mit dem
Thema Energieautarkie und den Wegen dorthin beschäf-
tigen. Definieren Sie klare Ziele!
2. Erstellen einer Ist-Analyse: Erstellen Sie eine 
Analyse des energetischen Ist-Zustandes der Gemeinde/
Region. Diese Analyse gibt Ihnen ein Bild der aktuellen
Situation und dient als Grundlage für weitere Handlun-
gen. Basierend auf der Ist-Analyse können Sie ein kon-
kretes Maßnahmenprogramm gemeinsam mit BeraterIn-
nen von Energie- und Klimaschutzprogrammen wie e5
und Klimabündnis erstellen.
3. Thermische Sanierung gemeindeeigener Gebäude:
Achten Sie auf den klima:aktiv Niedrigenergiehaus-/Pas-
sivhaus-Standard beim Sanieren. Die Sanierung gemein-
deeigener Gebäude spart Ihnen Geld und hat eine Vor-
bildwirkung auf die Bevölkerung.
4. Umsetzung des Nachhaltigkeitsgedankens: Beach-
ten Sie das Ziel der Energie-Unabhängigkeit und den Kli-
maschutz in der Flächenwidmung, der (Bau-)Vollzugs-
kontrolle und in der öffentlichen Beschaffung.
5. Effiziente Infrastruktur: Setzen Sie Maßnahmen zur
Erhöhung der Energieeffizienz und Bewusstseinsbildung.
Erhöhen Sie die Energieeffizienz der Straßenbeleuch-
tung, informieren Sie die Bevölkerung und Unternehmen
vor Ort gezielt über Energiesparen bei Bauen, Wohnen
und Arbeiten.

6. Förderung sanfter Mobilität: Durch umfangreiches
Mobilitätsmanagement wird Verkehr effizient abge-
wickelt, unnötiger motorisierter Verkehr vermieden, fos-
sile Rohstoffe eingespart, die Umwelt geschont und die
Lebensqualität erhöht. Stellen Sie zum Beispiel den Fuhr-
park auf energieeffiziente alternative Antriebe und Treib-
stoffe um, setzen Sie Maßnahmen zur Attraktivierung
des Radverkehrs und des öffenlichen Verkehrs, installie-
ren Sie Ortsbussse, Schnuppertickets, richten Sie
Fußgängerzonen ein, etc.
7. Beratung und Förderung: Informieren Sie die Ein-
wohnerInnen über die Möglichkeiten, die ihnen offen -
stehen, zur Autarkie beizutragen und die Vorteile, die
daraus entstehen, bieten Sie – in Kooperation mit Profis –
Beratung und Förderungen für erneuerbare Energie -
träger an.
8. Regionale Energien: Nutzen Sie regionale erneuer -
bare Energien für Raumwärme und Warmwasser, setzen
Sie auf Biomasse und Energie aus der Sonne. Kooperie-
ren Sie mit regionalen Initiativen und Firmen.
9. Strom aus der Region: Nutzen Sie Windkraft, Photo-
voltaik, Wasserkraft, Biomasse etc. mit regionalen Koope-
rationen für die Stromgewinnung.
10. Mobilität aus Erneuerbarer Energie: Nutzen Sie re-
gionale erneuerbare Energien für Mobilität, zum Beispiel
Strom aus Windkraftwerken oder Photovoltaik für Elek-
tromobilität, Biogas, Biodiesel und Bioethanol. 

forcieren. Die Stadt hat über ei-
nen langen Zeitraum Aktivitäten
im Energiebereich gesetzt. Weiz
ist in der Fernwärmeversorgung
aus erneuerbaren Energien weit
fortgeschritten und treibt auch
die lokale Ökostromerzeugung
voran. Mehrere Initiativen unter
der Leitung von Bürgermeister
Helmut Kienreich sind im Gange,
und überdurchschnittliche För-
dermittel werden zur Verfügung
gestellt. Unter anderem ist die
Beteiligung der Gemeinde an
der Energie-Schau-Straße her-
vorzuheben. 
Zur Zeit wird im Rahmen des
Energieautarkie-Schwerpunkts
von klima:aktiv ein österreich-
weites Gemeinde-Assessment
durchgeführt, mit dem Ziel, 
einen umfassenden Überblick
über die derzeitigen Vorreiterge-
meinden und -regionen im Be-
reich der Energieautarkie in
Österreich zu gewinnen.
Mehr Infos unter
www.klimaaktiv.at/
energieautarkie

Zehn Schritte in die Energieautarkie 

Das Gemini-Haus in Weiz. Ein bewohntes Sonnenkraftwerk, das sich der Sonne nachdreht und
daher einen höheren Ertrag liefert.

hat. Heute hat Langenegg mit
Bürgermeister Georg Moosbrug-
ger an der Spitze das in ihrem
Leitbild verankerte Ziel der 
Energieautarkie zu einem guten
Teil verwirklicht. Im Energieeffi-
zienzbereich ist Langenegg mit
seinen kommunalen Passivhäu-
sern führend. Mit dem Nahwär-
menetz und weiteren Biomasse-
heizanlagen werden 70 Prozent
der Häuser versorgt. Im Strom-
bereich erzeugt das Wasserkraft-

werk weit mehr Energie, als die
Gemeinde benötigt. 
Ein Best-practise-Beispiel aus
dem Osten Österreichs stellt die
steirische Stadt Weiz mit ihren
knapp 10.000 Einwohnern dar.
Weiz hat sich in seinem Leitbild
„Die Stadt voll Energie“ folgen-
de Ziele gesetzt: aus der fossilen
Energieversorgung aussteigen,
saubere Mobilität fördern und
Energieeffizienz sowie ökologi-
sches Bauen und Wohnen zu
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Das Finanzministerium setzt voll auf E-Government:

Initiative Bürgerentlastung bei
Verwaltungsverfahren

Für das Finanzministerium steht
im Vordergrund, die Verwal-
tungskosten weiter zu senken
und im Gegenzug den Service -
charakter für die Bürgerinnen
und Bürger zu erhöhen. Mit 
FinanzOnline, der führenden 
E-Government-Anwendung,
konnten laut Rechnungshof bis-
her rund 35 Millionen Euro ein-
gespart werden. Jährlich wer-
den über FinanzOnline rund 
1,2 Millionen Arbeitnehmerver-
anlagungen elektronisch beim
Finanzamt eingebracht. Die In-
itiative „Verwaltungskosten sen-
ken für Unternehmen“ führte
diese Erfolgsgeschichte der 
E-Government-Prozesse im Fi-
nanzministerium weiter (siehe
Info-Kasten) und resultierte nun
in einem Projekt, das vorsieht,
auch für die Bürgerinnen und
Bürger ein ähnliches Modell zu

starten. Die Idee dabei ist, dass
„Amtswege“ bequem von zu
Hause aus erledigt werden kön-
nen und aktiv Steuergeld gespart
wird. Die Initiative besteht aus
zwei wesentlichen Komponen-
ten. Erstes Element ist die Durch-
führung des SKM-Prozesses mit
den Schritten „Basismessung,
Zielformulierung, Maßnahmen-
planung und -umsetzung“, de-
ren Koordination beim Bundes-
ministerium für Finanzen liegt.
Das zweite Element ist die Um-
setzung von vorgezogenen Maß-
nahmen in den Lebensbereichen
Geburt, Eheschließung und To-
desfall, für die das Bundeskanz-
leramt verantwortlich ist. Diese
sollen die Bürgerinnen und Bür-
ger möglichst rasch entlasten. 

Mehr Service und 
Zeitersparnis

Das Ziel der Initiative: Amtswe-
ge in Zukunft schneller, einfa-

cher und noch kundenfreundli-
cher zu gestalten sowie die Ser-
vicequalität der öffentlichen Ver-
waltungen weiter zu optimie-
ren. Das heißt konkret, ver-
ständlicher und leichter zugäng-
liche Formulare, einfachere Pro-
zesse, zentral bereitgestellte In-
formationen, Barrierefreiheit,
verbesserte Beratungs- und In-
formationsangebote sowie inter-
aktive Verfahren anzubieten. Mit
diesen Serviceleistungen ist die
Finanzverwaltung schon heute
Vorreiter, trägt so zu einer effizi-
enten und kostensparenden Ver-
waltung bei und spart damit
auch Ihr Steuergeld. 

In der ersten Projektphase wur-
den die 100 zeitaufwändigsten
und wichtigsten Informations-
verpflichtungen für Bürgerinnen
und Bürger identifiziert und
analysiert. Die Messung begann
im Herbst 2009 und wurde im
Februar 2010 abgeschlossen.
Meinungsforscher interviewten
mehr als 4000 Bürgerinnen und
Bürger, um mit Hilfe von struk-
turierten Fragebögen den Zeit-
aufwand und die direkten Kos -
ten der einzelnen Behördenwe-
ge zu erheben. Wichtige Inter-
viewfragen beschäftigten sich
auch mit qualitativen Faktoren
wie Wartezeiten und Service-
qualität.

Rund 32,4 Millionen Stunden – durchschnittlich vier Stunden pro 

Person – verbringen die Österreicherinnen und Österreicher jährlich

mit Behördenwegen. Das sind die Ergebnisse der Initiative „Bürger in -

nen und Bürger entlasten bei Verwaltungsverfahren“, bei der über

4000 Interviews mit Betroffenen geführt wurden. 
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„Wir brauchen eine nationale Kraftanstrengung, um
das Budgetdefizit abzubauen und Österreich gestärkt
aus der Krise zu führen. Mit unserem Projekt ,Bürger-
entlastung bei Verwaltungsverfahren‘ sparen wir
durch den Einsatz von modernen E-Government-Lö-
sungen nachhaltig Steuergeld ein und erhöhen gleich-
zeitig den Servicecharakter der österreichischen Ver-
waltung. Unser Ziel ist, Verwaltungsverfahren für Sie
so einfach wie möglich zu gestalten und darüber hin-
aus Steuergeld zu sparen.“
Ihr Josef Pröll
Finanzminister

Mag. Theresia Nie-

dermüller arbeitet

in der Abteilung

II/11 „Verwal-

tungskosten sen-

ken für Unterneh-

men“ im Bundes-

ministerium für 

Finanzen

Mag. Theresia Niedermüller &
Mag. Elisabeth Schweizer

Nach den erfolgreichen Datenerhebungen seit Herbst 2009 kann         



Die Verwaltungskosten für Un-
ternehmen will Österreich bis
2012 um eine Milliarde Euro
senken. Im Rahmen der Initiati-
ve „Verwaltungskosten senken
für Unternehmen“ ist Anfang
dieses Jahres das Unterneh-
mensserviceportal (USP) der
Bundesregierung online gegan-
gen. 

Diese ressortübergreifende zen-
trale E-Government-Anwendung
soll der heimischen Wirtschaft
zunächst als einfach zugäng -
licher Ausgangspunkt für unter-
nehmensrelevante Informatio-
nen dienen. 

Langfristig soll das Portal jedoch
als zentraler One-Stop-Shop Un-
ternehmen Zugang zu E-Govern-
ment-Angeboten bieten. Das Un-
ternehmensserviceportal soll bis
2013 vollständig aktiv sein und
dann auch Verfahren von Län-
dern und Gemeinden umfassen. 

Mit diesem Projekt wird die Ver-
netzung über Verwaltungsgren-
zen hinweg zum Nutzen aller
Unternehmen unter Beweis ge-
stellt und die Vorreiterrolle des
Finanzministeriums beim E-
Government einmal mehr unter-
strichen.

www.usp.gv.at

weise das Ausfüllen einer Ar-
beitnehmerveranlagung verhält-
nismäßig komplizierter als das
Ausfüllen eines Meldeformulars.

Auch Zufriedenheit 
abgefragt

Im Rahmen der Interviews wur-
de auch die Zufriedenheit mit
verschiedenen Leistungen der
Behörden abgefragt. Diese be-
wegt sich auf einer Skala zwi-
schen 1 (= sehr zufrieden) und
10 (= sehr unzufrieden). Insge-
samt liegt die Zufriedenheit bei
den Top 20-Verwaltungsverfah-
ren zwischen 3 und 4, wobei
aber auf eine breite Streuung
abgestellt wird, da sich die Le-
benssituation und somit die an-
fallenden Verfahren in ihrer
Komplexität unterscheiden. Per-
sönliche Auskunft vor Ort (3,05)
sowie das Service der Mitarbei-
ter vor Ort (3,20) schnitten
deutlich besser ab als elektroni-
sche und telefonische Auskünf-
te. Als Beispiele für einen beson-
ders hohen Zufriedenheitswert
können die Stipendienstelle der
Studienbeihilfebehörde sowie
FinanzOnline genannt werden.
Die Zufriedenheit mit der Ser -
viceorientierung der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter wurde
mit 1,88 bewertet. 

Vorschläge der Bürger
aufgenommen

In der zweiten Phase des Bür-
gerprojekts wurden – auf Basis
der Ergebnisse – im Rahmen
von Workshops mit Ressorts
und Interessensvertretungen
konkrete Maßnahmenvorschlä-
ge erarbeitet. Die daraus ent-
standenen Maßnahmenlisten
wurden in den Ressorts weiter
präzisiert und konsolidiert. 
Nun soll möglichst rasch mit 
der Maßnahmenumsetzung 
begonnen werden. 

Ergebnisse und Potenziale
Die rund 100 erhobenen Verwal-
tungsverfahren für Bürgerinnen
und Bürger verursachen:

3 22 Mio. Anträge, Ansuchen,
Erklärungen etc. pro Jahr
3 32,4 Mio. Stunden Gesamtbe-
lastung für alle Österreicherin-
nen und Österreicher
3 113 Mio. Euro Barauslagen
(Kopien, Fahrscheine etc.)
Von den rund 22 Millionen An-
trägen werden 12,5 Millionen
persönlich, 7,7 Millionen per
Post und nur 1,6 Millionen über
elektronische Verfahren einge-
bracht. Von diesen 1,6 Millionen
entfallen rund 1,5 Millionen auf
das Finanzministerium, d. h. auf
FinanzOnline. Rund 62 Prozent
der Befragten, die bis dato An-
träge manuell tätigen, können
sich vorstellen, in Zukunft Ver-
fahren elektronisch durchzu-
führen. Das zeigt die hohe Be-
reitschaft zur Nutzung von E-
Government-Lösungen mit voll-
elektronischen Anträgen in der
österreichischen Bevölkerung. 

Die Ergebnisse im Detail

Im Durchschnitt entfallen auf 
eine Österreicherin bzw. einen
Österreicher rund drei Behör-
denkontakte mit knapp vier
Stunden Gesamtbearbeitungs-
zeit. Dieser Durchschnittswert
streut jedoch stark je nach Fami-
lienkonstellation und Lebenssi-
tuation. Die Ergebnisse der Be-
fragungen ergaben eine hohe
Konzentration auf einige wenige
Verwaltungsverfahren – so ent-
fallen über 80 Prozent der Ge-
samtbearbeitungszeit auf 20
Verwaltungsverfahren. Dieses
Ungleichgewicht des Zeitauf-
wandes kann auf die komplexen
Sachverhalte der betroffenen
Verwaltungsverfahren zurückge-
führt werden, so ist beispiels-

One-Stop-Shop
für Unternehmen

USP

Das Finanzministerium
hat in Zusammenarbeit
mit dem Bundeskanzler-
amt das Unternehmens-
serviceportal (USP) ge-
startet. Dieses soll künf-
tig im Sinne eines zentra-
len One-Stop-Shops als 
elektronischer Zugang zu
Behörden dienen.

        das BMF nun gemeinsam mit den anderen Ressorts Maßnahmen zur Umsetzung bringen. 
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raum und ein Vereinsraum der
Sportschützen. Der Projektleiter,
Vbgm. Michael Eckschlager, be-
richtete anlässlich eines Netz-
werktreffens von Auditgemein-
den, dass eher leicht umzuset-
zende Wünsche größtenteils mit
geringem finanziellen Aufwand
gewünscht waren wie Infofolder
für junge Eltern, Einrichtung ei-
ner Jobbörse auf der Gemeinde-
homepage, seniorInnengerechte
Bewegungs- und Kontaktmög-
lichkeiten. In Feldkirch wurde
für Familien bereits viel ge-
macht. In der westlichsten Stadt
Österreichs schien das Audit ein
geeignetes Instrument zu sein,
um abzufragen, ob die Angebote
bekannt sind, tatsächlich den
Bedürfnissen der Familien in
Feldkirch entsprechen und wel-
che Wünsche darüber hinaus
vorhanden sind.

Moosburg erhält 
zweites Zertifikat
Die Marktgemeinde Moosburg
in Kärnten hat bereits das

Grundzertifikat und das 1. Zerti-
fikat als familienfreundliche Ge-
meinde erhalten und strebt nun
als erste Gemeinde Österreichs
ein 2. Zertifikat an. Durch das
Audit familienfreundlichegemein-
de wird sichergestellt, dass sich
Moosburg, trotz vorhandener fa-
milienfreundlicher Leistungen
und Projekte, bedarfsorientiert
weiterentwickelt.
Die Zertifikatsverleihung Audit
familienfreundlichegemeinde fin-
det am 29. 9. 2010 im Palais
Niederösterreich in Wien statt.
Gemeindebund-Präsident Bgm.
Helmut Mödlhammer und
Staatssekretärin Christine 
Marek werden den Gemeinden
als Anerkennung für ihr Engage-
ment und ihre innovativen 
Maßnahmen ein Zertifikat
überreichen. 
Interessierte Gemeinden sind
herzlich eingeladen. Näheres
zur Veranstaltung und den An-
meldemodalitäten entnehmen
Sie bitte den Webseiten des
Österreichischen Gemeindebun-
des und der Familie & Beruf 
Management GmbH.

Zertifikatsverleihung in Wien am 29. September 2010

Familienfreundlichkeit steigt stetig
Die Förderung der Familienfreundlichkeit in den Gemeinden bedeutet

die Sicherung und Aufwertung des Wirtschaftsstandortes Gemeinde

und, wie es der Präsident des Österreichischen Gemeindebundes 

Helmut Mödlhammer definierte, die Stärkung der „Infrastruktur der

Menschlichkeit“. 

Seit Juli 2009 ist der Öster-
reichische Gemeindebund Ko-
operationspartner der Familie &
Beruf Management GmbH. Ziel
ist es, das Audit familienfreund -
lichegemeinde auf eine breitere
Basis zu stellen, um vor allem
die Öffentlichkeit für dieses The-
ma zu sensibilisieren. Mittler-
weile sind fast 150 Gemeinden
im Prozess.

Über 40 Gemeinden 
werden ausgezeichnet
Es werden heuer über 40 Ge-
meinden in einem feierlichen
Festakt in Wien für ihre Famili-
enfreundlichkeit mit einem
staatlichen Gütezeichen ausge-
zeichnet. Dabei haben Oberös -
terreich mit 16 Gemeinden und
Salzburg die Nase vorn. Der
Österreichische Gemeindebund
und seine Landesverbände un-
terstützten das Audit familien-
freundlichegemeinde seit Beginn.
Sowohl Hallwang als auch Feld-
kirch sind seit 2006 im Prozess.
Der Präsident des Vorarlberger
Gemeindeverbandes, Bürger-
meister von Feldkirch Wilfried
Berchtold, wie auch der Präsident
des Österreichischen Gemeinde-
bundes, Bürgermeister von Hall-
wang Helmut Mödlhammer 
erhalten am 29. 9. 2010 das 
1. Zertifikat. 
Beide Gemeinden haben nach
drei Jahren viele im Audit be-
schlossene Maßnahmen erfolg-
reich umgesetzt. Hallwang hat
gleich mehrere Maßnahmen mit
der Revitalisierung des soge-
nannten „Mesnergütls“ reali-
siert, u. a. ein Zentrum für Mut-
ter-Kind-Gruppen, ein Jugend -

Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer mit Kin-
dern aus Hallwang. 

Information

Familie & Beruf
Management GmbH

Ansprechpartnerin:
Heike Trammer
heike.trammer@
familieundberuf.at

Tel.: 01/218 50 70
Web: www.familieundberuf.at

Österreichischer 
Gemeindebund
Tel.: 01/512 14 80-20
Ansprechpartnerin:
Mag. Anna Nödl-Ellenbogen
anna.noedl-ellenbogen@
gemeindebund.gv.at
Web: www.gemeindebund.at



Österreichs 
Gemeinden 
machen sich fi t !

Gemeinsam gesund bewegen Tag
26. ktober

Mitmachen und anmelden: 

Ab 1. Juli 2010 unter 

www.bummbumm.at

Nach dem großen Erfolg im Jahr 2009 freuen sich 
Fonds Gesundes Österreich und Bundesministerium 
für Gesundheit, auch heuer wieder den „Gemeinsam 
gesund bewegen“ Tag zu veranstalten. 

Knapp 300 Gemeinden, Sportvereine und Partner so-
wie 60.000 Österreicherinnen und Österreicher haben 
im letzten Jahr aktiv teilgenommen. 
 
So möchten wir auch heuer alle Gemeinden, Sport-
vereine und interessierte Organisationen aufrufen, 
aktiv zu werden und mitzumachen. 

Machen Sie sich fi t für den 26. Oktober 2010! 

Denn ganz Österreich macht mit beim größten Gesund-
heits- und Bewegungstag für Groß und Klein.

Als besonderes Service bietet der FGÖ das Aktiv-
paket für Veranstalter an:

• Einfache Anmeldung über die Website      
 www.bummbumm.at – ab 1. Juli 2010

• Gratis-PR-Paket für die Veranstaltung         
 (Pressetexte, Grafi ken, Powerpointunterlagen,  
 Anzeigen etc.)
 
• Unterstützung bei der Veranstaltung mit         
 kostenlosen Give aways 
 
• Jene Veranstaltungen, die über die Website    
   www.bummbumm.at bzw. über Facebook    
   www.facebook.com/gemeinsamgesund die     
   meisten Freunde/Unterstützer aktivieren,  
   werden im September im Radio präsentiert
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rung und Prävention, der für
Gemeinden eine gute Anlauf-
stelle bietet. Seit Jahren ist man
dort bemüht, mehr Bewegungs -
initiativen unter die Menschen
zu bringen. Das Motto lautet
„Gemeinsam gesund bewegen“.

„Einstiegsdroge“
Nordic Walking
Im niederösterreichischen Ter-
nitz wird viel für die Bewegung
der Gemeindebürger gemacht.
Umfangreiche Initiativen

bemühen sich, die
Menschen für das
Thema sensibel zu
machen. Diese rei-
chen von Sport bis
zur richtigen
Ernährung. Bürger-
meister LAbg. Ru-
pert Dworak ver-
sucht dabei ein Vor-

bild zu sein: „Ich nutze die frei-
en Momente, um auf meine Ge-
sundheit zu achten und mich zu
erholen. Dreimal die Woche ge-
he ich zumindest eine Stunde
laufen.“ Sein Credo im Bezug
auf die Bewegung ist: „Man
muss nicht immer den Spitzen -
sport nachahmen, sondern ge-
sundheitsförderlich Bewegung
initieren.“ Zahlreiche Vereine
bieten Gymnastik, Nordic Wal-
ken, Kinderturnen uvm. unter
professioneller Betreuung an

und motivieren die Menschen,
sich zu bewegen. „Die Aktiven
können sich jedes Jahr von
Sportwissenschaftern testen 
lassen, wie’s ausschaut“, so
Dworak. Für die Gemeinde -
bediensteten hat er sich auch
 etwas überlegt. Vor ein paar
Jahren stellten sich alle Mitar-
beiter auf die Waage und inner-
halb eines Jahres konnten sie
zusammen rund 200 Kilogramm
abnehmen. Am Nationalfeiertag
wird in der niederös terreich -
ischen Gemeinde gemeinsam
„gewalkt“. „Nordic Walking ist
sozusagen unsere Einstiegsdro-
ge zu mehr Bewegung. Das Tolle
dabei ist, dass es nicht überfor-
dert und von Jung bis Alt jeder
mitmachen kann“, ist der Bür-
germeister begeistert. Im Vor-
jahr waren es rund 200 moti-
vierte Teilnehmer. Natürlich
steht auch Dworak bereit für 
die  eineinhalb Stunden Nordic
Walking. Nach der Anstrengung
können sich die Hobbysportler
auf die verdiente Belohnung 
am Buffet freuen. Dort wartet
dann kein Schweinsbraten, 
sondern gesündere Schmankerl.
Darf sich der Sportler nach  
ge taner Arbeit auch ein Bier 
genehmigen? „An einem 
Be lohnungsbier soll es nicht 
scheitern, das gehört dazu, 
doch es sollte halt nicht zu viel
Alkohol werden“, so Dworak.
Als Bürgermeister komme er 
oft in die Situation, ein Glas zu
trinken, und dazu  nein zu 
sagen ist für ihn sehr wichtig.
„Die Ternitzer verstehen“, so
Dworak, „wenn der Bürger -
meister sagt, dass ein Achterl
genügt“. Auch bei zu vielen 
Essenseinladungen hat er 
bereits gelernt im Sinne seiner
Gesundheit abzulehnen. Manch-
mal esse er lieber zu Hause 
einen Salat. Neben den Aktivi -
täten am Nationalfeiertag hat
sich in Ternitz ebenfalls der

Ob Gemeinden, Sportvereine
oder Organisationen, am 26.
Oktober werden sie alle wieder
das ganze Land zur Gesundheit-
saktivität anregen. Ein breites
Spektrum an Bewegungsmög-
lichkeiten gehört mittlerweile
bereits zur Tradition am Natio-
nalfeiertag.  Gerade seit den ver-
gangenen Jahren wird dieses
Thema immer wichtiger. 
Der durchschnittliche Arbeitstag
beginnt und endet vorm Compu-
ter, die Abende vor dem Fernse-
her; das sind Faktoren, die der

Gesundheit eher negativ gesinnt
sind. „Es ist wichtig, dass sich
die Menschen bewegen. Schon
150 Minuten pro Woche, eine
gesunde Ernährung und der Ver-
zicht auf Stress, Alkohol und Zi-
garetten können eine Menge be-
wirken“, sagt Dr. Arno Melitopu-
los, Geschäftsführer der Gesund-
heit Österreich GmbH. Zu der
Gesellschaft gehört auch der
Fonds Gesundes Österreich, die
bundesweite Kontakt- und För-
derstelle für Gesundheitsförde-

Es darf ruhig noch ein bisschen mehr Aktivität sein 

Tag der Bewegung – National-
feiertag mit Vorbildwirkung
Mangelde Bewegung und nicht ausgewogene Ernährung sind ein 

wesentlicher Risikofaktor für die Entstehung vonHerz-Kreislauf-Erkran-

kungen. Schon kleine Veränderungen in der gewohnten Lebensweise

können diese Tendenz aber erheblich senken. In nahezu allen 

Gemeinden wird am 26. Oktober die Bewegung großgeschrieben. 

Viele Initiativen und gemeinsame Aktivitäten haben sich zum Ziel 

gesetzt, die Menschen dazu zu motivieren und Vorbild zu sein.

Man muss nicht immer den 
Spitzensport nachahmen,
sondern gesundheitspräventiv 
Bewegung fördern.
LAbg. Bgm. Rupert Dworak, Ternitz



Stadtlauf  etabliert. In drei 
Disziplinen (fünf oder zehn 
Kilometer Lauf oder Nordic 
Walking) gehen rund 1000
Sportler an den Start. „Das ist
ein äußerst positives Signal in
die richtige Richtung“, ist er 
begeistert, „Ob Kinder oder 
Senioren, immer mehr sind 
bereit, etwas für ihre Gesund-
heit zu tun“. 

Alle Generationen 
wandern mit

In der Stadtgemeinde Zell am
See steht Bewegung seit langem
an der Tagesordnung. Der be-
liebte Sommer- und Winter -
sportort veranstaltet am Natio-
nalfeiertag heuer zum zweiten
Mal einen gemeinsamen Wan-
dertag, „dieses Jahr auf die
Schoberalm“, erklärt Bürger -
meister Ing. Hermann Kauf-
mann. Rund 120 Wanderer 
waren bereits im Vorjahr dabei.
Heuer hofft der Bürgermeister

auf noch mehr Bewegungshung-
rige. „Wir werden dabei von un-
seren rund 40 Sportvereinen un-
terstützt“, so Kaufmann. Früher
veranstalteten sie einen Lauf
rund um den Zeller See, doch
der hat sich wetterbedingt nicht
durchgesetzt. „Leider ist der See
im Herbst immer wieder von
dichtem Nebel umhüllt“, so
Kaufmann.  Die Gemeinde Zell
am See unterstützt die Aktivität
ihrer Mitarbeiter in diversen
Sporteinrichtungen. „Wenn sie
ein Fitnesscenter besuchen, gibt
es von unserer Seite einen finan-
ziellen Anreiz“, erklärt der Bür-
germeister. Er selbst hat sich
zum Ziel gesetzt, auch jede Wo-
che ein kleines Gesundheitspro-
gramm zu absolvieren. „Dazu
gehört Gymnastik, am Wochen-
ende Radfahren und im Winter
ein regelmäßiger Gang in die
Sauna“, beschreibt der Bürger-
meister mit einem kleinen Zwin-
kern, denn „das ist die Wunsch-
vorstellung, leider geht sich im

Berufsalltag
nicht jede Wo-
che alles aus.“ 
Kaufmann freut
sich schon auf
die Wanderung
zur Schober -
alm: „Es ist kei-
ne übermäßige
Anstrengung,
sondern dient

dem Gruppenaspekt. Alle ge-
meinsam gehen zur Alm, die 
auf 1200 Metern Seehöhe auch
für nicht so Sportliche erreich-
bar ist.“ Danach gibt es ein
gemütliches Zusammensitzen
auf dem Berg. Dabei darf auch
mit einem Gläschen angestoßen
werden, doch mehr, so der 
Bürgermeister, solle es halt 
nicht werden. 

Österreich im 
hinteren Mittelfeld

Dass die Gemeinden sich für die
Gesundheit ihrer Bewohner ein-
setzen ist nicht selbstverständ-
lich. Jede Intitiative kann bereits
etwas bewirken, denn Bewe-
gung stärkt Herz und Abwehr-
kräfte, baut Stress ab und hält
Übergewicht in Schach.
Leider liegt Österreich statistisch
gesehen europaweit im schlech-
ten Mittelfeld. Nur 26 Prozent
der Bevölkerung bewegen sich
ausreichend, im Europa-Durch-
schnitt sind es immerhin 31 Pro-
zent der Menschen.
Am 26. Oktober aber wird es
wieder zahlreiche  Initiativen
geben, die auch Bewegungs -
muffel zum Tun anregen. Für
Gemeinden gibt es vom Fonds
Gesundes Österreich ein speziel-
les Unterstützungsprogramm.
Nähere Informationen auf
www.bummbumm.at

Zu meinem Gesundheitsprogramm
gehört einmal die Woche Gymnastik,
am Wochenende Radfahren und im 
Winter  ein regelmäßiger Gang in die
Sauna.  
Bgm. Ing. Hermann Kaufmann, Zell am See

Die Ternitzer sind begeisterte Nordic Walker, und auch Bürgermeister Rupert Dworak (Mitte mit roter Jacke) hat seine Freude an der
Bewegungsart gefunden. Am 26. Oktober gibt es wie im Vorjahr ein gemeinsames „walken“, dazu ist auch Gesundheitsminister Alois
Stöger eingeladen. 
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AK-Studie: Vorwurf, dass Versorger Preissenkungen nicht weitergeben

Österreichische Strom- und
Gaslieferanten geben laut
einer Studie der Energie -
agentur (AEA), die im Auf-
trag der Arbeiterkammer er-
stellt wurde, Preissenkun-
gen bei den Großhandels-
preisen nicht immer an ihre
Kunden weiter. Die
Großhandelspreisindizes für
Strom und Gas seien im
Zeitraum Juli 2008 bis Juni
2010 um rund ein Fünftel
gesunken, die Konsumen-

tenpreise im gleichen Zeit-
raum aber um durchschnitt-
lich 5,5 (Strom) und 5,0
Prozent (Gas) gestiegen.
Die E-Wirtschaft wirft der
AK vor, ein verzerrtes Bild
zu zeichnen. Der Beobach-
tungszeitraum sei „willkür-
lich gewählt“. Der Untersu-
chungszeitraum müsse mit
dem Jahr 2006 beginnen,
als der Strompreis deutlich
unter dem Niveau vom Spit-
zenjahr 2008 lag.

Sparpotenzial 
vorhanden

Subventionen

Österreich ist Europameis -
ter im Verteilen von Förde-
rungen. Mit einer pauscha-
len Kürzung aller Subven-
tionen um zehn Prozent –
mit Ausnahme von Gesund-
heit, Arbeitsmarkt und For-
schung – könnte kurzfristig
eine ganze Milliarde einge-
spart werden, meint Wifo-
Experte Hans Pitlik. Mittel-
fristig könnten sogar vier
Mrd. eingespart werden.

Die Energiewirtschaft kritisiert,
dass der Beobachtungszeit-
raum falsch gewählt wurde.

Diskussion um zu hohe Energiepreise

VERTRAUEN 
ALS BASIS

IMMER MEHR KUNDEN VERTRAUEN auf die in-

tegrierten HR-Softwarelösungen und -Services

von P&I und gestalten damit ihre Zukunft 

erfolgreicher. Davon sind mehr als 15.000 

internationale Endkunden, zahlreiche Rechen-

zentren und führende HR-Serviceanbieter über-

zeugt. Der generierte Mehrwert fließt direkt in

die Verwaltungen. P&I - Basis für erfolgreiche

Personalarbeit WWW.PI-AG.COM

Fünf Millionen junge Eu-
ropäer suchen Arbeit. Da
vielen von ihnen die erfor-
derlichen Qualifikationen
fehlen, sind ihre Möglich-
keiten begrenzt. Die EU-
Kommission startete Mitte
September die neue Leit -
initiative „Ju-
gend in Bewe-
gung“. Diese
soll den betrof-
fenen jungen
Menschen da-
bei helfen, das
Wissen und die
Fähigkeiten zu
erwerben bzw.
die Erfahrung
zu sammeln,

die sie für ihre erste Ar-
beitsstelle benötigen. Als
Bestandteil der neuen EU-
Strategie „Europa 2020“
umfasst die Initiative „Ju-
gend in Bewegung“ 28
Schlüsselmaßnahmen, mit
denen die allgemeine und

berufliche Bil-
dung stärker an
den Bedürfnis-
sen junger Men-
schen ausgerich-
tet werden sol-
len. Darüber
hinaus sollen
mehr junge
Menschen mit
einem EU-Sti-
pendium für ei-

nen Studien- oder Ausbil-
dungsaufenthalt im Aus-
land begeistert werden.
László Andor, Kommissar für
Beschäftigung, Soziales und
Integration, erklärte: „Für
Millionen junger Europäer
steht das Finden einer Arbeit
an erster Stelle. Auf nationa-
ler und auf EU-Ebene wird
,Jugend in Bewegung‘ eine
neue Dynamik hin zu  einer
besseren Unterstützung jun-

ger Menschen erzeugen, da-
mit sie Arbeit finden, ihren
Lebensunterhalt verdienen
und eigene Pläne verfolgen
können“.
Die Kommission startet
auch eine Konsultation zur
Zukunft ihrer Mobilitätspro-
gramme für die Zeit nach
2013.
http://ec.europa.eu/dgs/
education_culture/consult/
index_de.html

Europa: Mehr Unterstützung für Europas Jugendliche

Mit „Jugend in Bewegung“ sollen für alle jungen Menschen in Eu-
ropa die Möglichkeiten für eine Mobilität zu Lernzwecken bis 2020
ausgeweitet werden.

Jugend in Bewegung

EU-Kommissar László
Andor.
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Zertifizierter Schutz  mit hohem  Tragekomfort

MASCOT® WORKWEAR www.mascot.dk
E-mail: info@mascot.dk

tested to work

Die Stimmung unter Arbeit-
nehmern bleibt schlecht.
Das zeigt eine Studie der Ar-
beiterkammer (AK) über
das Klima in Betrieben. Be-
sonders Lehrlinge und Leute
ohne Matura sind äußerst
unzufrieden mit Arbeits-
markt und Löhnen. 
Die Studie zeigt: Je höher
die Bildung, umso größer ist
auch die Arbeitszufrieden-
heit der Befragten. Ma-

turanten und Hochschulab-
gänger liegen deutlich über
dem Schnitt. Lehrlinge
drücken ihn.

Schlechte Stimmung bei Leuten ohne
Matura

Arbeitsklima: Bildung macht zufriedener

Österreicher 
sammeln mehr

Abfallentsorgung

Die Österreicher haben im
ersten Halbjahr 2010
370.000 Tonnen Verpackung
und Altpapier im Haushalts-
bereich gesammelt. Bei den
Kunststoffverpackungen
stieg laut Altstoff Recycling
Austria AG das Volumen um
2,3 Prozent auf 68.500 Ton-
nen. Geringere Sammelmen-
gen gab es bei Metallver-
packungen, Kartonagen und
Altpapier.

Mieten als 
Preistreiber

Inflation gesunken

Die Inflation ist im Juli im
Jahresabstand von zwei auf
1,9 Prozent zurückgegangen
und hat damit das Niveau
vom Mai erreicht. Hochge-
halten wird die Teuerungs-
rate durch Preisanstiege bei
Wohnen und Treibstoffen.  
Hauptpreistreiber im Jahres-
abstand war im Juli die Aus-
gabengruppe „Wohnung,
Wasser und Energie“ mit ei-
nem Anstieg um 2,8 Prozent.

Vor allem Lehrlinge sind unzu-
frieden mit ihrer Situation.

Studie: Österreicher sind bereit, 40.000 Euro auszugeben

40 Prozent wollen renovieren

Eine Umfrage zeigt: Mit ei-
nem rein marktorientierten
Wirtschaftssystem findet
sich nur noch ein sehr gerin-
ger Anteil der Österreicher
ab. 54 Prozent glauben
nicht, dass Wachstum ihnen
mehr Lebensqualität bringt. 
Die Sorge um den Zustand
der Umwelt scheint die
meis ten weitaus mehr zu
plagen als geringere Wachs-
tumsraten – vor allem mit
Blick auf die Welt, in der 
ihre Kinder leben werden.
90 Prozent fordern „eine
neue Wirtschaftsordnung, 
in der Umweltschutz einen
höheren Stellenwert hat“.

Neue Wirtschafts-
ordnung 

Wunsch der Österreicher

Aus einer INTEGRAL-Studie
im Auftrag der Sparkassen-
gruppe geht hervor, dass
die Österreicher im Durch-
schnitt 40.000 Euro für eine
anstehende Renovierung
oder Sanierung ausgeben
wollen. 
Allerdings werden diese
Kos ten oft unterschätzt,
denn durchschnittlich
inves tierten die Österrei-
cher dafür 56.000 Euro. 
65 Prozent des benötigten
Kapitals für die Renovie-
rungs- oder Sanierungsar-
beiten stammen aus eige-
nen Ersparnissen, 18 Pro-
zent kommen von der 
Familie bzw. aus Erbschaf-

ten oder Schenkungen. 
Nur 16 Prozent der Kosten
werden mittels Kredit fi-
nanziert. Im Bundesland-
vergleich stechen die Kärnt-
ner als Sparefrohs hervor.

Sie greifen auf den größten
Polster zurück.
40 Prozent der Österreicher
wollen in den nächsten fünf
Jahren sanieren oder reno-
vieren. 

65 Prozent des für Renovierungen benötigten Kapitals stammen
aus eigenen Ersparnissen.
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Wir realisieren Gewerbe- und Industrieobjekte 
nach Ihrem individuellen Bedarf.
Sie mieten das fertige Objekt. 
P+M. Innovative Lösungen 
fur Expansion UND Liquidität!

www.pm-holding.at

I N N O VAT I O N  I S T  U N S E R  A N S P R U C H

EVONIK / Schörfling, Eröffnung 17.06.2010

Unter der Patronanz von Wirt-
schaftsminister Mitterlehner or-
ganisierte der Österreichische
Gemeindebund gemeinsam mit
dem Fachverband der Elektro-
und Elektronikindustrie und der
Kommunalkredit die sechsteilige
Veranstaltungsserie „Kommuna-
le Beleuchtung“. Diese bietet
unter dem Motto „Mehr Licht –
weniger Kosten“ allen interes-
sierten Bürgermeistern und Ge-
meindebediensteten die Mög-
lichkeit, sich kostenlos über
neue Technologien in der Innen-
und Außenbeleuchtung sowie
über Einsparpotenziale, Förde-
rungen und Finanzierungsmög-
lichkeiten zu informieren. Am 
6. Oktober findet in Gleisdorf
die letzte Veranstaltung statt.
Bereits an fünf österreichischen
Standorten machte die Road -
show „Mehr Licht – weniger
Kos ten“ halt. Über 250 Gemein-
devertreter haben bislang die
Möglichkeit genutzt, sich kos -
tenlos zu informieren und sich
von Experten vor Ort beraten zu
lassen. Rund ein Drittel der ge-
samten kommunalen Beleuch-
tung in Österreich stammt aus

den 60er-Jahren. Dies betrifft
die Straßenbeleuchtung ebenso
wie die Beleuchtung von Schu-
len, Kindergärten, Amtshäusern
und vieles mehr. Daher gibt es
auch in kaum einem anderen
Bereich so immense Einsparungs-
potenziale wie im Bereich „Be-
leuchtung“ auf kommunaler

Ebene, sowohl in der Innen- als
auch in der Außenbeleuchtung.
Österreichweit könnten durch
eine Umstellung der Beleuch-
tungssysteme und dem Einsatz
energieeffizienter Technologien
der Ausstoß von rund zwei Mil-
lionen Tonnen CO2-Äquivalen-
ten eingespart werden.

EU-Vorgaben werden auch
Gemeinden treffen

Tatsache ist, dass (EU-)Vorga -
ben über Energieeffizienz in 
naher Zukunft nicht vor Städten

und Gemeinden Halt
machen werden. Insbe-
sondere im Bereich Be-
leuchtung werden zu-
nehmend Kommunen
gefordert sein, die Po-
tenziale zu nutzen, die
sich durch effiziente,
moderne Technologien

ergeben. Die Veranstaltungen
sind daher auch darauf gerich-
tet, kommunale Entscheidungs-
träger über neue rechtliche Rah-
menbedingungen in Bezug auf
energieeffiziente Beleuchtungs-
technologien zu informieren. 
In den Fachvorträgen wird ins-
besondere aufgezeigt, wie Ge-

meinden Kosten schonend ihre
Beleuchtungssysteme auf mo-
derne, energieeffiziente Be-
leuchtungslösungen umstellen
können, dabei mit besseren
Licht ausgestattet werden und
noch dazu enorme Energiekos -
ten einsparen können. Beglei-
tend zu den Vorträgen findet
auch eine ganztägige Ausstel-
lung statt, in der sich Interes-
sierte direkt an Experten wen-
den können. Zu den Möglichkei-
ten neuer Beleuchtungstechno-
logien gibt es bereits zahlreiche
Beispiele, die auch bei den bis-
herigen Veranstaltungen erläu-
tert wurden. 

Finale Station Gleisdorf

Nach der Sommerpause macht
die Roadshow „Mehr Licht – we-
niger Kosten“ zum letzten Mal
Halt: Die Abschlussveranstaltung
für Gemeindevertreter aus der
Steiermark und Kärnten findet
am 6. Oktober 2010 in Gleisdorf
statt.
Weitere Informationen zum Pro-
gramm sowie den Anmelde-Link
finden Sie auf
www.gemeindebund.at
www.feei.at

Roadshow „Kommunale Beleuchtung“ – die erfolgreiche Veranstaltungsserie

Gleisdorf ist die letzte Station für 2010
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Initiative Licht: Über 250 Gemeindevertreter
haben bislang die Möglichkeit genutzt, sich
kostenlos zu informieren und sich von Exper-
ten vor Ort beraten zu lassen.



Der Unimog Euro 5 produziert 10-mal weniger Rußpartikel als ein Traktor mit
aktueller Tier 3/Stufe III A-Emissionsvorschrift. Damit eignet er sich perfekt für 
Klimabündnis-Gemeinden wie Kötschach-Mauthen. www.pappas.at/unimog

     Walter Hartlieb, Bürgermeister von Kötschach-Mauthen, setzt auf den Unimog Euro 5. 

„Ich sorge dafür, dass bei
 uns keine dicke Luft herrscht.“

Pappas
 Pappas Gruppe. Das Beste erfahren.

www.pappas.at

Georg Pappas Automobil AG Autorisierter Mercedes-Benz Vertriebs- und Servicepartner für Nfz und Unimog,
5301 Eugendorf, Gewerbestraße 34; 2355 Wiener Neudorf, Industriezentrum NÖ-Süd, Straße 4, Postfach 126,
Hotline: 0800/727 727
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Vereinigung im Dienste einer sicheren Gas- und Wasserversorgung

Die Österreichische Vereini-
gung für das Gas- und Was-
serfach (ÖVGW) ist seit
über 125 Jahren erfolgreich
im Dienste einer sicheren
Gas- und Wasserversorgung
tätig. Das Mitgliederspek-
trum umfasst Gasnetzbe-
treiber und Wasserversor-
gungsunternehmen, Firmen
sowie Organisationen und
Personen, die im Gas- bzw.
Wasserbereich tätig sind. 

Starke Vertretung

Die ÖVGW ist auf techni-
schem, wirtschaftlichem,
wissenschaftlichem und
rechtlichem Gebiet tätig
und unterstützt mit  ihren
Aktivitäten gemeinwirt-
schaftliche Anliegen wie
den um weltschonenden und
sicheren Einsatz von Erdgas
und die nachhaltige Versor-

gung mit Trinkwasser, eng
verbunden mit dem Schutz
der Wasserressourcen.
Die Mitglieder der ÖVGW
wissen die Vorteile einer
Mitgliedschaft zu schätzen:
3Effektive Vertretung durch
einen starken Interessen-
verband
3Kompetente Auskunft und
Beratung

3Mitsprache- und Einfluss-
nahmemöglichkeit bei der
Erstellung von Richtlinien
und der Festlegung von
Normen
3Aktuelle Fachinformation
3Unabhängige Zertifizie-
rungsstelle
3Ermäßigungen bei Zerti -
fizierungsverfahren, Schu-
lungen und Veranstaltun-
gen, Kauf technischer Richt-
linien u. a.

Weiterbildung

Die Ausbildungsprogramme
decken nahezu alle Berei-
che ab, welche Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter von
Gasnetzbetreibern und
Wasserversorgern, aber
auch von einschlägigen Pla-
nungsbüros oder Installati-
onsunternehmen benöti-
gen. Die ebenfalls von der

Die Zenrale der ÖVGW am Wie-
ner Schubertring.
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ÖVGW
Schubertring 14
1010 Wien
Tel.: 01/513 15 88 -0 
E-Mail: office@ovgw.at
www.ovgw.at

Informationen

Vereinigung organisierten
Tagungen, Symposien und
Kongresse sind ein wichti-
ger Beitrag, um up to date
zu bleiben. Sie bilden exzel-
lente Rahmenbedingungen
für Erfahrungsaustausch
und Diskussion. Zu den
jährlichen Fixpunkten
zählen das Symposium
Wasserversorgung, der
ÖVGW-Kongress mit Fach-
messe, die Werkleiter -
tagung und die Infotage
Trinkwasser.

ÖVGW – Kompetenz in Sachen Gas und Wasser

U 20 Kommunal mit Trilety-Kehraufbau wurde in Graz erstmals präsentiert

Auf der Kommunalmesse im
Grazer Messegelände am 9.
und 10. September präsen-
tierte die Unimog-Abteilung
der Pappas-Gruppe als be-
sonderes Highlight einen U
20 mit Kehraufbau des Hal-
leiner Fahrzeugaufbauers
Trilety. Der U 20 ist der ers -
te seiner Art und feierte 
damit auf der Grazer Kom-
munal-Messe und dem
gleichzeitig stattfindenden
Gemeindebundtag seine
Weltpremiere. Damit sind
ab sofort für den Bereich
Kehren sowohl der U 400
als auch die kompakte Bau-
reihe U 20 einssetzbar.
Aber nicht nur der U 20 mit
Kehrgerät, sondern auch die
ausgestellten Unimog-Bau-
reihen U 20 und U 400 mit
Mäh- und Winterdienstgerä-
ten belegten eindrucksvoll
die wirtschaftliche Ganzjah-

restauglichkeit des Unimog
in der Straßenerhaltung.
Und das mit modernster, ab-
gasarmer Euro 5-Technolo-
gie für wenig Verbrauch und
noch weniger Schadstoff-
Emissionen. Punkte, die in
Zeiten von Klimaschutz,
steigenden Treibstoffpreisen

und sinkenden Gemeinde-
budgets immer wichtiger
werden.  
Ergänzt wurde das Kommu-
nalprogramm mit einer
Neuheit für den Bereich
Feuerwehr- und Katastro-
pheneinsatz. Im Freigelände
präsentierte Pappas den Ta-

Der Unimog mit Trilety-Kehraufbau ist der erste seiner Art und sehr
vielseitig einsetzbar, er wurde in Graz der Öffentlichkeit gezeigt.
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Georg Pappas 
Automobil AG
2355 Wiener Neudorf
Tel.: 02236/604-0
Mail: info@pappas.at
Web: www.pappas.at

Information

gungsgästen einen U 20 mit
Feuerwehraufbau der Firma
Nusser in Feldkirchen. Die-
ses Fahrzeug, das für die
Freiwillige Feuerwehr Laa-
stadt in Kärnten im Einsatz
ist, ist eines der ersten aus
der Baureihe U 20, das in
Österreich im Einsatz seinen
(Feuerwehr-)Mann steht.
Weitere Fahrzeuge versehen
ihren Dienst bereits seit
Sommer 2010 bei mehreren
Kärntner und niederöster-
reichischen Feuerwehren.

Unimog-Weltpremiere auf der KOMMUNALMESSE
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zeichnungen, um langjährige Ver-
dienste zum Wohle der Gemeinde
zu honorieren. Großzügigen
Spendern werden Medaillen als
Dankeschön verliehen, um deren
Beitrag besonders hervorzuheben
und zu dokumentieren.
Künstlerische Gestaltung und
modernes technisches Know-
how vereint mit Tradition und
der langjährigen Erfahrung 
unserer Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter ermöglichen ein 
exzellentes Gesamtergebnis. 

Sämtliche Arbeitsschritte – be-
ginnend beim Design, über An-
fertigen der Werkzeuge und
Rohlinge bis hin zur eigentli-
chen Prägung – führt die Münze
Österreich durchgängig und auf-
einander abgestimmt aus. 
Vielfältiges Design und die Ver-
wendung von unterschiedlichen
Materialien erweitern das An -
gebot mit einem großen ge -

stalterischen Spielraum in der
jeweiligen finanziellen Band-
breite, die für ein solches Pro-
jekt benötigt wird. 

Individuelle Beratung

Kontaktieren Sie uns, wir bera-
ten Sie gerne persönlich und in-
formieren Sie über alle Möglich-
keiten, um „Ihre ganz persön -
liche Medaille“ zu fertigen.

Information

Die Münze Österreich bietet für jeden Anlass ein Objekt aus edlem MetallDie Münze Österreich bietet für jeden Anlass ein Objekt aus edlem Metall

Mit Medaillen bleibende 
Erinnerungen schaffen
Mit Medaillen bleibende 
Erinnerungen schaffen
Medaillen zum Jubiläum und Gedenken,

als Anstecknadeln oder Plaketten 

schaffen bleibende Erinnerungen. 

Die Münze Österreich 

bietet für spezielle 

Anlässe genau 

die richtigen 

Begleiter in Bronze, 

Silber oder Gold. In 

jedem Fall ein außer -

gewöhnliches Erinnerungs-

stück für große Errungenschaften. 

Medaillen zum Jubiläum und Gedenken,

als Anstecknadeln oder Plaketten 

schaffen bleibende Erinnerungen. 

Die Münze Österreich 

bietet für spezielle 

Anlässe genau 

die richtigen 

Begleiter in Bronze, 

Silber oder Gold. In 

jedem Fall ein außer -

gewöhnliches Erinnerungs-

stück für große Errungenschaften. 

Jubiläumsmedaillen
Am Beispiel eines großen Anlas-
ses, wie eines Gemeindejubi lä -
ums, zeigt sich, wie schön so ein
Zeitpunkt in Gold, Silber oder
Bronze geprägt werden kann.
Mit einer Jubiläumsmedaille
können Sie eine zeitlose, wert-
volle Erinnerung schaffen. 

Gedenkmedaillen

Krönen Sie treue Gäste mit einer
Gedenkmedaille, die diese mit
Stolz als Erinnerung an einen
schönen Urlaub im Freundes-
und Bekanntenkreis zeigen wer-
den. Somit dient die Medaille
auch dazu, Interesse an Ihrer
Gemeinde als Urlaubsziel zu
 erhalten und neu zu wecken.

Ehrenmedaillen und 
Anstecknadeln

Verleihen Sie besondere Aus-

Münze Österreich AG
Am Heumarkt 1
1030 Wien
Tel.: 01/71715 - 350 und 181
Fax: 01/71715 - 357
E-Mail: 
medals@austrian-mint.at
www.austrian-mint.at
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Städte und Gemeinden damit be-
schäftigt, Stadtwerke neu zu
gründen, um zentrale Aufgaben
wieder in öffentliche Hände zu
legen. In den Kommunalverwal-
tungen können so Arbeitsplätze
erhalten und geschaffen werden.
In heiklen Bereichen wie Fragen
der Infrastruktur zeigen bisherige
Erfahrungen auch die Sinnhaftig-
keit, strategische, wirtschafts-

und umweltpolitische Zielsetzun-
gen dem öffentlichen Bereich zu
überlassen und nicht von profit -
orientierten Konzernen bestim-
men zu lassen. Wasser ist etwa
weit mehr als eine flüssige Han-
delsware, das Geschäft geht weit
über Leitungsmonopole hinaus:
Zu diesem Bereich gehören etwa
auch Wasserschutzgebiete und
der Grundwasserschutz. Mit In-
teressen privaten Investments
gibt es hier keine Übereinstim-
mungen, da langfristige Versor-
gungsziele sich nicht mit jähr -
lichen Wünschen nach Erfolgs -
bilanzen treffen.
Auch die öffentliche Kontrolle
ging für zentrale öffentliche
Dienstleistungen und Infrastruk-
tur an Private über. Als besonders
besorgniserregend wird der Um-
stand gewertet, dass nicht abseh-
bar ist, in wessen Hände zentrale
Versorgungseinrichtungen in wei-
terer Folge etwa durch Fusionen

oder Entflechtungen übergehen.
In Stuttgart steht als nächster
Schritt bereits die Energieversor-
gung auf dem Rückführungsplan
von Privatisierungsgegnern und
politischen MitstreiterInnen.

Information

Rekommunalisie-
rungen in Europa

Starker Trend „Zurück zum Staat“

Umdenken in den Kommunen
Immer mehr Städte und Kommunen in Europa holen sich ihre Aufgaben

zurück. 2011 wird ein entscheidendes Jahr. Nach Ländern und Städten

im Großformat wie Spanien, Polen, Finnland, Tschechien und  Paris

holt sich auch Deutschlands sechstgrößte Metropole, Stuttgart,  ihre

kommunalen Aufgaben von Privat zurück.

Laut Umfragen des Instituts
Trend Research ist der Trend
auch in der Bundesrepublik weit-
reichender, als so manchen
großen Konzernen lieb ist: Rund
50 Prozent der deutschen Städte
und Gemeinden beschäftigen
sich derzeit bereits mit den Mög-
lichkeiten der Rekommunalisie-
rung. Zwischen 2009 und 2011
sollen laut VKU (Verband kom-
munaler Ebenen)
über 2000 Konzes-
sionsverträge bun-
desweit neu ausge-
schrieben werden. 
Wie in Stuttgart be-
kommen politische
Entscheidungsträ-
ger Schützenhilfe
von NGO (Nichtre-
gierungsorganisationen) oder
privaten Initiativen. Christian
Meidlinger, Vorsitzender der
GdG-KMSfB (Gewerkschaft der
Gemeindebediensteten – Kunst,
Medien, Sport, freie Berufe):
„Der gleiche Trend ist in vielen
Ländern deutlich zu beobachten.
Gemeinden erledigen ihre Aufga-
ben wieder selber – kostengünsti-
ger, transparenter und in besserer
Qualität. Das ist eine große
Chance.“

Allgemeine Güter

Längst sind die Lehren aus den
Privatisierungsexperimenten der
vergangenen Jahre in den Köpfen
von EntscheidungsträgerInnen
und BürgerInnen angekommen.
Die Rechnung präsentierte sich
meist verspätet, über Umwege
und natürlich auf Kosten der All-
gemeinheit.
Wie in Stuttgart sind derzeit viele

Gewerkschaft der Gemein-
debediensteten – Kunst, 
Medien, Sport, Freie Berufe
Maria-Theresien-Straße 11,
1090 Wien
Tel.: 01/313 16-0
www.gdg-kmsfb.at

3 London, Großbritannien, Ab -
wasserver- und -entsorgung
3 Paris, Frankreich, Wasser-
versorgung
3 Frankfurt/Main, Deutsch-
land, Abfallentsorgung
3 Leipzig, Deutschland, städ-
tische Dienste
3 Helsinki, Finnland, staat -
liche Stromversorgung
3 ESTLAND, Bahn
3 Sevilla, SPANIEN, öffent -
liche Teilhabe
3 Hospitalet, SPANIEN, 
Altenpflege
3 ITALIEN, Schulmahlzeiten
3 Lüttich, BELGIEN, städti-
sche Dienste
3 DÄNEMARK, öffentliche
Verwaltung
3 GROSSBRITANNIEN, 
Direktarbeit
3 TSCHECHISCHE REPU-
BLIK, Gesundheitsversor -
gung
3 UNGARN, Gesundheits -
versorgung
3 SLOWAKISCHE REPUBLIK,
Gasversorgung
3 BULGARIEN, Wasserver-
sorgung
3 POLEN, Wasserversorgung
3 NORWEGEN, Arbeitneh-
merInnenpläne

Gemeinden erledigen ihre Aufgaben wieder
selber – kostengünstiger, transparenter 
und in besserer Qualität. Das ist eine 
große Chance.                
Christian Meidlinger, Vorsitzender der GdG-KMSfBFo
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Erste Bank und Sparkassen machen
sich plötzlich bei Österreichs Ge-
meinden bemerkbar. Ein Sinnes-
wandel oder ein Strategiewechsel?
Peter Bosek: Weder noch. Vor al-
lem die Sparkassen – Stichwort
Gemeindesparkassen – sind seit
eh und je mit ihrer Gemeinde
verbunden. Neu ist allerdings,
dass die gesamte Sparkassen-
gruppe gemeinsam in Zusam-
menarbeit mit Städte- und Ge-
meindebund den Gemeinden ei-
ne Dienstleis tung anbietet – mit
vereinten Kräften quasi. Ziel des
Projekts „Kommunaler Zins-
steuerungsvergleich“ ist die Po-
sitionierung der Sparkassen-
gruppe als kompetente Anlauf-
stelle für Gemeinden in allen 
finanziellen Fragen. 

Viele Gemeinden sind verschuldet,
der Besuch anderer sogenannter
„kompetenter Anlaufstellen“ hat
den Verschuldungsgrad aus Sicht
der Gemeinden eher verschlech-
tert. Was wollen Sie nun anbieten?
Wir sind gar nicht daran interes-
siert, noch ein neues Veranla-
gungsprodukt draufzusetzen!
Wir bieten der Gemeinde mit
unserer Dienstleistung ein Navi-
gationssystem an, mit dem sie
ihr gegenwärtiges Portfolio
selbst analysieren und in Folge
entscheiden kann, welchen 
Veranlagungsweg sie „weiter
fährt“. Und es fährt sich erfah-
rungsgemäß wesentlich leichter,
wenn man weiß, ob der kürzere
Weg auch wirklich schneller
oder nur riskanter ist. 

Wir haben gelernt, dass sich die
deutschen Gemeinden bei kom-
plexen Finanzentscheidungen
einfach leichter tun, wenn sie 
alternative Wege, die auch zum
Ziel führen, aufgezeichnet 
bekommen. 

Sie erwähnen, dass deutsche Ge-
meinden dieses Produkt bereits im
Einsatz haben.
Ja, die Idee des Projekts kommt
ursprünglich aus dem Deut-
schen Sparkassen- und Girover-
band (DSGV), welcher die Not-
wendigkeit einer Ausweitung
des Dienstleistungsspektrums
für die Kommunen schon viel
früher erkannt hat. Wir haben
mittels Ausschreibung nach ei-
nem geeigneten Werkzeug für

das Kommunale Portfoliomana-
gement gesucht, um für die Ge-
meinden einen Mehrwert zu lu-
krieren. Da dieses Projekt in
Deutschland mit 550 teilneh-
menden Kommunen sehr erfolg-
reich angelaufen ist, haben wir
uns dafür entschieden. Wir ar-
beiten derzeit sehr eng mit dem
DSGV zusammen, um auch die
Rückschlüsse aus dem Projekt
zu analysieren. 

Sie schulen Gemeinden also zum
Thema Finanzierung und Veranla-
gung. Wo haben Gemeinden noch
besondere Wissensdefizite?
Eine kurze Erklärung zum Pro-
dukt, bevor ich die Frage beant-
worte: Die Gemeinde erhält eine
kostenlose Ist-Darstellung ihres
gesamten Portfolios – inklusive
Analyse ihres Kreditportfolios,
welche sowohl Hilfestellung bei
der Budgetierung erlaubt, als
auch die Finanzierungskosten
der Kommune in mehreren
Szenarien (Niedrigzins- bis
Hochzinsphase) analysiert. Zum
anderen besteht für jede teilneh-
mende Kommune die Möglich-
keit, die Charakteristika
ihres Portfolios anonym mit dem
Durchschnitt ähnlich gelagerter
Teilnehmer zu vergleichen. Und
das ist natürlich einzigartig,
denn der Vergleich ist für Ge-
meinden besonders interessant
und für die eigene Porfoliosteue-
rung hilfreich. Dieser Bench-
mark-Vergleich erfolgt neutral
und völlig wertungsfrei. Das ist
eine Information, die sie vorher
nicht gehabt haben, ich würde
es aber nicht „Wissensdefizit“
nennen, sondern Wissensvor-
sprung.

Gemeinden sind überaus vorsich-
tig beim Thema Finanzierung 
geworden. Vor allem, wenn diese
jegliche Formen von Derivaten 
beinhaltet. Können Sie das nach-
vollziehen?

Peter Bosek, Firmenkundenvorstand der Erste Bank 
Oesterreich

Erste Bank-Vorstand Peter Bosek im KOMMUNAL-Interview

Mit vereinten Kräften: Neue
Dienstleistung für Gemeinden 

Wir bieten der Gemeinde mit unserer Dienst-
leistung ein Navigationssystem an, mit dem
sie ihr gegenwärtiges Portfolio selbst analysie-
ren und in Folge entscheiden kann, welchen
Veranlagungsweg sie „weiter fährt“.

Der „Kommunale Zinssteuerungsvergleich“, den Erste Bank und 

Sparkassen anbieten, soll Gemeinden beim Management ihrer Kredit-

zinsen unterstützen. Peter Bosek, Firmenkundenvorstand der Erste

Bank Oesterreich, berichtet im KOMMUNAL-Interview über den Stand

des Projekts.

Kommunal: Interview
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Als Österreichs wichtigster Immo bi  lien -
   be sitzer und Bauherr bieten wir Ihnen 
optimale Gebäude- und Grund stücks -
 fl ä chen zu besten Kondi tio nen. Wir sind Ihr 
kompetenter Partner bei der Rea li sie rung 
neuer Projekte.

Vertrauen Sie auf unser professio nelles 
Know-how, das Ihnen modern ste Archi tek tur, 
Top-Lagen und damit höchstes Wert stei  ge -
rungs  potential garantiert. 

Hintere Zollamtsstraße 1, 1031 Wien
T 05 0244 - 1356, offi ce@big.at, www.big.at

RAUM FÜR 
DIE ZUKUNFT

Natürlich kann ich das
nachvollziehen. Für Erste
Bank und Sparkassen kann
ich nur feststellen: Wir ha-
ben im Kommunalbereich
bisher weder spekulative
Produkte angeboten, noch
diese vertrieben, und das
wird auch so bleiben. 

Zurück zum Thema Porfolio-
analyse: Für den Fall, dass 
eine Kommune nun, nach 
Erhalt der Analyse, an einer
Zinsabsicherung interessiert
ist, welche Art von Produk-
ten wird hier angeboten?
Das ist eben der Unter-
schied zu anderen: Unser
Fokus liegt nicht im Ver-
kauf einzelner Produkte,
sondern vielmehr bei der
Beratung zum Portfolioma-
nagement und bei der Zins-
absicherung. Und damit
sollten sich derzeit alle
Kommunen auseinander-
setzen, da es unwahr-
scheinlich ist, dass die Zin-
sen auf niedrigem Niveau
bleiben.

Und wie läuft das Projekt an?
113 Gemeinden haben be-
reits ihre Teilnahme zuge-
sagt, 85 davon auch ihr
Portfolio bereits eingemel-
det. Sowohl die teilneh-
mende Gemeinden als auch
deren Interessensvertretun-
gen und die Gemeindeauf-
sichten begrüßen die Initia-
tive. Die Ergebnisse der ers -
ten Analysen wurden be-
reits mit den Gemeinden
erörtert – Rückmeldungen
sind auch hier besonders
positiv. 

Bei wie vielen Gemeinden  
hat die bisherige Analyse 
ergeben, dass es Refinanzie-
rungsbedarf gibt?
Es ist nicht unser Fokus, das
zu eruieren. Aber wenn die
Gemeinde auf Basis des Ver-
gleichs erkennt, dass sie
beim geplanten Bau ihres
Schwimmbades oder dem
Ausbau der Schule einen Re-
finanzierungsbedarf hat,
dann können wir das natür-
lich in die Analyse einbauen.
Und dann stehen wir natür-
lich auch als Finanzierungs-
partner zur Verfügung. 

„Unser Fokus liegt nicht im Verkauf einzelner Produkte, sondern
vielmehr bei der Beratung zum Portfoliomanagement und bei der
Zinsabsicherung.“ Peter Bosek über die Produktpalette der Ersten.

Der Kommunale
Zinssteuerungs-
vergleich
Im Rahmen einer Erst -
information im Frühling
2010 erhielten 190 öster-
reichische Gemeinden mit
einer Mindestverschuldung
in Höhe von zehn Millio-
nen Euro (per 31. Dezem -
ber 2008) die Möglichkeit,
sich für das Projekt anzu-
melden. Die teilnehmen-
den Gemeinden haben die
Möglichkeit, kostenlos ihre
Darlehen- und Derivat-
Portfolios von Experten der
Sparkassengruppe analy-
sieren zu lassen. Außer-
dem können die Gemein-
den ihre Kennzahlen mit 
anderen Gemeinden 
vergleichen. Die erhobe-
nen Daten werden vom
KDZ – Zentrum für Verwal-
tungsforschung zu einer
wissenschaftlichen Studie
zusammengefasst. Diese
dient den Gemeinden als
zusätzliches Hilfsinstru-
ment zur Schuldengestio-
nierung.

Fact-Box
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Die neue Baureihe 
e-SV™ wurde als
die energieeffizien-
teste Pumpe ihrer
Klasse entwickelt.
Durch die innovati-
ve Hydraulikkon-
struktion der neuen
e-SV™ Modelle von
ITT Lowara werden
nicht nur die Le-
benszykluskosten
signifikant gesenkt,
sondern auch er-
heblich Energie eingespart.
Exzellente Wirkungsgrade,
niedrige NPSH-Werte,
 vereinfachter Tausch der
Gleitringdichtung, robustes
Design, drei zusätzlich
 Pumpengrößen sind nur
 einige der zahl reichen Pro-
duktneuheiten. „Mit der
 Vorstellung der Baureihe  
e-SV zeigt ITT einmal mehr

ihre Verpflich-
tung, umwelt-
freundliche
und nachhalti-
ge Produkte zu
entwickeln“,
sagt Ken 
Napolitano,
Präsident von
ITT Residential
& Commercial
Water.

Baureihe e-SV™ von ITT Lowara erobert den Markt 

Neue vertikale Mehrstufen-
pumpen aus Edelstahl 

Information

ITT Austria GmbH
Ernst-Vogel-Straße 2
A-2000 Stockerau
Tel.: +43 (0) 2266 604
Fax: +43 (0) 2266 65311
info.ittaustria@itt.com
www.ittaustria.com
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Ob Gemeindeplätze, Parks,
Schwimmbäder oder Sport-
und Spielareale – TERRA-
WAY-Beläge eignen sich ide-
al zur umweltfreundlichen
Befestigung öffentlicher Ge-

meindeflächen. Denn TER-
RAWAY ist fest, witterungs-
beständig,  atmungsaktiv
und wasserdurchlässig zu-
gleich. Die befestigten Ge-
meindeflächen werden mit
den in Farbe und Form viel-
fältig gestaltbaren TERRA-
WAY-Belägen nicht versie-
gelt und Regenwasser kann
direkt in den Untergrund ab-
fließen. Auf dem Belag gibt
es keine Lackenbildung und
die Überschwemmungsge-
fahr wird stark vermindert.

TERRAWAY-Beläge mindern Überschwemmungsgefahr

Fest und wasserdurchlässig!

Information
Steinbauer Development
GmbH
Favoritenstraße 50 
A-1040 Wien
Tel.: 01 505 80 11 
E-Mail: terraway@
steinbauer.co.at
www.terraway.at 

Auch in der neuen  Therme 
Wien (Oberlaa) setzt man auf
einen festen und wasserdurch-
lässigen TERRAWAY-Belag. 
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Mangelnde Barierrefreiheit im
Bestand erfordert oft einen vor-
zeitigen Wechsel in eine kos -
tenintensive betreute Wohnform
(Pflegeheim, betreutes Woh-
nen). Doch diese Wohnformen
führen auf breiter Basis zu einer
Kostenexplosion für Bund, Län-
der und Gemeinden. Viele Ge-
meinden sind schon jetzt mit
jährlichen Mehrkosten von 
15–20 Prozent im Sozialbereich

konfrontiert. Dieser finanzielle
Engpass wird in den kommen-
den Jahren weiter wachsen,
warnen Experten, und ruft in

Gemeinden eine untragbare Si-
tuation hervor. Eine Studie des
Baugewerbes, die nun veröffent-
lich wurde, zeigt deutlich, dass
adaptierte Bestandswohnungen
eine kostengünstigere Wohnver-
sorgung für ältere Menschen
darstellen als weitere Pflegehei-
me und „Betreutes Wohnen“-
Einrichtungen. Zudem ist das
auch ein großer Wunsch von 
alten Menschen. 
Die Generation 50 plus ist heute
keine nennenswerte Kategorie
mehr, stattdessen gibt es die Ge-
neration 65 plus sowie die Ge-
neration 80 plus als neuen Maß-
stab. Sie  zeigen sich als selbst-
bewusste, aktive und fordernde
Generationen. Besonders wich-
tig für ältere Menschen sind
Nahversorgung und Infrastruk-
tur. Die Studie filterte zehn

Neue Studie über seniorengerechtes Wohnen 

Derzeit gibt es in Österreich rund 350.000 Menschen, die über 80 Jahre

alt sind. Im Jahre 2050, so wird geschätzt, sollen es bereits über eine 

Million Personen sein. Der Großteil  will diese Zeit in ihrem Zuhause

verbringen. KOMMUNAL präsentiert eine Studie, die aufzeigt, was das

für die Gemeinden und deren Bautätigkeiten bedeutet.

Der richtige Platz für das Alter:
Daheim statt im Heim

Eine Studie des Baugewerbes zeigt, dass ad-
aptierte Bestandswohnungen eine kosten-
günstigere Wohnversorgung für ältere Men-
schen darstellen als weitere Pflegeheime und
„Betreutes Wohnen“-Einrichtungen.
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Wünsche der Grazer Senioren
heraus, zu denen ein Hausarzt in
der Nähe, verschiedene Einkauf-
möglichkeiten im näheren Um-
feld sowie Nachbarn jeden Alters
gehören. Die Grazer Senioren
wollen zudem ihre Fähigkeiten
der Gesellschaft zur Verfügung
stellen und nicht isoliert betreut
werden. Ein weiterer großer
Wunsch ist die Möglichkeit auf
Natur. Grünflächen und Parks 
gerade im städtischen 
Umfeld sind aber nicht nur für
Senioren eine wichtige Grund -
lage fürs allgemeine Wohlbefin-
den. Zudem wird der barriere-
freie Zugang  zu öffentlichen Ver-
kehrsmitteln als enorm wichtig
empfunden. 
Die allgemeine Wohnsituation ist
jedoch der erste Parameter für je-
den Lebensabschnitt und für äl-
tere Menschen von großer Be-
deutung. Zum barrierefreien
Wohnen seien laut Studie zahl-
reiche Faktoren wichtig: ein
Parkplatz mit Bewegungsraum
und müheloser Zugang, ebenso
beim Hauseingang, leichtbedien-
bare, breite Türen ohne Schwel-

len, möglichst keine Stockwerke,
Badezimmer und WC mit Bewe-
gungsfreiheit und tragfähigen
Wänden sowie eine Sanitäraus-
stattung mit Komfort, Fenster mit
Durchblick (nicht höher als 60
cm über dem Boden), erreichba-
re Schalter, Steckdosen, Siche-
rungskästen, sichere Bodenbelä-
ge und wenn, dann trittfeste
Treppen. Barrierefreiheit im Neu-
bau ist in vielen Fällen alleine
durch entsprechendes Bewusst-
sein in der Planung zu erreichen,

in der Sanierung geht es mehr
um die Beseitigung bestehende
Barrieren und ist mit Kosten ver-
bunden, die aber einmalig sind
und auch für die Zukunft Hinder-
nisfreiheit bedeuten.

Pflege, ein teures Anliegen

Pflege im Alter ist eine teure Sa-
che, zwischen den Kosten und
den Pensionen klafft ein großes
Loch. Rund 1500 bis 3500 Euro
kostet ein Platz in einem öffent-
lichen Pflegeheim in Österreich.
Die monatliche Durchschnitts-
pension liegt deutlich darunter
bei rund 947 Euro.  Da dieses
Summe nicht ausreicht, müssen
öffentliche  Zuschüsse oder An-
gehörige einen Anteil dazu bei-
tragen, damit der Aufenthalt fi-
nanziert werden kann.  Das Pfle-
geheim ist die teuerste und auf
breiter Basis unfinanzierbarste
Wohnversorgung für alte Men-
schen. Die Studie empfiehlt jede
Wohnform, die geeignet ist, den
vorzeitigen Eintritt von alten
Menschen in Pflegeheime zu ver-
ringern, entsprechend zu 
favorisieren und zu begünstigen.
Betreutes Wohnen sei verhältnis-
mäßig  wesentlich effizienter
und darüberhinaus auch oft mit

Älteren Menschen möglichst lang das Wohnen in ihren
vertrauten vier Wänden zu ermöglichen, ist gesell-
schaftspolitisch wie auch volkswirtschaftlich sinnvoll.  

Wie die Untersuchung beweist, ist
eine Wohnungs-Adaptierung bei
entsprechender Anreizförderung für
Senioren leistbar und entlas tet zu-
gleich spürbar das Sozialbudget.
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einer Modernisierung der Infra-
struktur verbunden.

Zuhause ohne Hindernisse
alt werden

Älteren Menschen möglichst lang
das Wohnen in ihren vertrauten
vier Wänden zu ermöglichen, ist
gesellschaftspolitisch wie auch
volkswirtschaftlich sinnvoll. Wie
die Untersuchung beweist, ist die
Adaptierung bei entsprechender
Anreizförderung für Senioren
leistbar und entlas tet zugleich
spürbar das Sozialbudget. Ein
Vergleich belegt die Vorteile des
altengerechten Wohnungsum-
baus gegenüber den Kosten von
Pflegeheim oder Wohnungsneu-
bau mit Betreuung. Denn diese
beiden Varianten bedeuten schon
nach fünf jähriger Nutzung das
Vier- bis Fünffache an Kosten,

verglichen mit einem Umbau. Di-
verse Modelle machen deutlich,
dass sich die geförderte Adaptie-
rung unter Berücksichtigung von
Pension, Pflegegeld, Zuschüssen
und Eigenleistungen für die Se-
niorInnen ebenso rentiert wie für
die öffentliche Hand. 

Resümee

Die Initiatoren der Studie for-
dert Förderungen von Umbau-
ten zur Barrierefreiheit der be-
stehenden Gebäude. Dazu solle
ein „Adaptierungsscheck“ ins Le-
ben gerufen werden. 
„Unzählige Gemeindewohnhäu-
ser sind nicht altengerecht und
betreubar adaptiert, meist bezie-
hen die Bewohner nur eine klei-
ne Pension. Müssen sie in ein
Pflegeheim, muss die öffentliche
pro Jahr rund 21.000 Euro auf-
bringen – in diesen Fällen rech-
net sich ein altengerechter Um-
bau mit einmaligen Kosten von
rund 20.000 Euro pro Person
schon innerhalb eines Jahres“,
rechnet der Auftraggeber der
Studie, Bundesinnungsmeister
Komm.-Rat Ing. Hans-Werner
Frömmel, vor.

Eine geförderte Adaptierung unter Berück-
sichtigung von Pension, Pflegegeld, Zuschüs-
sen und Eigenleistungen rentiert sich für die
SeniorInnen wie für die öffentliche Hand. 

Studie „Altengerechte Wohnvorsorge“

Die Tabelle zeigt jene Kosten bei den zu sanierenden Objekten auf, welche
für die Barrierefreimachung durch richtige Aufzugsanbindung in den Voll-
geschossen einschließlich Aufzugskosten und Schachtkosten bzw. für die
barrierefreie Erreichbarkeit des Aufzuges sowie die Barrierefreimachung
der Wohnungen erforderlich sind.

Seniorenwohnversorgungskosten in 20 Jahren pro Person netto

Seniorenwohnversorgungskosten in 5 Jahren pro Person netto

Kostenvergleich Adaptierung/Pflegeheim

Alterspyramide der steirischen Wohnbevölkerung, 1975 bis 2075

Quelle: Statistik Austria – Bevölkerungsfortschreibungen 1975 bis 2075, Bevölkerungsprognose
2007, Bearbeitung: Landesstatistik Steiermark

Die Kostenersparnis durch einen längeren Verbleib in der eigenen Woh-
nung liegt für den „Wohnungssanierer“ bei 30.846 Euro und für die öf-
fentliche Körperschaft bei 86.104 Euro, jeweils bezogen auf einen Zeitraum
von fünf Jahren.
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Information

Internationale Kongressmesse für erneuerbare Energien in Salzburg

RENEXPO® Austria – 
Kommunen willkommen!

Als einzige Messe bietet die 
RENEXPO® Austria eine Fach-
ausstellung zu den Bereichen 
Nah-/Fernwärme und Mikronet-
ze, womit sie verdeutlicht, dass
sie auf dem besten Wege ist,
Österreichs Leitmesse für erneu-
erbare Energien und Energieeffi-
zienz zu werden. Ferner beschäf-
tigen sich auch die begleitenden
Fachkongresse mit diesem The-
menfeld, und so ereignet sich in
diesem Jahr die 2. Fachtagung
Regenerative Nahwärme- und
Mikro-Netze, auf welcher sich
die gesamte Nahwärmebranche
trifft. Nicht nur anlässlich der
hoch angesehenen Referenten,
sondern auch Dank unseres Kon-
gresspartners, dem Amt der
Salzburger Landesregierung, ist
der Kongress eine Besonderheit.
Erstmalig in diesem Jahr findet
auf der Kongressmesse ein Bür-
germeistertag statt. Auf diesem
ist Kommunalvertretern und
Kommunen die Möglichkeit ge-

REECO Austria GmbH
Josef-Schwer-Gasse 9
A - 5020 Salzburg
Tel: +43 (0) 662 8226 - 0
Fax: +43 (0) 662 8226 – 47
www.renexpo-austria.at
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boten zusammenzukommen und
sich über Themen wie erneuer-
bare Energien, energieeffizientes
Bauen und energetisches Sanie-
ren auszutauschen. Hier können
Kontakte geknüpft und Koopera-
tionen vorbereitet werden.

Energieberatung für Alle!

Durch ihre Erfolgreiche Premie-
re ist die Messe zum Branchen-
treffpunkt der Energieberater
geworden. Als einzige Plattform
in Österreich führt sie Energie-
berater aus allen Ländern Öster-
reichs zusammen, und diese kön-
nen auf dem separaten Messebe-
reich, der Energieberater-Insel,
ihre Beratung zur Energieein -
sparung, Energieausweispflicht,
Finanzierung und Förderung 
sowie ihre Produkte und Dienst-
leistungen dem Publikum prä-
sentieren und Besucher der Mes-
se sich kostenlos beraten lassen.
Auch am letzten Messetag 

(27. 11. 2010) dreht sich alles
rund um die Energieberatung.
Neben zwei geführten Messe-
rundgängen, welche von der
 Energieberatung Salzburg unter
dem Motto „Energie sparen und
Kosten senken“ durchgeführt
werden, handeln an diesem Tag
auch die kostenlosen Vorträge
im Ausstellerforum von der
 Energieberatung.

Auf dem 2. Österreichische
 Energieberatertag, welcher zu-
sammen mit dem Energieinstitut
der Wirtschaft organisiert wird,
werden aktuelle Fragen fun-
diert, erörtert und konkrete 
Antworten rund um die Energie-
beratung und -planung gegeben.
Bereits im Vorjahr war der 
Kongress mit über 100 Teil -
nehmern schon frühzeitig 
ausgebucht.

Eröffnet wird die Messe von den
Schirmherren Umweltminister
Niki Berlakovich und Landesrat
Sepp Eisl, Landesrat für Land-
und Forstwirtschaft Salzburg.

Zum zweiten Mal findet vom 25. bis 27. November 2010 die RENEXPO®

Austria im Messezentrum Salzburg statt. Die  Besonderheit der inter -

nationalen Kongressmesse für erneuerbare Energien und energie -

effizientes Bauen und Sanieren ist ihre Einzigartigkeit, durch welche

sie auch zur Salzburger Landesenergiemesse geworden ist.  Die Messe

verzeichnet heuer ein Wachstum  44 Prozent mehr Ausstellungsfläche

und 16 Prozent mehr Aussteller.



Wenn’s um die Gestaltung meiner Gemeinde

geht, ist nur eine Bank meine Bank.

Nur wer in der gleichen Region lebt, weiß auch wirklich, was der 
Gemeinde wichtig ist und kann auf ihre Bedürfnisse eingehen. Und 
genau deshalb ist Raiffeisen der beste Partner für alle Finanzierungen 
öffentlicher Investitionsvorhaben. www.raiffeisen.at
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Große Anerkennung gebührt den 
Menschen, die Österreichs Ge-
meinden managen. Im besten 
Fall – wenn sie nicht nur verwalten, 
sondern auch gestalten – schaffen 
sie wertvollen Lebens-, Wirtschafts- 
und Zukunftsraum. Doch damit eine 
Gemeinde auch in schwierigen Zeiten stark bleiben, 
investieren und sich weiterentwickeln kann, braucht 
sie kluge Modelle für Budgetierung und Finanzierung. 
Raiffeisen ist der Partner, der solche kreativen und 
gleichzeitig verlässlichen Lösungen aus Prinzip und 
Über zeugung mitträgt.

Partner aus Prinzip.

Dr. Karl Sevelda 

Vorstand Firmenkunden
Raiffeisen Zentralbank Österreich AG: 
„Kluge und verlässliche Finanzierungs lösungen 
für Österreichs Gemeinden“
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büro für erneuerbare energie 
ing. leo riebenbauer

www.riebenbauer.at . office@riebenbauer.at . t o3339 25 113

Die Lücken in 
der weltweiten
Energi ve so gung 
können sogar 
Sie füllen.

Es kommt auf jeden von uns an: die, mit Hilfe der Sonne, von Pflanzen 
und Tieren erzeugten nachwachsenden  Rohstoffe, schenken uns 
leistungsstarke, erneuerbare Energie. So ist und bleibt die Natur eine 
unerschöpfliche Energiequelle für uns alle. Füllen auch Sie Ihre 
Energielücken und sprechen Sie mit uns über Erneuerbare Energie – 
das Natürlichste der Welt.

90 Prozent der Menschen in
Österreich sammeln Altglas
(IFES 2009), damit liegen
wir auch weltweit im Spit-
zenfeld. 2009 sammelten
und verwerteten wir über
226.000 Tonnen Glasver-
packungen, im ersten Halb-
jahr 2010 waren es rund
112.000 Tonnen.
Wussten Sie, dass ...
3 wir in Österreich seit Mit-
te der 1970er-Jahre Altglas
getrennt sammeln und
stofflich verwerten
3 jedes Jahr aus über
200.000 Tonnen gebrauch-
ten Glasverpackungen neue
produziert werden. In 1 A-
Qualität
3mehr als 40.000 Tonnen
Altglas pro Jahr leider im
Restmüll landen und dem
Recycling verloren gehen
3 rund 80.000 Behälter in

Österreich auf unsere ge-
brauchten Glasverpackun-
gen warten
Glasrecycling ist ein perfek-
ter Materialkreislauf. 

Den ökologischen Fußabdruck verringern

Glasverpackungen sammeln
und damit Rohstoffe sparen

Information
Austria Glas Recycling
GmbH
Obere Donaustraße 71
1020 Wien
Tel.: 01/214 49 00 - 31
Fax: 01/214 49 08
E-Mail: agr@agr.at
Web: www.agr.at
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Neue Kollektion bei Mascot

Arbeitskleidungskollektion
und Sicherheitsschuhe NEU

Information
Mascot International A/S
Julsoevej 100
DK-8600 Silkeborg
Tel. +45 87244747
Fax +45 87244741
E-Mail: Info@mascot.dk
Web: www.mascot.dk 
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Der dänische Workwe-
ar-Hersteller Mascot
stellt auf der Arbeits-
schutz Aktuell in Leip-
zig eine neue Arbeits-
kleidungskollektion
vor, die speziell für die
Anforderungen in der
Industrie entwickelt
wurde. Eine Besonder-
heit bei der Entwick-
lung war, dass auch
Wäschereien mit einbe-
zogen wurden, so dass
die Kleidung samt
praktischen Details und der
Farben, den Belastungen
häufiger Wäschen standhält.
Mascot hat für seine Kollek-
tion MASCOT® INDUSTRY
zum ersten Mal Canvasge-
webe verwendet. Auch das
Programm von Sicherheits-
schuhen wurde um eine
neue Serie mit strapazier-

fähiger Gummi-
sohle erweitert
sowie die Warn-
schutzkollektion
MASCOT® SAFE
YOUNG um eini-
ge neue Produkte.
Besuchen Sie 
MASCOT auf der
Arbeitsschutz Ak-
tuell in Leipzig,
Halle 1/Stand
E11, oder
www.mascot.dk

Arbeitskleidung
aus Canvasgewebe
für die Industrie.
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Notwendige Investitionen vieler
Gemeinden werden durch die
Steuerbelastung vielerorts er-
schwert und teilweise sogar ver-
hindert. Einen Beitrag zur Ent-
spannung dieses Problems bietet
das Ausgliederungsmodell der
IMMORENT: Durch die Ver-
äußerung von Kommunalimmo-
bilien an eine gemeindeeigene
Gesellschaft können einerseits
Steuervorteile für künftige In -
ves titionen genutzt und ande-
rerseits die Budgetsituation opti-
miert werden. Die Trennung von
Immobilienbesitz und sonstigen
Gemeindeagenden schafft darü-
ber hinaus Transparenz und ver-
einfacht Entscheidungsabläufe
wesentlich. 

Ein Musterbeispiel für 
Immobilienausgliederung

In der Stadtgemeinde Zwettl
waren optimale Voraussetzun-
gen für eine Immobilienausglie-
derung gegeben, weshalb man
sich nach eingehenden Beratun-
gen in den Gemeindegremien zu
diesem Schritt entschlossen hat.
„Wir haben ein Immobilienport-
folio zusammengestellt, welches
zur Bewertung an einen exter-
nen Gutachter übergeben und
schließlich auch von der
IMMORENT technisch und kauf-
männisch überprüft wurde“, er-
innert sich Herbert Prinz, Bür-
germeister von Zwettl. Auf Basis
dieser Bewertungsgutachten er-

stellte die IMMORENT unter
Berücksichtigung der von der
Gemeinde geplanten Investiti-
onsvorhaben die Planrechnung
und setzte die erforderlichen

Information

IMMORENT AG
Mag. Brigitte Bruckmüller
Tel.: 05 0100-27576 
E-Mail:
Brigitte.Bruckmueller@
immorent.at
www.immorent.at

Verträge auf. Nach der Geneh-
migung durch die Gemeindeauf-
sichtsbehörde wurde die Zwett-
ler Immobilien und Standortent-
wicklung Gesellschaft gegründet
und die örtlichen Immobilien
auf diese übertragen. Für die
Mieter der Objekte ergaben sich
dabei keinerlei Nachteile. 

Zwettl behält die volle
Kontrolle

Die Stadtgemeinde Zwettl hat
sich dafür entschieden, als allei-
niger Gesellschafter der Zwett-
ler Immobiliengesellschaft zu
fungieren. Eine langfristige Rah-
menvereinbarung sichert die
laufende juristische, steuerliche,
kaufmännische und technische
Betreuung der Kommune durch
die Experten der IMMORENT.
„Das Ausgliederungsmodell un-
terscheidet sich aufgrund seiner
Vielschichtigkeit und Komple-
xität wesentlich von einer her-
kömmlichen Kredit- oder Lea-
singfinanzierung. Daher stehen
wir der Kommune vor, während
und auch nach der Ausgliede-
rung mit Rat und Tat zur Seite“,
bestätigt Brigitte Bruckmüller,
Geschäftsführerin der 
IMMORENT Österreich. Wichti-
ge Impulse für das Projekt ka-
men auch von der Sparkasse
Waldviertel-Mitte Bank AG, die
bei der Umsetzung ebenfalls als
zuverlässiger Partner zur Verfü-
gung stand. 

Immobilienausgliederung 
erleichtert Investitionen

IMMORENT als Partner der Stadtgemeinde Zwettl (Niederösterreich)

Investitionen sind für die österreichischen Gemeinden ein allgegenwär-

tiges Thema. Durch eine Ausgliederung von Immobilien können steuer-

liche Vorteile bei Investitionen genutzt und damit das Budget deutlich

entlastet werden. Auch die Stadtgemeinde Zwettl erkannte das Poten-

zial dieses Modells und holte sich die IMMORENT als Partner für die

Ausgliederung an Bord. 

Zwettl behält trotz Ausgliederung
die volle Kontrolle über die Immobi-
liengesellschaft. E

.E
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Ökologische Beleuchtungen von ecoliGhts mit Solar- oder LED-Lampen

Die Solar- und LED-Beleuch-
tungen von ecoliGhts scho-
nen das Gemeindebudget
von Beginn der Investition
an – dank flexibler Finanzie-
rungsmodelle sind sie die
Ideallösung für alle Gemein-
den. 

Solar- oder LED-
Beleuchtung
Für neue Ortsteile oder bei
einer anstehenden Erneue-
rung der Verkabelung ist die
Solarbeleuchtung von eco-
liGhts die beste Lösung. In
der Naturparkgemeinde Pöl-
lauberg überzeugten die so-
laren Straßenleuchten die
Gemeindeverantwortlichen,
erklärt Bürgermeister Hans
Weiglhofer: „Die Vorteile la-
gen auf der Hand: Keine Ver-
kabelung und umwelt-
freundlicher Solarstrom als

aktiver Beitrag zum Energie-
sparen.“ In Pöllauberg konn-
te nicht nur eine 40%ige Er-
sparnis erzielt werden – da
die Leuchtenmaste aus hei-
mischen Hölzern sind, ent-
stand ein wirtschaftliches

und ökologisches Vorzeige-
projekt.  
Besteht bereits eine Verkabe-
lung, können durch den Um-
stieg auf LED-Technologie
Engergiekosten und CO2-
Emissionen massiv gesenkt

Nur rund 16 Euro Stromkosten
pro Jahr mit der LED-Leuchte
ECO CLIMAT von ecoliGhts. 

Pöllauberg verwendet bereits
kostengünstige und umwelt-
freundliche Solarbeleuchtung. 
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ecoliGhts
SOLARE BELEUCHTUNG
GmbH, Hopfgarten 18
8741 Weißkirchen
Tel.: 03577/823 30-0
E-Mail: info

@ecolights.at
Web: www.ecolights.at

Information

werden. Bei der Ausführung
gibt es mehrere Varianten,
die von der Installation einer
komplett neuen LED-Be-
leuchtung bis zur Umrüstung
bestehender Leuchten auf
LED-Technologie reichen.
Wenn auch Sie an kosten-
senkenden und klimascho-
nenden Beleuchtungslösun-
gen interessiert sind, kontak-
tieren Sie uns bitte, wir be-
raten Sie gerne!

Bis zu 40 Prozent Ersparnis bei Beleuchtung
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Innovative Expansion auf Mietbasis

Die P+M Projektentwick-
lung und Management Hol-
ding GmbH bietet zukunfts -
orientierten Unternehmen
und Kommunen durch die
Vermietung individuell er-
richteter Betriebsanlagen
perfekte Gesamtlösungen
für wirtschaftlich-effiziente
Expansion bei Erhaltung
größtmöglicher Liquidität.
Bei P+M ergänzen Baupro-
fis ihre eigene, umfang -
reiche Kompetenz und Er-
fahrung mit einem Netz-
werk von Spezialisten.
P+M ermittelt die genauen
kundenseitigen Vorgaben
und Wünsche und plant ein
exakt nach den Kundenan-
forderungen maßgeschnei-
dertes Objekt. Nach Festle-
gung des Anforderungspro-
fils und des Grundstücks
werden von P+M die Kos -
ten für das Unternehmen in

Form eines monatlichen
Mietbetrages für die be-
zugsfertige Gesamtanlage
ausgewiesen. Ab einer Be-
auftragung werden von
P+M alle für die Realisie-
rung des Projektes erforder-
lichen Maßnahmen gesetzt.

Diese beinhalten die Einrei-
chung, alle Genehmigungs-
verfahren, auch die gewerb-
lichen Verfahren, die den
Betreiber betreffen, die
Ausführungsplanung, Ab-
wicklung der Bauleistungen
bis hin zur schlüsselfertigen

Ing. Harald Taxacher und Dipl.-Ing. Gotthard Matauschek.
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P+M Projektentwicklung
und Management Hol-
ding GmbH
Burggasse 81
8750 Judenburg
Tel.: 03572/42 622
Fax:  03572/42 622-21
office@pm-holding.at
www.pm-holding.at

Information

Übergabe des Gesamtpro-
jektes. P+M steht für Ter-
min-, Qualitäts- und Kos -
tensicherheit. All diese 
Vorteile können natürlich
auch Gemeinden budget-
schonend für die Errichtung
kommunaler Objekte wie 
z. B. Schulen, Kindergärten,
Veranstaltungszentren, Ge-
meindeämter o. ä. vorteil-
haft nützen.

Betriebsanlagen exakt nach Kundenwunsch 
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Welche Projekte Sie in Ihrer Gemeinde auch angehen 
möchten: Wir passen die Finanzierung genau Ihren 
Wünschen und Ihrem Budget an. So bleibt Ihnen mehr 
Spielraum für andere Gemeindevorhaben. Rufen Sie Herrn 
Dr. Hauer an. Unter 01 71601- 8062. Oder senden Sie eine 
E-Mail: kommunalleasing@rl.co.at

www.raiffeisen-leasing.at

Wenn’s um Kommunal-Leasing 

geht, ist nur ein Partner mein Partner.

Meine Taktik für den nächsten Wahl-

kampf steht: leasen und lächeln.

Jubiläum für Rohrproduzenten und wichtigen Arbeitgeber einer Region

Die Firma Bauernfeind aus
Oberösterreich ist seit 1990
IHR Garant für erstklassige
Qualität und besten Ser -
vice. Vom 1-Mann-Betrieb
hat sich die Firma Bauern-
feind zu einem erfolgrei-
chen Rohrproduzenten und
mit rund 70 Mitarbeitern zu
einem wichtigen Arbeitge-
ber der Region entwickelt.
2010 feiert das Unterneh-
men das  20-jährige Ju-
biläum.
Damit die Wertschöpfung in
der Region bleibt, wurde
2007 der Schritt vom Han-
delsbetrieb zum Produkti-
onsbetrieb gemacht. Seit
2008 produziert das Unter-
nehmen einzigartig in
Österreich PP-MEGA-Rohre
und PP-MEGA-Dränagen
mit einem Innendurchmes-
ser von 100 bis 1200 mm.
Mit der Eigenproduktion

begann auch der Export. 
Zu einen wichtigen Export-
land für die Laufschienen
mit Zubehör zählt schon
seit 2006 Deutschland.
Dorthin wird ein Großteil

von diesen
Produkten
exportiert.
Die Produkte
aus der Ei-
genprodukti-
on werden
mittlerweile
erfolgreich in
folgende
Länder ex-
portiert:
Deutschland,
Schweiz,
Frankreich,
Dänemark,
Russland,
Tschechien,
Polen, Litau-
en, Estland,

Lettland, Slowenien, Slowa-
kei, Kroatien und Rumäni-
en.
Neben den hochwertigen
Produkten stehen kompe-
tente Beratung und kurze

Die oberösterreichische Firma Bauernfeind be-
steht seit 20 Jahren erfolgreich mit der Produk-
tion von Rohren und Rohrsystemen. 
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Bauernfeind GmbH
Gewerbepark 2
4730 Waizenkirchen
Tel.: 07277/25 98
Fax: 07277/25 98-25
office@bauernfeind.co.at
www.bauernfeind.co.at

Information

Lieferzeiten im Vorder-
grund. Geschulte Mitarbei-
ter helfen dem Kunden für
jedes Projekt die technisch
und wirtschaftlich optimals -
te Lösung zu finden. Als
speziellen Service für die
Kunden werden die Waren
mit dem eigenen Fuhrpark
zugestellt und vor Ort mit
dem Kran abgeladen. Für
eine schnelle Lieferung und
prompte Verfügbarkeit der
Waren sorgt das große 
Lager mit ca. 50.000 m². 

Gratulation – 20 Jahre Bauernfeind GmbH
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üblich, aus Kostengründen eine
kurzfristige Hire-and-Fire-Politik
zu unterstützen, verändert sich
das Bewusstsein in nachhaltig
geführten Verwaltungen. Mitar-
beiter und das von ihnen reprä-
sentierte Wissen sind wie jede
andere langfristige Investition
zu pflegen. 
Die P&I AG hat sich mit ihren
zukunftsorientierten integrier-

ten HR-Lösungen europaweit 
einen Namen gemacht. Über
3000 internationale Kunden aus
allen Branchen und Unterneh-
mensgrößen schätzen P&I als
flexiblen und kreativen Partner,
der mit mehr als 10 Jahren Er-
fahrung im österreichischen
Markt und mehr als 40 Jahren
Konzern-Expertise auf ein ein-
zigartiges HR-Know-how
zurückgreift. P&I hält Lösungen
bereit, die eine zukunftsfähige,
erfolgreiche Personalarbeit er-
möglichen. Nachhaltige Perso-
nalarbeit bedeutet für P&I nicht
nur die technologische Weiter-

entwicklung
der Software,
die Produkti-
on neuer Soft-
waremodule
On-Demand
oder den Aus-
bau von Ser -
viceangebo-
ten. Auch in
die Weiterent-
wicklung und
Kompetenz -
sicherung der
Mitarbeiter
wird inves -
tiert. 

Information

Demografie, wirtschaftliche Neuorientierung, Wandel

P&I – Nachhaltige 
Personalarbeit für die Zukunft
Nicht nur der demografische Wandel sorgt in der Personalarbeit für 

Unruhe. Mit der Wirtschaftskrise kamen auf Städte, Gemeinden und

soziale Einrichtungen weitere neue Herausforderungen zu, die enorme

Auswirkungen auf die Personalarbeit haben. Was folgt nach dem 

Wirtschaftstief? Wie kann den drastisch veränderten Bedingungen 

hinsichtlich Personalbeschaffung, -planung und -entwicklung erfolg-

reich begegnet werden? Wie können Effizienz und Transparenz von 

Personalprozessen vor dem Hintergrund stetig schwindender 

finanzieller Spielräume dennoch planmäßig erhöht werden?

Claudia Vietze, P&I AG

Gerade in schwierigen Zeiten ist
es für Personalverantwortliche
und Bereichsleiter essenziell,
Unterstützung bei strategischen
und operativen Entscheidungen
zu erhalten. Es reicht nicht mehr
eine Auswertung historischer
personalwirtschaftlicher Daten.
Vielmehr sind jetzt Echtzeit-
Analysen und Simulationsmo-
delle gefragt, um möglichst ge-
naue Prognosen ableiten und
steuernde Maßnahmen einleiten
zu können.

Jetzt heißt es, flexibel und ziel -
orientiert auf die veränderten
Marktbedingungen zu reagie-
ren, um im strategischen sowie
personellen Bereich die richti-
gen Entscheidungen treffen zu
können. 
Wichtig ist es vor allem, Perso-
nalverantwortlichen die richti-
gen Werkzeuge zur Personalent-
wicklung in die Hand zu geben,
um mit diesen Instrumenten
und Methoden nicht nur perso-
nalwirtschaftliche, sondern be-
sonders auch klare, daraus re-
sultierende betriebswirtschaftli-
che Vorteile erarbeiten und dar-
stellen zu können. War es früher

P&I GmbH
Ares Tower
Donau-City-Straße 11
1220 Wien
Tel.: +43 (1) 260 39 - 0
E-Mail: www.pi-ag.com

P&I hat sich mit innovativen HR-Lösungen einen Namen gemacht.

E
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KOMMUNAL: Haben Sie eine Ant-
wort auf die Frage der Kommuna-
len Sommergespräche: Haben die
Kleinen [noch] eine Chance?
Alois Steinbichler: Die Kleinen
haben absolut eine Chance, sie
sind sehr wichtig für die lokale
Identität. Finanzierungen hän-
gen zudem nicht von der Größe
einer Gemeinde ab, sondern von
der Art des zu finanzierenden
Projektes. Da gibt es viele Mög-
lichkeiten und Chancen, bei-
spielsweise durch interkommu-
nale Kooperationen; da wird
auch bereits viel getan. Nur ein
Beispiel: Im Oberpinzgau be-
steht eine überregionale Zusam-
menarbeit in punkto Betriebsan-
siedelungen. Das funktioniert
sehr gut.

Fördert die Krise die Entwicklung
der Zusammenarbeit?
Die gegenwärtige Situation regt
zum Nachdenken an und ist für
Zusammenarbeitskonzepte
durchaus förderlich. Jede 
Herausforderung bietet auch
Chancen. Unsere mit dem Ge-
meindebund in Auftrag gegebe-
ne Umfrage hat es ja klar ge-
zeigt: Die Gemeinden wollen
und praktizieren bereits in vie-
len Bereichen Zusammenarbeit,
wo es für sie Sinn macht. Und
das bietet wiederum Chancen
für alternative Finanzierungslö-
sungen, die wir je nach Art der

Aufgabe beisteuern können.
Professor Biedenkopf (der ehe-
malige sächsische Ministerpräsi-
dent, Anm. d. Red.) hat es in sei-
nem Referat bei den Kommuna-
len Sommergesprächen auf den
Punkt gebracht; er sagte sinn-
gemäß, dass Eigeninitiative als
Anstoß zu verstehen sei, den
man intensivieren muss. Er
meinte damit eben gerade die
kommunale Zusammenarbeit.

Sie erwähnten gegen Ende „Ihres
Workshops“ bei den Sommerge-
sprächen, dass jedes Projekt einer
Gemeinde seine Finanzierung fin-
den wird. In welche Richtung soll-
ten die Projekte gehen?
Die Richtung leitet sich ziemlich
gut aus unserer eigenen Ver-
triebsstruktur ab, die wir be -
wusst so aufgebaut haben. Das
sind die Segmente Soziale Infra-
struktur, Energie & Umwelt und
Verkehr. In all diesen Bereichen
gibt es bedeutende und finan-
zierungswürdige Projekte. Ein
paar Beispiele: das Pflegeheim
Neudörfl im Burgenland. Es
wurde mit Hilfe von privat inve-
stiertem Kapital geplant, errich-
tet und finanziert und funktio-
niert auf Betreiber-Basis. Die
Gemeinde selbst leistete einen
Zuschuss. Damit wurde es für
die Kommune möglich, das Pro-
jekt rasch umzusetzen.

Gemeinsam mehr erreichen mit
projektbezogenen Lösungen

Alois Steinbichler über die Situation in den Gemeindekassen

Immer mehr Aufgaben bei weniger Geld: Österreichs Gemeinden ste-

hen seit einigen Jahren permanent vor neuen Herausforderungen, 

wie sie Projekte für ihre Gemeinden umsetzen können. Doch Heraus -

forderungen bieten auch Chancen für innovative Ideen. Darüber hat

KOMMUNAL mit Mag. Alois Steinbichler gesprochen, dem Chef der

Kommunalkredit Austria.

Mag. Hans Braun
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„Die Kommunen, die ihre Beleuchtungsanlagen erneuern möchten, müssen keine separate Fi-
nanzierung dazustellen, sondern finanzieren das über den Lieferanten. Durch die Energieein -
sparung, die meistens rund um 50 Prozent liegt, finanzieren sich diese Ausgaben dann auch
wieder selber.“ Alois Steinbichler über die Projektfinanzierungen der Gemeinden.
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ben. Mit unserer Konzentration
auf das kommunale und infra-
strukturnahe Projektgeschäft
sind wir in der Lage, gerade im
gegenwärtigen Zeitpunkt unse-
ren Kunden problemlösungsori-
entierte Angebote zu unterbrei-
ten. Wir verstehen uns als das
Kompetenzzentrum auf diesem
Gebiet und können diesem An-
spruch gut gerecht werden.

Was können Sie den Gemeinden
anbieten?
Wir kennen die Bedürfnisse der
Kommunen sehr gut, das ist un-
ser tägliches Geschäft. Daraus
leiten wir Lösungsansätze ab,
wie die bereits genannten Pro-
jekte zeigen. Aber auch die
Zinslandschaft ist ein Thema.
Derzeit begünstigt das niedrige
Zinsniveau die Finanzierungen.
Zum Vergleich: Durch die Zins-
reduktion hat sich der Zinsauf-
wand der kommunalen Schuld,
die etwa elf Milliarden Euro be-
trägt, von 450 Millionen Euro
auf 250 Millionen Euro redu-
ziert. Das entspricht ungefähr
dem Zinsaufwandsniveau von

2004. Wenn die Zinsen wieder
steigen, ist das natürlich ein
sehr hoher Kostenfaktor, der
auf die Finanzstruktur negativ
wirken wird. Es ist daher jetzt
der Zeitpunkt, über Zinsabsi-
cherungen nachzudenken.

Dafür gibt es verschiedene Lö-
sungsansätze.

Wie funktioniert die Zinsabsiche-
rung?
Es gibt zum Beispiel den „Zero-
Cost Collar“; dabei partizipiert
die Gemeinde am niedrigen
Zinsniveau – bis zu einer gewis-
sen Untergrenze, dem soge-
nannten Floor. Gleichzeitig wird
seitens der Bank ein Maximal-
zinssatz, ein sogenannter Cap,
zugesichert. Innerhalb dieser
Struktur ist es der Bank mög-
lich, diese Absicherung ohne Zu-
satzkosten anzubieten. Ein idea-
les Produkt, auch um die Bud-
gets vor zukünftigen Kostenstei-
gerungen zu schützen.

Nicht wenige Gemeinden haben
Fremdwährungskredite, die meis -
ten in Schweizer Franken. Wie
sieht Ihre Prognose für die aus?
Die Finanzierung in Schweizer
Franken hat sich in der Vergan-
genheit aufgrund des Zinsvor-
teils gegenüber einer Euro-
Finanzierung vielerorts großer
Beliebtheit erfreut. In letzter
Zeit hat der Schweizer Franken
jedoch gegenüber dem Euro
stark aufgewertet. Eine Schwei-
zer-Franken-Kreditrückführung
ist daher derzeit – verglichen
mit dem Zeitpunkt vor einem
Jahr – um zirka 13 Prozent teu-
rer. Die Kommunalkredit hat
auch hier Lösungen und steht
mit ihren Experten für Bera-
tungsgespräche gerne zur Verfü-
gung.

Die Zahl der Abgangsgemeinden
ist deutlich gestiegen und könnte
noch höher werden. Es gibt auch
Prognosen, dass schon 2013 keine

Oder das Thema Licht: Öster-
reichweit sind wir zurzeit mit
unserer „Initiative Licht“ unter-
wegs, die es Gemeinden ermög-
licht, auf moderne Beleuch-
tungskörper umzurüsten – ehe

es die EU-Verordnung bis 2017
vorsieht – und die sich gleichzei-
tig quasi selbst finanziert. Denn:
Durch die Energieeinsparung
aufgrund der neuen Technolo-
gie, die bei rund 50 Prozent
liegt, finanzieren sich die Inves -
titionsausgaben aus den Eins-
parungen automatisch. Zudem
besteht aufgrund der CO2-Effizi-
enz auch die Möglichkeit einer
Förderung.
Oder im Verkehrsbereich: In
Niederösterreich haben wir eine
Bietergruppe bei der Errichtung
einer Umfahrungsstraße bera-
ten, die ebenso auf Projektbasis
umgesetzt wird. Bedeutend ist
auch hier, dass Aufwand und
Projektnutzen sehr direkt zure-
chenbar sind. Damit entsteht ei-
ne differenzierte Betrachtungs-
möglichkeit für Investitionsaus-
gaben, welche über die Konzen-
tration auf die übliche Budget-
dynamik alleine hinausreicht.
Mit diesen Modellen können wir
Gemeinden unterstützen, insbe-
sondere, wenn Verschuldungs-
grenzen der öffentlichen Hand
erreicht werden, was derzeit der
Fall ist.

Die Kommunalkredit bezeichnet
sich als „Österreichs Bank für In-
frastruktur“. Wie sehen Sie die
Entwicklung Ihrer Bank?
Wir sind sehr gut auf unserem
geplanten Entwicklungspfad un-
terwegs. Die Spaltung der Bank
hat sich als richtig herausge-
stellt. Mit unserer schon er-
wähnten Vertriebsstruktur sind
wir sehr fokussiert auf Kurs. Das
Umfeld ist natürlich gekenn-
zeichnet durch die Anspannung
der budgetären Situation und
der Finanzmärkte. Gerade vor
diesem Hintergrund ist es wich-
tig, einen klaren Fokus zu ha-

Durch die Zinsreduktion hat sich der Zinsauf-
wand der kommunalen Schuld, die etwa elf
Milliarden beträgt, von 450 Millionen auf 250
Millionen reduziert.

... über die im Moment günstige Zinslandschaft

Wenn man über Gemeindefinanzen spricht ...
geht (es) um die finanzielle Tragfähigkeit der
Kommunen.

... über den beeindruckend begrenzten finanziel-
len Spielraum der Gemeinden

Verkehr: Der Ausbau des öffentlichen Straßen- und Schienenverkehrsnetzes
ist gerade in Hinblick auf die Standortattraktivität ein bedeutender Faktor.
Aufwand und Projektnutzen müssen direkt zurechenbar sein. 



Kommunal: Interview 97

Gemeinde Österreichs mehr posi-
tiv budgetiert. Wo könnten die 
Gemeinden einsparen?
Wenn man über die Gemeinde -
finanzen spricht, und dieser Ein-
druck hat sich bei den Kommu-
nalen Sommergesprächen in
Bad Aussee noch verstärkt, geht
es primär nicht um die Finan-
zierbarkeit der Gemeinden, die-
se ist nach wie vor uneinge-
schränkt gegeben; es geht um
die längerfristige Schuldentrag-
fähigkeit und die zugrundelie-
gende Budgetdynamik. Bei stei-
genden, weitgehend gesetzlich
vorgeschriebenen Ausgaben und
gleichzeitig aus dem Finanzaus-
gleich ebenso vorgegebenen sin-
kenden Einnahmen ist es sicher
richtig, über die Struktur der
Aufgabenverteilung nachzuden-
ken. Die Kommunen stecken da
in einer Zwickmühle, das gehört
korrigiert. Man kann natürlich
vorübergehend Kredite aufneh-
men, doch das ist keine nachhal-
tige Lösung; vielmehr müssen
langfristig Einnahmen und Aus-
gaben in einem Gleichgewicht
bleiben.
Ich höre von den Gemeinden,
dass ihnen zunehmend Aufga-
ben übertragen werden, sie auf
diese Entwicklung keinen Ein-
fluss haben, gleichzeitig aber die
Finanzierung bereitstellen müs-
sen. Man hat den Eindruck, dass
manchmal der übergeordnete
Gesetzgeber auf Landes- und
Bundesebene den Gemeinden
Aufgaben überträgt, ohne dass
die Finanzierung gesichert ist.
Es besteht daher nicht so sehr
eine Frage der Verfügbarkeit der
Finanzierungen, sondern vor al-
lem eine Frage der Schuldentra-

gungsfähigkeit bzw. Schulden-
bedienbarkeit. Gemeinden sol-
len daher nicht durch Aufgaben
in Schulden getrieben werden,
wo es keine einhergehende Fi-
nanzierung gibt. Nachhaltige

Lösungen sehe ich in projektbe-
zogenen Ansätzen, die sich in
den kommenden Jahren sicher
ausweiten werden. Hier kann
man ansetzen und gemeinsam
mehr erreichen.

Die Kommunen stecken in einer Zwickmühle,
das gehört korrigiert.

... über die aktuelle Finanzlage der Gemeinden

Energie & Umwelt: Die
Finanzierungsinitiative
„Licht“ ermöglicht Ge-
meinden den Umstieg
auf moderne Beleuch-
tungssysteme ohne
enorme finanzielle Aus-
gaben. Im Gegenteil:
Durch die Energieein -
sparungskosten rech-
net sich die Investition
eigentlich von selbst.

Ein Beispiel  für eine Zinsobergrenze (Cap) bei 4,40 Prozent sowie eine Zinsuntergrenze (Floor)
bei 1,50 Prozent.

Die Grafik zeigt deutlich, dass seit rund einem Jahr und vor allem in den letzten Monaten der
Schweizer Franken gegenüber dem Euro stark aufgewertet hat.

Beispiele: Zinsabsicherung und Fremdwährungskredite



Kommunal: Wirtschafts-Info98

Forum Qualitätspflaster stellt sich auf breite Mitgliederbasis

Das Forum Qualitätspflaster
(FQP) positioniert sich neu
und steht allen offen,  die
bei Pflasterungen mitwir-
ken: Gemeinden, Planer,
Hersteller von Pflaster-, Fu-
gen- und Bettungsmateriali-
en und qualifizierte aus-
führende Unternehmen.

Dabei steht für die Qua-
litätsgemeinschaft der Nut-
zen für kommunale Bauher-
ren im Mittelpunkt: ein
Höchstmaß an Qualität mit
der Sicherheit einer dauer-
haften und nachhaltigen
Bauweise. Dipl.-Ing. Dr. Pe-
ter Lux, Vorstandsmitglied
und Leiter des Bereiches
Bau- und Erhaltungsmana-
gement der Straßenverwal-
tung und des Straßenbaus
in der Magistratsabteilung

Mitglied im Forum Qualitätspflaster: 
Für Gemeinden ist die Mitgliedschaft kostenlos! E

.E
.

Forum Qualitätspflaster
Mag. Gabriela Prett-Preza
Zinckgasse 20-22
1150 Wien
Tel.: 01/ 890 19 16-17
Mobil: 0676/971 34 71
E-Mail: info@fqp.at

Information

28 der Stadt Wien, erklärt:
„Mit dem FQP-Markenzei-
chen weisen sich FQP-Mit-
glieder als kompetente An-
sprechpartner aus, die für
strenge Qualitätskriterien
stehen. Außerdem garan-
tiert der schnelle Informati-
onsaustausch unter allen
Beteiligten eine reibungs -
lose Projektabwicklung von
der Planung bis zur Über -
gabe eines Projektes.“ 

Optimale Qualität bei gepflasterten Flächen –
von der Planung bis zur Übergabe

Kelag forciert die Errichtung einer öffentlichen Lade-Infrastruktur

Elektro-Fahrzeuge sind
stark im „Anrollen“. 2050
wird der Großteil der Pkw
in Österreich elektrisch 
unterwegs sein. Die Kelag
treibt das Errichten einer
öffentlichen Lade-Infra-
struktur in Kärnten voran
und bietet als österreichi-
scher Generalvertreiber 
E-Ladesäulen der neuesten
Generation an. 

Einstecken, laden 
und losfahren

Unter diesem Motto funk-
tioniert jede Kelag E-Lade-
säule. Neue, serienmäßige
E-Fahrzeuge können an den
E-Ladesäulen vollautoma-
tisch aufgeladen werden.
Sobald das Ladekabel ange-
steckt ist, wird das Fahr-
zeug identifiziert, die Kun-
dendaten abgeglichen und

der Ladevorgang gestartet.
Ein integriertes Abrech-
nungssystem ermöglicht
bargeldloses Tanken in
ganz Europa. Die E-Lade-
säulen sind bereits mit  
den neusten Mennekes-
Steckern, die für E-Autos in
Europa vorgesehen sind,
ausgestattet. Mit 22 kW La-

deleistung ist ein Mittel-
klasseauto in rund einer
Stunde wieder voll aufge -
laden. 

www.
e-tankstellen-finder.at

Der Kelag E-Tankstellen-
Finder zeigt den schnellsten E

.E
.

Kelag-Marketing
Arnulfplatz 2
9020 Klagenfurt
Tel.: 0463/525 1557
Fax: 0463/525 95 1557
E-Mail: stefan.forst

@kelag.at
Web: www.kelag.at

Information

Weg zur nächsten Lade-
möglichkeit. Unter www.e-
tankstellen-finder.at findet
man einfach und rasch alle
privaten und öffentlichen
Ladestationen in Öster-
reich. Jeder kann sich gratis
registrieren. Zusätzlich kön-
nen Gemeinden eine Part-
nerversion des E-Tankstel-
len-Finders auf ihrer Home-
page kostenlos installieren. 

Mobile Revolution – die Zukunft fährt elektrisch!

Die Kelag unterstützt den Aufbau einer einheitlichen Lade-Infra-
struktur für Elektro-Autos.
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Drizoro Waterproofing ist
auf die Herstellung von
hochqualitativen Isolierput-
zen auf Zementbasis spezia-
lisiert. Diese können sowohl
innen als auch außen ange-
wandt werden und garan-
tieren eine wirkungsvolle
Abdichtung. Die wasser-
dichten Spezialputze kön-
nen zur Abdichtung von
feuchten Mauern, Flach-
dächern, aber auch für
Springbrunnen oder Zister-
nen verwendet werden.
Drizoro kann auf umfang-
reiche Erfahrung bei der
Abdichtung von Brunnen
zurückgreifen. So wurde et-
wa auch der größte Brun-
nen der Welt in Abu Dhabi,
der eine Höhe von 40 Meter
hat, von Drizoro abgedich-
tet. 
Eines der Vorzeigeprojekte
von Drizoro Austria ist die
Renovierung des Brunnens
im Haupthof des Stiftes
Zwettl. Dabei waren stren-
ge Auflagen des Bundes-

denkmalamtes zu erfüllen,
und das Erscheinungsbild
durfte nicht  verändert wer-
den. Zunächst wurden die
Granitblöcke gereinigt und
saniert und die Fugen mit
dehnbarem Drizoro-Materi-
al abgedichtet. Als beson-
dere Herausforderung er-
wiesen sich Auswaschun-

gen, die im Lauf der Zeit
unter dem Brunnen ent-
standen waren. Sie wurden
mit Drizoro-Spezialzement
aufgefüllt.

Information

Drizoro Austria-Dom
Rechte Wienzeile 37
1040 Wien
Tel.: 01/586 65 25 
Fax: 01/587 89 49
E-Mail: office@drizoro.at
Web: www.drizoro.at
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Die wasserdichten Spezial -
putze dichten nicht nur feuch-
te Mauern ab.

Spezialputze von Drizoro isolieren jedes Leck

Das sind „wasserdichte Lösungen“

Drizoro-Vorzeigeprojekt: Der
250 Jahre alte Brunnen im Stift
Zwettl, wo die Fugen mit dehn-
barem Drizoro-Material abge-
dichtet wurden. (Bilder oben
und links)

Die Spezialisten von Drizoro dichten „kleine“ kommunale Zisternen
genauso perfekt ab wie Staudämme oder Hochdruckbehälter.

Wohl nicht
ganz 
dicht?

… alles andere ist nicht ganz dicht!

Nur DRIZORO Spezialzemente ermöglichen 
Ihnen sowohl positive als auch negative 
druckwasserfeste Abdichtung – und das 
bis 4 bar Wasserdruck!
Unerlässlich im gesamten Bauwesen 
vom Keller bis zum Schwimmbad. 

Näheres unter
01 / 586 65 25
www.drizoro.at
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Information

Geld sparen durch den Wechsel des Energielieferanten

Besser Energie haushalten –
mit dem Service von E-Control

Für Konsumenten ist die unab-
hängige Regulierungsbehörde
für den Strom- und Gasmarkt,
die E-Control, der ideale An-
sprechpartner für Fragen zu al-
len Bereichen, die mit Energie
zu tun haben. Von Problemen
bei der Stromrechnung, der Aus-
wahl eines Lieferanten bis zu
den Möglichkeiten, Energie zu
sparen: Die E-Control steht ger-
ne mit Rat und Tat zur Seite und
stellt verschiedene Servicediens -
te zur Verfügung.

Wechsel des Lieferanten

Den Strom- oder Gaslieferanten
zu wechseln ist einfach, unkom-
pliziert und vor allem kostenlos
möglich. Mit dem Tarifkalkula-
tor der E-Control braucht man
nur 2 Daten – die Postleitzahl
und den Jahresstrom- bzw. Gas-
verbrauch (zu finden auf der
Jahresabrechnung) – zur Ermitt-
lung des günstigsten Anbieters.
Diese Daten gibt man in den Ta-
rifkalkulator ein und bekommt
eine Liste mit allen verfügbaren
Lieferanten, gereiht vom güns-
tigsten bis zum teuersten. Den
Tarifkalkulator findet man unter
www.e-control.at – dieser ist
auch in einer speziellen Version
für alle Smart-Phones mobil zu-
gängig (www.e-control/tk). Für
all jene, die über keinen Inter-
netzugang verfügen, stehen die
Mitarbeiter der E-Control gerne

Energie-Control GmbH
Rudolfsplatz 13a
A-1010 Wien
Tel.: +43 1 24724-0
Fax: +43 1 24724-900
E-Mail: office@e-control.at
www.e-control.at 

Energiehotline:
Tel.: 0810 10 25 54
(Tarif 0,044 Euro/Minute)

Schlichtungsstelle:
E-Mail: schlichtungsstelle

@e-control.at 
Fax: +43 1 24724-900

Tarifkalkulator:
http://tarifkalkulator.

e-control.at/  

E
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an der Hotline unter 0810 10 25
54 zur Verfügung. Sobald man
sich einen Lieferanten ausge-
sucht hat, ist nur noch das An-
meldeformular des neuen Liefe-
ranten auszufüllen. Dieser kün-
digt den alten Liefervertrag und
regelt mit dem Netzbetreiber
den Wechsel – als Kunde muss
man sich um keinerlei Forma-
litäten kümmern. Der aktuelle
Preismonitor der E-Control
zeigt, dass beim Wechsel von
Strom und Gas für einen durch-
schnittlichen Haushalt (Wien:
3500 kWh Strom, 15.000 kWh
Gas) eine Ersparnis von bis zu
rund 150 Euro möglich ist 
(August 2010).

Energieberatung

Neben telefonischen Auskünften
über die Hotline und den um-
fangreichen Informationen und
Instrumenten auf der Website,
steht die E-Control bei verschie-
denen Gelegenheiten auch für
persönliche Gespräche bei Fra-
gen rund um die Themen Strom,
Gas und Öko-Energie zur Verfü-
gung. So zum Beispiel bei den
regelmäßig in Zusammenarbeit
mit den Landesarbeiterkam-
mern abgehaltenen Beratungs-
tagen oder auf verschiedenen
Messen in ganz Österreich.

Streitschlichtung

Wenn ein Kunde mit der Qualität
einer Dienstleistung des Elektri-
zitäts- oder Erdgasunternehmens
nicht zufrieden ist oder eine Be-
schwerde gegen seine Strom- oder
Gasrechnung einbringen will,
hilft die E-Control gerne weiter:
Ein formloser Streitschlichtungs-
antrag an die Schlichtungsstelle
der E-Control genügt.

Immer wieder sehen sich die Konsumenten mit Steigerungen der Ener-

giepreise konfrontiert. Die Kunden müssen jedoch nicht mehr jede 

Preiserhöhung einfach hinnehmen. Denn seit Oktober 2001 kann jeder

Stromkunde und seit Oktober 2002 auch jeder Gaskunde selbst ent-

scheiden, von wem er seinen Strom bzw. sein Gas beziehen möchte

und ist nicht mehr auf das angestammte Unternehmen angewiesen.

Sehr oft kann man sich durch einen Wechsel bares Geld sparen. 

DI Walter Boltz ist Geschäftsführer de E-Control. 



Die Rekordhalter unter den Postpartnern

Mehr als 800 Postpartner
sind in Österreichs Gemein-
den derzeit im Einsatz. Und
– so bestätigen mittlerweile
schon mehrere voneinander
unabhängige Studien – sie
werden von ihren Kunden
sehr geschätzt. Einer der
Hauptgründe, wieso sich
die Partner der Post die
Gunst der Kunden erarbei-
ten konnten, liegt in deren
Öffnungszeiten. Sie gehen
weit über das Maß der typi-
schen ländlichen Filiale der
Post hinaus.

20 bis 30 Stunden pro Wo-
che hat eine typische Klein-
filiale der Post in ländlichen
Gebieten geöffnet.
Ganz anders sieht es etwa
im Kaufhaus von Tanja
Stöckl im burgenländischen
Mariasdorf aus: Montag bis
Sonntag sperrt sie bereits
um sechs Uhr Früh ihr Ge-
schäft auf, zugesperrt wird
erst wieder um 21 Uhr. Aus-
genommen Freitag und
Samstag, da hält die Ge-
schäftsfrau sogar bis 22 Uhr
geöffnet. In Summe kann
man bei ihr 107 Stunden
pro Woche die Postdienst-
leistungen nützen und das
schon seit fünf Jahren. Ein
absoluter Rekordwert, der
in Österreich unübertroffen
ist.

Allerdings ist der Abstand
zur Nummer Zwei nur ge-
ring: Die Kärntnerin Martha
Uschnig bietet in ihrem
Gasthof, mit dem sie es all-
wöchentlich auf 105 Öff-
nungsstunden bringt, die
Postdienste an, die sich die
Bewohner von Waidisch
wünschen. 

Den dritten Platz auf dem
Stockerl der Postpartner mit
den längsten Öffnungszei-
ten nimmt ein Niederöster-
reicher ein: Der Trafikant

Josef Bichler in Potten-
brunn kommt mit 101 Stun-
den pro Woche auch noch
auf eine dreistellige Zahl an
Stunden, in denen die Ge-
meindebürger ihre Postan-
gelegenheiten erledigen
können.

„Diese Aufstellung beweist,
was unsere Postpartner leis -
ten. Vor allem wenn man
gegenüberstellt, dass die
gesetzliche Mindestöff-
nungszeit für Post-Ge-
schäftsstellen bei 20 Stun-
den pro Woche liegt. Dank
des Einsatzes dieser enga-
gierten Postpartner kann in
diesen Gemeinden mehr als
fünfmal so lang auf die
Dienstleistungen der Post
zugegriffen werden“, zeigt
sich auch Post-Vorstands -
direktor Dr. Herbert Götz
stolz auf den Einsatz seiner
Partner.
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Österreichische Post AG
Postpartner-Hotline:
0800 20 60 60 
E-Mail: 
postpartner@post.at

Information

Mehr als 100 Stunden
pro Woche geöffnet

Herbert Götz ist Vorstandsmit-
glied der Post AG. 
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Radio- und TV-Sendungen, In-
ternet sowie APA- und interna-
tionale Agenturmeldungen.

Mausklick statt 
Schneiden & Kleben
Gemeinden und Städte erhalten
so exakt jene Medienberichte,
die für sie von Interesse sind. Bis
spätestens 8.00 Uhr bekommt
etwa die Stadt Leoben online

ihren Pressespiegel. Kommunal-
politische Belange, Entscheidun-
gen oder Diskussionen können
somit ohne Aufwand verfolgt
werden. Gleichzeitig sind sämt-
liche Inhalte des DeFacto-Presse-
spiegels – inklusive deren Archi-
vierung – im Sinne des Urheber-
rechts 100-prozentig rechts -
sicher.  

„Information darf nichts sein,
auf das man zufällig stößt; sie

muss gezielt geliefert und ver-
waltet werden“, so Barbara Te-
sar, Kundenbetreuerin der APA-
DeFacto. „Zeitungsstöße und Pa-
pierarchive gehören der Vergan-
genheit an. Wir speichern sämt-
liche Meldungen digital und
stellen sie unseren Kunden dau-
erhaft zur Verfügung – automa-
tische Suche, persönliche Noti-
zen oder der Zugriff per Handy
sind selbstverständlich.“ Mittels

Internet, Zeitungen, TV & Radio
informieren ununterbrochen
über aktuelle Ereignisse – und
sind ein zentrales Verbindungs-
element zwischen politischen
Akteuren und Bürgern. Umso
wichtiger ist es, beim Erscheinen
relevanter News sofort infor-
miert zu sein. 

Wissen, was läuft …

Modernes Management im kom-
munalen Bereich überlässt hier
nichts dem Zufall: „Themen und
Trends möglichst frühzeitig zu
erkennen und entsprechende
Maßnahmen zu setzen, ist in der
heutigen Kommunikationsarbeit
wichtiger als je zuvor“, so Ger-
hard Lukasiewicz, Pressespre-
cher der Stadt Leoben. APA-De-
Facto, Österreichs größter Medi-
en- und Fachdatenbank-Betrei-
ber, bietet deshalb maßge-
schneiderte digitale Pressespie-
gel. Nach individuell
vereinbarten Themen-
körben liefert dieser
pünktlich jeden Morgen
die Meldungen des Ta-
ges. Quelle ist dabei ei-
ne Datenbank, die der-
zeit rund 120 Millionen
Dokumente umfasst –
darunter alle öster-
reichischen Tageszeitun-
gen, Fach- und Regio-
nalmedien, Magazine,

Moderne Medienbeobachtung oder: Das Ende der Papierschlacht

Die Medienpräsenz im Griff –
Pressesprecher am Wort
Trotz Internet-Zeitalters wird es in manchen Presseabteilungen nach

wie vor gelebt: das Drauflosschnipseln in Zeitungen und Magazinen,

sobald ein Artikel über die eigene Stadt, zum eigenen Unternehmen

oder die Konkurrenz erscheint. Sicherheit, keine entscheidenden News

zu versäumen, gibt dieses System nicht. Professionelle Medienbeob-

achtung bietet hier moderne, verlässliche Alternativen – ganz ohne

Schneiden, Kopieren und Kleben.

Es ist wichtig, einen Überblick über das aktuelle Tagesge-
schehen zu haben, um auf Entwicklungen zeitgerecht reagie-
ren zu können. Die APA bietet viele Leistungen aus einer Hand
– von der Medienbeobachtung und der Datenbankrecherche
bis zur Medienresonanz- Analyse. Der angebotene Service ist
exakt nach den von mir vorgegebenen und mit den DeFacto-
Pressespiegelexperten erarbeiteten Kriterien recherchiert.

Maximilian Schulyok, Pressesprecher Eisenstadt

Der größte Vorteil ist die Arbeitserleichterung im Vergleich zum früheren
händisch erstellten Pressespiegel. Bei der Vielzahl an Meldungen über die
Stadt Wiener Neustadt ist das heute undenkbar. Mit dem DeFacto-Presse-
spiegel  haben wir einen aktuellen Überblick über alle Berichte, die in wel-
chen Medien auch immer erschienen sind. In weiterer Folge kann ich sie
über das Archiv noch nach vielen Jahren abrufen, was wiederum die Re-
cherche massiv erleichtert.

Thomas Iwanschitz, Presse- und Stadtmarketing Wiener Neustadt
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vorab definierter Schlagworte
besteht zusätzlich die Möglich-
keit, sich über wichtige News so-
fort alarmieren zu lassen – über
die Mailbox, das Handy oder an-
dere mobile Geräte. 
Um Standpunkte zeitgerecht in
die öffentliche Diskussion einzu-
bringen, bietet die APA-Gruppe
auch die professionelle Verbrei-
tung von Presseaussendungen
über das APA-Netz – treffsicher
an die richtigen Redaktionen so-
wie an tausende Mail- und 
Newsletter-Abonnenten, die ex-

akt am jeweiligen Themenbe-
reich interessiert sind. 

Kommunikation
mit Strategie

In Kooperation mit dem Inns-
brucker Institut MediaWatch
(ebenfalls ein Tochterunterneh-
men der APA) bietet APA-DeFac-
to außerdem Medienresonanz-
Analysen: Hier wird analysiert,
wie nach außen kommunizierte
Botschaften von den Medien
übernommen wurden. Gemein-
den, Unternehmen sowie Perso-
nen gewinnen so kommunikati-
onswissenschaftliche Erkennt-
nisse über ihre mediale Perfor-
mance – eine bewusste Strategie
im täglichen Ringen um die Auf-
merksamkeit des Medienpubli-
kums wird möglich. 

Die Vorteile auf 
einen Blick: 
3 Tagesaktueller Überblick –
pünktlich jeden Morgen
3 Alle österreichischen Printme-
dien inklusive Bild- und Logobe-
obachtung
3 Internationale Medien
3 Automatische Kurzzusammen-
fassungen
3 Archiv mit Volltextsuche
3 Sofortige Alarmierung über
eingehende Print-, Radio-/TV-
und Internet-Beiträge
3 Einfacher Abruf über mobile
Endgeräte
3 Rechtssicherheit im Sinne des
Urheberrechts
3 Rascher Überblick durch 
semantische Technologien
3 Tagcloud über die Top-
Themen des Tages
3 Personen-, Orts- und Sinnzu-
sammenhänge
3 Suche nach ähnlichen Inhal-
ten

Information & Kontakt

APA-DeFacto Datenbank & 
Contentmanagement GmbH

Barbara Tesar
Sales Manager Ostösterreich
Laimgrubengasse 10
1060 Wien
Tel.: 01/360 60-5630
E-Mail: barbara.tesar@apa.at

Martin Straganz
Sales Manager Westösterreich 
Innrain 25
6020 Innsbruck
Tel.: 0512/588 959-15
E-Mail: martin.straganz@apa.at
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Die Entscheidung für die
APA-DeFacto war nahelie-
gend: Ein professioneller
Anbieter mit extrem ho-
hen Qualitätsstandards.
Mit der APA-DeFacto bin
ich immer auf neuestem
Stand, auch außerhalb des
Büros, nachdem ich die
Meldungen auch über den
Blackberry empfangen
kann. Und für strategische
Planungen sind die Analy-
sen aus Innsbruck unver-
zichtbar.

Gerhard Lukasiewicz, 
Pressesprecher Leoben
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Die Entscheidung fiel auf die APA-DeFacto, weil ein faires Angebot mit einem guten Preis-
Leistungs-Verhältnis vorgelegt wurde. Schon in der Testphase haben wir gesehen, dass das 
DeFacto-Team hilfsbereit, kompetent und kulant zur Seite steht. Der Pressespiegel bietet einen
guten Überblick, was zu einem bestimmten Thema in den Medien berichtet wurde. Er zeigt auch,
wie die Tätigkeit der Stadtverwaltung und Presseaussendungen in der Öffentlichkeit aufge-
nommen und diskutiert werden. In gewissen Bereichen sind diese Informationen wesentliche
Entscheidungshilfen.                    

Martin Koutny, Pressesprecher St. Pölten
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benötigen energieintensive Pro-
duktionsprozesse. Bramac-Dach-
steine dagegen brauchen nach
der Formgebung lediglich einige
Stunden Trocknung bei modera-
ten 60º C. Danach härten die
Dachsteine einfach im Lager
aus. Der geringe Energiebedarf
wirkt sich auch positiv auf den
deutlich kleineren CO2-Fußab-
druck des Materials aus. Je
mehr fossile Brennstoffe für die
Erzeugung eines Produkts ein-
gesetzt werden müssen, umso
größer ist das Treibhauspotenzi-
al. Jener Wert also, der den Bei-
trag zur Erderwärmung aus-
drückt. Und dass in diesem Fall
weniger auf jeden Fall mehr ist,
hat sich schon weit über die Au-
tomobilbranche hinaus herum-
gesprochen. Der geringe Ener-
gieaufwand beim gesamten Her-
stellungsprozess von Dachstei-
nen birgt noch weitere Vorteile
für die Umwelt. Denn dadurch
werden bei der Produktion

gleichzeitig auch weniger Stick-
oxide und Schwefeldioxid frei-
gesetzt, Luftschadstoffe, die un-
ter anderem für den sauren Re-
gen verantwortlich gemacht
werden. So hilft jedes Dach-
stein-Dach von Bramac auch das
Waldsterben aufzuhalten und
unsere lebensnotwendigen grü-
nen Lungen zu schützen.

Baubiologisch 
empfehlenswert
Keinen Zweifel an den ökologi-
schen Qualitäten der Bramac-
Dachsteine lässt auch das Insti-
tut für Baubiologie und Bauöko-
logie (IBO). Im Gegenteil: Mit
der Vergabe des IBO-Gütesiegels
wurden Bramac-Dachsteine
nach sorgfältiger Prüfung als
baubiologisch empfehlenswert
eingestuft. Seit Beginn des Jah-
res unterstützt das Unterneh-
men auch den Forschungsverein
Lanius, der ein Artenschutzpro-
jekt zur Wiederansiedelung des
Wachau-Apollos initiiert hat. 

Information

Ökologisches Bauen leicht gemacht – Bramac liefert viele Vorteile

Bramac-Dachsteine. Die erste
Wahl für umwelbewusstes Bauen
„Wir leben in einer alles entscheidenden Zeit. Wissenschaftler sagen

uns, wir hätten nur 10 Jahre, um unsere Lebensweise zu ändern, um

das Aufzehren von Rohstoffen zu verhindern und um eine katastrophale

Entwicklung des Weltklimas zu verhindern.“ Mit derart drastischen

Worten appelliert der französische Fotograf und engagierte Umwelt-

schützer Yann Arthus-Bertrand an das Publikum seines Films „Home“,

den Klimawandel nicht einfach tatenlos mitzuverfolgen.

Ein Vorwurf, den man den öster-
reichischen Häuslbauern ohnehin
nicht machen kann. 72 Prozent
von ihnen legen auf eine ökologi-
sche Bauweise Wert, 77 Prozent
halten natürliche und gesunde
Baustoffe für wichtig (Quelle:
Häuslbauerstudie 2008). Umso
wichtiger ist es, schon bei der
Auswahl von Baumaterialien ver-
stärkt auf die ökologische Ver-
träglichkeit zu achten.  

Verantwortung Dach

Auch wenn es ums Dach geht,
lohnt es sich, die verschiedenen
Bedachungsmaterialien einmal
gründlich unter die Lupe zu
nehmen. Dabei zeigt sich, dass
Bramac-Dachsteine im Vergleich
zu anderen verbreiteten Mate-
rialien wesentlich klimafreund -
licher sind. Hauptursache dafür
ist die ressourcenschonende
Herstellung der Dachsteine.
Manche Bedachungsmaterialien

Bramac Dachsysteme Inter-
national GmbH
Bramacstraße 9
3380 Pöchlarn
Tel.: 02757/4010-0
Fax: 02757/4010-61
Web: www.bramac.at
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www.hypoinvest.at

Hohe Sicherheit. Eine Qualität, auf die Sie sich verlassen 

können. Gerade in Zeiten wie diesen. Und das seit nicht weniger 

als 120 Jahren in Niederösterreich und Wien. Exzellente Beratung 

ist der Anspruch des NÖ HYPO Investmentbank-Konzerns – und 

ein Unternehmenswert, auf den Sie bauen können.

Das Mutterinstitut, die HYPO Investmentbank, sowie NÖ HYPO 

Leasing und NÖ Real-Consult sind die Spezialisten für Groß-

kunden auf Landes- und Gemeindeebene.

Weiters bietet die Finanzgruppe mit ihrer Tochterbank 

HYPO Landesbank für Niederösterreich und Wien eine kompetente 

Universalbank mit 28 Filialen für Private, Freiberufl er sowie 

Klein- und Mittelbetriebe. 

Rechnen Sie mit uns, wenn es um maßgeschneiderte Finanzier-

ungskonzepte für kommunale Projekte geht, verlassen Sie sich 

auf Profi s, wenn es um zukunfts-sichere Veranlagungsstrategien 

für Kommunen und Institutionen geht. Lösungskompetenz aus 

einer erfahrenen Hand. Nicht nur die öffentliche Hand ist hier 

fi nanziell in besten Händen.

Für alle Gemeinden, 
die von ihrer Bank mit 
Sicherheit mehr erwarten

Überzeugen Sie sich – am besten in einem persönlichen Gespräch: 
telefonisch unter +43 2742 4920-1250 oder per E-Mail an: johannes.kern@hypoinvest.at

Maßgeschneiderte Wärmelösungen für Städte und Gemeinden 

Seit mehr als 40 Jahren be-
treibt die KELAG Wärme
GmbH österreichweit Fern-
wärmenetze und Ener-
gieleitzentralen. Gemein-
sam mit Netzwerk-Unter-
nehmen bietet das Kärntner
Unternehmen das gesamte
Know-how im Bereich der
Wärme- und Energieversor-
gung an. Ob bestehende
Anlagen optimiert oder mo-
dernisiert oder neue Projek-
te geplant, umgesetzt und
betrieben werden –  für je-
de Gegebenheit gibt es die
maßgeschneiderte Lösung.

Energieservice

Dort, wo der Aufbau eines
Fernwärmenetzes nicht
möglich ist, bietet die 
KELAG Wärme GmbH für
größere Wohnanlagen und
Wohnsiedlungen das Ener-

gie- und Bioenergieservice
an. Im Rahmen eines Ener-
gieservices werden sämtli-
che Dienstleistungen im Zu-
sammenhang mit Wärme
für Raumheizung und
Warmwasser erbracht. Dies
beginnt bei der bedarfsopti-
mierten Planung und Finan-
zierung, reicht über Betreu-
ung der Anlagen bis hin zur

objektbezogenen  Einzelab-
rechnung. Das kommunale
Energiebudget kann auf
Jahre voraus optimal ge-
plant werden.

Intelligent kombiniert

Die Stadtgemeinde Hart-
berg wird seit 1986 mit
Wärme der KELAG Wärme
GmbH versorgt. Mit der
Stadtgemeinde und der In-
dustrie gemeinsam ist es
gelungen, eine sehr intelli-
gente Kombination der
Wärmeversorgung zu ent-
wickeln und zur vollsten
Zufriedenheit der Kunden
auszubauen. Mit Biomasse
wird über einen Dampfpro-
zess CO²-freie Wärme und
gleichzeitig Strom aus hei-
mischen Ressourcen er-
zeugt. Beinahe alle öffent -
lichen Gebäude, ein großer

Die Stadtgemeinde Hartberg
erspart sich jährlich mit Hilfe
der Fernwärmeversorgung der
KELAG Wärme GmbH rund 2600
Tonnen CO².
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KELAG Wärme GmbH 
St.-Magdalener-Straße 81
9506 Villach
T.: +43(0)50280-2862
www.kelagwaerme.at

Information

Industriebetrieb sowie eine
Vielzahl von Gewerbebe-
trieben und Privaten sind
Wärmekunden der  KELAG
Wärme GmbH. Bürgermeis-
ter Direktor Karl Pack zeigt
sich zufrieden mit den Leis-
tungen und dem Service
der KELAG Wärme GmbH:
„Die administrative und
wirtschaftliche Zusammen-
arbeit zwischen der Stadt-
gemeinde Hartberg als
Großabnehmer und der 
KELAG Wärme GmbH funk-
tioniert hervorragend.“

Kompetenter Partner bei der Wärmeversorgung
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tem Niveau gehört ebenso wie
der Medien- und Bildbearbei-
tungsserver, das Intranetmodul,
Web 2.0. Anwendungen oder

Help.gv Lebenslagen zum Leis -
tungsumfang von RiS-Kommu-
nal. Nach Belieben kann das Ba -
sis-Produkt um weitere Zusatz-
module – eines davon ist das
neue Vermarktungsmodul von
RiS-Kommunal – ergänzt werden.

Mit dem Vermarktungsmodul
von RiS-Kommunal besteht nun
die Möglichkeit, die Kosten für
den laufenden Betrieb der
Home page zu refinanzieren –
und dies ohne zusätzlichen 
Arbeitsaufwand für die 
Kommune!
Das Vermarktungsmodul kann
von RiS-Kommunal Kunden 
jederzeit kostenlos bestellt 
werden. 
Nützen Sie Ihre Homepage auch
als Vermarktungs-Plattform für
die lokale Wirtschaft, denn ne-
ben den Wirtschafts-News sind
Werbungen auf der Gemeinde-
Homepage einer der wenigen 
effektiven Möglichkeiten für 
lokale Unternehmen, sich den
Kunden punktgenau zu präsen-
tieren. 

Machen Sie mit und setzten 
Sie auf innovative Lösungen,
welche dem Puls der Zeit ent-
sprechen und keinen zusätz -
lichen Aufwand für Ihre 
Gemeinde bedeuten. Bestellen
Sie darum das kostenlose 
Vermarktungsmodul von RiS
Kommunal und schalten Sie ihre
Homepage auf „Umsatz-Auto-
Pilot“!

Information

Internet-Auftritt sinnvoll genutzt sorgt für Refinanzierung 

„Umsatz-Auto-Pilot“ für 
Internet-Auftritt der Gemeinden 
Die Gemeinden Österreichs stehen vor einer großen Herausforderung.

Die Einnahmen sinken immer mehr – die Ausgaben dagegen steigen

durchschnittlich um elf Prozent pro Jahr.

Laut einer Umfrage des „Öster-
reichischen Gemeindebundes“
lehnen sowohl Bürgermeister als
auch die Bevölkerung eine Fi-
nanzierung durch neue Schul-
den ab. Leistungskürzungen in
verschiedenen Bereichen wer-
den aber von den Bürgern
natürlich nicht gerne gesehen.
Diese Herausforderung ist aller-
dings sowohl den Bürgermeis -
tern als auch der Bevölkerung
bewusst. 83 Prozent der Bürger-
meister und 52 Prozent der Be-
völkerung glauben nach einer
Befragung des Österreichischen
Gemeindebundes, dass die kom-
munalen Leistungen in Zukunft
nicht wie bisher finanziert wer-
den können.
Die RiS GmbH, Marktführer für
Internet-Plattformen im Ge-
meindeumfeld mit dem Produkt 
RiS-Kommunal, stellt daher
Ihren Kunden eine innovative
Möglichkeit zur Verfügung, ihre
Ausgaben für die virtuelle Ge-
meinde (Homepage) zu refinan-
zieren: Das neue Vermarktungs-
modul der RiS-GmbH. 

RiS-Kommunal ist ein webba-
siertes Content Management 
System (WCMS) für Städte und
Gemeinden. Knapp die Hälfte
der österreichischen Kommu-
nen, also ca. 1100 und einige
Regionen, nützten das webba-
siertes Content Management 
System (WCMS) der RiS GmbH.
Schon im Basispaket bietet RiS-
Kommunal einen großen Leis -
tungsumfang und viele kosten-
lose Inhalte und Anwendungen,
die laufend aktualisiert werden.
Die Barrierefreiheit auf höchs -

RiS GmbH
Ing.-Kaplan-Gasse 1
A-4400 Steyer
Tel: 07252/861 8610
Fax: 07252/861 8633
E-Mail: office@ris.at
Web: www.ris.at

Die Gemeinden Kremsmünster und Stadtschlaining pro-
fitieren bereits von den modernen Refinanzierungs-
Möglichkeiten im Word Wide Web. 
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Kapfenberg Trofaiach

Straßen & Wege 

Terrassen 

Plätze & Flächen 

Innenhöfe 

Fußgängerzonen Die Kunst des Gestaltens. 

Mehr unter: www.semmelrock.com

Messehighlights

Premiere der neuen gecurlten Oberfläche!

Systempflaster Einstein® – Das Pflaster-

system, das niemals aus den Fugen gerät.

Gewinnspiel! Gewinnen Sie:  

300 m² Systempflaster Einstein®  
Stärke 10 cm mit neuer gecurlter Oberfläche 

für die Gestaltung einer Verkehrsfläche in  

Ihrer Gemeinde!
 

Besuchen Sie uns  

auf der Kommunalmesse!  

9.-10. September 2010  

Stand Nr. 433
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Therm-Liner-System verwendet Wärme aus Abwasserkanälen für Heizung und Kühlung

Noch nie war Energieein -
sparung so wichtig wie heu-
te. Mit einer Temperatur
von 20°–25° verlässt das
Abwasser bisher ungenutzt
unsere Haushalte. 
Dem Abwasser Wärme zu
entziehen, um es für Heiz-
zwecke nutzbar zu machen,
war schon lange ein
Wunsch vieler Ingenieure,
es ist eine wirtschaftliche
Art, um Energiekosten ein-
zusparen. Alleine in
Deutschland könnten mehr
als 2 Millionen Haushalte
mit Energie aus dem Ab-
wasser beheizt werden.
Auch in Österreich ist diese
Zahl sehr hoch. 

Aktiver Beitrag

Mit Hilfe von in den Abwas-
serkanal eingebauten Edel-
stahlwärmetauschern, Sys -
tem „THERM-LINER“, wird
dem warmen Abwasser
Wärme entzogen, und über
eine Wärmepumpe können
so Gebäude beheizt und
gekühlt werden. Der CO2

Ausstoß wird so erheblich
vermindert und es wird so-
mit aktiv zum Klimaschutz
beigetragen.
Geeignet zur Abwasserwär- E

.E
.

WM Umwelttechnik
GmbH,  Fellhof 5
4741 Wendling
Tel.: 07736/6072
office@wm-

umwelttechnik.at
www.wm-

umweltechnik.at

Information

menutzung sind dabei alle
begehbaren Querschnitte
mit Nennweiten größer 800
Millimeter, bei Abwasser-
mengen mit einem Tages-
mittel ab ca. 20 Liter/ 
Sekunde. 

Technik für Umwelt

Die WM Umwelttechnik
GmbH ist ein junges inno-
vatives Unternehmen mit
Sitz in Wendling. Es be-
schäftigt  sich mit Umwelt-
technik und erneuerbaren
Energien und bietet einige
innovative Systeme für her-
vorragende Wirtschaftlich-
keit bei einer ökologisch
sinnvollen Technik.

Abwasser-Energie einfach nutzbar gemacht 

Das innovative Wärmetauschersystem „Therm-Liner“ nutzt die
Energie aus Kanälen für Heizung und Kühlung von Gebäuden. Mit
speziellen Edelstahlwärmetauschern (auf dem Boden des Kanals)
wird dem Abwasser Wärme entzogen und verwendet. 



FINANZIERUNGSSERVICE

GEHÖREN SIE SCHON ZU 
DEN ENERGIESPARGEMEINDEN
IN ÖSTERREICH?

1

JETZT

€ 500,-
ENERGIECHECK-

BONUS NUTZEN!

In Kooperation mit Energy Globe

Investieren Sie in Energiesparmaßnahmen in Ihrer Gemeinde und nutzen Sie die dadurch entstehende 
finanzielle Ersparnis für Ihre Bürger. Ihr BAWAG PSK Betreuer-Team und die Experten von Energy 
Globe stehen Ihnen bei der Umsetzung Ihrer Projekte aktiv zur Seite.

www.unternehmenösterreich.at
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Wie unterscheidet sich Manpower
von anderen Personaldienstleis -
tern?
Pichorner: Manpower gibt es
seit 60 Jahren, davon über 25
Jahre in Österreich, unser
Know-how ist also sehr groß. 
Wir sind ein seriöser Anbieter
am Markt und flächendeckend
vertreten. Alle unsere Mitarbei-
terInnen werden entsprechend
der gesetzlichen Regelungen be-
zahlt, angemeldet und versi-
chert. Somit können wir garan-
tieren, dass von uns vermittelte
ZeitarbeitnehmerInnen fair be-
handelt werden.

Sind Sie auch in anderen öffent -
lichen Bereichen tätig? 
Pichorner: Wir beliefern von Mi-
nisterien über Universitäten und
Krankenhäuser die unterschied-

lichsten öffentlichen Institutio-
nen. Ich persönlich habe vor
fünf Jahren zum Beispiel einen
Amtsleiter besetzt.

Gerade in der Krise können Sie den
Arbeitsmarkt sehr positiv stimulie-
ren. Warum soll eine Gemeinde
mit Ihnen zusammenarbeiten?
Pichorner: Gemeinden finden
auf der einen Seite einen Part-
ner für schwankenden Personal-
bedarf, verursacht durch saiso-
nale Schwankungen, kurzfristi-
gen Bedarf z. B. bei Veranstal-
tungen und Projekten, Urlaub,
Krankenstand oder Karenz,
Mangel an höherqualifiziertem
Personal und Personalfluktuati-
on. Eine große Möglichkeit se-
hen wir auch in Gemeinde-Ko-
operationen. Sobald sich mehre-
re Gemeinden zusammentun,
können Arbeitskräfte effizient
und flexibel auf mehrere Stand-
orte verteilt eingesetzt und 
Synergien gebildet werden.

Manpower ist auch in der Perso-
nalberatung tätig. Können Sie hier
ebenfalls Kommunen unterstüt-
zen?
Pichorner: In den Gemeinden ist
die Fluktuation in den letzten
Jahren durch gesellschaftlich
veränderte Rahmenbedingun-
gen ebenfalls gestiegen. Manpo-
wer unterstützt Gemeinden bei
der Definition von Personalbe-
darf und in weiterer Folge bei
der Rekrutierung.

Information

ZeitarbeitnehmerInnen werden für Kommunen zunehmend interessant

Arbeit auf Zeit – auch in
Gemeinden eine Möglichkeit
Die Firma Manpower steht mit ihrem Modell der „ZeitarbeitnehmerIn-

nen“ Gemeinden zur Verfügung. „Gerade in wirtschaftlich schwierigen

Zeiten ist dies eine gute Möglichkeit, von der beide Seiten profitieren

können“, erklärt Manpower-Geschäftsführer Erich Pichorner. 

Er gab Auskunft über das breite Service-Spektrum, das Manpower 

Gemeinden bietet. 

Manpower ist der erste Personal-
dienstleister, der mit dem Konzept
ZeitarbeitnehmerInnen offensiv
auf den kommunalen Sektor zu-
geht. Welche Leistungen bieten
Sie und wie können Gemeinden
davon profitieren? 
Pichorner: Wir bieten Gemein-
den ein breites Spektrum an
Personaldienstleistungen, dar-
unter Zeitarbeit und Personal-
vermittlung sowie die Unterstüt-
zung bei der Suche nach qualifi-
ziertem Personal.
Grundsätzlich erkennen wir,
dass Gemeinden schwankenden
Arbeitskräfte-Bedarf in vielen
Bereichen wie Winterdienst,
Freibad, Bauhof  oder in der Ver-
waltung haben.
Die Vorteile liegen im schnellen
Einsatz; innerhalb von 48 Stun-
den können wir nahezu in ganz
Österreich Stellen mit Fachkräf-
ten besetzen und mit der Flexi-
bilität der Beschäftigungsdauer
punkten, insbesondere bei saiso-
nalen Schwankungen.

Gemeinden haben jedoch auch ei-
nen „sozialen Auftrag“. Können es
sich kommunale Arbeitgeber
überhaupt leisten, Zeitarbeitneh-
merInnen, sprich ortsfremde Per-
sonen, einzustellen?
Pichorner: Die Erfüllung des
„sozialen Auftrags“ steht in kei-
nem Widerspruch zur Zeitarbeit.
Manpower kann auf die speziel-
len Bedürfnisse der Gemeinden
eingehen und auch Mitarbeiter
der jeweiligen Region einsetzen.

Manpower GmbH 
Schottenring 12
1010 Wien
Tel.: 01/516 76-100
Fax: 01/516 76-699
E-Mail: service

@manpower.at
Web: www.manpower.at

Kommunal-Geschäftsführer Michael Zimper im Gespräch
mit Manpower-Geschäftsführer Erich Pichorner. 

E
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nen Anforderungen entspricht.
Ein zentrales Anliegen der Eu-
ropäischen Kommission ist die
Schaffung des europäischen Bin-
nenmarktes, indem durch ange-
messenen Wettbewerb Produkte
und Dienstleistungen effizienter
und preisgünstiger zur Verfü-
gung gestellt werden können.
Die Organisation der Wasser-
dienstleistungen reicht derzeit
von rein kommunaler Aufgaben -
erfüllung durch die Gemeinden
über die Beteiligung von priva-
ten Unternehmen bis hin zur
gänzlichen Auslagerung der
Dienstleistungen an private Un-
ternehmen.  Eine, vor allem im
Osten Österreichs gängige Vari-
ante ist die Auslagerung in Lan-
des- oder dem Land nahestehen-
de Unternehmen.
Seit 1962 liefert in Niederöster-
reich die ehemalige NÖSIWAG,
heute EVN Wasser, an rund ein
Drittel der Gemeinden das
Trinkwasser. „In den späten

60er-Jahren gab es in Gebieten
wie dem Weinviertel, Waldvier-
tel oder Marchfeld große Proble-
me mit dem Wasser. Wir über-
nahmen für diese Gemeinden
die Wasserversorgung und
konnten so eine hochwertige
Dienstleistung garantieren“, be-
schreibt Geschäftsführer der
EVN Wasser, DI Franz Dinhobl.
Heut sind es rund 400.000 Men-
schen, die die EVN Wasser mit
Trinkwasser versorgt. Warum
wollen Gemeinden ihre Wasser-
versorgung abgeben? „Es sind
viele Aufgaben, die Gemeinden
zu erledigen haben, gerade beim
Wasser gibt es strenge gesetzli-
che Bedingungen. Für kleine Ge-
meinden ist es manchmal nicht
kostendeckend, sich um alles zu
kümmern. Wir als Landesunter-
nehmen arbeiten in einem Ver-
trauensverhältnis mit den Ge-
meinden zusammen. So haben
alle einen Nutzen von unserer
Arbeit“, so Dinhobl. Teure In -
vestitionen wie Nitrataufberei-
tungsanlagen, wie sie im March-
feld oder Korneuburger Becken
benötigt wurden, konnten so
problemlos gebaut werden.  Sol-
che Anlagen arbeiten biologisch
mit Mikroorganismen, die die
Nitrate im Wasser in Sauerstoff
und Stickstoff aufspalten, wobei
der Stickstoff entweicht. Der
Wasserpreis richtet sich nach
dem Verbraucherpreisindex
„und nicht darüber hinaus“, wie
Dinhobl versichert. 

Leitungsbau ausgelagert

Während sich in Niederöster-
reich ausgelagerte Unternehmen
vorwiegend um die Trinkwasser-
versorgung kümmern, gibt es in
Oberösterreich bereits die ver-
schiedensten Modelle des lan-
desnahen Unternehmens WDL
(Tochter der Energie AG) für die
Wasserver- und die Abwasser -
entsorgung. In der Gemeinde

Die Versorgung mit einwand-
freiem Wasser ist ein Grundbe-
dürfnis unserer Gesellschaft.
Gerade im ländlichen Raum
besteht die besondere Heraus-
forderung, die flächendecken-
de Versorgung sicherzustellen.
Die kommunalen, als Verband
oder Genossenschaft oder
auch die privat organisierten
Wasserver- und Abwasserentsor-
ger stehen heute in der Pflicht,
eine zeitgemäße, umweltgerech-
te und die Kostendeckung anzu-
strebende Versorgung sicherzu-
stellen. Die Höhe des Wasser-
preises oder der Abwasserge-
bühren schwankt aufgrund re-
gional unterschiedlicher Gege-
benheiten und ist uneinheitlich.
Der Bund forciert, zur Kosten-
senkung und Erhöhung der Ver-
sorgungssicherheit, regionale
Zusammenschlüsse von Wasser-
dienstleistern  oder die Zusam-
menarbeit von benachbarten
Unternehmen im Bezug auf die
Wasserdienstleistungen.  

Chance Binnenmarkt

Mehr als 5000 Wasserversor-
gungsunternehmen sind in
Österreich für hochwertiges
Trinkwasser verantwortlich, das
den strengen, in der Trinkwas-
serverordnung festgeschriebe-

Verschiedene Modelle zeichnen die Wasserlandkarte Österreichs 

Flächendeckend: Wasserver- und
-entsorgung genauer betrachtet
Österreich, eines der wasserreichsten Länder weltweit, kann sich

glücklich schätzen über sein kostbarstes Gut. Das Trinkwasser wird

rund zur Hälfte aus Grundwasser und aus Quellwasser gewonnen. Auf-

grund der laufenden Modernisierung sind es in Nieder- und Oberöster-

reich nicht mehr nur die Gemeinden selbst, die sich um die Wasserbe-

lange kümmern, vielerorts übernahmen vor allem ländernahe Unter-

nehmen oder Kommunalverbände die Wasserversorgung. Dazu gibt es

verschiedene Modelle.  

Wesentlich für uns sind die handelnden Perso-
nen, denn Wasserbelange haben für uns eine
besondere Bedeutung. Damit wollen wir nicht
experimentieren. Jede Gemeinde hat ihre
 Wege, und eine Auslagerung ist nicht auto -
matisch besser oder schlechter.

Franz Schörkhuber, Amtsleiter Gemeinde Weyer
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Weyer beispielsweise musste im
Jahr 2004 das bis zu 100 Jahre
alte Wasserleitungsnetz des
Ortskernes komplett saniert
werden. „Wir haben Angebote
eingeholt, und aufgrund des
besseren Preises entschieden wir
uns dafür, dass die WDL uns die
technischen Einrichtungen baut
und wir sie von ihr zurücklea-
sen. Dabei bleibt es rein bei 
einer Auslagerung der techni-
schen Einrichtungen für die
Wasserversorgung. Die Ge-
bührenhoheit und die Instand-
haltung des Netzes liegt nach
wie vor bei der Gemeinde Wey-
er. Auch die Quellen sind unser
Eigentum“, erklärt Amtsleiter
Franz Schörkhuber. Die Gemein-
de profitiere vom „Know-how“
der WDL und deren Fachperso-
nal. Diese Variante kam Weyer
deutlich billiger, als ein eigenes
Darlehen für den Wasserlei-
tungsbau aufzunehmen. Doch
ohne Vertrauensverhältnis wäre
dieser Vertrag nicht zustande ge-
kommen. „Wesentlich sind die
handelnden Personen, denn

Wasserbelange haben für uns ei-
ne besondere Bedeutung. Damit
wollen wir nicht experimentie-
ren“, erklärt Schörkhuber wei-
ter. Eine Übergabe an ausländi-
sche Unternehmen könne man
sich in Weyer nicht vorstellen.
Ob eine Wasserdienstleistungs-
auslagerung für ihn besser sei,
will Schörkhuber nicht
grundsätzlich entscheiden. „Das
kommt auf die Gegebenheiten
an. Jede Gemeinde hat ihre We-
ge, und eine Auslagerung ist
nicht automatisch besser oder
schlechter“, gibt Schörkhuber
seine Meinung bekannt.  Die Ab-
wasserentsorgung wird in Weyer
vom Abwasserverband gemein-
sam mit der Marktgemeinde
Gaflenz übernommen. Dieser
Verband ist ebenfalls in den
Händen der WDL. Auch in dem
Bereich profitieren die Gemein-
den  vom Fachpersonal und der

Qualität der Abwicklungen, wie
der Amtsleiter bestätigt.  

Dienstleistungen werden
in Sattledt übernommen

Ein anderes Modell findet sich
in der Gemeinde Sattledt. Dort
wurde vor gut acht Jahren der
Betrieb der Wasserversorgung
an die WDL ausgelagert. Der
Grund? „Unser Gemeindemitar-
beiter, der für die Wasserbelange
zuständig war, ging damals in
Pension. Wir hätten sowohl
technisch als auch mit Personal
nachrüsten müssen und über -
legten damals, dass es sinnvoll
wäre, den Betrieb auszulagern“,
erklärt Sattledts Bürgermeister
Gerhard Huber. Er ist bis heute
sehr zufrieden mit der Entschei-
dung. Wasserpreislich bewegt
sich die Gemeinde im Bereich
der Mindestgebühren des Lan-
des Oberösterreich und die Ar-
beit ist kostendeckend. Die Ge-
meinde blieb bei dieser Form
der Auslagerung Eigentümer des
Leitungsnetzes. Die gemeinde-
eigene Quellenanlage wurde zu
einer Notwasseranlage umfunk-
tioniert, denn das Wasser selbst
kommt nun aus Brunnen der
WDL, die sich in Nachbarge-
meinden von Sattledt befinden.
Zusätzlich ist die WDL gerade
dabei, einen digitalen Leitungs-
kataster für die Wasser- und Ka-
nalnetzleitungen zu erstellen.
Wie schaut das aus, wenn es ei-
nen Wasserrohrbruch gibt? „Wir
sind mit den Dienstleistungen
der WDL sehr zufrieden, bei
Rohrbüchen etc. kam es immer
zu raschen Reaktionen. Ein eige-

ner Mitarbeiter der WDL, der für
unser Gemeindegebiet zustän-
dig ist, wohnt in unmittelbarer
Nähe und somit ergeben sich
viele Vorteile“, beschreibt Bür-
germeister Huber. Die Wasser-
dienstleistung an Unternehmen
zu übergeben sei auch für ihn 
eine Vertrauensfrage. An auslän-
dische Unternehmen wäre das
kaum denkbar.  

Unterschiedlicher Zugang

In den anderen Bundesländern
liegt die Wasserversorgung tra-
ditionell in Gemeindehänden,
während die Abwasserentsor-
gung vielerorts in Gemeinde-
verbänden organisiert wird.  Im
Hinblick auf die knappen Kassen
und immer wiederkommenden
Investitionen für Sanierungs-
maßnahmen werden Modelle,
wie oben beschrieben, für viele
Gemeinden als neue Möglichkeit
herangezogen. Ganz unter-
schiedlich haben viele Gemein-
den deutlich mehr Wasser zur
Verfügung als sie benötigen,
oder weniger Wasser, welches
sie von Brunnen oder Quellen
aus Nachbarorten beziehen. 
Wasser, ein sich selbst erneuern-
des Grundnahrungsmittel, wird
in Österreich über den Nieder-
schlag in überreichem Ausmaß
nachgeliefert. Wichtig dabei ist,
dass es gereinigt in den natür -
lichen Kreislauf zurückgegeben
wird. Auch in der Hinsicht ist
Österreich Vorreiter mit einer
fast flächendeckenden Abwas-
serreinigung in Kläranlagen, die
meist in den Händen der öffent-
lichen Hand sind. 

Aufgrund der konsequenten Abwasserreinigung haben bereits 88 Prozent der heimischen Ge-
wässer die Güteklasse eins oder zwei auf einer fünfstufigen Skala. 

Wir hätten sowohl technisch als auch mit 
Personal nachrüsten müssen und überlegten
damals, dass es sinnvoll wäre, den Betrieb
auszulagern.

Gerhard Huber, Bürgermeister Sattledt
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des neuen Brunnens wurden mit
rund € 400.000 durch die Ge-
meinde finanziert. Damit stehen
diese Anlagen inkl. Wasserrecht,
vereinfacht gesagt also das Was-
ser, im Eigentum der Gemeinde.
25 km Leitungsnetz, 420 Haus -
anschlüsse und zwei Hochbehäl-
ter wurden durch die WDL als
Bauherr errichtet (rund € 4,2
Mio.). Die Infrastruktur wurde

anschließend zur weiteren Nut-
zung über einen Zeitraum von
25 Jahren an die Gemeinde ver-
least. In einer eigenen Überein-
kunft verpflichtete sich die WDL,
ausschließlich das Wasser der
Gemeinde zu übernehmen und
kein Wasser aus der Leitung für

eigene Zwecke zu entnehmen.
Damit konnten alle Sorgen vor
einem „Ausverkauf“ des Was-
sers zerstreut werden. 
Besonders wichtig war die Zu-
sammenarbeit zwischen Ge-
meinde und WDL vor und
während der Bauzeit. Die
Praktiker des Gemeindebau-
hofs waren sowohl in die Pla-
nung als auch in die Bauüber-
wachung eingebunden, jene
der Verwaltung in den Verga-
beprozess. Die lückenlose
Kontrolle war also gewährleis -
tet. Nach Übergabe der Anla-
gen kümmert sich die Gemein-
de um Gebührenfestlegung
und -einhebung. Zur Sicher-
stellung eines optimalen und
werterhaltenden Betriebs wird
die Gemeinde dabei von der
WDL beraten.
Die Anlage wurde im Zeit-
und Budgetrahmen fertigge-
stellt und ist seit nunmehr fast
fünf Jahren völlig problemlos
in Betrieb. Obwohl das Lei-
tungsnetz derzeit „nur“ ge-
least ist, sind die Bürger stolz
auf „ihr“ Weyrer Wasser und

dieses für die 5000 Einwohner
Gemeinde große Projekt.

Information

Wasserleasing aus Oberösterreich

Innovatives PPP-Modell für die
Wasserversorgung von Weyer
In Zeiten knapper Ressourcen ist auch in Österreich steigendes Interes-

se an Outsourcing-Modellen festzustellen. Besonders dann, wenn

 sichergestellt ist, dass die Hoheit über die Infrastruktur und die

 Entscheidung über die Gebühren in öffentlicher Hand bleiben.

Die Modellvielfalt ist dabei ge-
nau so groß wie die Zahl der un-
terschiedlichen Problemstellun-
gen in den Gemeinden, so der
Verantwortliche für das Wasser-
geschäft der Energie AG, Dipl.-
Ing. Christian Hasenleithner. Ein
Beispiel für ein erfolgreiches
Projekt, das auf den konkreten
Anlassfall maßgeschneidert
wurde, ist die Modernisierung
der Wasserversorgung für die
oberösterreichische Gemeinde
Weyer.
Das Problem eines überalterten
Leitungsnetzes werden in den
nächsten Jahren noch sehr viele
österreichische Gemeinden ha-
ben. In der Ennstaler Marktge-
meinde Weyer stammte der Kern
der Wasserversorgung aus dem
Jahre 1904. Dementsprechend
hoch waren die Anzahl von
Rohrbrüchen, Netzschäden und
die Wasserverluste. Auch der
Wasserbedarf hat im Laufe der
Zeit stark zugenommen, so dass
ein neuer Brunnenstandort ge-
sucht wurde. Die Gemeinde hat
sich nach einem intensiven Dis-
kussionsprozess dazu entschie-
den, die Abwicklung des Vorha-
bens in Form eines Leasingmo-
dells an einen privaten Partner
auszulagern. So wurden Aus-
schreibung, Vergabe, Bauma -
nagement und Finanzierung des
€ 4,5 Mio.-Projektes durch die
WDL Wasserdienstleis tungs
GmbH abgewickelt. 
Im Detail wurde folgende 
Lösung gewählt: Die Erneue-
rung der alten Quellfassungen
(vor 1920) und die Errichtung

WDL GmbH
Böhmwaldstraße 3
4020 Linz
Tel.: 0732/9000
Fax: 0732/9000-3772
E-Mail: office@wdl.at
Web: www.wdl.at

Der Wasserleitungsbau in Dürnbach bei Weyer. Heute
gibt es rund 25 Kilometer Wasserleitungsleasing in der
Gemeinde. 
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Unser Wasser. Unser Leben.
24 Stunden am Tag. 365 Tage im Jahr.

www.wdl.at

Marktgemeinde Weyer 
eine von über 1000 Gemeinden und Städten die auf unser Wasser Know how baut.
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EIN GUTES 
BEISPIEL FÜR 
BÜRGERNÄHE.



Auf der Kommu-
nalmesse 2010
präsentierte
Microsoft Lösun-
gen, die die tägli-
che Arbeit in den
österreichischen
Gemeinden und
Städten erleich-
tern können, wie
z. B. Microsoft
Office 2010 oder
Lösungen für

Kommunikation und Zusammenarbeit.
Neben diesen Neuheiten gingen wir
auf die Anforderungen von Gemein-
den und Bürgern an die IT ein (lesen
Sie dazu den Beitrag der Donau-Uni-
versität Krems in dieser Ausgabe) und
zeigten bereits realisierte Konzepte in
diesem Bereich – wie z. B. den Explo-
rer des „Digitalen Österreich“: Egal ob
Rechtsauskunft, Lohnsteuerausgleich
oder Sicherheitsinformationen: Mit
dem ersten E-Government Browser
weltweit ist das virtuelle Amt nur ei-
nen Mausklick entfernt. Die Initiative
von Digitales Österreich mit Unterstüt-
zung von Microsoft Österreich erleich-
tert allen ÖsterreicherInnen den über-
sichtlichen, schnellen und sicheren Zu-
gang zu ihren E-Government Anwen-
dungen. So sind z. B. FinanzOnline,
das Firmenbuch, der Strafregisteraus-
zug oder die Meldebestätigung auf ei-
nen Klick erreichbar. Über 1000 For-
mulare stehen zum Download zur Ver-
fügung, mehr als 350 Verfahren kön-
nen online abgewickelt werden.
Außerdem finden sich praktische Ser-
vices der Partner des Webbrowsers 
(z. B. ÖBB Fahrplanauskunft oder die
Sozialversicherungsleistungen).
Der „Digitales Österreich“-Explorer
vereint die Vorteile bewährter E-Go-
vernment-Portale für Unternehmen
(USP.gv.at) und Bürger (HELP.gv.at)
sowie Online-Amtswege mit der Bür-
gerkarte mit der bewährten Sicherheit
des meist genutzten Browsers, dem
Microsoft Internet Explorer 8. 
Unter www.digitales.österreich.gv.at/
explorer steht der kostenlose Web -
browser zum Download bereit.
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E-Government- 
Anwendungen mit
einem Klick

„Digitales Österreich“
Explorer

Christian Beyrl,
Verkaufsleiter für
öffentliche Unter-
nehmen im Mittel-
stand, Microsoft

GreenCart – Wirtschaftlich und 
umweltfreundlich

Elektrofahrzeuge erobern die Fuhrparks

Information
Cetra Trading GesmbH
Harald Weidhofer
Tel.: 01/269 89 31
Web: www.greencart.at

Am Puls der Zeit mit digitalen 
Infosäulen

Die Digilights lösen das „Schwarze Brett“ ab

„Wir freuen uns über das
große Interesse und ste-
hen mit 12 Gemeinden
kurz vor Vertragsab-
schluss“, freut sich
 Alexander Christ, GF der
Digilight Werbe- und
Netzwerk GmbH, „bis
Weihnachten werden wir
österreichweit mit  
70 Standorten online 
gehen.“
Gemeinden mit mehr als
10.000 Einwohnern bekommen 
Digilights gratis zur Verfügung ge-
stellt – für kleinere Gemeinden gibt
es günstige Beteiligungsmodelle. Auf
den sonnenlichttauglichen, vandalis-
mussicheren LCD-Screens wird ein
Programm-Mix aus Information,
 Unterhaltung und Werbung gesendet,
wobei die Gemeinden 20 Prozent der
Sendezeit nützen können. Einspie-
lung und Kontrolle des Programms

erfolgt über ein leicht
zu bedienendes Con-
tent Management
 Programm.
Die Hälfte der Sende-
zeit steht regionalen
und nationalen Werbe-
partnern zur Verfü-
gung, wodurch sich die
Digilights refinanzie-
ren.

Information
Digilight Werbe- und Netzwerk
GmbH
Universitätsstraße 9
1090 Wien
KommR Robert Oman
Tel: 0676/634 50 60
oman@digilight.at
www.digilight.at

Die elektronische
Infosäule.

Nicht erst seit der letzten Ölpreiserhö-
hung werden Elektrofahrzeuge immer
mehr zur kostenschonenden Alterna-
tive in Kommunen, Hotellerie, Touris-
mus und in Gewerbebetrieben.
Vorbei sind die Zeiten, wo Elektro-
fahrzeuge irgendwelche Defizite auf-
wiesen: die straßentauglichen Elek-
tro-Fahrzeuge von GreenCart über-
zeugen durch leichte Bedienbarkeit
und unglaubliche Flexibilität. Green-
Carts verfügen über ein On-Board-La-
desystem und Panoramakabinen. Wie
bei einem Pick-up ist der Aufbau der
großvolumigen Transportfläche indi-
viduell gestaltbar. Der wieselflinke
Elektrolaster transportiert vom sperri-
gen Gartengerät bis hin zu kostbaren
Wäscheladungen alles bequem – und
zwar bei jedem Wetter. Durch die kin-
derleichte Bedienung können Green-
Carts von FahrerInnen ab 16 Jahren
führerscheinfrei gelenkt werden. Da-
zu gibt es geprüfte Gurtsysteme,

 Sicherheitsglas und einwandfreies
ROPS Prüfzeugnis . Abgerundet wird
das Angebot von einer dreijährigen
Garantie, Haft- und Kaskoversiche-
rung und einem flächendeckenden
Servicenetz mit Mobilitätsgarantie. 
GreenCarts vereinen somit das Beste
vom besten aller am Markt erhältli-
chen Carts.
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System entschieden. Sein erstes
Fazit: „Es ist fast unglaublich. In
den ersten zwei Monaten haben
wir 80 Prozent der Urnensäulen
verkauft. Das hätten wir mit der
Urnenwand nie geschafft.“ Die
Herstellungskosten seien eben-
falls gering gewesen. 
Die Urnensäule ist eine neue,
pietätvolle und vor allem leist-
bare Grabform. Eine Grabpflege
ist ebenfalls nicht mehr ver-
pflichtend. 

Information

Das Gräbersterben nimmt zu. Die Urnensäule bietet die perfekte Lösung

Ein todsicheres Geschäft
Die Gemeinden haben massive Probleme:

Immer mehr Gräber werden aufgelassen

und verursachen sehr hohe Kosten. Die

Instandhaltung und Sanierung von Ur-

nenwänden reißen ein Loch ins Gemein-

de-Budget. Die Firma Grabkult bietet mit

der Urnensäule eine einfache und zu-

gleich geniale Lösung für diese Probleme.

Die Trauerkultur ist im Um-
bruch. Große Grabanlagen, die
der Steinmetz zu überhöhten
Preise aufstellt, finden nicht
mehr den Zuspruch wie früher –
viele Hinterbliebene verzichten
daher auf ein Grabmal. Immer
mehr Gräber werden aufgelas-
sen. Es entstehen dadurch Land-
schaftslücken und zusätzliche
Kosten, die die Gemeinden nicht
so einfach aufbringen können.
Die Urnenwände bieten keine
Alternative. Sie müssen teuer
vorfinanziert werden. Vor allem
in Zeiten des Sparens kann das
ein großes Loch in die Gemein-
dekassen reißen. Außerdem 
vergehen oft einige Jahrzehnte,
bis die Wand zur Gänze belegt
ist. Hinzu kommt die fehlende
Ästhetik. Urnenwände wirken
kalt und sind unpersönlich.
Eine einfache wie geniale Lö-
sung bieten die Urnensäulen der
Firma Grabkult. Sie bestehen
aus traditionellem Naturstein
und fügen sich perfekt in das Er-
scheinungsbild eines jeden
Friedhofs ein. Die Urnensäule
besteht aus einzelnen Segmen-
ten, die innen hohl sind, um die
Urne darin aufzubewahren. Die
Segmente (maximal vier an der
Zahl) lassen sich problemlos zu
einer bis zu 1,6 Meter hohen
Säule zusammenfügen. 
Matthias Gelbmann, burgenlän-
discher Landtagsabgeordneter
und Bürgermeister von Andau,
hat sich ebenfalls für dieses 

Grabkult
Ingenierbüro für Land-
schaftsplanung 
Sternhofweg 54
5020 Salzburg
Tel.: 0676/6666 446
Mail: office@grabkult.com
Web: www.grabkult.com

Die neue pietätvolle Urnenbestattung am Friedhof in Andau. 
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Dr. Harald Pitters, Trendex-
perte und Kommunalforscher

Ergebnisse von Meinungs-
umfragen spielen sowohl in
der Mediengesellschaft, in
Politik und Wirtschaft als
auch in der Wissenschaft ei-
ne zentrale Rolle. Man
kennt sie als Hochrechnun-
gen, Marktanteile, Popula-
ritätswerte und Einschalt-
quoten sowie in Form von
immer neuen Zahlen rund
um das Internet. In Wirt-
schaftsunternehmen wer-
den auf ihrer Basis bedeut-
same Entscheidungen ge-
fällt, und kein politischer
oder gesellschaftlicher In-
teressensvertreter kommt
ohne ihre Erkenntnisse aus.
Die Fähigkeit, empirische
Statistiken in ihrer Aussage-
kraft richtig einschätzen zu
können beziehungsweise
sie selbst einzusetzen, stellt
einen entscheidenden Wett-
bewerbsvorteil dar. 
Auch auf Gemeindeebene
hat sich die Bedeutung von
Umfragen in letzter Zeit
stark erhöht. Mehr als 80%
der BürgerInnen geben an,
solche Umfragen mit Inter-
esse zu lesen. Inhaltlich
umfassen die Befragungen
auf Gemeindeebene ein
breites thematisches Spek-
trum. Anforderungsprofile
und Images im Zusammen-
hang mit Gemeinden wer-
den dabei ebenso
untersucht wie die
Zufriedenheit mit
den angebotenen
Leistungen. Die Er-
hebung der Stim-
mung zu zentralen
gemeindespezifi-
schen Themen, et-
wa örtliche Gewer-
beprojekte, Touris-
mus oder Lebens-
qualität im Allge-
meinen, stellt für
die Gemeindepoli-
tik eine unverzicht-
bare Notwendig-

keit dar. Wichtige Gemein-
deprojekte können so auf
ihre mehrheitliche Veranke-
rung in der Bevölkerung
überprüft werden. 
Die Forderung nach mehr
Einbindung des Bürgerwil-
lens ist allgegenwärtig. Vor
dem Hintergrund einer sich
ständig modernisierenden
Gesellschaft erscheint gera-
de auf der kommunalen
Ebene die Berücksichtigung
der „vox populi“ mehr denn
je geboten. Seriöse und prä-
zise Umfrageanalysen stel-
len dabei – im Zusammen-
spiel mit anderen zentralen
Aspekten – eine wichtige
Säule der kommunalpoliti-
schen Entscheidungsfin-
dung dar.

Zum Autor

Nach Beendigung seines
Rechts- und Politikwissen-
schaftsstudiums in Salz-
burg, Madrid und Budapest
promovierte Harald Pitters
mit einer empirischen Un-
tersuchung von politischen
Trends in der modernen
Mediengesellschaft. Er star-
tete seine berufliche Lauf-
bahn als Stagiaire bei der
Europäischen Kommission
in Luxemburg und war da-
nach als Projektassistent für
das „Eurobarometer“ in
Brüssel tätig. Daraufhin er-
folgte der Wechsel nach

Hamburg, wo er bei
Ipsos Deutschland
drei Jahre lang For-
schungsprojekte im
Bereich Medien- und
Sozialforschung ko-
ordinierte. Danach
arbeitete er fünf Jah-
re für das öster-
reichische Gallup-In-
stitut als leitender
Projektverantwort -
licher. Ab sofort
schreibt Pitters die
„KommunalKolum-
ne“ zu aktuellen Ge-
meindethemen.

Die Gemeinde im Zentrum
von Umfragen

Pitters KommunalKolumne

Dr. Harald Pitters,

ist Dozent und freier

Konsulent im Be-

reich demoskopi-

scher Forschung mit

Schwerpunkt „Kom-

munalpolitik“ und

„Öffentliche Mei-

nung und Europa“.

BAWAG P.S.K. unterstützt Gemeinden 

Mehr als 2200
Haushalte haben
die „Energiemilliar-
de“ der BAWAG
P.S.K. genutzt, um
ihre Wohnbaupläne
zu realisieren und
verstärkt in Energie-
sparmaßnahmen zu
investieren. Auch
immer mehr öster-
reichische Gemein-
den erkennen das
mittelfristige Spar-
potenzial solcher
Maßnahmen und
lassen die kommu-
nale Energiebilanz
analysieren und 
optimieren.

Um Energie nach-
haltig zu nutzen,
müssen private, ge-
werbliche und kom-
munale Nutzer eng
zusammenarbeiten.
Für Österreichs Ge-
meinden stellt die
BAWAG P.S.K. in Ko-
operation mit Ener-
gy Globe eine um-
fassende Online-
Analyse 
(unter www.
energiespargemeinde.at)
zur Verfügung. 

Bis zu 500 Euro 
Förderungen warten

Der Online-Energie-Check
ist einzigartig, da er sämtli-
che Bereiche der Energie-
nutzung – öffentliche Bau-
ten, Betriebe, Wohnungen,
Einfamilienhäuser bis hin
zur Mobilität – mit einbe-
zieht. Dieser zeigt auf, wie
die einzelnen Bereiche der
Infrastruktur zusammen-
hängen und durch welche
Änderungen der Energie-
verbrauch reduziert und so-
mit Kosten eingespart wer-
den können. 

Über die BAWAG P.S.K. 
können bis zu 500 Euro
Förderungen für den On -
line-Check als ersten Schritt
zur „Energiespar-Gemein-
de“ aktiviert werden. 
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BAWAG P.S.K.
Abteilung Institutionelle
Kunden & Öffentliche
Hand
Mag. Peter Rauscher 
05 99 05 DW 43009
Georg-Coch-Platz 2,
1018 Wien
peter.rauscher@

bawagpsk.com
www.bawagpsk.com

Information

Online-Energie-Check/
gezielte Förderungen

Vor allem im kommunalen
Bereich zahlt sich jede Ein-
sparung doppelt aus. Denn
neben den allgemeinen 
Energiekosten werden sich
auch in Zukunft die CO2-
Abgaben deutlich redu-
zieren. Davon profitieren
auch die Einwohner der 
Gemeinden.
Mag. Peter Rauscher, 

BAWAG P.S.K.
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Rating-Agenturen: Höhere Zinszahlungen für deutsche Städte und Gemeinden?

METELEN (Deutschland)
Metelen im Münsterland ist
pleite. Der dortige Bürger-
meister kann nur noch mit
einem Nothaushalt regie-
ren. Die 6500-
Einwohner-Ge-
meinde in
Deutschland
plagt ein Schul-
denberg von
3,8 Millionen
Euro. „Wir kön-
nen wirklich
nicht mehr spa-
ren. Wir haben
uns auf die
Kernaufgaben

beschränkt und haben kei-
ne freiwilligen Leistungen
mehr zu streichen“, so 
Helmut Brüning, Bürger-
meister von Metelen. 

Metelen ist kein
Einzelfall. Die
Aufnahme von
neuen Krediten
gehört für viele
deutsche Ge-
meinden inzwi-
schen zum All-
tagsgeschäft.
Banken und
Sparkassen stu-
fen Gemeinden
automatisch als

Top-Schuldner ein und lei-
hen ihnen Geld zu beson-
ders günstigen Zinssätzen.
Was viele Kommunen in
Deutschland noch gar nicht
wissen: Die Kreditaufnah-
me könnte in Zukunft mas-
siv erschwert werden. In
den Schubladen der Rating-
Agentur Fitch liegen bereits
interne Unterlagen dazu.
Die Frankfurter Rating-Ex-
perten haben fast 11.500
Städte und Gemeinden un-
tersucht und herausgefun-
den, wie es um die Bonität
deutscher Kommunen
tatsächlich bestellt ist.

Rating-Agenturen tüfteln schon an Prüfungen

Europa: Neue Website für europäische Rechtsakte

BRÜSSEL
Die Europäische Union bie-
tet einen einfachen Zugang
zu Rechtsakten der EU in
allen erfassten Regelungs-
bereichen. 
Hier finden sich etwa 3000
Zusammenfassungen der
EU-Gesetzgebung, unter-

teilt in 32 Themenbereiche,
die den Tätigkeitsbereichen
der EU entsprechen. 
Zurzeit steht die Website in
elf Sprachen, darunter auch
Deutsch, zur Verfügung. 
Mehr auf
www.europa.eu/
legislation_summaries

Einfacher Zugang zum EU-Recht
Hilfe: Europäischer Kriseneinsatz in Pakistan

INNSBRUCK/ISLAMABAD
Bernd Noggler, Mitarbeiter
der Abteilung Zivil- und Ka-
tastrophenschutz beim
Land Tirol, brach Ende Au-
gust in den frühen Morgen-
stunden zum Kriseneinsatz
in die Hochwassergebiete
nach Pakistan auf. Er ist Teil

eines fünfköpfigen EU-Ein-
satzteams, das die Koordi-
nation der europäischen
Hilfe in Pakistan überneh-
men wird. Weitere Infos auf 
http://ec.europa.eu/echo
oder
www.tirol.gv.at/katschutz

Tiroler Know-how hilft helfen

SALZBURG
Das Wasserinformationssys -
tem Salzburg vereint Infor-
mationen über Wasser-
rechtsverfahren, Gewässer-
güte, Gefahrenzonen oder
auch zu den Trinkwasser-
analysen. Durch diese um-
fassende Information spa-
ren sich Planer und Behör-
den viel Zeit. „Seit 2000 ha-
ben wir das damalige digi-
tale Wasserbuch ständig
verbessert. Inzwischen wur-
de daraus das moderne
,Salzburger Wasserinforma-

tionssystem‘. Diese Infor-
mationsquelle zu den The-
men Wasserrechtsverfah-
ren, Gewässergüte, Gefah-
renzonenpläne und zu
Trinkwasseranalysen unter-
stützt Behörden und
Planer bei neuen Pro-
jekten. Sie haben alle
relevanten Informationen
online zur Verfügung und
ersparen sich dadurch viele
Wege“, beschreibt Landes-
rat Sepp Eisl den großen
Vorteil dieser Entwicklung. 
Mit der Übernahme des

Wasserinformationssystems
(WIS) durch das Bundes-
land Wien nutzen nun ins-
gesamt sieben Bundeslän-
der die Salzburger Entwick-
lung. 
Für die Bevölkerung wurde

ein Internetdienst unter 
https://service.salzburg.
gv.at/wisonline eingerich-
tet. Dort stehen die Infor-
mationen aus dem Wasser-
buch für alle Interessierten
zur Verfügung.

Salzburger Entwicklung
senkt Behördenaufwand

Das moderne Salzburger Wasserinformationssystem unterstützt
Behörden und Planer.

INNSBRUCK
Gerade für kleine Gemein-
den ist ein PC mit Internet -
anschluss essentiell, da vie-
le Dienste, wie zum Beispiel
die Buchhaltung, online er-
ledigt werden. Laut einer
Studie weist aber die Inter-
netversorgung in vielen
ländlichen Gebieten Tirols
Nachteile gegenüber der
99-prozentigen Versorgung
in den Städten auf. Jetzt
soll die Vollversorgung
durch die Versteigerung von
freien Funkfrequenzen ga-
rantiert werden.

Internet in Tirol

Vollversorgung
gefordert

Wasserschutz: Schon sieben Bundesländer verwenden System

CHRONIK 
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MATTIGHOFEN/LINZ
Die Kaufmannschaft Mattig-
hofen startet mit einem in-
novativen Nahversorger-
Projekt: die Unternehmer
tauchen mit ihrem Projekt
„Mattighofen Web 2.0“ in
die interaktiven Welten des
Internets ein. Der Verein der
Kaufmannschaft Mattig -
hofen hat für dieses Projekt
auch eine Unterstützung
des Wirtschaftsressorts des
Landes OÖ zugesagt bekom-
men. Wirtschaftslandesrat
Viktor Sigl sieht in diesem
Projekt eine gute Methode,
den Nahversorger-Standort
Mattighofen langfristig ab-

zusichern und auf Kunden-
wünsche rasch und indivi-
duell zu reagieren. 

Die neue Website soll im
Herbst 2010 online gehen.

Mountainbike-Strecken digitalisiert – 264 Routen – Gesamtlänge: 5700 Kilometer

ST. PÖLTEN
Nach den schönsten Wan-
dertouren und Radstrecken
bietet Niederösterreich nun
auch das gesamte Mountain-
bike-Streckennetz in digitali-
sierter Form an. Zur besse-
ren Orientierung sind dabei
alle 264 Mountainbike-
Strecken in Niederöster-

reich, die mittlerweile eine
Gesamtlänge von 5700 Kilo-
metern umfassen, neu digi-
talisiert bzw. nach Fitness-
Stufen kategorisiert worden. 
Alle Mountainbike-Strecken
in den vier nö. Tourismusre-
gionen Mostviertel, Wald-
viertel, Wienerwald und
Wiener Alpen in Nieder -

österreich stehen unter
www.mbike.at zum Down-
load bereit. So kann man
auf interaktiven Strecken-
karten die Routen dank ei-
nes beweglichen Zooms er-
kunden und erhält dazu eine
kurze Tourenbeschreibung,
Bilder von der Tour und In-
formationen zur Anreise. 

Power-Strecken und „Bike fair play“
FELDKIRCH/RANKWEIL
Die Fahrradbegeisterung in
Vorarlberg wird nach Kräf-
ten gefördert. Kürzlich be-
gannen Bauarbeiten für ei-
nen weiteren Radweg in
Feldkirch bzw. Rankweil.
Dank ging auch an die Ge-
meinden, die den Weg des
Landes in diesem Bereich
sehr engagiert mitgehen.

Radwegenetz im Ländle

Radler-Paradies

BRÜSSEL/GRAZ
Ungeteilte Zustimmung aus
der Landespolitik finden
auch 15 Jahre nach seiner
Gründung das Steiermark-
Haus in Brüssel und seine
Leiter Mag. Erich Korzinek
und Dr. Claudia Suppan. Ei-
ne Delegation des Landta-
ges nutzte erst unlängst ei-
nen Brüssel-Aufenthalt zu
Gesprächen unter anderem
mit EU-Spitzenbeamten und
Österreichs EU-Kommissar
Dr. Johannes Hahn.

Europäische Vertretung

Brüssel: 15 Jahre 
Steiermark-Haus

RMOÖ-Regionalmanagerin Brigitte Dieplinger, der Obmann des
Vereins Kaufmannschaft Mattighofen, Günther Ringeltaube, Wirt-
schaftslandesrat Viktor Sigl und Christof Tiede, Wirtschaftsspre-
cher in Mattighofen.

Nahversorgung interaktiv: Mattighofen setzt auf virtuelle Kommunikation 

„Mattighofen Web 2.0“ startet im Herbst 

WIEN/KLAGENFURT
Unsere größte heimische
Giftschlange ist gefährdet.
Die einst im Süden Öster-
reichs weit verbreitete Horn -
otter findet heute nur noch
an wenigen Orten in Kärn-
ten und in der südlichsten
Steiermark einen Platz zum
Leben. vielfaltleben-Initiator
Umweltminister Niki Bela-
kovich appelliert: „Reptilien
sind für das ökologische
Gleichgewicht unverzicht-
bar. Auch wenn sie keine Ku-
scheltiere sind, müssen wir

uns für ihren Schutz aktiv
einsetzen.“ Mit einer Länge
von bis zu 90 cm sind die
österreichischen Exemplare
die größten in Europa. „Die
Hornotter ist relativ träge
und nicht aggressiv, sie ver-

traut auf ihre Tarnfärbung
und versucht bei Bedrohung
stets zu fliehen. Lediglich
wenn sie sich in die Enge ge-
trieben fühlt, zischt sie laut
und beißt zu“, sagt Reptilien-
expertin Helga Happ.

Vielfaltleben: Lebensministerium und Naturschutzbund schützen seltene Schlange

Ein seltenes Reptil braucht Schutz: Die österreichische Hornotter.

Hornotter wichtig für Öko-Gleichgewicht
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Einkaufcenter

WIEN
Einkaufszentren sind keine
automatische Umsatzma-
schine! Gemessen an ihren
durchschnittlichen Qua-
dratmeterumsätzen pro
Jahr weisen rund 20 der ak-
tuell 100 größten Shopping-
Center in Österreich eine
sehr schwache Performance
auf. Darunter ist die ganze
Bandbreite an Typen und
Lagen zu finden: kleine und
mittelgroße, rund 20 Jahre
alte, aber auch sehr neue
sowie innerstädtische und
Stadtrandobjekte. 
www.regioplan.eu

Jedes fünfte Shopping-
Center floppt
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Der Begriff der „Hoheits-
zeichen“ in § 248 Abs 2 StGB 
meint Zeichen, die die amtliche 
Hoheitsgewalt zum Ausdruck 
bringen und daher jedenfalls 
das Bundeswappen und die 
neun Landeswappen umfasst. 
Ob  hierunter allerdings auch 
Gemeindewappen zu verstehen 
sind, ist unklar.

Grafik: iStock
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Einen strafgerichtlichen Schutz
von Wappen bietet § 248 Abs 2
Strafgesetzbuch (StGB). Nach 
§ 248 Abs 2 StGB ist jeder, der
auf eine Art, dass die Tat einer
breiten Öffentlichkeit bekannt
wird, in gehässiger Weise eine
aus einem öffentlichen Anlass
oder bei einer allgemein zu-
gänglichen Veranstaltung ge-
zeigte Fahne der Republik Öster-
reich oder eines ihrer Bundes-
länder, ein von
einer öster-
reichischen
Behörde ange-
brachtes Ho-
heitszeichen,
die Bundes-
hymne oder ei-
ne Landeshym-
ne beschimpft,
verächtlich
macht oder sonst herabwürdigt,
mit Freiheitsstrafe bis zu sechs
Monaten oder mit Geldstrafe bis
zu 360 Tagsätzen zu bestrafen.
Vom Begriff der „Hoheitszei-

chen“ in § 248 Abs 2 StGB sind
Zeichen, die die amtliche Ho-
heitsgewalt zum Ausdruck brin-
gen, und daher das Bundeswap-
pen und die neun Landeswap-
pen jedenfalls umfasst. Ob hier-
unter allerdings auch Gemein-
dewappen zu verstehen sind, ist
unklar. Für eine Zuordnung von
Gemeindewappen unter den Be-
griff der Hoheitszeichen spricht,
dass Gemeinden als Träger von
Hoheitsgewalt fungieren und
durch ihre Gemeindewappen

daher auch ihr Imperium zum
Ausdruck bringen können. Ge-
gen eine Zuordnung von Ge-
meindewappen spricht hinge-
gen, dass Strafnorm restriktiv zu

Das Gemeindewappen auf dem Kaffeehäferl oder auf 

einer Aussendung des Gemeindevorstands im Wahl-

kampf – ist das zulässig oder liegt ein unbefugter

oder gar herabwürdigender Gebrauch vor?

Über die Verwendung von Hoheitszeichen

Barbara Gartner

Für eine Zuordnung von Gemeindewappen
unter den Begriff der Hoheitszeichen spricht,
dass Gemeinden als Träger von Hoheitsge-
walt fungieren und durch ihre Gemeinde -
wappen daher auch ihr Imperium zum   
Ausdruck bringen können.

Geschützt wie das
Logo einer Firma 



interpretieren ist, so dass eine
Subsumtion von Gemeindewap-
pen hierunter zwar nicht gänz-
lich ausgeschlossen, im Sinne 
einer grundrechtskonformen In-
terpretation (vgl Art 7 EMRK)
jedoch keinesfalls geboten er-
scheint. In der Literatur werden,
soweit ersichtlich, dem Straftat-
bestand primär nur das Bundes-
wappen sowie die Landeswap-
pen zugeordnet.
Weiters können beim Gebrauch
von Wappen auch zivilrechtliche
Vorschriften von Relevanz sein.
Hier ist insbesondere an An-
sprüche gegen eine Person, die
urheberrechtlich oder marken-
rechtlich geschützte Symbole
oder Schriftzüge einer Gebiets-
körperschaft (z. B. Stadtlogos)
verwendet, zu denken. Ein
Stadt- oder Gemeindewappen
selbst ist allerdings gem § 4 Abs
1 Z 1 lit a Markenschutzgesetz
von der Registrierung als Marke
exkludiert, da Zeichen, die aus-
schließlich aus Staatswappen,
Staatsfahnen oder anderen
staatlichen Hoheitszeichen oder
aus Wappen inländischer Ge-
bietskörperschaften bestehen,
von der Registrierung als Marke
ausgeschlossen sind. Auch diese
Vorschrift zielt darauf ab, den
Betrachter nicht darüber in die
Irre zu führen, dass eine öffent-
liche Berechtigung vorliegt.
Nicht von der Registrierung als
Marke ausgeschlossen sind hin-
gegen „Logos“ von Städten und
Gemeinden, die vielfach stili-
sierte Teile des Gemeinde- bzw
Stadtwappens beinhalten. 
Darüber hinaus können auch
Gemeinde- bzw Stadtlogos ur-
heberrechtlichen Schutz ge-

nießen. Hier gilt es allerdings zu
beachten, dass gemäß § 1 Abs 1
Urheberrechtsgesetz nur solche
Werke urheberrechtlich ge-
schützt sind, die als eigentüm -
liche geis tige Schöpfungen 
qualifiziert werden können. 
Eine solche eigentümliche 
geis tige Schöpfung hat der
Oberste gerichtshof (OGH) in
Bezug auf Schriftzüge (Logos)
bereits bejaht.

Gemeindewappen im
Wahlkampf 

Durch die Verwendung von
Wappen einer Gebietskörper-
schaft versuchen wahlwerbende
Parteien oftmals den Eindruck

zu erwecken, ein besonderes
Naheverhältnis zu dieser Ge-
bietskörperschaft zu besitzen.
Wahlkampfbroschüren oder Pla-
kate können nun sowohl eine
emotionale Nahebeziehung zu
einer Gemeinde als auch ein in-
stitutionelles beziehungsweise
organschaftliches Naheverhält-
nis zu dieser suggerieren. Ist
Letzteres der Fall, ist jedoch zu
prüfen, ob dem Verwendenden
eine entsprechende Berechti-
gung überhaupt zukommt. Hier
sind insbesondere zwei Fall -
konstellationen zu beachten,  
3 nämlich einerseits der Ge-

brauch eines Gemeindewap-
pens durch eine Person, die
zwar (auch) Organ der Ge-
meinde ist, im konkreten Fall
jedoch als Kandidat einer

Blasonierung: In einem blauen Schild ein aufrecht ste-
hender, über Eck gestellter, silberner Turm, mit fünf
Zinnen bekrönt. Unterhalb der Zinnen, auf der rechten
und linken Seite ein gewölbtes Fenster, aus welchen
ebenso wie aus den Zinnen eine beziehungsweise fünf
Feuerflammen schlagen. Zwischen beiden Fenstern in
der Mitte des Turms ein rotweißroter Schild, im Grun-
de des Turmes auf der rechten Seite ein offenes ge-
wölbtes Tor. Im Schilde auf beiden Seiten neben dem
Turm je ein bloßer, silberner Türkensäbel mit gelbem
oder goldfarbenem Kreuz, die Griffe gegeneinander
kehrend, über dem Wappen die historische Jahreszahl
1529 (später ergänzt).
Das Marktwappen wurde von Kaiser Ferdinand I. am
20. Mai 1533 zur Erinnerung an die 1529 und 1532 er-
folgte Zerstörung des Ortes durch die Türken verlie-
hen. Der Wappenbrief wird heute im NÖ Landesarchiv
verwahrt, das Siegel ehemals anhängend, fehlt. Ein in
das 16. Jahrhundert zurückreichender Siegelstempel
„SIGILLUM DES MARCKS PIESTING“ wird in der Markt-
gemeinde aufbewahrt. Das Wappenrecht wurde in den
Privilegien des Marktes von Kaiser Leopold I. (1659)
über Kaiser Joseph I., Kaiser Karl VI., Kaiserin Maria
Theresia, Kaiser Joseph II., Kaiser Leopold II. bis Kaiser
Franz II. (1819) bestätigt und erneuert.

Das Wappen von Markt Piesting

Die Wappen von Obritzberg-Rust bei St. Pölten, Merkendorf in der Südstei-
ermark (eines von nur fünf Wappen in Europa mit einer Ameise im Bild),
Deutsch Schützen-Eisenberg im Burgenland, Markt Piesting in Niederöster-
reich, Bleiburg in Kärnten, Neustift im Mühlkreis (unten rechts) oder auch
Wien-Mariahilf (im Uhrzeigersinn von ganz oben links). Jedes dieser Wappen
wird nach heraldischen Grundsätzen, der sogenannten Blasonierung, be-
schrieben (siehe auch Kasten unten). Meist stellt das Motiv eine Sage oder
historische Begebenheit oder auch Vorzüge des Ortes dar.

122



123

zur Wappenführung befugten
Personenkreis, ist daher zu prü-
fen, ob der Gesamteindruck ei-
ner besonderen Berechtigung
oder Dignität des Trägers im
Sinne einer staatlichen Berechti-
gung erweckt wird, obwohl dem
Betreffenden diese öffentliche
Funktion hinsichtlich des kon-
kreten Gebrauchs nicht zu-
kommt. Dasselbe gilt für Organ-
walter, denen zwar im Rahmen
ihrer öffentlichen Funktion das
Recht zur Wappenführung zu-
kommt, sie jedoch ad personam
das Wappen gebrauchen. In die-
sem Fall können sie sich nicht
auf ihre organschaftliche Stel-
lung berufen, da sie in concreto
nicht zur Führung des Wappens
berechtigt sind, weil es sich
nicht um eine offizielle Verlaut-
barung der Gemeinde im Rah-
men ihrer Öffentlichkeitsarbeit
handelt. Das Gemeindeorgan
kann zu offiziellen Aussendun-
gen der Gemeinde jedoch stets
nur im Rahmen seiner Organ-
kompetenzen und damit seines
rechtlichen Aufgabenbereichs
befugt sein.

Eingriff in die Freiheit 
der Wahl

Weiters kann dem Gebrauch ei-
nes Gemeindewappens im Wahl-
kampf auch dann Relevanz zu-
kommen, wenn der Eindruck er-
weckt wird, staatliche Organe
würden mit ihren Symbolen in
die Wahlwerbung und damit in
die Freiheit der Wahl eingreifen.
Dies kann beispielsweise der Fall
sein, wenn ein Organ einer Ge-
meinde auf deren amtlichem
Briefpapier, welches auch das
Wappen der Gemeinde beinhal-
tet, Wahlwerbung aussendet.
Beispiel: Eine derartige Fallkon-
stellation lag einem Erkenntnis
des VfGH aus dem Jahre 2004 zu-
grunde, in welcher der VfGH über
einen Wahlanfechtungsantrag be-
treffend die Wahl zum Gemeinde-
rat der Marktgemeinde Fieber-
brunn zu befinden hatte. Die An-
fechtung wurde unter anderem
damit begründet, dass der Bür-

germeister und der Gemeindevor-
stand der Gemeinde Fieberbrunn
auf dem amtlichen Briefpapier
der Marktgemeinde Fieberbrunn
mit dem Gemeindewappen eine
„Richtigstellung des Gemeinde-
vorstands“ (betreffend Aussagen
eines Kandidaten einer wahlwer-
benden Partei) verbreiten ließen,
die als Wahlwerbung interpretiert
werden konnte. Der VfGH hat die-
se ihrem Erscheinungsbild nach
als Aussendung eines Gemeinde-
organs eingestuft und nicht als
(Meinungs-)Äußerung von Perso-
nen, die erkennbar als Repräsen-
tanten einer (wahlwerbenden)
Partei auftreten. Darüber hinaus
beschränkte sich der Text der
fraglichen Aussendung, so der 
VfGH weiter, auch nicht bloß auf
eine „Information“ der Wahlbe-
rechtigten oder auf eine „Richtig-
stellung“ gegenüber der Kritik an
bestimmten Maßnahmen des 
Gemeindevorstands. Da sich die
Aussendung mit einzelnen ihrer
Aussagen in subjektiv wertender
Weise gegen einen bestimmten
Wahlwerber wendete, nahmen die
Mitglieder des Gemeindevor-
stands nach Auffassung des VfGH
Einfluss auf die Wahlwerbung.
Durch diese unzulässige Einfluss -
nahme des Gemeindevorstands
als Organ der Gemeinde wurde
im Ergebnis eine Verletzung der
verfassungsgesetzlich gewähr -
leisteten Freiheit der Wahlen 
bewirkt.

Kommunal: Wappen

wahlwerbenden Partei und
damit als Privatperson agiert,  
3 und andererseits der Ge-

brauch durch eine Person, der
keine öffentliche Stellung zu-
kommt, durch die Wappenver-
wendung jedoch der Eindruck
einer besonderen öffentlichen
Berechtigung hervorgerufen
wird. 

Ein derartiges Verhalten kann in
beiden Fällen die Verwirkli-
chung des Verwaltungsstraftat-
bestands einer unbefugten 
Wappenführung darstellen.
Richtigerweise ist in beiden Fäl-
len primär darauf abzustellen,
ob die betreffende Publikation
als Wahlkampfbroschüre er-
kennbar ist und ob objektiv der
Eindruck entsteht, dass der
Wahlwerber über eine öffentli-
che Berechtigung oder Stellung
verfügt und ihm Rahmen dieser
öffentlichen Stellung handelt,
wie ein Erkenntnis des VwGH
aus dem Jahre 2003 zeigt.
Beispiel: Der VwGH maß im Zu-
sammenhang mit der Verwen-
dung des Salzburger Landeswap-
pens auf Wahlkampfbroschüren
(und Werbeplakaten) u. a. dem
Umstand, ob die entsprechende
Publikation unzweifelhaft als
Wahlkampfbroschüre erkennbar
war, entscheidendes Gewicht zu.
Der betreffende Wahlwerber hatte
durch die Verwendung der Salz-
burger Landesfarben und den Ab-
druck des Salzburger Landeswap-
pens versucht, seine Nahebezie-
hung zum Land Salzburg bildlich
zu manifestieren. Nach Ansicht
des VwGH sei der Betrachter einer
Wahlkampfbroschüre gewohnt,
dass ein Wahlwerber oder eine
wahlwerbende Partei auf unter-
schiedlichste Weise bemüht seien,
ihre patriotische Gesinnung bzw.
ihre Verbundenheit mit der jewei-
ligen politischen Einheit (Staat,
Land, Gemeinde) zum Ausdruck
zu bringen. Dadurch entstünde
objektiv betrachtet nicht der Ein-
druck, dass der Wahlwerber be-
reits über eine öffentliche Berech-
tigung, Stellung oder Auszeich-
nung (iSd § 2 Abs 5 erster Satz
Sbg. Landeswappengesetz 1989)
verfüge.

Zählt nun eine Person, die ein
Gemeindewappen für Wahl-
kampfzwecke gebraucht, nicht
zugleich auch zu dem gesetzlich

Dr. Barbara Gartner

ist Sachbearbeite-

rin im Verfassungs-

dienst des Amtes

der Kärntner Lan-

desregierung 

Mehr zum Gebrauch von Wappen
finden Sie im Heft 2/2010 der
RFG!
Recht & Finan-
zen für Ge-
meinden (RFG)
ist eine Koope-
ration zwi-
schen dem
Österreichi-
schen Gemein-
debund, Kommunalkredit, kom-
munals, LeitnerLeitner, RPW NÖ
GBG und dem Verlag MANZ.

Kennenlern-Abo: 2 Hefte zum Preis
von nur 20 Euro
MANZ Bestellservice:
Tel.: (01) 531 61-100
Fax: (01) 531 61-455
E-Mail: bestellen@manz.at

Fact-Box RFG

Beim Gebrauch eines Wappens auf Wahlkampf -
broschüren ist zu prüfen, ob der Eindruck ent-
steht, dass der Wahlwerber über eine öffent -
liche Berechtigung oder Stellung verfügt.
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15.712 Verkehrsunfälle passier-
ten in den Monaten Jänner bis
Juni 2010 auf Österreichs
Straßen. Im Vergleich zum ers -
ten Halbjahr 2009 ist das ein
Rückgang um acht Prozent.
Auch bei der Zahl der Getöteten
(Jänner bis Juni 2010: 247, Jän-
ner bis Juni 2009: 287) und Ver-
letzten (Jänner bis Juni 2010:
20.352, Jänner bis Juni 2009:
22.191) konnten Rückgänge
verzeichnet werden. Insgesamt
fällt die Halbjahresbilanz aus
Sicht des Kuratoriums für Ver-
kehrssicherheit (KfV) für das
Jahr 2010 sehr positiv aus. Die
Zahl der Verkehrsunfälle in
Österreich ist seit Beginn der
Aufzeichnungen so niedrig wie
noch nie. Dennoch gibt es nach
wie vor Problembereiche – wie

etwa Schutzwege –, bei denen
entsprechende Maßnahmen ge-
setzt werden müssen. In der
Halbjahresbilanz zeigen sich be-
reits Entwicklungen, für die 
Lösungsansätze angedacht wer-
den sollten.

Keine Entwarnung am
Schutzweg

Während Unfälle mit Fußgän-
gern insgesamt erfreulicherwei-
se nach und nach zurückgehen,
sind Fußgängerunfälle am Ze-

brastreifen weiterhin ein Pro-
blemfeld, bei dem sich in den
vergangenen Jahren kaum Be-
wegung in den Unfallzahlen
zeigt: Im Zeitraum Jänner bis
Juni 2010 wurden 522 Fußgän-
ger bei Unfällen am Schutzweg
verletzt (Jänner bis Juni 2009:
554), zehn Menschen verun-
glückten tödlich (Jänner bis Ju-
ni 2009: Sechs). Ungeschützte
Verkehrsteilnehmer wie Fußgän-
ger, Radfahrer oder Kinder sind
darauf angewiesen, dass Kfz-
Lenker am Schutzweg auch an-
halten. KfV-Erhebungen zeigen
aber: Die Anhaltebereitschaft
vor Schutzwegen ist gering. Wir
schlagen deshalb an gefährli-
chen und exponierten Stellen,
wie etwa vor Schulen, die Vi-
deoüberwachung von Schutzwe-
gen – vorerst als Pilotprojekt –
vor. Bestehende Schutzwege
sollten außerdem auf ihre Sinn-
haftigkeit und Konformität mit
Sicherheitsvorschriften über-
prüft werden, denn nur sinnvoll
angelegte Zebrastreifen können
von Kfz-Lenkern rechtzeitig er-
kannt werden und Fußgängern

1. Halbjahr 2010: Es gibt Handlungsbedarf bei Schutzwegunfällen

Die Unfallbilanz für das erste Halbjahr 2010 fällt insgesamt positiv aus.

Ein Problemfeld bleiben Fußgängerunfälle am Schutzweg. Rückgänge

sind hingegen bei Alkohol- und Mopedunfällen zu verzeichnen.

Trotzdem fällt die Unfallbilanz 
insgesamt positiv aus

Ungeschützte Verkehrsteilnehmer wie Fußgänger, Radfahrer oder Kinder sind darauf angewiesen, dass Kfz-Lenker am Schutzweg auch
anhalten.

Bestehende Schutzwege sollten auf ihre
Sinnhaftigkeit und Konformität mit Sicher-
heitsvorschriften überprüft werden, denn
nur sinnvoll angelegte Zebrastreifen können
von Kfz-Lenkern rechtzeitig erkannt werden
und Fußgängern wirklich Schutz bieten.

Dr. Othmar Thann

ist Direktor des 

Kuratoriums für 

Verkehrssicherheit

Othmar Thann
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Für eine positive Entwicklung 

Mag. Karin Gastinger, MAS
Director Public Sector
PwC PricewaterhouseCoopers 
Erdbergstraße 200 
1030 Wien
Tel: +43 1 50188 2975
karin.gastinger@at.pwc.com
www.pwc.at

Ihre Ansprechpartnerin:

Zukunft der Gemeinde: 
Strategien zur nach-
haltigen Wertschöpfung
Der Druck durch und für
Veränderungen in Kommu-
nen war noch nie so groß
wie heute. Zurückgehende
Ertragsanteile, Energie- und
Ressourcenverknappung,
zunehmende Verstädte-
rung oder demografische
Veränderungen sowie eine
Fülle von zusätzlichen Auf-
gaben bringen große Her-
ausforderungen für Kom-
munen. 

Klare Positionierung

Als Reaktion auf die Verän-
derungen gilt es, Potenziale
für nachhaltige, zukunfts -
orientierte Perspektiven zu
aktivieren. Oberste Priorität
ist, die Kommune und die
Region als attraktiven Le-
bens- und Wirtschaftsstand -
ort zu stabilisieren und zu
profilieren.

Aktuelle PwC-Studien zum
Thema „Städte und Kom-
munen der Zukunft“ haben
gezeigt, dass eine klare Po-
sitionierung die Basis für ei-
ne erfolgreiche Entwicklung
der Kommune ist. Dazu
muss sich die  Gemeinde in
einem interaktiven Dialog

mit allen wesentlichen Ent-
scheidungsträgern ihrer
Stärken und Schwächen
und damit auch ihrer Chan-
cen und Risiken bewusst
werden. Für diese zukunfts-
fähige Vision bedarf es in
weiterer Folge einer Strate-
gie mit klaren Zielen und
Maßnahmen für ein inte-
griertes Entwicklungskon-
zept. 

Herausforderung:
Strategie

Ein Strategieentwicklungs-
prozess ist erfahrungs-
gemäß sehr anspruchsvoll,
langwierig und nicht selten
auch problembehaftet. Es
gilt, die unterschiedlichen
Interessen der zu beteili-
genden Akteure miteinan-
der abzustimmen. 
Externe Begleitung durch
geschulte Moderatoren,
Leadership und Konsequenz
der Gemeindeführung sind
wesentliche Erfolgskriterien
für eine nachhaltige Umset-
zung der Strategie in die
Praxis.
PwC unterstützt Sie gerne
bei der Strategieentwick-
lung und -umsetzung.

E
.E

.

wirklich Schutz bieten. Es
braucht zielgerichtete Maßnah-
men, um das Unfallgeschehen
am Schutzweg zu reduzieren. 
Insgesamt ereigneten sich im 
ersten Halbjahr 2010 1840 Un-
fälle mit Fußgängern (Jänner
bis Juni 2009: 1937), bei denen
1805 Menschen verletzt wurden 
(Jänner bis Juni 2009: 1885). 
41 Fußgänger verunglückten im
Zeitraum Jänner bis Juni 2010
tödlich (Jänner bis Juni 
2009: 43).

Erfolgreiche Maßnahmen
bei Alkoholunfällen und
Moped-15
Dass es sich lohnt, Maßnahmen
zu setzen, zeigen jedenfalls die
Rückgänge bei Alkoholunfällen
und bei Unfällen 15-jähriger
Mopedlenker: In den Monaten
Jänner bis Juni 2010 kam es in
Österreich zu 1016 Alkoholun-
fällen, im Vergleichszeitraum
2009 waren es hingegen noch
1111 Unfälle, bei denen Alkohol
eine Rolle spielte – das ist ein
Rückgang um neun Prozent. Bei
den durch Alkoholunfälle Ver-
letzten konnte im Zeitraum Jän-
ner bis Juni 2010 im Vergleich
zum selben Zeitraum 2009 so-
gar ein Rückgang um zwölf Pro-
zent verzeichnet werden. Die
Unfallzahlen belegen, dass das
vom Parlament im Vorjahr be-
schlossene Maßnahmenpaket
wirkt. Derartige Maßnahmen-
bündel tragen maßgeblich dazu
bei, das Unfallgeschehen in
Österreich zu reduzieren.
Ähnliche Effekte werden auch
bei der verbesserten Moped-
15-Ausbildung sichtbar, die seit
September 2009 in Kraft ist: Im
ersten Halbjahr 2010 ereigneten
sich 579 Unfälle mit 15-jährigen
Mopedlenkern. Im selben Zeit-
raum 2009 waren es noch 654
Unfälle – das ist ein Rückgang
um elf Prozent. Die verbesserte
Mopedausbildung sieht deutlich
mehr Praxisstunden für 15-
jährige Fahranfänger vor und
trägt dadurch maßgeblich dazu
bei, die Beherrschung des Fahr-
zeugs zu verbessern. 
Die Erfolge zeigen, dass die 
gesetzten Schritte in die richtige
Richtung gehen. Diesen posi -
tiven Schwung gilt es nun auch
in andere Bereiche zu tragen. 
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Kärnten

Burgenland

HERMAGOR/VÖLKERMARKT
Im Rahmen des transnatio-
nalen EU-Alpenraum-Pro-
jektes ACCESS wurden 13
Testgebiete in den beteilig-
ten Partnerländern hinsicht-
lich der Durchdringung im
öffentlichen Verkehr sowie
bei Informations- und Kom-
munikationstechnologien
miteinander verglichen. Da-
bei schnitten die Kärntner
Testgebiete Hermagor und
Völkermarkt gut ab. 
Beim Projekt ACCESS geht
es um die verbesserte Er-
reichbarkeit von Einrich-
tungen und
Dienstleistungen
der ländlichen
Grundversor-
gung.

KLAGENFURT/ST. VEIT
Die Straßenbauarbeiten im
Bereich St. Veit, auf der 
B 94 Ossiacher Straße, von
der Hrust-Kreuzung bis zur
Einbindung L 72 Hörzen-
dorfer Straße mit Anschluss
zum Jacques Lemans-Stadi-

on, sind abgeschlossen. Die
Gesamtkosten für die in
zwei großen Baulosen ab-
gewickelte Ortsdurchfahrt
betragen sechs Millionen
Euro, davon kommen vier
vom Land Kärnten und
zwei von der Stadtgemein-

de St. Veit. Der Geh- und
Radweg kostet insgesamt
rund 700.000 Euro. 
Mit der Realisierung der
Projekte zur „Sonnenstadt
St. Veit“, die auch in Italien
vorgestellt werden sollen,
werde in Kürze begonnen,
teilten Dörfler und Mock
mit. Der Bürgermeister
dankte für die unbürokrati-
sche Abwicklung der Baulo-
se. Gerade die Einbindung
etwa in die Gewerbesied-
lung sei, so Mock, enorm
wichtig. Auch den Firmen-
chefs, die nun schöne Park-
anlagen und Vorplätze ha-
ben, wurde für ihre Geduld
während der Baustellen-
phase und für ihre große
Investition herzlich ge-
dankt.

Neue Ortsdurchfahrt mit Geh- und Radweg ist „Visitenkarte“ für St. Veit

Eröffnung im Zuge der „Kärnten eBike“-Tour
EU-Alpenraum-Projekt

Testgebiete haben
gut bestanden

St. Veits Bürgermeister Gerhard Mock und LH Gerhard Dörfler 
präsentieren den neuen Radweg.

NEUDORF
Dem erneuten Vorstoß, in
der Gemeinde Neudorf eine
der größten Reststoffdepo-
nien Österreichs zu platzie-
ren, wurde Ende Juli 2010
bei einem „Runden Tisch“,
an dem Vertreter von Land,
Gemeinden und Bürger -
initiative teilnahmen, eine
klare Absage erteilt. „Die
Realisierung dieser Rest-
stoffdeponie hätte schwer-
wiegende Nachteile für das
Image und die zukünftige
Entwicklung des nördlichen
Burgenlandes. Wir haben in
unserem Landesentwick-
lungsplan das Motto ,Mit
der Natur zu neuen Erfol-
gen‘. Ein solches Projekt 

wäre ein massiver Wider-
spruch zu unseren Zielen“,
betonten LH Hans Niessl
und LR Werner Falb-Meix-
ner unisono. Seit fast 20
Jahren wird versucht, auf
dem Gemeindegebiet der
KG Neudorf eine Reststoff-
deponie zu errichten. Nur
durch eine Kundmachung
des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft
wurde offensichtlich, dass
es wieder einen neuen Vor-
stoß gibt, in der Gemeinde
Neudorf eine Reststoffdepo-
nie zu errichten. Der Stand -
ort liegt inmitten 
des Natura 2000-Ge-
bietes „Parndorfer
Platte-Heide boden“.

EISENSTADT
Im Jahr 2010 steht Bur -
genland ganz im Zeichen
des Tanzes. Eine gemeinsa-
me Initiative der Kulturab-
teilung und des Burgenlän-
dischen Volksliedwerks un-
ter dem Titel „Burgenland
tanzt! 2010 Jahr der Volks-

kultur“ will eine Plattform
für alle Formen des Tanzes
bieten. Eingebunden sind
alle im Burgenland behei-
mateten Tanzstile vom zeit-
genössischen Tanz bis Volks-
tanz, von Healing Dance bis
Biodanza, von Ballett bis
Gesellschaftstanz.

Breite Basis gegen Reststoffdeponie Neudorf

In Neudorf ziehen alle an 
einem Strang

Begegnung und Bewegung im Jahr der Volkskultur 2010

Das Burgenland tanzt

BRUCKNEUDORF
1860 wurde das k.u.k. In-
fanterieregiment in der
Bruckneudorfer Benedek-
Kaserne gegründet. Eine Ge-
denkfeier erinnerte daran.
LH Hans Niessl: „Am Ge-

denktag verbinden sich Tra-
dition und Moderne, Ge-
schichtliches und Neues ...
Geschichte ist nicht nur Ge-
schehenes, sondern Geschich -
tetes – also der Boden, auf
dem wir stehen und bauen.“

Gründung vor 150 Jahren in der Benedek-Kaserne

Geschichte ist auch der Boden, auf
dem wir stehen und bauen
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TERNITZ
Dass auch die Urlaubszeit
genutzt werden kann, um
auf europäischer Ebene
neue Kontakte zu knüpfen,
bewies GVV-SP-Präsident
Bgm. Rupert Dworak, der
auch Vorsitzender des Euro-
paausschusses des Öster-
reichischen Gemeindebun-
des ist. In seinem Urlaubs -
ort Senigallia, rund 30 km
nördlich der italienischen
Hafenstadt Ancona, arran-
gierte er ein Treffen mit
dem Bürgermeister Mauri-
zio Mangialardi und dem
Tourismusdirektor der 
Region, Enzo Monachesi.
Die Urlaubsregion mit Seni-
gallia, Rimini, Riccione
oder Ancona ist von der
Wirtschaftskrise nicht ver-
schont geblieben. Enzo 

Monachesi, der Verantwort-
liche für den Tourismus in
der Region, spricht von
schweren Einbußen 2009.
Rimini hatte mit über 20
Prozent Buchungsrückgang
zu kämpfen. „Bürgermeister
Maurizia Mangialardi, der
heuer zum Stadtoberhaupt
gewählt wurde, spricht von
den gleichen Problemen der
italienischen Städte und
Kommunen, wie wir sie 
derzeit in Österreich 
kennen“, so Dworak. 
Sinkende Steuereinnahmen
und steigende Belastungen
im Gesundheits- und 
Sozialbereich
stellen auch
die Italiener
vor fast unlös-
baren Proble-
me. 

LINZ
Auf Initiative von Baurefe-
rent und LH-Stv. Hiesl wur-
de für die Sanierung und
Errichtung von Güterwegen
ein Landesbeitrag von über
400.000 Euro bewilligt.
„Die Unwetter im Frühsom-
mer haben enorme Schäden
angerichtet. Es müssen des-
halb einige Güterwege in
Oberösterreich saniert wer-
den. Ich freue mich, dass
wir den Gemeinden rasch
und unkompliziert mit Lan-
desmitteln unter die Arme
greifen können“, so Hiesl.
„Güterwege sind die
Lebens adern unseres
ländlichen Raumes“,
so LH-Stv. Hiesl ab-
schließend.

LINZ
Zelt- und Sommerfeste ha-
ben in der warmen Jahres-
zeit Hochsaison. Die
OÖGKK empfiehlt veranstal-
tenden Vereinen, alle Helfer
– auch wenn sie Mitglieder
sind –, die gegen Bezahlung
mitarbeiten, rechtzeitig an-
zumelden. Denn laut Gesetz
unterliegen auch sie der
Pflichtversicherung. Vereins-
mitglieder, die ehrenamtlich
mithelfen, müssen hingegen
nicht zur Sozialversicherung
angemeldet werden. 
Organisieren, Anpacken
beim Aufbau und beim Fest
dann ausschenken – ohne
tatkräftige Unterstützung
der Vereinsmitglieder geht
kaum ein Sommerfest
erfolg reich über die Bühne.

LINZ
Oft sind es die kleinen Din-
ge, die Großes bewegen.
Nach diesem Prinzip arbeitet
die Initiative Zeitbank 55+.
Hinter ZeitBank 55+ steht
Nachbarschaftshilfe nach
dem Modell von Tauschbör-
sen. Menschen, die älter als
55 Jahre sind und sich ken-
nen, verpflichten sich im
Rahmen gemeinsamer Spiel-
regeln für einander da zu
sein – und zwar abhängig

von ihren Möglichkeiten
und Fähigkeiten. Seit der
Gründung der ers ten Zeit-
Bank 55+ wurden in Ober -
österreich rund 3000 Stun-
den im Dienst der Nachbar-
schaftshilfe geleistet. Der
Verein ist lokal, überpartei-
lich und überkonfessionell. 
www.zeitbank.at 

Initiativen für mehr Lebensqualität in den Gemeinden

Die Initiative ZeitBank 55+

Finanzprobleme auch bei Italiens Kommunen

Urlaub gut genutzt

Katastrophenschäden

Rasch und unkom -
pliziert helfen

Vereinswesen

Mitarbeiter 
besser anmelden

Grundlage  von ZeitBank 55+ ist
gelebte Nächstenliebe in allen
Lebensbereichen.

TULLN 
Bin ich Hochwasser gefähr-
det? Wie kann ich mich
schützen? Welche Förde-
rungen gibt es für den
Hochwasserschutz? Um
Fragen wie diese zu beant-
worten, veranstaltet das
Land Niederösterreich  

gemeinsam mit dem NÖ
Landesfeuerwehrverband,
dem NÖ Zivilschutzver -
band und der NÖ Landes-
Feuerwehrschule am 
24. September 2010 
einen Hochwasserinfor -
mationstag.
www.noel.gv.at

Das nächste Hochwasser kommt bestimmt

Wie kann ich mich schützen?

MARCHEGG
In Marchegg (Bezirk Gän-
serndorf) wurde Mitte Au-
gust das Projekt LIFE + Re-
naturierung Untere March-
Auen vorgestellt, das bei
entsprechend positiver Be-
wertung nach der Einrei-

chung im heurigen Herbst
im September 2011 gestar-
tet werden soll.

Renaturierung

Rückbau der 
Untere-March-Au

Luftbild des Donau-Seitenarms
bei Haslau an der Donau.

Niederösterreich
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Steiermark

Salzburg
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GRAZ
Die Auftaktveranstaltung
des neu gegründeten Zen-
trums für Regionalwissen-
schaften der Uni Graz war
ein voller Erfolg. In der 
Aula fanden sich rund 180
Teilnehmer – darunter zahl-
reiche Bürgermeister, Ge-
meinderäte, Amtsleiter und
Raumplaner – ein, um der
Podiumsdiskussion „Ord-
nung durch Raumordnung?
Die ROG-Novelle von 2010“
beizuwohnen. 
Bgm. Johann Pirer, Obmann

des Forum St. Lambrecht
Stmk. Institut für Gemein-
de- und Regionalentwick-
lung, freute sich über das
rege Interesse an dem ge-
wählten Thema. Das Forum
St. Lambrecht arbeitet be-
reits seit mehreren Jahren
mit der Karl-Franzens-Uni-
versität eng zusammen und
wird nunmehr ständiger
Kooperationspartner des
neu gegründeten
Zentrums für Regio-
nalwissenschaften
sein.

SALZBURG
Die unabhängige Energie-
beratung des Landes Salz-
burg erweitert ihr Angebot.
In Zukunft werden neben
Neubau- und Umbaubera-
tungen auch Sanierungsbe-
ratungen durchgeführt. Zu-
sätzlich werden Kunden der
Energieberatung auch die
Möglichkeit haben, sich
mehrmals während eines
Bauprojektes kostenlos be-
raten zu lassen. Die Ener-
gieberatung Salzburg ist
rund um die Uhr via Mail
unter energieberatung@
salzburg.gv.at oder  
unter
www.salzburg.gv.at/
energieberatung
erreichbar.

GRAZ
Aufgrund der mit 1. 1. 2009
in Kraft getretenen Verord-
nung über Abfallbilanzen
(BGBl. II Nr. 497/2008)
sind alle Sammler und Be-
handler von Abfällen ver-
pflichtet, Art, Menge, Her-
kunft und Verbleib von Ab-
fällen elektronisch aufzu-
zeichnen und einmal jähr-
lich eine Abfallbilanz an das
Elektronische Daten -
manage ment des Bundes
(EDM) unter ww.edm.gv.at
zu melden. Die Verpflich-
tung zur elektronischen
Aufzeichnung besteht seit 
1. Jänner 2010 und die erst-
malige Abfallbilanzmeldung
hat für das Jahr 2010 bis
spätestens 15. März 2011
zu erfolgen. Das Programm
dient als Aufzeichnungs-,

Bilanzierungs- und Melde-
werkzeug für gefährliche
und nicht gefährliche Abfäl-
le und kann im Internet un-
ter www.eadok.at kostenlos
heruntergeladen werden.
Die FA19D empfiehlt daher
den Einsatz der Software
„eADok“ für Gemeinden
und Verbände, die keine 
eigenen Software zur Erfül-
lung der Abfallbilanzverord-
nung in Betrieb haben. 
Zur Unterstützung von Be-
trieben und Gemeinden hat
das Land Steiermark seit
März 2010 eine EDM-Ser -
vicestelle in der FA13A ein-
gerichtet. DI (FH) Bernd
Hammer (Tel. 0316/877-
2806) steht den Gemeinden
als fachlich und technisch
versierte Ansprechperson
zur Verfügung.

SALZBURG
„Der Tourismus ist und
bleibt ein ganz zentraler
Stabilitätsfaktor in Salz-
burg. Die heurigen Über-
nachtungszahlen weisen
zur Hälfte des Sommers
von Mai bis Juli ein kräfti-
ges Plus aus. Salzburg liegt
knapp drei Prozent über
den Nächtigungszahlen des
Vorjahres und mehr als drei
Prozent über dem Schnitt
der vergangenen fünf Jah-
re. Dies ist in erster Linie
der Innovationskraft der
Salzburger Urlaubsregionen
und Unternehmen, aber
auch den Bemühungen des
Landes, etwa durch gezielte
zusätzliche Investitionen,

aber auch durch bestens
eingeführte Marken, wie
Almsommer, Via Culinaria,
Bauernherbst sowie dem
konsequenten Ausbau des
Sport- und Wellnessangebo-
tes zu verdanken“, erklärte
LHStv. Wilfried Haslauer
Mitte August.
Der Tourismus sei „maß-
gebliches Zugpferd unserer
Wirtschaft. Umso wichtiger
ist es, dass die Tourismus-
wirtschaft von der Politik
die notwendigen Signale
bekommt, dass wir auch in
Zukunft bereit sind, die not-
wendigen Schritte für eine
gedeihliche Zukunft zu un-
terstützen“, so Wilfried
Haslauer.

SALZBURG
Zu den Mitgliedern der Eu-
Regio Salzburg – Berchtes-
gadener Land – Traunstein
zählen 30 Städte und
Marktgemeinden in Salz-
burg und Bayern. Die neue
EuRegio-Broschüre „Städte
und Märkte“ informiert
über Geschichte, Ortsbild,
Wirtschaft und aktuelle Si-
tuation dieser 30 Städte
und Marktgemeinden in al-
phabetischer Reihenfolge.
Die Artikel wurden von ei-
nem grenzüberschreitenden
Autorenteam verfasst.
www.euregio-salzburg.eu

Sommertourismus mit kräftigem Übernachtungs-Plus 

Innovationskraft macht sich
bezahlt 

Neues Zentrum für Regionalwissenschaften

Gelungener Start

Elektronische Abfalldokumentation verpflichtend

FA 19D empfiehlt „eADok“

Porträts von 30 Märkten

Neue Broschüre 

Energieberatung

Bis zu 50 Prozent
Einsparpotenzial

Die altehrwürdige Karl-Franzens-Universität in Graz.



Tirol

Vorarlberg

BREGENZ
Die Vorarlberger Landes -
regierung hat die neuen
Richtlinien zur Bewilligung
von Beschneiungsanlagen
beschlossen.
Gemäß den neuen Richt -
linien darf die übliche Dau-
er der Wintersaison nicht
verlängert werden, das

heißt mit der ganzflächigen
Beschneiung der Skipisten
darf nicht vor 1. November
begonnen werden. Aller-
dings ist unter bestimmten
Umständen die Schnee -
erzeugung zur Anle-
gung von Schneede-
pots schon ab dem 
1. Oktober erlaubt. 

INNSBRUCK
Für die Durchführung von
internationalen Veranstal-
tungen und österreichi-
schen Meisterschaften er-
halten rund 90 Sportverei-
ne mehr als 140.000 Euro
aus dem Sportförderungs-
fonds. 40.000 Euro davon

gehen in Nachwuchsveran-
staltungen. „Tirol ist ein be-
liebter Austragungsort für
Sportevents. Unsere Vereine
haben einen guten Ruf als
Gastgeber und Veranstal-
ter“, freut sich
LHStv. Hannes
Gschwentner. 

INNSBRUCK
Die Tiroler Landesverwal-
tung führt einen Dienstfahr-
zeugpool mit 90 Autos auf
vier Standorten in Innsbruck
ein: Langfristig spart die
Landesverwaltung mit dem
zentralen Fahrzeugpool be-
trächtliche Kosten.  
Bislang waren die Dienst-
fahrzeuge der Landesver-
waltung bestimmten Orga-
nisationseinheiten zugeteilt,
mit Ende des laufenden Jah-
res wird ein zentrales
Dienstfahrzeug-Pool system
eingeführt. Der für den Be-
reich Fahrzeug- und Maschi-
nenlogistik zuständige LR
Christian Switak sieht in
dieser Umstellung gleich
mehrere Vorteile: „Wir er-
zielen damit einerseits eine

bessere Verfügbarkeit der
Dienstfahrzeuge für jeden
Bediensteten des Amtes der
Tiroler Landesregierung,
andererseits können Steh-
zeiten minimiert und da-
durch die Auslastung ver-
bessert werden. In weiterer
Folge dürfte auch die An-
zahl der Fahrzeuge redu-
ziert werden. Langfristig
spart die Landesverwaltung
mit dem zentralen Fahr-
zeugpool beträchtliche 
Kosten ein.“
Vor der endgültigen Umstel-
lung zum Jahresende läuft
bis Herbst 2010 ein Probe-
betrieb an der BH Inns-
bruck, um Nachjustierun-
gen noch vor dem Gesamt-
betrieb vornehmen zu kön-
nen. 

BREGENZ
Rund fünf Millionen Euro
stehen 2010 im Landesfeu-
erwehrfonds für die Vorarl-
berger Feuerwehren bereit.
Für LH Sausgruber besteht
die Aufgabe des Landes dar-
in, die Feuerwehren so gut

wie möglich zu unterstüt-
zen. Wichtiges Instrument
dabei ist der Landesfeuer-
wehrfonds. So wurden für
die Sanierung und Erweite-
rung des Feuerwehrgeräte-
hauses in Feldkirch knapp
200.000 Euro zugesichert.

BREGENZ
Im laufenden Jahr 2010 ha-
ben ca. 10.000 Menschen
an der Planung oder Umset-
zung von Projekten im Zei-
chen von „Kinder in die Mit-
te“ mitgewirkt. „Mit ,Kinder
in die Mitte‘ fördern wir ei-
ne gesamtgesellschaftliche
Entwicklung“, sagte LH Her-
bert Sausgruber. „Ziel ist es,
Impulse in den verschiedens-
ten politischen Handlungs-
feldern zu setzen und dabei

möglichst viele Menschen
aktiv einzubeziehen – in der
Familienpolitik, an den Kin-
dergärten und Schulen, in
der Jugendarbeit, in den
Gemeinden.“ Wie das Bei-
spiel Spielraumgesetz: Es
gibt Förderungen für natur-
nahen Spielplätze und Le-
bensräumen in Gemeinden,
die ein Spielraumkonzept
erarbeitet haben.
www.vorarlberg.at/
kinderindiemitte

Elektronisches Management – optimale Auslastung

Fuhrpark mit Pool-System Neues Bergisel-Museum bekommt Panoramarundweg

Brennpunkt europäischer Geschichte

Sportförderungsfonds

90 Sportvereine gefördert

Interessen von Natur und Tourismus gewahrt

Neue Beschneiungsrichtlinien

Funktionsfähige regionale Strukturen notwendig

Land steht hundertprozentig hinter
seinen Feuerwehren

Impulse für das Miteinander der Generationen 

Kinder in die Mitte 

LH Herbert Sausgruber, LR Greti Schmid und LR Siegi Stemer stell-
ten die Schwerpunkte der Initiative „Kinder in die Mitte“ vor.
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INNSBRUCK
In Ergänzung zum neu er-
richteten Bergisel-Museum
wird nun auch die Gestal-
tung der Außenanlagen in
Angriff genommen. „Ein
Panoramarundwanderweg

wird das thematische Kon-
zept des Museums als
Brennpunkt der europäi-
schen Geschichte der Neu-
zeit aufnehmen“, erklärt
Kulturlandesrätin Beate 
Palfrader.
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Personalia KärntenVerstorben

Verstorben

Bgm. Christian Scheider, LHStv. Uwe Scheuch, Albert Gunzer, 
Christine Jeremias und LH Gerhard Dörfler.

KLAGENFURT
Der Klagenfurter Vizebürger-
meister Albert Gunzer feierte
seinen 50. Geburtstag. LH
Gerhard Dörfler, LHStv. Uwe
Scheuch, Bürgermeis ter
Christian Scheider und
Stadträtin Christine Jere-
mias überraschten ihn des-
halb mit einer 50 km/h-Ta-
fel. Gemeinsam gratulierten
sie ihm herzlich zum „Run-
den“. Albert Gunzer ist seit
April 2009 Erster Vizebür-

germeister der Landeshaupt-
stadt, zuvor war er ab 2006
Stadtrat. Er ist Referent für
Finanzen, Wirtschaft, Kultur
und Liegenschaftsverwal-
tung. Von 2000 bis 2006 war
er Vizepräsident der Wirt-
schaftskammer Kärnten und
von 2004 bis 2006 Landtags-
abgeordneter. Der gebürtige
Bad St. Leonharder ist ver-
heiratet, Vater von drei Kin-
dern und Chef eines Farben-
großhandels.

EISENSTADT
„Mit großer Trauer und tie-
fer Betroffenheit“ reagiert
LH Hans Niessl
auf das plötzli-
che Ableben von
Dr. Heinrich We-
dral. Der Leiter
der Stabsstelle
Europabüro und
Statistik beim
Amt der burgen-
ländischen Lan-
desregierung,
der Anfang 
August im Alter
von 60 Jahren verstorben
ist, habe sich „herausragen-
de Verdienste um das Land
Burgenland erworben“. 
Besonders hervorzuheben
seien seine Leistungen 
um die Anerkennung des

Burgenlandes als Ziel-1-
Gebiet und die Umsetzung
der EU-Förderungen im

Land, die eine
neue Ära der
Modernisie-
rung und des
Aufstiegs ein-
geleitet haben.
„Das Land Bur-
genland ver-
liert nicht nur
einen heraus-
ragenden,
kompetenten
und vielseiti-

gen Mitarbeiter, sondern
auch einen großartigen
Menschen“, so Niessl. Auch
als langjähriger Präsident
der Psychotherapeuten im
Burgenland hat sich Wedral
große Verdienste erworben. 

Villach
Im Alter von 84 Jahren ist
Anfang August einer der
schillerndsten Politiker in
Kärnten verstorben. Erwin
Frühbauer war jahrzehnte-
lang Mitglied der Bundes-
bzw. Landesregierung und
ein politisches Schwerge-
wicht in der SPÖ. Der ge-
bürtige Steirer und Maschi-
nenschlosser kam über die
ÖBB in die Poli-
tik. Im Kabinett
von Bruno Kreis-
ky war Frühbau-
er für die SPÖ
Verkehrsminis -
ter, danach war
er 15 Jahre lang
Mitglied der
Kärntner Lan-
desregierung,
unter anderem
als Landesrat

und Landeshauptmannstell-
vertreter unter Landes-
hauptmann Leopold Wag-
ner. In Kärnten führte Früh-
bauer auch über Jahre die
Landesgruppe Kärnten des
ÖGB. Zu Frühbauers unbe-
strittenen Leistungen zählt
die Seenkanalisation, dank
derer die Kärntner Seen zu
den saubersten weltweit
zählen. In seine Amtszeit

fällt auch die Er-
richtung der
Maltatal-Stau-
mauer. Weniger
ruhmreich war
Frühbauers Wir-
ken bei der „Sa-
nierung“ des
Zellstoffwerks in
St. Magdalen bei
Villach, die mit
einer Milliarden-
Pleite endete.

Alles Gute zum 50er, Albert Gunzer

Klagenfurter Vizebürgermeister feiert runden GeburtstagBurgenland: Trauer um Dr. Heinrich Wedral

Dr. Heinrich Wedral

Erwin Frühbauer

Das Land verliert kompetenten 
Mitarbeiter und großartigen Menschen

„Kreiskys Verkehrsminister“ und 
„Sanierer der Kärntner Seekanalisation“

Kärnten: Erwin Frühbauer 84-jährig verstorben

WOLFPASSING
Erich Jungwirth, Vizebür-
germeister von Wolfpas-
sing im Bezirk Scheibbs,
NÖ, ist Anfang August bei
einem Verkehrsunfall ums
Leben gekommen. Sein
Auto prallte auf einer ge-
raden Straße gegen das
Fahrzeug eines Bekann-
ten, der einen Lkw über-
holte und das entgegen-
kommende Auto Jung -
wirths höchstwahrschein-
lich übersah. Obwohl die
Rettung nur wenige spä-
ter am Unfallort war, kam
jede Hilfe für beide Len-
ker zu spät. 

POTZNEUSIEDL
Der Bürgermeister von
Potzneusiedl im Burgen-
land, Franz Kaiser, ver-
starb Mitte Mai unerwar-
tet an einem Herzinfarkt.
Er wurde nur 63 Jahre
alt. Der SPÖ-Gemeinde-
vertreterverband verliert
einen äußerst beliebten
Bürgermeister. Er  war im
Gemeinderat der ehema-
ligen Großgemeinde 
Gattendorf-Neudorf, 
bevor er 1990 in dem 
505-Seelen-Ort Potzneu-
siedl als Bürgermeister
gewählt wurde. 
Das Amt als Obmann der
SPÖ Potzneusiedl hatte er
bis zuletzt inne.

NÖ: Verkehrsunfall

Erich Jungwirth
gestorben

Burgenland: Herzinfarkt

Bürgermeister
Franz Kaiser tot
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„Arbeitsbesuch“

Termin

Im August fiel der Start-
schuss für den Österreichi-
schen Verwaltungspreis
2010. Wie die zuständige
Ministerin Gabriele Hei-
nisch-Hosek ausführte, steigt
„in Zeiten, in denen auf-
grund der wirtschaftlich
schwierigen Situation an al-
len Ecken und Enden der
Sparstift angesetzt werden
muss, auch der Druck auf
den öffentlichen Bereich.
Mit weniger, aber gut moti-
vierten MitarbeiterInnen
muss es gelingen, das Ser -
vice für die Bürgerinnen und
Bürger ständig zu verbessern
und sich den neuen Heraus-
forderungen zu stellen. Das
bedeutet, dass am Steigern
der Effizienz und an innova-
tiven Lösungsansätzen per-
manent zu arbeiten ist.“
Um diese Effizienzsteige-
rungen und Innovations-
schübe sichtbar zu machen,
schreibt das Bundeskanzler-
amt auch heuer wieder den
Österreichischen Verwal-
tungspreis 2010 aus. Einer
breiten Öffentlichkeit die
Stärken und die Leistungs-
fähigkeit des öffentlichen
Dienstes sichtbar zu ma-
chen und allen Vewaltungs-
einheiten zu ermöglichen,
von den Besten zu lernen,
ist das Ziel des Verwal-
tungspreises 2010.

Alle Organisationseinheiten
im öffentlichen Dienst
Österreichs, einschließlich
der Eigenbetriebe und der
Eigengesellschaften, sind
herzlich eingeladen, sich bis
zum 
30. NOVEMBER 2010
mit ihren innovativen Pro-
jekten in den folgenden Ka-
tegorien zu bewerben:
3 Kategorie 1: „BürgerInnen -

orientierung – Die Sicht-
weise von außen interes-
siert uns“.

3 Kategorie 2: „Manage-
ment von Diversity, Inte-
gration und Gender – Po-
tenzial für die Verwaltung
von morgen“.
3 Kategorie 3: „BürgerIn-

nenmitwirkung – ein
Mehr an Demokratie -
qualität“.
3 Kategorie 4: „Bürokra-

tieabbau und Zusammen-
arbeit zum Nutzen der
BürgerInnen“.

Mit dem Verwaltungspreis
werden herausragende
Leis tungen, innovative Ent-
wicklungen und erfolgrei-
che Modernisierungspro-
zesse prämiert und einem
größeren Publikum vorge-
stellt. Das Lernen voneinan-
der sowie Austausch und
die Vernetzung zwischen
Verwaltungseinrichtungen
werden gefördert.
Weitere Informationen so-
wie den Link zum Online-
Bewerbungsformular (Be-
werbungen sind ausschließ-
lich online möglich) finden
Sie auf der Homepage des
Bundeskanzleramtes unter
www.bka.gv.at/
verwaltungsinnovation
(Unterpunkt „Wettbewer-
be“, „Österreichischer Ver-
waltungspreis“).

Österreichischer Verwaltungspreis 2010

Für mehr Effizienz und
Innovation
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Ministerin Gabriele Heinisch-
Hosek: „Machen Sie mit und
zeigen Sie die Innovationskraft,
die im öffentlichen Dienst
steckt.“

GUMPOLDSKIRCHEN und
LANGENLOIS
Liest man die Homepage
von Gumpoldskirchen, er-
fährt man vom berühmtes -
ten Weinort Österreichs.
Und offensichtlich hat der
Gumpoldskirchner Bürger-
meister Ferdinand Köck auf
der Langenloiser Homepage
gestöbert. Und da dürfte
ihn vor allem die Bezeich-
nung „größte Weinstadt

Österreichs“ dazu animiert
haben, Vergleiche zwischen
den beiden bekannten
Weinorten zu ziehen und
Langenlois mit seinem
Amtsleiter, einem Winzer
und Gemeinderat und dem
Gumpoldskirchner Polizei-
chef zu besuchen. Dort im
Kamptal bestimmt nämlich
auch der Wein auf unver-
gleichliche Weise das Leben
der Menschen ...
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Wein-Bürgermeister unter sich

WIEN
Zahlreiche umweltrelevante
Gesetze wie beispielsweise
das Wasserrechtsgesetz, das
Abfallwirtschaftsgesetz, aber
auch die Gewerbeordnung
enthalten Strafbestimmun-
gen für die der Nichteinhal-
tung von gesetzlichen oder
behördlich vorgeschriebe-
nen Bestimmungen. 
Darüber hinaus wurde
durch die Umwelthaftungs-
richtlinie der EU ein weite-
rer haftungsrelevanter
Rechtsbereich geschaffen,
der für die Beeinträchtigung

von Gewässern, Böden und
geschützten Pflanzen- und
Tierarten insbesondere 
finanziell weitreichende
Haftungen mit sich bringt.
Das Seminar am 28. Okto-
ber in Wien hat zum Ziel,
Führungskräften einen 
detaillierten Überblick 
über die relevanten Rechts-
vorschriften zu geben.

Das Programm im Detail
unter www.oewav.at
Anmeldungen per 
Fax 01/532 07 47 oder 
E-Mail  waschak@oewav.at

ÖWAV Praxisseminar Umwelthaftung am 28. Oktober

Vermeidung von Haftungsfällen in der 
Wasser- und Abfallwirtschaft

In der Amtsstube außerhalb der Dienstzeit: Bürgermeister Hubert
Meisl, Gemeindesekretär Ing. Harald Nirschl, Gemeinderat und
Winzer Johannes Gebeshuber, Polizeiinspektionskommandant
AbtInsp Rudolf Jagos, Bürgermeister Ferdinand Köck und Ing.
Gerold Merkl stellen fest: Dort wo Wein wächst, wächst auch die
Lebensqualität.
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Ehrungen des Bundes an verdiente Funktionäre
Für Verdienste um die Republik

Mit Entschließung vom 3. August 2010
hat Bundespräsident Dr. Heinz Fischer verliehen:
Die Goldene Medaille für Verdienste um die Republik an
3 Johann Mossbauer, ehem. Vizebürgermeister der Markt -

gemeinde Sattledt in Oberösterreich
3 Raimund Schrems, ehem. Gemeindevorstand der 

Gemeinde Kirchdorf am Inn in Oberösterreich
3 Franz Stranzinger, ehem. Gemeinderat der Gemeinde 

St. Veit im Innkreis in Oberösterreich
3 Richard Knauseder, ehem. Gemeindevorstand der 

Gemeinde St. Veit im Innkreis in Oberösterreich

Das Goldene Verdienstzeichen der Republik an 
3 Josef Wührer, ehem. Bürgermeister der Gemeinde 

Kirchdorf am Inn in Oberösterreich

Mit Entschließung vom 10. August 2010
hat Bundespräsident Dr. Heinz Fischer verliehen:
Das Goldene Ehrenzeichen für Verdienst um die Republik

Österreich an
3 Hubert Waibel, Ehrenpräsident des Vorarlberger 

Gemeindebundes und Ehrenmitglied des 
Österreichischen Gemeindebundes

Mit Entschließung vom 30. August 2010
hat Bundespräsident Dr. Heinz Fischer verliehen:
Die Goldene Medaille für Verdienste um die Republik an
3Monika Zoitl, ehem. Gemeinderätin der 

Markt gemeinde Hellmonsödt in Oberösterreich
3 Erika Marschner, ehem. Gemeinderätin der Gemeinde

Katsdorf in Oberösterreich
3 Stefan Schütz, ehem. Gemeindevorstand der Markt -

gemeinde Haslach an der Mühl in Oberösterreich
3 Adolf Pfeiffer, ehem. Stadtrat der Stadt gemeinde 

Grieskirchen in Oberösterreich
3 Ludwig Klimitsch, ehem. Gemeinderat der Markt -

gemeinde Haslach an der Mühl in Oberösterreich
3 August Haderer, ehem. Gemeinderat der Gemeinde

Windhaag bei Perg in Oberösterreich
3 Günther Saumer, ehem. Gemeindevorstand der 

Gemeinde Katsdorf in Oberösterreich
3 Günter Brunner, ehem. Gemeindevorstand der Markt -

gemeinde Hellmonsödt in Oberösterreich
3 Fritz Preinfalk, ehem. Gemeindevorstand der Gemeinde

Katsdorf in Oberösterreich

Die Integration von Zuwan-
derern und Menschen mit
Migrationshintergrund
stellt Politik und Gesell-
schaft vor große Herausfor-
derungen. Im besonderen
Maße gilt das auch für die
Gemeinden als Ort der Zu-

wanderung und des
Zusammenlebens.
Anhand von zwei
Gemeinden in
Österreich wird ge-
zeigt, wie die Integration
auf kommunaler Ebene ge-
staltet und gefördert wer-

den kann. 
Am praktischen
Handlungsbedarf
orientiert, liefert
das Buch eine Viel-

falt von Anregungen für in-
tegrationspolitische Gestal-
tungsmöglichkeiten.

Sachbuch

Integrationspolitik in Kommunen 

Gruber, Marika, „Integra-
tionspolitik in Kommu-
nen. Herausforderungen,
Chancen, Gestaltungs-
ansätze“, 1st Edition.,
2010
ISBN: 978-3-7091-0212-1
ISBN-10: 3-211-99151-4 
Springer-Verlag KG 
Sachsenplatz 4-6 
1201 Wien
Tel: 01/330 24 15

Das Buch

Das Silberne Verdienstzeichen der Republik an 
3 Johann Hartl, ehem. Vizebürgermeister der Stadt -

gemeinde Grieskirchen in Oberösterreich
3 August Schwertl, ehem. Vizebürgermeister der 

Gemeinde St. Lorenz in Oberösterreich

Mit Entschließung vom 31. August 2010
hat Bundespräsident Dr. Heinz Fischer verliehen:
Die Goldene Medaille für Verdienste um die Republik an
3 Anton Baumgartner, ehem. Gemeinderat der 

Markt gemeinde Unterweißenbach in Oberösterreich
3 Karl Mayrhofer, ehem. Gemeindevorstand der 

Markt gemeinde Waldhausen im Strudengau, OÖ
3 Veronika Stögmüller, ehem. Gemeindevorstand der

Markt gemeinde Haslach an der Mühl in Oberösterreich
3 Auguste Geit, ehem. Gemeinderätin der Markt gemeinde

Haslach an der Mühl in Oberösterreich
3 Elfriede Haidinger, ehem. Gemeinderätin der Markt -

gemeinde Andorf in Oberösterreich
3Manfred Sesser, ehem. Gemeinderat der Markt gemeinde

Andorf in Oberösterreich
3 Hubert Altenhofer, ehem. Gemeinderat der Markt -

gemeinde Gunskirchen in Oberösterreich
3 Alois Starzer, ehem. Gemeinderat der Markt gemeinde

Gunskirchen in Oberösterreich
3 Franz Fuchsberger, ehem. Gemeinderat der Markt -

gemeinde Gunskirchen in Oberösterreich
3 Josef Rathmayr, ehem. Gemeinderat der Markt gemeinde

Gunskirchen in Oberösterreich
3 Josef Brandstetter, ehem. Gemeinderat der Markt -

gemeinde Andorf in Oberösterreich
3 Josef Stegner, ehem. Gemeinderat der Markt gemeinde

Andorf in Oberösterreich

Das Silberne Verdienstzeichen der Republik an 
3 Erwin Ertl, ehem. Vizebürgermeister der Markt gemeinde

Andorf in Oberösterreich
3 Franz Flotzinger, ehem. Vizebürgermeister der Markt -

gemeinde Mörschwang in Oberösterreich

Das Goldene Verdienstzeichen der Republik an 
3 Johann Gebetsberger, ehem. Bürgermeister der Markt -

gemeinde Nussdorf am Attersee in Oberösterreich
3 Hermann Heisz, ehem. Bürgermeister der Markt -

gemeinde Ruprechtshofen in Oberösterreich
3 Josef Neumeyr, ehem. Bürgermeister der Markt gemeinde

Karlstetten in Oberösterreich
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Die Gemeinderatswahlen
im Mai 2010 haben nicht
nur in zwei Drittel der 
Südtiroler Gemeinden für
einen großen Wechsel in
den Amtsstuben gesorgt,
sondern sie betreffen auch
den Südtiroler Gemeinden-
verband. In diesem Sinne
werden Ende Oktober 2010
die Verbandsorgane neu 
gewählt. 

Wer wählt? 
Wahlberechtigt sind dabei
die Bürgermeister/innen der
116 Gemeinden und die Prä-
sidenten der sieben Bezirks-

gemeinschaften als Vertreter
der Mitgliedskörperschaften
des Südtiroler Gemeinden-
verbandes. 
Die Wahl selbst wird im
Rahmen der ersten Vollver-
sammlung nach den Ge-
meinderatswahlen durch -
geführt.

Wer wird gewählt?
Der Verband wird von ei-
nem Verwaltungsrat gelei-
tet, der aus dem Präsiden-
ten und sechzehn Mitglie-
dern besteht. Mitglieder des
Verwaltungsrates können
nur Bürgermeister/innen
und Referenten von Süd -
tiroler Gemeinden sowie  
ehemalige Bürgermeister/
innen ebendieser Gemein-
den sein. Der neue Präsi-

dent des Gemeindenverban-
des muss aus deren Reihen
stammen.
Im Sinne der Satzung setzt
sich der Verwaltungsrat fol-
gendermaßen zusammen:
Den Gemeinden gelegen im
Einzugsbereich einer Be-
zirksgemeinschaft steht je-
weils ein Verwaltungsrat-
mitglied zu. Die Gemeinde
Bozen ist im Verwaltungsrat
mit drei Mitgliedern vertre-
ten, wovon zwei der italie-
nischen Sprachgruppe an-
gehören müssen. Den Ge-
meinden mit mehr als
20.000 Einwohnern, mit
Ausnahme der Landes-
hauptstadt, und der Gruppe
der Gemeinden bis 1200
Einwohnern steht jeweils
ein Mitglied im Verwal-
tungsrat zu. Zwei weitere
Mitglieder müssen der italie-
nischen Sprachgruppe und
eines der ladinischen
Sprachgruppe angehören.
„Die Neuwahl der Verbands-
organe wird mit großer
Spannung erwartet. Im Ge-
meindenverband wurden in
der letzten Amtsperiode
sehr viele neue Akzente ge-
setzt und Projekte initiiert.
Dabei gelang es, den Ge-
meinden ein neues Selbst-
vertrauen und mehr Sicht-
barkeit in der Öffentlichkeit
zu verleihen. Wir hoffen,
dass dieser Geist auch die
zukünftige Amtszeit prägen
möge“, betont Vizepräsident
Wilfried Battisti Matscher.

Südtiroler
Gemeindenverband 
Genossenschaft, 
Kanonikus-Michael-
Gamper-Straße 10, 
I-39100 Bozen
Tel 0039-0471-304655,
Fax 0039-0471-304625
Email: info@gvcc.net

Kontakt

Neuwahl von Präsident und Verwaltungsrat
im Südtiroler Gemeindenverband

Karten werden neu 
gemischt 

„Die Neuwahl der Verbands -
organe wird mit großer Span-
nung erwartet.“ Vizepräsident
Wilfried Battisti Matscher.

Das Buch

Wohnen müssen alle, die
meisten zur Miete. Das
Miet- und Wohnrecht ist ein
Rechtsbereich, mit dem
sehr viele Menschen in Kon-
takt kommen, und zugleich
eine sehr komplexe Mate-
rie. Mit seinem nun in 6.
Auflage bei MANZ erschie-
nenen Ratgeber „Mieten
und Vermieten“ hat der
Wiener Rechtsanwalt Her-
bert Rainer es sich zur Auf-
gabe gemacht, das Miet-
und Wohn-
recht so
transparent
wie mög-
lich zu ge-
stalten.
Von „Ab-
schluss ei-
nes Miet-
vertrags“
über „Fragen zum
Mietzins“ bis zur „zwangs-
weisen Räumung“ gibt der
Ratgeber Antworten auf al-
le entscheidenden Fragen
eines Mietsverhältnisses: 
Wie kommt ein Mietvertrag
zustande? 
Wann darf eine Wohnung
untervermietet werden? 
Welche Rechte haben Ver-
mieter und Mieter? u.v.m. 
Das mit vielen Beispielen,
nützlichen Tipps und Hin-
weisen versehene Buch ent-
hält außerdem alle Neue-
rungen der Wohnrechtsno-
velle 2009.

Rudolf-Miklau, Florian,
„Naturgefahren-Manage-
ment in Österreich. Vor-
sorge – Bewältigung – In-
formation“, Verlag Lexis-
Nexis ARD ORAC, 2009 
ISBN: 978-3-7007-4109-1 
48,00 Euro
LexisNexis Fachbuch-
handlung, Riemergasse 1-
3, 1010 Wien
Tel.: +43-1-534 52-1721
Fax: +43-1-534 52-142
E-Mail: buchhandlung@
lexisnexis.at 

Vor dem Hintergrund einer
dramatischen Veränderung
des Weltklimas stellen Na-
turgefahren eine existenzi-
elle Bedrohung der mensch-
lichen Lebensgrundlage dar.
Auch in Österreich ist jeder-
mann ir-
gend-
wann und
irgendwie
mit Na-
turgefah-
ren kon-
frontiert.
Die Vor-
sorge,
Bekämpfung und Bewälti-
gung von Katastrophen ist
hingegen die Domäne von
Experten, Ingenieuren,
Behörden und Einsatzkräf-
ten. Naturgefahrenmanage-
ment ist überwiegend Auf-
gabe des Staates: die Orga-
nisation ist komplex, die
Rechtgrundlagen sind aber
unübersichtlich und zer-
splittert. Das Buch richtet
sich an die Betroffenen &
Personen, die von Naturge-
fahren und Naturkatastro-
phen bedroht sind, mit die-
sen leben und umgehen
müssen oder die Folgen zu
bewältigen haben. 
Es ist ein Handbuch für Bür-
ger, Entscheidungsträger
und Praktiker, ein Beitrag zu
mehr Sicherheit in einem
von Naturgefahren gepräg-
ten Land. 

Ratgeber

Mieten und 
Vermieten

Handbuch

Naturgefahren-
Management

Herbert Rainer, „Mieten &
Vermieten“, 6. Auflage,
MANZ 2010. 204 S. 
Preis 18,80 Euro
ISBN 978-3-214-03858-8 
Kundenbestellungen un-
ter 01/531 61-100 oder
Manz'sche Verlags- und
Universitätsbuchhand-
lung GmbH
Johannesgasse 23
1010 Wien
Tel.: +43 1 53161-0
bestellen@manz.at
www.manz.at

Das Buch
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Die Gemeinden und das 
liebe Geld
Die beherrschende Frage des
heurigen Herbstes wird sein,
wie die budgetäre Landschaft
Österreichs aussehen wird.
Bleibt kein Stein auf dem an-
deren oder geht es relativ nor-
mal weiter? Von der Antwort

auf diese Frage hängt ganz 
wesentlich ab, wie die finanzi-
elle Lage der Gemeinden 2011
aussehen wird. 
Es scheint aus heutiger Sicht
klar zu sein, dass die Zahl der
Abgangsgemeinden weiter
steigen wird. Aber auch das
ändert nichts an der Tatsache,
dass die Gemeinden die
Grundlagen der Daseinsvor-
sorge sicherstellen müssen.
Dazu brauchen sie Geld. Wo-
her und wie sie das auch in
schwierigen Zeiten bekommen
könnten, versuchen wir in der 
November-Ausgabe von 
KOMMUNAL zu beantworten.

Die Finanzierung der Kommunen im Jahr 2011

KOMMUNALE FINANZIERUNG

Vorschau auf Ausgabe 11/2010 (November):
In dieser Ausgabe:

3 APA-DeFacto Datenbank & Content -
management GmbH 102
3 Austria Glas Recycling GmbH 89
3 Bauernfeind GmbH. 93
3 BAWAG PSK 117
3 BRAMAC Dachsysteme International GmbH 104
3 Digitales Österreich – Bundeskanzleramt 62
3 Bundesministerium für Finanzen 68
3 Bundesministerium für Inneres
3 Bundesministerium für Land- und Forst-

wirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 66
3 CETRA Trading GmbH 115
3 CityChannel Werbevertrieb GmbH 115
3 Dr. Harald Pitters 117
3 DRIZORO AUSTRIA DOM GmbH 99
3 Ecolight Solare Beleuchtung GmbH 91
3 E-Control GmbH 100
3 Energie AG Oberösterreich Wasser GmbH 112
3 Erste Bank der österreichischen 

Sparkassen AG 81
3 Familie- und Beruf Management GmbH 70
3 FEEI 76
3 Forum Qualitätspflaster e.V. 98
3 Gesundheit Österreich GmbH, Geschäftsbereich

Fonds Gesundes Österreich 71
3 Gewerkschaft der Gemeindebediensteten 80
3 GRABKULT Technisches Büro für 

Innenarchitektur & Landschaftsplanung 116
3 Immorent AG 90
3 ITT Austria GmbH 83
3 KELAG – Kärntner Elektrizitäts-AG 98 + 105
3 KOMMUNALKREDIT Austria AG 95
3Manpower GmbH 109
3Mascot 89
3MERCEDES-BENZ Österreich Ges.mbH 78
3Microsoft Österreich GmbH 115
3MÜNZE Österreich AG Medaillen 79
3 Österreichische Post AG 101
3 Österreichische Vereinigung für das Gas- 

und Wasserfach 78
3 P+M Projektentwicklung und Management 

Holding GmbH 92
3 Personal & Informatik GmbH 94
3 PwC Corporate Finance Beratung GmbH 125
3 REECO Austria GmbH 87
3 RIS GmbH Internet-Lösungen und 

Dienstleistungen 106
3 Steinbauer Development GmbH 83
3WM Umwelttechnik GmbH 107

Fach- und Serviceinformationen für
die öffentliche Hand

KONTAKT
So erreichen Sie uns:

KOMMUNAL
Löwelstraße 6, 1010 Wien
Fax: 01/532 23 77
Web: www.kommunal.at

Mag. Sabine Brüggemann
Tel.: 01/532 23 88 – 12
sabine.brueggemann@

kommunal.at
Mag. Alexander Palaschke
Tel.: 01/532 23 88 – 14
alexander.palaschke@ 

kommunal.at

WINTERDIENST

3 Gemeinden sorgen für 
Sicherheit auf den Wegen

Der Winter kommt bestimmt. Auch wenn es
ein wenig abgedroschen ist, er wird kom-
men. Dann läuft wieder alles und schaut, ob
die Gehsteige frei sind, in Gesetzbüchern
wird geblättert, wer denn was zu kehren
hat und so weiter. 
KOMMUNAL versucht sich an Antworten.

VERKEHRSSICHERHEIT

3 Damit auf den Straße alles 
geordnet abläuft

Verkehrssicherheit ist weit mehr, als ein
paar Verkehrszeichen aufzustellen oder
Staßenlaternen richtig zu bestücken und zu
platzieren. Verkehrssicherheit ist auch Bau-
stellensicherheit und – ganz wichtig – die
Überwachung der Disziplin der Autofahrer.
KOMMUNAL zeigt auf, wer bei diesem kom-
plexen Thema was zu tun hat.

Vorschau auf Ausgabe 10 (Okt.)
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Mödling

Schwechat

Klosterneuburg

Traiskirchen

Zahlreiche Gemeinden profi tieren bereits von unserer sauberen Energie aus 100 % Wasser-

kraft. Auch Sie könnten bald zu ihnen gehören. Informieren Sie sich jetzt über unsere 

günstigen Tarife, das energiesparende Lichtservice und unsere umfangreichen Dienstleis-

tungen auf www.wienenergie.at oder bei einem unserer Berater unter (01) 977 00-38171.

Für über 80 Gemeinden rund um 
Wien erfolgreich unterwegs:
Die Gemeindebetreuer von Wien Energie.
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www.kommunalkredit.at
ÖSTERREICHS BANK FÜR INFRASTRUKTUR

MODERNE GESUNDHEITSZENTREN
für Bürgerinnen und Bürger

KADERSCHMIEDEN
für unsere Jugend

WASSERKRAFT 
als sauberer Stromlieferant

NACHHALTIGE ENERGIE
ohne Umweltbelastung

SOZIALE INFRASTRUKTUR
für eine funktionierende Gesellschaft

VERKEHRSWEGE
für rasche und sichere Verbindungen

WAS TUT DIE KOMMUNALKREDIT
FÜR ÖSTERREICH? 
Infrastruktur ist die Basis für eine erfolgreiche Zukunft. Aus diesem Grund legt die 
Kommunalkredit ihren strategischen Fokus auf die Finanzierung von Infrastruktur-
projekten, die einer breiten Öffentlichkeit zugänglich sind. Schulen, Kindergärten, 
Krankenhäuser, Energieversorgung, Anlagen der Wasserwirtschaft sowie der 
Ausbau des öffentlichen Nah- und Fernverkehrs sind für die Allgemeinheit uner-
lässlich. Jeder hat einen Nutzen davon. Unser Know-how und unsere Erfahrung sind 
bedeutendes Kapital für Städte und Gemeinden, damit sie ihre Vorhaben erfolgreich 
umsetzen können. Investitionen in öffentliche Infrastruktur sind ein wichtiger Motor 
für eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung und die Sicherung der Zukunft. 
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